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(A) erfüllbarer Wünsche, sondern ein Angebot an die
Koalition sein, zu einem Hochschulgesetz zu kom¬
men , und zwar bald , zu einem Hochschulgesetz , dem
ein langdauernder Rechtsstreit vor einer Vielzahl
von Gerichten erspart bleibt , zu ' einem Hochschul¬
gesetz, das die Erfahrungen und die schwierigen
Wege, die die Länder zurückzulegen hatten , tatsäch¬
lich auch berücksichtigt. Ich hoffe, daß uns dies bin¬
nen Jahresfrist gelingt.

Präsident Dr. h. c. Goppel : Das Wort hat Herr
Rau , Minister für Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen.

Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Herr Kollege Vogel hat
nach einer Aufzählung dessen , was nach seiner Auf¬
fassung an diesem Hochsdiulrahmengesetz geändert
werden muß , davon gesprochen , daß dies kein Kata¬
log unerfüllbarer Forderung sei, sondern ein Ange¬
bot an die Koalition.

Was ist das für ein Angebot an die Koalition,
das am Anfang eine hodtschulpolitisdie Landschaft
zeichnet, diese Landschaft als objektive Fotografie
ansgibt und doch eine Karikatur ist , die mit schwar¬
zen Strichen die Wüste sozialliberaler Universitäten,
die Versteppung durch sozialdemokratische Univer¬
sitätsgesetze , bis hin zu Rahmenrichtlinien , die
offenbar häufiger zitiert , als im Zusammenhang ge¬
lesen werden , daistellt , und das dann die lichten
Oasen jener Länder, ihrer Hochschulen und ihrer
Gesetze dagegenstellt , die es ja immer geahnt , im-
mer gesagt und immer gewußt habenI

Offenbar ist der Bundesregierung der große Wurf
nicht gelungen , jedes Freundes Freund zu sein , denn
■das , was hier als blaß , als orientierungslos , als sich
den Interessen beugende Reformiosigkeit genannt
wird , das ist in Wirklichkeit — Herr Kollege Vogel
hat es an anderer Stelle dann auch gesagt — ein
respektabler Entwurf gegenüber einem Sachgebiet
und angesichts einer politischen Problematik , die
uns in allen Ländern, unterschiedlich von unserer
politischen Orientierung , seit Jahren beschäftigt,
bemüht und uns alle vor unterschiedliche Schwierig¬
keiten stellt , die nicht auf diese WeLse zwischen
Ländern dieser oder jener Orientierung aufgeteilt
werden können.

Eine solche Aufteilung ist nur dann möglich,
wenn man nicht den Text nimmt, sondern statt des
Textes Vermutungen übeT die Motive derer anstellt,
die den Text besprochen , erörtert und formuliert
haben . Es kann nicht von einer Diskriminierung
der Habilitation die Rede sein , sondern die vielfach
noch vorhandene Heiligsprechung der Habilitation
soll beendet werden . Wer sich die Hochschulge¬
schichte der letzten Jahrzehnte ansieht — nicht nur
der Bundesrepublik — , der wird feststellen , daß die
Habilitation ein Mittel zur Gewinnung von Hoch¬
schullehrernachwuchs gewesen ist — aber eben je¬
weils nur ein Mittel — und daß es daneben eine
respektable Geschichte gibt, die andere Wege in
Lehre und Forschung hinein aufgezeigt hat

Was bedeutet denn , so frage ich , der Vorwurf der IQ
Verschulung , gesprochen von jenen , die Verantwor¬
tung auch für Schulen haben , und der Hinweis auf
die Forschungsfeindlichkeit dieses Entwurfs ange¬
sichts der Tatsache , daß es keine politische Kraft
gibt , die nicht immer wieder darauf hinweist und
immer wieder ausspricht , daß Forschung zum unver¬
zichtbaren Bestandteil aller Hochschulen gehören
muß , weil sie — und nicht nur , Soweit sie — der
Lehre dient? Denn jede Lehre , die nicht durch For¬
schung kontrolliert wird und sich kontrollieren läßt,
wird tendenziell zut Irrlehre.

Aber haben wir denn nicht gelernt und gehört , daß
die Frage , wie denn Forschung nun in unsere hohen
Schulen hineingezogen und hineingenommen wer¬
den könne , nicht erst diese Bundesregierung und
ihre Vorgänger bewegt , sondern daß diese Frage
die Hochschulgeschichte unseres Landes seit Jahr¬
hunderten begleitet ? Philipp Melanchlhon hat seine
Antrittsvorlesung über Studienreform in Wittenberg
gehalten . Schleiermacher hat Kritik geübt an der
Berliner Universität und daran , daß sie nicht genug
orientiert sei an den Berufszielen derer , die in ihr
studieren , daß in den Universitäten manche zweck¬
freie Forschung , zu der Ja gesagt werden muß , ent¬
stellt und verzerrt werden kann zu einer zweck¬
losen Forschung , die wir an unseren Hochschulen
nicht haben dürfen und nicht haben wollen.

Niemand will die Freiheit als Medium der Wis¬
senschaft abschaffen , begrenzen , relativieren , aber
jeder — so hoffe ich — wird bei der augenblicklich
und in den nächsten Jahren nötigen Konzentration
auf Lehre, und zwar auf einer durch Forschung und pj
Forschungsergebnisse gesicherten Lehre , auch die
Freiheit derer sehen müssen , die vor den Toren un¬
serer Hochschulen noch warten , weil sie am Prozeß
der Forschung und der Lehre in der Freiheit betei¬
ligt werden möchten.

Darum meinen wir nicht , daß wir mit dem Begriff
der Verantwortung vor der Gesellschaft , der im
Entwurf des Hochschulrahmengesetzes steht und
von dem Herr Kollege Vogel meint , er werde , dem
Zeitgeist entsprechend , der in Art . 5 Abs . 3 GG
gesicherten Freiheit von Forschung und Lehre über¬
geordnet , dem Zeitgeist nachlaufen , sondern wir
glauben in der Tat , daß es zur Freiheit von For¬
schung und Lehre gehört , die Verantwortung vor
der Gesellschaft nicht nur nicht aus dem Blick zu
verlieren , sondern sich ihrer ständig bewußt zu sein
und dieses Bewußtsein auch institutionell gegen¬
über den Kräften und den Gruppen der Gesell¬
schaft zu verantworten , die so oft von denen zitiert
werden , die jetzt Sorge haben , hier werde ein
schlimmer hessischer Artikel übernommen.

Wir glauben , daß die Bundesregierung die Rah¬
menkompetenz ausschöpft , daß der Entwurf Anlaß
und Ermutigung gibt , im weiteren Verlauf der Ver¬
handlungen in Bundestag und Bundesrat eine Fülle .
wichtiger Einzelfragen zu klären ; aber wir glauben
gleichzeitig , daß dieser respektable Entwurf mit dem
Ziel der integrierten Gesamthochschule , ohne dieses
Ziel ausschließlich zu formulieren und zu postulie¬
ren , der hochschulpolitischen Entwicklung in der
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CA) Bundesrepublik neue Ziele setzt und neue Wegeeröffnet.
Das geschieht mit Instrumentarien , über die wir

miteinander reden können und sollen , wenn wir es
aufgegeben haben , die Karikatur als die Photogra¬
phie auszugeben und eine so farbenfrohe Landschaft
mit so vielen Grautönen zu malen , wie ich das eben
glaube vernommen zu haben.

Dabei wird es um Studienreformkommissionen
gehen , die in der Tat den Sachverstand der Verant¬
wortlichen aktivieren . Dabei wird es nicht darum
gehen , daß am Grünen Tisch gehandelt und nachher
übergestülpt wird auF diejenigen , um deren Berufs¬
bilder und Tätigkeitsbilder es geht . Aber es darf
doch wohl ein freimütiges Gespräch darüber geben,
wer denn in solchen Fragen abs timmt , wer als Sach¬
verständiger gilt oder wer sich ein Stück weit her¬
auszuhalten hat , damit er hernach die Ergebnisse der
Studienreform auch auf andere Bereiche übertragenkann.

Das bedeutet , daß zum Beispiel bei der Frage der
Drittmittelforschung die Problematik nicht darin
liegt , daß die Bundesregierung wiederum blaß, orien¬
tierungslos , sich Interessen beugend , reformlos über¬
nimmt , was Linke oder Rechte angeblich geradefordern , sondern es geht wirklich darum , daß Dritl-
mitlelforschung so begrenzt wird , wie Herr Kollege
Vogel es hier ausgesprochen hat , daß nämlich die
Rechte anderer nicht tangiert werden . Die Frage ist
nur , wer denn dies entscheidet , wenn nicht das
gewählte Gremium eben dieser anderen , wenn
nicht der Fachbereich und sein Organ . Wie denn

(B) sonst ? Nur durch die überörtlichen Einrichtungenoder gar durch diejenigen Dritten , die die Mittel
erbringen?

Lassen Sie mich dies noch ansprechen ! Ich glaubenicht , daß die Bundesregierung bei der Regelungüber die Zugänge , zu denen auch wiederum man¬
cherlei Kontroverses in mancherlei Erörterungenwird gesagt werden können , den Respekt vor den
elf Landtagen hat vermissen lassen . Vielleicht hat
sie zur Kenntnis genommen, daß es Landtage ge¬
geben hat , die die Zustimmung zum Staaisvertragmit der politischen Erklärung verbunden haben, sie
erwarteten , sie erhofften und sie erbäten eine die¬
sen Staatsvertrag ablösende Regelung durch den
Bundesgesetzgeber . Vielleicht hat sie zur Kenntnis
genommen , daß dies gerade der Wunsch jenes
Koalitionspartners im Bund und in manchen Län¬
dern war , dessen bedeutenden Anteil an diesem
Entwurf Sie, Herr Kollege Vogel, aus Gründen , die
hier niemand ahnt , so hervorgehoben haben!

(Heiterkeit .)
Natürlich müssen unsere Auswahlkriterien stän¬

dig leistungsbezogener , ständig besser nachprüfbar
werden . Aber wer redet denn einmal darüber , wel¬
cher Xeistungsbegrlff dem zugrunde liegt , wie denn
diese Leistung ermittelt und entwickelt wird und
ob denn wirklich der Zeitpunkt und der Tag der
Erlangung der Hochschulreife im Sinne unseres
Abiturs jenes richtige Datum ist , an dem die Blitz¬
aufnahme überden Leistungsstand dessen , der einen

Studienplatz erwartet , das richtige und das gerechte ^
Bild gibt?

Wir werden den Zielkonfiikt zwischen den §§ 41
und 47 zu lösen haben . Wir werden zu reden haben
über die Abgrenzung zwischen Rechts- und Fach¬
aufsicht , über Nichtöffentlichkeit und über Qualifi¬
kation der Leitung der Hochschule . Aber wir wer¬
den dies tun, meine Damen und Herren , auf der
Basis eines respektablen , verbesserungsfähiger !, ver¬
besserungswürdigen , uns alle — wie ich hoffe und
glaube — ein Stück weiterbringenden Entwurfs, der
uns nach anderen Ansätzen und nach früheren Ver¬
suchen die Chance gibt , rechtzeitig ein Gesetz zu
bekommen , mit dem wir eine schwierige Materie
nicht abschotten , nicht abtöten , sondern ihr Wege
öffnen, sich in der Freiheit zu entwickeln , die wir
der Wissenschaft sichern und die wir möglichst
vielen jungen Menschen in unserem Lande eröffnen
möchten.

Präsident Dr. h . c . Goppel : Das Wort hat Herr
Bürgermeister Kaschnick.

Kosdmldc (Bremen) : Herr Präsident ! Meine
Damen ! Meine Herren ! Der Senat der Freien Hanse¬
stadt Bremen begrüßt die Grundkonzeption des vor¬
gelegten Entwurfs für ein Hochschulrahmengesetz.
Der Senat ist der Auffassung , daß dieses Gesetz —
obwohl in weiten Teilen zwangsläufig ein Kompro¬
miß — ein Grundstein für die dringend notwendige
neue Ordnung im Hochschulwesen der Bundesrepu¬
blik Deutschland sein wird , einer Ordnung , die sich pjnicht vorrangig an föderalistischen Zuständigkeiten,
sondern an gesamtstaatlichen und gesellschaftlich « !
Forderungen orientiert

Trotz dieser grundsätzlichen Zustimmung muß je¬
doch nachdrücklich auf einige Probleme hingewie¬
sen werden , die nach bremischer Auffassung durch
das Hochschulrahmengesetz nicht akzeptabel ge¬löst sind . Es handelt sich einmal um die neuen
Zugangs - und Auswahlkriterien , zum anderen um
die unserer Meinung nach zu einertgende Festlegung
der Mitbestimmung an den' deutschen Hochschulen.

Die Ministerpräsidenten der Länder haben sich
im Zusammenhang mit dem Staatsvertrag über die
Vergabe von Studienplätzen eingehend mit dem
Problem der Vergleichbarkeit von Abiturnoten be¬
faßt Bremen hat schon in dieser Diskussion immer
wieder darauf hingewiesen , daß Schulabschlußzeug¬
nisse nur einen sehr beschränkten Vergleich der
Qualifikation von Studienbewerbern zulassen . Wis¬
senschaft und Praxis und die noch heute geführten
engagierten , fast emotionalen Diskussionen im poli¬
tischen Raum haben die Richtigkeit unserer An¬
sicht -bestätigt . Trotzdem geht auch das Hochschul¬
rahmengesetz wieder in entscheidendem Maße von
den Noten im Abiturzeugnis als Zugangsvorausset¬
zung zum Hochschulstudium aus. Festzuhalten ist:
Spitzenbegahungen sollten auf Grund der Abitur¬
noten bevorzugt zugelassen werden . Die im Hoch¬
schulrahmengesetz vorgesehene weitergehende Be¬
rücksichtigung der Abttumoten bringt jedoch nach
Meinung des Senats keine gerechte Zulassung.
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(A) bezug auf die wirklichen Probleme der Hochschule
bleibt es vage und wortkarg.

Es wird die Aufgabe der unionsregierten Länder
sein, im Vermittlungsausschuß einen letzten ernsten
Versuch zu machen, die richtige Gewichtung wieder
herzustellen, das heißt , Lösungen für die wirk¬
lichen Probleme der Hochschulen zu finden und nicht
Scheinlösungen für Scfaeinprobleme. Eine Einigung
wird nicht einfach sein.

Präsident Kübel : Nach dem Freistaat Bayern —
Nordrhein-Westfalen. Das Wort hat Herr Minister
Rau.

Ban (Nordrhein-Westfalen ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren , nach dieser interessanten
demoskopisdhen Untersuchung .der DKP-Orientie-
rung von Studenten in den verschiedenen Bundes- •
ländern nach politischen Gesichtspunkten , Herr
Kollege Maier, läge es natürlich nahe , weitere Ver¬
gleiche anzusteüen . Zum Beispiel zu vergleichen,
wie denn — gemessen an der Bevölkerung — der
Anteil der Abiturienten in den verschiedenen Bun¬
desländern ist — hier liegt Bayern am Ende der
Skala aller Bundesländer — , festzustellen , wie denn
möglicherweise prozentual und absolut im öffent¬
lichen Dienst jene Kräfte beschäftigt sind , die wir
zu den Radikalen rechnen, und dabei Feststellungen
zu machen, die das bisherige Gewicht und angeb¬
liche Gesicht von A- und B-Ländern in der öffent-
lidikeit sicher anders darstellen würden , als es jene
Karikatur tim kann, die den Hochschulen in etlichen® Bundesländern anlastet , sie seien bestimmt von
Gruppenstrategie , Leistungsabfall und Ideologisie-
rung. Ich habe gegen dieses Bild, das Herr Minister¬
präsident Filbinger, Herr Kollege Vogel und auch
Sie , Herr Kollege Maier , hier gezeichnet haben,"zwei Vorbehalte.

Erstens verrät es einen Mangel an geographischen
Kenntnissen.,- denn es ist nicht so , daß die Phasen
der Unruhe in den hinter uns liegenden sechs Jah¬
ren irgend etwas zu tun gehabt hätten oder zu tun
gehabt haben könnten mit den politischen Orientie¬
rungen der Landesregierungen . Es ist nicht so , als
könne man hier das Bild aufrechterhalten , als gebe
es die , wie Herr Ministerpräsident Filbinger in sei¬
nem ersten Abschnitt gesagt hat , erfolgreichen Län¬
der in der Hochschulpolitikund die anderen , und die
erfolgreichen wären dann diejenigen , die die Mehr¬
heit in diesem Hause tragen , und die anderen wären
diejenigen , die in diesem Hause für das , was heute
ansteht , keine Mehrheit zu finden imstande sind.

Das sind Karikaturen , und sie sind in der Politik
erlaubt . Aber wer Karikaturen als Fotografien
ausgibt , der täuscht den Hörer , und der muß sagen,
welchen Weg er denn gehen will , den beschlosse¬
nen , im Bildungsgesamtplan von uns miteinander
verabredeten oder den heute hier vorgetragenen.Von dem heute hier vorgetragenen sprach Herr
Ministerpräsident Filbinger, als er die Drosselungder Abiturientenzahlen von 24 auf 20 Prozent aus-
spraefa und als ein Ziel seiner Politik darstellte . Was
ist das denn für eine Politik , die mit der Abkehr

vom Bildungsgesamtplan , auf den wir uns in Jahren (Q
verständigt haben , gleichzeitig die erreichte Durch¬
lässigkeit mindert , zweitens den Numerus clausus
von der Hochschule in die Schule verlagert , die Wie¬
derentdeckung und die Wiedereinrichtung der Auf¬
nahmeprüfungen in die Gymnasien zur Vorausset¬
zung hat ? Was soll dann noch das Reden von der
Vorschulerziehung ? Was soll dann noch das
Reden von der Chancengleichheit oder von der
Chancengerechtigkeit ? Was tun wir dann , wenn
nicht bildungspoiitisches Schattenboxen mit der Ein¬
führung von Orientierungsstufen oder der Reform
der gymnasialen Oberstufe ? Sind wir dann nicht da¬
bei , uns nicht nur über ein Gesetz zu streiten , das
eine langwierige und schwierige Entstehungsge¬
schichte hat , sondern sind wir dann nicht dabei , uns
die in Jahren erarbeiteten gemeinsamen Grundzüge
einer gemeinsamen Bildungspolitik jeweils wegzu¬
nehmen und gegenseitig zu bestreiten?

Ich meine, es sei auch nicht zulässig , nur damit die
Karikatur den ästhetischen Ansprüchen des Zu¬
schauers genügt , das Gespenst von der Arbeitslosig¬
keit der Akademiker an die Wand zu malen . Es sei
denn , man nimmt die vorliegenden Zahlen etwa der
Bundesanstalt für Arbeit nicht ernst , man nimmt
nicht zur Kenntnis , daß immer noch in dieser Gesell¬
schaft — das kann man beklagen oder begrüßen —
mit einer gehobenen Bildung auch eine relative
Sicherheit des Arbeitsplatzes erreicht worden ist und
daß immer noch die relative Arbeitslosigkeit in
allen Ländern, die mit diesem Problem 2Utun haben,
bei den akademisch Gebildeten geringer ist als bei
den übrigen . Vielleicht ein Gesichtspunkt dafür , ^
daß es so manche Abschottungstendenzen in der
Bildungspolitik der letzten Jahre gibt, soweit sie
sich als Standes- und als Ständepolitik mißversteht

Es gibt Übereinstimmungen , und wir sollten bei
diesen Übereinstimmungen bleiben . Wir sollten ver¬
suchen , sie im VermitUungsausschuß auszubauen
und noch einmal zu befestigen . Es gibt Übereinstim¬
mung darin , daß unsere Hochschulen funktionsfähig
gehalten werden müssen . Aber diese Übereinstim¬
mung zerrinnt , wenn man — aus welchen Gründen
auch immer — der Hochschule des anderen , oder
des angeblich anderen , als wären wir ihre Eigner,
unterstellt sie hätten ja den Abfall der Hochschu¬
len von der Leistung , den Abfall von der Objektivi¬
tät verschuldet.

In dem Land, für das ich spreche , sind die Hoch¬
schulen funktionsfähig . In dem Land , aus dem ich
komme, studieren an den fünf Gesamthochschulen
30 000 Studenten , und 6 000 davon in integrierten
Studiengängen . Das sind ebenso viele wie die Län¬
der Schleswig-Holstein , Rheinland -Pfalz und Ham¬
burg jeweils insgesamt ausbilden . In diesen Gesamt¬
hochschulen hat sich die Zuordnung der Fachbereiche
in neuen Strukturen ebenso bewährt wie die Mit¬
wirkung der Hochschulangehörigen an den Entschei¬
dungen . Dies sind keine Hochschulen, in denen Lei¬
stung mit Rabatt angeboten wird , sondern dies sind
Hochschulen, in denen aus Gründen der Ungedulddie Studienieform schon in Gang gekommen ist.
Wir haben aus Gründen der Ungeduld im Vorgriff
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(A) auf das zu verabschiedende Hochschulrahmengesetz
Studienreformkommissionen in unseren * Lande ein¬
gerichtet , und wir haben aus Gründen der Ungeduld
in den. integrierten Studiengängen begonnen , abzu¬
bauen , was es an unterschiedlichen Zugangsvoraus¬
setzungen von Fachoberschule oder Gymnasium her
gibt. Aber nicht weil wir den Rabatt bieten wollten,
sondern weil wir glauben , daß es , solange unsere
Schule in vielen Bereichen noch schichtenspezifisch
orientiert ist , auch gelten muß , daß sich die Fähig¬
keit zum Studium im Studium erweist , und daß in
den Brückonkursen Qualifikationen nachgeholt und
erstritten werden können.

Wer die Karikaturen zuläßt und sie als Fotogra¬
fien ausgiht , der soll aufhören , sich als der Archivar
und als der Lordsiegelbewahrer des Richtigen, des
Wahren , des Alleinstimmenden mißzuverstehen . Den
Wettbewerb zwischen den Ländern und ihren Hoch¬
schulen haben wir nicht zu scheuen . Aber wer jetzt
beginnt , über die Drosselung der Abituricntenzah-
len , auf die wir uns verständigt hatten , Lebensstopps
zu verordnen , Chancen junger Menschen zu begren¬

zen , statt Phantasie und Intelligenz darauf zu ver¬
wenden , zusätzliche Berufsangebote auch im nicht¬
akademischen Bereich zu machen und heiauszufin-
den, der verzerrt die hochsdiulpolitische Topogra¬
phie unseres Landes , und der fügt denen Leid zu,
der schädigt die , die mit großen Erwartungen auf die
gemeinsamen Bemühungen der Bildungspolitiker ge¬
blickt haben , und die seit fünf Jahren darauf warten,
daß wir endlich dieses Hochschulrahmengesetz zu¬
stande bringen.

P)
Präsident Kübel : Das Wort hat Bürgermeister

Professor Biallas aus Hamburg.

Prof . Dr . Biallas (Hamburg ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Auch ich möchte dieses
Gesetz ein wenig an seinen Zielen messen , an dem
wohl wichtigsten Ziel der Einheitlichkeit , sei es in
der äußeren Struktur der Hochschulen, sei es in der
inneren Struktur der Hochschulen, sei es auch in der
Personalstruktur.

Was ursprünglich das erklärte büdungspolitische
Ziel war , und was zu Beginn der Diskussion eigent¬
lich auch in den CDU-regierten Ländern sehr viel
weniger bestritten wurde als heute , ist doch die
Neuordnung des tertiären Bereichs gewesen , die
Neuordnung auf dem Wege über die Gesamthoch¬
schulen. Dieses Ziel ist im Verlauf des Gesetzge¬
bungsverfahrens immer mehr relativiert worden.
Aus der beinahe verbindlichen integrierten Gesamt¬
hochschule ist jetzt das Nebeneinander von additi¬
ver und integrierter geworden . Es zeichnet sich ab,
daß alsbald all dies möglich sein wird : die ursprüng¬
liche Hochschulstruktur und die verschiedenen For¬
men der Gesamthochschule . Wenn sich Herr Vogel
beklagt , daß dies doch Halbherzigkeit sei , daß man
Hann wenigstens versuche , über integrierte Studien¬

fänge ein bißdien von dem ursprünglichen hoch-
:chuIpolitisdien Ziel zu erhalten , und warum man
licht gleich von vornherein sage , was man wolle,
Hann kann ich Ihnen doch nur sagen : Im Verlaufe

der Beratungen des Bundestages haben die Bemü - fQ
hungen der Koalition , ein auch für den Bundesrat
annahmefähiges Gesetz zu machen , zu genau diesem
Resultat geführt . Es scheint mir ein wenig zynisch
zu sein , das den Kompromißbereiten anschließend
auch noch vorzuhalten.

Die Frage ist für mich auch, wie das mit der Ein¬
heitlichkeit im Inneren bestellt sein soll, wenn wir
den Vorschlägen und Vorstellungen der unions¬
regierten Länder folgen wollen . Die Studienreform-
ausschiisse , die eigentlich für die Länder dieses Ziel
haben und die auch dann für das gesamte Bundes¬
gebiet die Studienreform betreiben sollen , sind un¬
erläßlich ; vor allem auch unerläßlich auf Bundes¬
ebene , wenn man das Ziel der inneren Einheitlich¬
keit auch noch halbwegs retten will.

Ich würde es für unerträglich halten , wenn die
Studienreform am Ende darauf hinausliefe , daß
jeder das macht, was ihm paßt , lind daß die Abstim¬
mung über die Ländergrenzen hinweg nicht mehr
möglich wäre.

Dem Ziel der Abstimmung in den Ländern und
über die Ländergrenzen hinweg dient doch wohl
auch das , was als Hochschulkonferenz für die Länder
und für den Bund vorgeschlagen wird . Wer davon
ausgeht , daß die innere Gestaltung der Hochschule

.jedenfalls ohne diese nicht vorgenommen werden
kann und vorgenommen werden sollte — und wer
einen Rest von Autonomieanspruch der Universitä¬
ten und Hochschulen bejaht , wird dies sicherlich nidit
bestreiten wollen —, der wird für die einheitliche Re¬
gelung in Ländern und im Bund Institutionen schaf- ®)
fen müssen , in denen die Hochschulen als autonome
Gesprächspartner für den Staat auftreten können.
Genau dieses Ziel verfolgen Hocfaschulkonferenzen.
Die Hodisdiulkonferenzen ergeben sich für mich und
für meine politisdien Freunde aus der für uns un¬
strittigen Autonomie der Hochschulen einerseits und
andererseits daraus , daß die Einheitlichkeit der in¬
neren Struktur über die Grenzen der Bundesländer
hinweg gewahrt werden sollte.

Das Ziel des Gesetzes : Hochschulreform wird , so
glaube ich, auch durch viele Ihrer Vorschläge in
Frage gestellt Ich möchte einmal die Frage aufwer¬
fen , was Ihnen das Recht gibt , zu behaupten . Sie al¬
lein , Herr Vogel , Sie allein , Herr Maier , hätten
funktionsfähige Hochschulen, in denen der Lei¬
stungsabfall nicht zu verzeichnen gewesen sei , durch
Ihre Gesetze , durch Ihre politische Haltung bewirkt
Bei uns gibt es Immer noch viele Berufungen, auch
von bayerischen Universitäten nach Hamburg . Wir
berufen auch Leute von anderen Universitäten , und
niemand hat bisher den Hamburgern vorgehalten,
sie hätten es nicht vermocht , einerseits Hochschul¬
reform durch Universitätsgesetze zu betreiben und
andererseits einen doch sehr beachteten Leistungs¬
standard zu halten.

Ich halte dies also für ein sehr vordergründiges
Argument Ich bezweifle auch nicht, daß im VerlauT
von Hochschulreformen manches geschehen ist , was
mit dem ursprünglichen Leistungsgedanken der Uni¬
versität nur sdiwer zu vereinbaren ist . Die Frage ist
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(A) stand, da hat sie immer wieder die Initiativen er¬
griffen , die notwendig waren , damit dieses müh¬
same Werk der europäischen Einigung vorankam.
Dieser Flan und auch dieses Selbstverständ nis der
Europäischen Kommission ist seit einer Reihe von
Jahren aus den Gründen , die wir kennen , nicht
mehr oder zumindest nicht mehr in ausreichendem
Maße gegeben.

Dann ist es eine Zeitlang die französische Regie¬
rung gewesen, die ihrerseits ein Konzept von der
Zukunft Europas hatte , von einer Art Führungs¬
und Initiativrolle in Europa , mit allen Grenzen, die
diesen Bemühungen deshalb auferlegt worden
waren, weil eine ganz bestimmte gaullistische Phi¬
losophie dahinterstand . Auch diese Initiativen sind
nicht mehr spürbar.

Deshalb meine ich — ich habe das schon ange¬
deutet —, daß hier - eine besondere Verantwortung
der Bundesrepublik zufälU . Nicht , daß wir den Feh¬
ler begehen sollten , einen Führungsanspruch in
Europa zu erheben — das wäre grundfalsch —, aber
daß wir doch immer die Treibenden sind, immer
diejenigen , die bereit sind , voranzugehen und auch
für das Ganze zu denken und dafür auch Opfer zu
bringen; denn wenn es nicht irgend jemanden in
dieser Gemeinschaft gibt , der nicht auf Heller und
Pfennig nachrechnet , was er nun herausbekommt,
nachdem er etwas in diese Gemeinschaft hinein¬
gegeben. hat , dann kann das Einigungswerk nicht
gelingen.

Ich sagte , das muß mit . Takt , das muß mit einer
großen Beharrlichkeit geschehen . Aber der Tinde-

(B) mans-Bericht — und das ist sein eigentlicher Wert
— gibt uns eine Chance , die Dinge etwas weiter¬
zutreiben. Das wollte ich zum Ausdruck gebracht
haben . Ich wäre dankbar , wenn wir uns alle da¬
für . einsetzten, daß diese Chance auch von der
Bundesrepublik und den anderen Mitgliedstaaten
effektiv genutzt wird.

Amtierender Präsident Dr. Stoltenberg : Das Wort
hat Herr Minister Rau.

Rau (Nordihein-Westfalen ) : Herr Präsident , mei¬
ne Damen und Herren ! Wenn , das stimmt, daß Zwei¬
fel an der Frage angebracht sind , ob der Zeitpunkt
für Europa nicht schon verpaßt ist , wie Herr Mini¬
sterpräsident Albrecht es soeben ausgesprochen hat,
und wenn auf der anderen Seite auch seine zweite
Bemerkung zu diesem Thema stimmt, daß wir keine
Alternative zu Europa haben , dann wird unsere
Aufgabe darin bestehen, jenen merkwürdigen Wi¬
derspruch aufheben zu helfen , den ich darin sehe,
daß alle Umfragen davon sprechen , daß die große
Mehrheit der Bevölkerung in allen Ländern der Eu¬
ropäischen Gemeinschaft dieses Ziel Europa will,
und daß sie doch sowenig engagiert sich diesem
Ziel zuwendet.

Wie kommt es zu diesem interesselosen Wohl¬
gefallen, das die Bürger der europäischen Idee ent¬
gegenbringen? Hängt das wohl damit zusammen,
daß die Entscheidungsprozesse in der Gemeinschaft

inzwischen so kompliziert geworden sind, daß nur (Q
noch die unmittelbar Handelnden sie übersehen
können? Hängt es wohl daran , daß die Bürger nicht
mehr verstehen und nicht mehr sehen , was sie mit
den Technokraten in Brüssel verbindet , oder daran,
daß wir in den Medien zu oft von der mangelnden
Einigkeit hören und nicht von den Erfolgen der Ge¬
meinschaft in ihren Außenbeziehungen ? Ich denke
an die Konvention von Lome, die Abkommen mit
den Maghreb -Staaten , die Soforthilfe für Portugal.
Muß nicht der innere Aufbau der Gemeinschaft, der
wegen unterschiedlicher Entwicklungen in den ein¬
zelnen Mitgliedstaaten nachhinkte , jetzt vorange¬
trieben werden?

Mir scheint , es besteht auch ein Defizit an Demo¬
kratie in Europa . Nur durch mehr Demokratie , nur
durch das unmittelbare Mitwirken der Menschen
können Entwicklungen innerhalb Europas transpa¬
renter , deutlicher gemacht und Entscheidungen auf
eine tragfähige Grundlage gestützt werden . •

Deshalb glaube ich, daß die Direktwahl — die
noch nicht gesichert , aber in Aussicht ist , die auch
ein Produkt der Ungeduld sein wird angesichts der
Tatsache, daß sie zum erstenmal 1951 gefordert und
1956 in den Verträgen beschrieben wurde —, uns
ein Stück auf dem Weg zu Europa weiterbringen
kann. Ich denke , es ist zu begrüßen , mit welcher
Hartnäckigkeit und Geduld , mit welcher Bereit¬
schaft zum Kompromiß, aber auch mit welcher Klar¬
heit in der Zielvorstellung sich die Bundesregierung
für diese Direktwahlen in den mühevollen Ausein¬
andersetzungen der letzten Monate eingesetzt hat.
Dabei wissen wir , daß sich an der Kompetenz des ®
Parlamentes nichts ändert , daß wir vertrauen müssen
auf die Eigendynamik eines europäischen Direkt¬
wahlprozesses , darauf , daß eine neue Qualität , die¬
ses Parlaments entsteht , die dann zu erweiterten .
Konsequenzen führt Der Ministerrat die Kommis¬
sion und die Brüsseler Beamten werden dem — so
hoffen wir — dann Rechnung tragen müssen.

Aber diese Direktwahl , wenn wir sie im Jahre
1978 erleben werden , ist doch eine Herausforderung
an die politischen Parteien in der Bundesrepublik.
Sie macht es nötig , daß wir miteinander und mit den
Schwesterparteien in den übrigen Ländern der Ge¬
meinschaft sprechen und daß wir unsere eigenen
Zielvorstellungen deutlicher , möglicherweise korri¬
giert darstellen , um die Stimmen der Bürger zu ge¬
winnen.

So gehen wir in einen Prozeß der Werbung um das
politische Engagement der Bürger in allen Mitglied¬
staaten . Wir bitten sie, sich Europas so anzunehmen,
wie sie sich der Sachen in der eigenen Gemeinde,
im Land und in der Bundesrepublik annshmpn, und
wir bitten sie , Verständigung und Verständnis in
der Nachbauschaft der Völker als eine neue Lern¬
aufgabe zu verstehen . Deshalb geht es tun um¬
fassende und klare Information. Der Tindemans-Be-
richt bietet dazu ein wichtiges Stück. Aber dann geht
es auch darum , daß die Alternativen über die an¬
stehenden Probleme formuliert und deutlich gemacht
werden. Dazu werden wir ln den Regierungen und
in den Parteien die Mithilfe all derer brauchen , die
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in den letzten Jahrzehnten oft in Kreisen und Kon-
ventikela für Europa eingetreten sind , die in der
Gefahr der Müdigkeit waren und die wir jetzt ein-
laden und auffordern müssen , sich dieser neuen
großen Herausforderung mit uns zu stellen.

Amtierender Präsident Dr. Stoltenberg : Das Wort
hat Herr Staatsminister Wischnewski für die Bun¬
desregierung.

Wischnewskl , Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Herr Präsident , meine sehr verehrten Damen und
Herren I Lassen Sie mich bitte zuerst sagen , daß die
Bundesregierung es außerordentlich begrüßt , daß
sich der Bundesrat mit dem Bericht des belgischen
Ministerpräsidenten über die Europäische Union so
intensiv beschäftigt Gestatten Sie mir in diesem Zu¬
sammenhang zu sagen , daß die Bundesregierung die
einzige unter den neun Regierungen ist die eine
schriftliche Stellungnahme zum Tindemans -Bericht
vorgelegt hat um auf diese Art und Weise den ge¬
setzgebenden Körperschaften , aber auch der gesam¬
ten deutschen Öffentlichkeit , die Möglichkeit der
Diskussion zu geben . Wir bemühen uns bei den Be¬
ratungen im Ministerrat diejenigen zu sein , die dar¬
an interessiert sind , daß möglichst bald Fortschritte
gemacht werden . Die Bundesregierung hat das von
Herrn Tindemans entwickelte Konzept als realistisch _
und pragmatisch begrüßt und den Grundvorstellun¬
gen des belgischen Ministerpräsidenten über die.
Europäische Union zugestimmt

Der vorliegende Entwurf einer Entschließung des
31 Bundesrates läßt eine weitgehende Identität der

Auffassung von Bundesrat und Bundesregierung er¬
kennen . Die Bundesregierung kann insbesondere
mifclef 'Beurteilung , die im ersten Absatz des Ent¬
schließ ungsentwurfs zum Ausdruck kommt , in vol¬
lem Maße übereinstimmen , daß nämlich der Bericht
durch seine pragmatische Zielsetzung und durch
seine konkreten Vorschläge einen Weg weist den
auseinanderstrebenden Kräften innerhalb der Ge¬
meinschaft Einhalt zu gebieten und langfristig einem
föderalistischen Europa einen Schritt näherzukom¬
men.

Zum Abschnitt des Entschließungsentwurfs über
die Direktwahl zum Europäischen Parlament darf
ich folgendes sagen . Die Bundesregierung hat durch
eigene Initiativen , aber auch durch Kompromißbe-

• reitschaft wesentlich dazu beigetragen , daß die oft
schwierigen Verhandlungen doch zu einem erfolg¬
reichen Abschluß geführt werden konnten . Jetzt
wird die Bundesregierung alles in ihren Kräften
Stehende tim , um die innerstaatlichen Vorausset¬
zungen für die Durchführung der Direktwahl im
Jahre 1978 zu schaffen. Sie wird dies tun in enger
Zusammenarbeit mit den Ländern , den Parteien und
Fraktionen des Deutschen Bundestages und den
Europäischen Organisationen in unserem Lande.

Mit Recht erwähnt der dem Bundesrat vorliegende
Entschließungsentwurf auch die Notwendigkeit , daß
die Neun sich in der Außen- und SicherHeitspoIitik
auf gemeinsame Standpunkte einigen . In den letzten
Jahren haben sich beachtliche Ansätze für eine ge¬

meinsame Außenpolitik entwickelt Die Gemein - (C)
schaft wird zunehmend Partner im weltpolitischen
Dialog . Ihr gemeinsames Auftreten nach außen wird
ermöglicht und abgestützt durch die Harmonisie¬
rung der außenpolitischen Vorstellungen in einer
engen , pragmatischen Zusammenarbeit der neun
Außenminister im Rahmen der europäischen politi¬
schen Zusammenarbeit Ein Feld , in dem dieses ge¬
meinsame Auftreten besonders erfolgreich war , ist
die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa . Diese Bemühungen werden im Hinblick
auf das Treffen in Belgrad im nächsten Jahre fort¬
gesetzt Aber auch in anderen Bereichen — ich
nenne den Nahen Osten , den europäisch-arabischen
Dialog — gibt es wichtige Ansätze für eine gemein¬
same Außenpolitik und für internationale Koopera¬
tion . Auch die Zusammenarbeit in den Vereinten
Nationen der Neun wird ständig enger und besser.
Auf den Konferenzen mit der Dritten Welt , vor
allem auf der Konferenz über die internationale
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
spricht die Gemeinschaft schon heute mit einer
Stimme.

Wenn Sie, Herr Ministerpräsident Albrecht , diese
Frage in besonderem Maße angesprochen haben , so
gibt es gerade in diesen Tagen besondere Anstren¬
gungen der Bundesregierung , um im Rahmen der
Konferenz für internationale wirtschaftliche Zusam¬
menarbeit , aber auch bei den Problemen , die sich
aus der UNCTAD -Konferenz ergeben , eine gemein¬
same Haltung einzunehmen . Dies ist nicht immer
leicht aus dem einfachen Grunde , weil manche Part¬
ner in der Gemeinschaft über Marktwirtschaft in der ©1
Welt andere Vorstellungen haben als wir in der .
Bundesregierung.

Wenn Sie in -diesem Zusammenhang eine gemein¬
same Entwicklungspolitik fordern , dann hat die
Bundesregierung hier eine klare Priorität gestellt.
Sie hat gesagt , wenn multilaterale Hilfe, dann in
erster Linie europäische . Aber ich muß auch in aller
Deutlichkeit sagen , daß eine Vielzahl von Gründen
dafür spricht , daß es auch im Rahmen unserer Ent¬
wicklungspolitik nach wie vor nationale Aktivitäten
geben muß . Es würde zu weit führen , darüber heute •
weitere Ausführungen zu machen.

Auch mit der Aussage des Entschließungsentwurfs
zum Dialog der Tarifpartner mit den Regierungen
und der Kri mmis sion kann die Bundesregierung in
vollem Umfang übereinstimmen . In der Tat ist die
Bundesregierung der Überzeugung , daß die Zusam¬
menarbeit in der Dreierkonferenz einen besonders
wertvollen und aussichtsreichen neuen Ansatz dar¬
stellt , der auch für die weitere wirtschaftliche und
soziale Entwicklung der Gemeinschaft von größter
Bedeutung ist

Die Bundesregierung stimmt auch beim letzten
Punkt der beabsichtigten Entschließung, der sich
mit der Anerkennung und dem Schutz der Grund-
und Menschenrechte befaßt , mit dem Bundesiat
vollständig überein . Sie befürwortet den Gedanken
einer gemeinsamen Entschließung der europäischen
Organe über die Bindung an' die Grund- und Men¬
schenrechte . Dies wäre ein erster Schritt auf dem
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) suchen, auf denen zunächst einmal ein Ziel sicher¬
gestellt ist, nämlich daß der Steuerzahler das Geld
zurückbekommt , das eigentlich Ihm und nicht dem
Staat gehört, und zwar auf allen Ebenen . Das ist
unser erstes Anliegen; das werden wir zielstrebig
verfolgen.

Das zweite Anliegen ist : Wenn in die Steuer¬
struktur eingegriffen wird, dann gibt es den Weg
der Erhöhung der Mehrwertsteuer , aber — das Ist
der entscheidendePunkt, weil dort wieder der kleine
Steuerzahlerbetroffen ist — nur um den Preis einer
verbesserten Familienlastenausgleichssituation und
nur um den Preis einer wirksamen Entlastung der
mittels ländischen Betriebe, und da ist der Ansatz
die Gewerbesteuer.

Schließlich wollen wir eine Ausgleichsregelung
für die Ausfälle der Gemeinden haben . Ich darf nur
darauf hinweisen , daß bei der Auseinandersetzung
um die Lohnsummensteuer und deren Ersatz eine
interessante Diskussion ausbrechen wird , der idi
nicht vorgreifen will. Es wird nämlich endlich sicht¬
bar, warum beispielsweise das finanzstarke Land
Baden-Württemberg in vielen Investltionsbereichen
so zurückhaltend sein muß, trotz seiner Steuer¬
stärke, weil es nämlich das schon seinen Gemein¬
den geben muß, was die Länder , die bisher die
Lohnst; mm ensteuer haben, wahrscheinlich erst nach
der Ausgleichsregelung abgeben müssen . Dies führt
möglicherweise auch zu einer neuen Wettbewerbs-
gleichheit unter den Ländern.

Vizepräsident Dr. Albrecht : Herr Ministerpräsi¬
dent Rau!

Rau (Nordrliein-Westfalen) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Obwohl wir alle immer wieder
versichern, daß es auch in unseren Reden nicht
dazu komme, sind wir in den Diskussionen der letz- .ten Wochen in die Situation geraten — das haben
die Vorredner schon deutlich gemacht —, daß der
öffentliche Eindruck entstehen könnte , das Steuer¬
änderungsgesetz 1979 sei nicht mehr als ein lohn-
summensteuer-Abscfaaffungsgesetz. Es gibt einige —
Herr Kollege Stoltenberg hat die kritische Frage*n mich gestellt , ob ich möglicherweise etwas aus
unseren Nachtsitzungen berichten könnte —, die
der Meinung sind , das hätten wir in Nordrhein-
Westfalen verursacht , daß diese Gewichtung zu¬
stande gekommen seL

Ich glaube , daß es nützlich und gut ist , mit
Akribie und mit Gewissenhaftigkeit über den Aus¬
gleich zu sprechen — ich will darauf noch zurück¬
kommen — , daß aber für die Landesregierung in
No-dihein-Westfalen trotz dieser Verpflichtung zur

iskussioa dieser schwierigen Frage die Hauptver-
antwortung darin bestellt, daß wir den Bürgernin unserem Land deutlich machen möchten, daß die¬
ses Gesetz die Steuerzahler schon 1979 um mehr
als 7l/i Milliarden entlastet , daß dieses Gesetzmehr Steuergerechtigkeit bringt . Herr Späth hat die
rage gestellt , ob dies ein gerechtes oder ein unge¬rechtes Steuersystem wäre . Ich glaube , hier geht esunmer nur um Annäherungswerte . Hier geht es um

eine freilich schwierige Aufgabe , nämlich einerseits (Q
dem Steuerzahler das zurückzügeben , auf dessen
Rückgabe er Anspruch hat . Sie haben das soeben
gesagt . Aber es geht auch darum , Leistung zu be¬
lohnen ; es geht darum , die öffentlichen Korridore
so zu erhalten , daß wir die uns nach der Verfassung
aufgegebenen Aufgaben leisten und daß wir ihre
Erfüllung sichern können.

( Vorsitz: Amtierender Präsident Späth)
Der Gesetzentwurf , den wir beraten , bringt mehr

Steuergerechtigkeit und belohnt Leistung. Die Be¬
seitigung des Tarifsprungs beim Übergang von der
Proportionalzone in die Progressionszone wird für
breite Schichten gerade bei uns im Land Entlastun¬
gen bringen , die wir mit vertreten . Wir halten die
Bestimmungen für sozial ausgewogen , weil die Er¬
höhung des Gxundfreibetrags jedem Steuerpflich¬
tigen in gleicher Höhe zugute kommt und sich auch
in den unteren Einkommensbereichen am stärksten
aus wirkt

Hier will ich noch einmal auf Herrn Späth zu
sprechen kommen und sagen : Hier ist in der Tat
unsere Auffassung , daß die Vorstellungen der
unionsregierten Länder in der Frage des Familien-
lastenausgleicfas verteilungspolitisch rückschrittlich
sind, weil sie eben nicht alle Einkommensbereiche
gleichmäßig familienpolitisch fördern , sondern weil
hier das Hineinnehmen in die Progression vertei-
lungspolitisdie Verzerrungen bringt, denen wir
nicht zustimmen können.

Wir übersehen nicht , sondern wir möchten deut¬
licher ausgesprochen wissen , daß mit diesem Ge¬
setzentwurf sozialpolitischer und familienpolitischer (D)
Fortschritt bei der Erhöhung des Kindergeldes und
bei der flexiblen Altersgrenze für Schwerbehinderte
zustande kommt Wir bedauern , daß dies öffentlich
zu wenig zum Ausdruck gekommen ist

Aber nun geht es in der Tat darum, daß wir in
ein gemeinsames Verfahren der Beratung kommen,
bei dem wir nicht glauben , den Vermittlungsaus¬
schuß für das richtige Gremium halten zu sollen , bei
dem die erhofften positiven Wirkungen auf die wirt¬
schaftliche Entwicklung und die erhofften positiven
Wirkungen für die Bürger unseres Landes möglichst
schnell zum Zuge kommen.

Nun habe ich das Gefühl , Herr Kollege Stolten¬
berg , daß hier mit . Draufsatteln * erschwert und
doch verzögert werden soll . Wer die Frage der
Umsatzsteuer in das Vermittlungsbegehren hinein¬
bringt , wer so knappe Fristen setzt , wer meint , das
müsse alles bis dahin geregelt sein , wer zusätzlich
zur Lohnsummensteuer die Gewerbekapitalsteuer
abschaffen und damit neue Ausgleichsprobleme
bringen will , der darf nach meiner Überzeugung
nicht so verfassungspolitische Bedenken artikulie¬
ren , wie Sie das zu Beginn Ihrer Rede getan haben,
sondern der muß fragen , ob er nicht ein Vermitt-
lungsverfahren in Gang setzt , das das Ziel solcher
Vermittlungen , nämlich Konsens und Kompromiß,
schon im Ansatz nicht mehr möglich macht.

Ich rate dazu , die Umsatzsteuerverhandlungen,
die nötig sind, in denen verfassungsp ’olitische Pro-
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(A) bleme stehen , nicht in die Vermittlungsbegehren
hineinzunehmen , die die Mehrheit offenbar hier an¬
strengen will . Ich rate dazu , vor den Beratungen
des Vermittlungsausschusses in der Frage der Ge¬
werbesteuer doch einmal das Unions -Konzept dar¬
zustellen , mit dem denn kommunale Finanzauto¬
nomie gewährleistet werden soll , und hier nicht mit
unterschiedlichen Argumenten bei der KPV *) an¬
ders als in den Landtagen und im Bundestag vorzu¬
tragen ; denn die Sorgen, die wir in Nordrhein-
Westfalen gegenüber dem Thema »Wegfall der
Lohnsummensteuer * als kritische Anmerkungen ge¬
äußert haben , sind ja nicht die renitenten Formulie¬
rungen eines in die Pubertät geratenen Sohnes ge¬
genüber den Vätern in Bonn , sondern das sind
schwierige , uns belastende Fragen , bei denen wir in
den Zielvorstellungen mit der Bundesregierung voll
einig sind — in dem Ziel nämlich , die Wirtschaft
zu entlasten —, wobei wir ' aber in verfassungs¬
politischer Verantwortung dafür zu sorgen haben,
daß die Lebensfähigkeit unserer Gemeinden nicht im
Alimentationswege , sondern mit Finanzautonomie
der Gemeinden gesichert bleibt . Wie schwer das ist,
eine auch nur einigermaßen konsensfähige Rege¬
lung zu finden , hat sich gezeigt ; das war vielen zu
Beginn der Gespräche leider nicht deutlich genug.
Aber aus dem schwierigen und wahrscheinlich auch
langwierigen Bemühen um den Konsens, von unter¬
schiedlichen Positionen her eine Art Parteienstreit,
eine Art Familienstreit innerhalb der sozialliberalen
Bündnisse zu stilisieren , halte ich für verständlich
und unberechtigt zugleich ; denn hier geht es im
Sinne dessen , was hier als die Verfassungsfunktion

„j. des Bundesrates angesprochen worden ist, darum,
‘ daß die Länder nicht nur ihre Interessen wahmeh-

znen, sondern gleichzeitig für die Gemeinden han¬
deln , die in diesen Ländern auf ein solches Han¬
deln der Länder für sie angewiesen sind. Wir wer¬
den das geduldig , hartnäckig und in der freund¬
schaftlichen Übereinstimmung mit den Grundzielen
der Bundesregierung , die uns bisher bestimmt hat,
weiter tun.

Die Problematik liegt darin , daß generelle bun¬
desweite Regelungen schwer zu .finden sind. Die
Anteile an der Lohnsummensteuer differieren unter
den Ländern und Gemeinden ; das ist bekannt . Ich
möchte noch einmal darauf hinweisen , daß die

' Lohnsummensteuer -Ausfälle zu über 60 % aus den
Gemeinden des Landes Nordrhein -Westfalen kom¬
men . Das erklärt und dasi rechtfertigt die Hart¬
näckigkeit in der Frage eines einvemehmlichen und
einverständlichen Ausgleiches.

Unsere Problemgemeinden sind die Kohle- und
Stahlkommunen im Ruhrgebiet . Eine angemessene
Ausgieichsregeiung kann nicht so aussehen , daß
für die Gemeinden des Ruhrgebiets , in denen rund
90 °/o der ertragsschwachen Kohlekapazität der Bun¬
desrepublik und rund zwei Drittel der Kapazität
der gegenwärtig gewiß auch nicht in großem Ertrag
stehenden Stahlindustrie existieren , jeglicher Ak¬
tionsraum im investiven Bereich verlorengeht oder
eine stark beschnittene Finanzautonomie dazu führt,

*) „Konununalpolitische Vereinigung der CDU/CSU*

daß viel mehr Gemeinden im Ausgleichsstock Ian- (Q
den.

Herr Kollege Stoltenberg , es gibt keine Gemein¬
verhandlungen zum Stichwort Kohle. Es muß einmal
öffentlich gesagt werden , daß das größte Bundes¬
land im gegenwärtigen Haushalt 1,1 Milliarden DM
für die Erhaltung der nationalen Energiequelle
Kohle zahlt Wir glauben , dies tun wir nicht nur
für unser Land, dies tun wir nicht nur für die Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen und für die Beschäf¬
tigten im Bergbau , sondern hier leisten die Steuer¬
zahler unseres Landes einen Beitrag für alle in der
Bundesrepublik . Wir möchten das offene Gespräch
darüber führen, ob das Vorhalten der Energiequelle
Kohle in diesem Land Nordrhein -Westfalen und
unter den Umweltbedingungen des Landes Nord¬
rhein -Westfalen nicht — stärker als bisher — eine
Sache aller Länder sein müßte, nicht auch eine
Sache, die hinsichtlich der Höhe der Beteiligung des
Bundes überprüft werden muß. Darüber reden wir
gegenwärtig in der Tat ebenso öffentlich wie ver¬
traulich mit allen , die bereit sind, sich dieser in
unserem Lande außerordentlich schwierigen Frage
zuzuwenden.

Der Art . 14 Abs . 4 des Steueränderungsgesetzes,
. der hier kritisiert , qualifiziert und zum Teil dis¬
qualifiziert worden ist , ist nach unserer Überzeu¬
gung die Festschreibung der Möglichkeit, eine zu
Ende gedachte Lösung in der Frage des Ausgleichs
zu präsentieren . Wir sollten diese Möglichkeit ge¬
meinsam nutzen . Deshalb appelliere ich an die
unionsgeführten Länder , die Bergbau- und Stahl¬
gemeinden des Ruhrgebiets nicht dadurch in Be- P)
drängnis zu bringen , daß zwangsläufig unzureichende
Lohnsummensteuer-Ausgleichsregelungen im Eil-
verfahren im Vermittlungsausschuß verabschiedet
werden . Wir sollten die Chance , die der Art . 14
Abs . 4 auch in der Zeitdimension bietet, nach mei¬
ner Überzeugung nutzen , um eine solche einver - '

nehmliche Lösung miteinander zu suchen. Wenn
wir diesen Lösungsvorschlag auf das .draufsatteln " ,
was ohnehin im Vermittlungsausschuß entschieden
werden muß , bringen wir, glaube ich, die Länder
insgesamt in eine schlechtere und in eine schwie¬
rigere Position, als wenn wir die Verhandlungen
unverzüglich, d . h. ohne fahrlässige Verzögerung,
miteinander führen , sie aber nicht an die Termine^
binden , die vom 1 . Januar her bestimmt sind.

Ich möchte diese Bitte ganz deutlich aussprechen.
Zugleich bitte ich, zur Kenntnis zu nehmen , daß
wir die zusätzlich beantragte Abschaffung der Ge-
werbekapltalsteuer für falsch und für verhängnis¬
voll halten. Wir bitten dringend darum, nun die
Bundesregierung einerseits nicht zu tadeln wegen
der vorschnellen Abschaffung der Lohnsummen-
steuer und andererseits nach der Melodie, daß
Sünde durch Addition geringer werde, die Gewerbe¬
kapitalsteuer zusätzlich auf dashier auf den Weg ge¬
brachte Paket »draufzusatteln " . Der Vorschlag, die
Gewerbekapitalsteuer abzuschaffen und dafür im
Einkommensteuerbereich etwas mehr zu tun , ist
unausgegoren , ist nicht durchdacht. Er ist im An¬
satz nicht einmal so durchdacht wie der der Ab¬
schaffung der Lohnsummensteuer . Er führt zu einem
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K) weiteren Steuerausfall für die Gemeinden von mehr
als 2 Milliarden DM. Er birgt ein finanzwirtschaft¬
liches Risiko , und er hat nach meiner Überzeugung
auch ein finanzpolitisches und verfassungspoliti¬
sches Risiko. Wir alle kennen die Überlegungen,
daß bei Annahme dieses Antrags die Gewerbesteuer
ihren Charakter als Objektsteuer verlöre , daß die
Gefahr entstünde , daß das Bundesverfassungsgericht
diese restlichen 20 Milliarden DM Ertragsteuer als
eine unzulässige zweite Einkommen- oder Körper¬
schaftsteuer nicht hinnehmen , sondern für verfas¬
sungswidrig erklären würde . Wir kämen in ein
Desaster der gesamten öffentlichen Finanzwirtschaft;
dies gilt vor allem für unsere Gemeinden . Tch bitte
Sie deshalb , von diesem Antrag Abstand zu neh¬
men.

Die Vorschläge zur Änderung des Gewerbesteuer¬
rechts sind für uns nicht nur eine finanzpolitische
Frage, sondern — hier gibt es Grundübereinstim¬
mungen auch zwischen Ländern unterschiedlicher
politischer Ausrichtung in den Regierungen — hier
gibt es auch Probleme im Hinblick auf das Ver¬
hältnis von Bund , Ländern und Gemeinden und sei¬
ne verfassungspolitisdie Bedeutung . Bisher bietet
das geltende Gewerbesteuerrecht den Gemeinden
einen breiteren Handlungsspielraum für eine eigen¬
ständige kommunale Haushaltspolitik . Die Gemein¬
den haben diesen Spielraum unterschiedlich stark
genutzt. In diesen unterschiedlichen . Regelungen
der gemeindlichen Haushaltspolitik — einige er¬
heben nun einmal Lohnsummensteuer , andere nicht;
es gibt Hebesät2e in unterschiedlicher Höhe —

{Bl schlägt sich auch ein Stück erhaltenswerter Diffe¬
renziertheit im Bundesstaat nieder . Was uns in
Nordrhein-Westfalen an diesem Vorschlag , die
Lohnsummensleuer abzuschaffen , aus dieser Sicht
gestört hat , ist die Frage nach dem Stück föderati¬
ver Vielfalt , das damit ins Gespräch und vielleicht
sogar in Wegfall gerät . Damit verbunden ist die
Erwartung des Bundes, daß die betroffenen Länder
und Gemeinden nun Folgeentscheidungen zu tref¬
fen hätten , die erhebliche politische Bedeutung ha¬
ben.

Was mich bekümmert , ist nicht , daß man darüber
mit dem Bund kontrovers reden muß , was mich
vielmehr bekümmert , ist die Haltung der CDU-ge-
fühiten Länder in dieser Frage . Wir hätten erwartet,
daß gerade auch sie für die föderative Vielfalt ge¬
stritten und die Frage der konkreten Ausgestaltung
der Gewerbesteuer weiter den einzelnen Gemeinden
überlassen hätten . Das Gegenteil ist der Fall. Sie
stimmen nicht nur übereilt der Abschaffung der
Lohnsummensteuer zu, sondern sie fordern auch
noch die -Beseitigung der Gewerbekapitalsteuer
und tragen damit nach unserer Überzeugung zur
Einschränkung des finanzpolitischen Aktionsrah¬
mens der Länder, besonders aber ihrer Gemeinden
bei.

Ich meine , wir sollten hier die Gefechtslage wie¬
der deutlich sehen . Deshalb bitte ich Sie, ein Kon¬
zept für die finanzpolitische Struktur unserer Kom-
munalverfassung vorzulegen und deutlich zu ma¬
chen, damit wir den Streit da austragen , wohin er

gehört , und damit wir nicht später in den Räten mit ^
unterschiedlichen Zitaten arbeiten.

Insgesamt begrüßen wir das Steuerpaket . Dieses
Begrüßen ist sicher verdunkelt woTden durch die
Geschichte und den Zeitablauf seines Zustandekom¬
mens in der Frage der Lohnsummensteuer . Wer
aber den Kreditbedarf im nächsten Bundeshaushalt
kennt und wer , wie die Opposition in unserem
Lande und im Bundestag sowie die Mehrheit im
Bundesrat , nicht müde wird , davor zu warnen , daß
die verfassungsrechtliche Grenze der Verschuldung
überschritten werden könnte , der sollte das . Drauf¬
satteln ' aufgeben . Er sollte sich nicht dem Ver¬
dacht aussetzen , als wolle er eine derartige Ent¬
wicklung noch fördern . Wir werden uns au dem
Versuch, die Bundesregierung hier in Bedrängnis
zu bringen , nicht beteiligen . Wir sind der Auffas¬
sung . daß die Neuverteilung der Umsatzsteuer ohne
Zeitnot zeitversetzt beraten werden muß und nicht
in den Vermittlungsausschuß gehört . Deshalb leh¬
nen wir die Anrufung des Vermittlungsausschusses
ab. Wir glauben , daß wir zu einvemehmlichen Re¬
gelungen auf andere , auf bessere Weise kommen
können , ohne bilaterale Geheimverhandlungen , aber
in der Wahrnehmung der Interessen der Bürger
unseres Landes, vor allen Dingen derer im Revier.

Amtierender Präsident Späth ; Das Wort hat Herr
Ministerpräsident Dr. Albrecht.

Dr. Albrecht {Niedersachsen ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Idi ^
möchte nur einige kurze Bemerkungen zu den an¬
gesprochenen Themen machen.

Vorweg , Herr Kollege Rau, ich habe mit Schmun¬
zeln zur Kenntnis genommen , was Sie über die
nationale Aufgabe , die Kohleförderung aufrechtzu¬
erhalten , gesagt haben . Wenn es schon als eine
nationale Aufgabe gilt und deshalb Bundessadie
ist, die Kobleförderung aufrechtzuerhalten , gilt dies,
davon bin ich überzeugt , um so mehr natürlich , Herr
Bundesfinanzminister , für Gorleben. Hier kann noch
weniger bestritten werden , daß dies nicht nur eine
Angelegenheit des Landes Niedersachsen ist , daß
wir kein besonderes landespolitisches Interesse
daran haben , sondern daß dies ausschließlich eine
nationale Angelegenheit ist.

Wenn man über sektorale Subventionen spricht,
kann man — das möchte idi im Vorbeigehen noch
sagen — nicht nur über Kohle sprechen , sondern
dann stellt sich auch die Frage , warum die Küsten¬
länder die AufrediteThalhing des Schiffbaues mit
finanzieren ; ich denke auch an manche ähnlich ge¬
lagerte Fälle . Ich füge sogleich hinzu , daß ich es
überhaupt für eine unglückliche Entwicklung in un¬
serem Staate halte , daß mehr und mehr die Länder
an die Stelle des . Bundes in der sektoralen Struktur¬
politik getreten sind und daß schließlich in Deutsch¬
land sektorale Strukturpolitik nichts anderes ist als
ein Wettbewerb der Finanzminister in unkoordi¬
nierter Form, wobei dann die Frage , in . welchem
Land ein Unternehmen , das in Schwierigkeiten ist,
angesiedelt ist , ausschlaggebend ist für seine Uber-
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517. Sitzung

Bonn , den 26. November 1982

Beginn: 9.28 Uhr

Präsident Rau : Meine sehr geehrten Damen und
Herren ! Ich eröffne die 517. Sitzung des Bundesra¬
tes.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Fas¬
sung mit 40 Punkten vor.

Wir sind übereingekommen , die Tagesordnung
um einen Punkt 41 zu ergänzen . Es handelt sich
dabei um das Gesetz zum Kooperationsabkommen
der EG mit Jugoslawien , das Ihnen in Drucksache
482/82 vorliegt.

Punkt 8 — Grunderwerbsteuergesetz — wird von
rgj

der heutigen Tagesordnung abgesetzt
Der Tagesordnungspunkt 40 soll nach Tagesord¬

nungspunkt 12 aufgerufen werden . Die Tagesord¬
nungspunkte 3 bis 6 werden wegen ihres Sachzu¬
sammenhangs gemeinsam beraten.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? —
Das ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgestellt

Punkt 1 der Tagesordnung:
Ansprache des Präsidenten

Meine Damen und Herren ! In der Sitzung am
29. Oktober haben Sie mich turnusmäßig zum Präsi¬
denten des Bundesrates gewählt Für diese Wahl
möchte ich Ihnen herzlich danken . Zugleich gelten
mein Dank, mein Gruß und mein Respekt Herrn
Kollegen Koschnick, der die Geschäfte des Präsi¬
denten des Bundesrates umsichtig und geschickt
wahrgenommen hat Ich bedaure , daß Herr Kollege
Koschnick wegen seiner Erkrankung heute nicht
hier sein kann . Gewiß darf ich ihm in Ihrer und
unser aller Namen herzliche Wünsche für eine
rasche und völlige Genesung übermitteln.

Hans Koschnick hatte das ehrenvolle Amt des
Präsidenten des Bundesrates schon zum zweiten
Male innegehabt Er war der einzige unter d<>n am¬
tierenden Regierungschefs , der zweimal Präsident
sein konnte . Vor ihm galt das nur für die Minister¬
präsidenten Ehard aus Bayern , Georg-August
Zinn aus Hessen , Peter Altmeier aus Rheinland-
Pfalz und Franz Josef Röder aus dem Saarland.

Mit mir tritt zum vierten Male ein Ministerpräsi¬
dent aus Nordrhein -Westfalen das Amt des Bun¬

desratspräsidenten an . Ich möchte meine Vorgän¬
ger noch einmal nennen : Karl Arnold , Franz Mey¬
ers und Heinz Kühn.

Als Karl Arnold im September 1949 der erste
Präsident des Bundesrates wurde — übrigens nach
einem intensiven »mH bis in die Morgenstunden ge¬
henden Konflikt über das Erstgeburtsrecht —, war
die Bundesrepublik Deutschland in der ersten
Phase des Wiederaufbaus . Das Land an Rhein und
Ruhr entwickelte sich damals zu einem dynami¬
schen Kraftzentrum des wirtschaftlichen Auf¬
schwungs für die gesamte Republik.

Heute haben wir miteinander eine Situation zu
bewältigen , die nach Phasen des wirtschaftlichen ^
Wachstums und des politischen Wandels uns alle
vor neue Fragen und vor neue Aufgaben stellt : Die
Zeiten kontinuierlichen wirtschaftlichen Wachs¬
tums scheinen für lange Zeit vorüber zu sein . Die
tiefgreifende Strukturkrise , die viele Industriena¬
tionen erfaßt , ist in manchen industriellen Berei¬
chen spürbar ; vor allem die alten Basisindustrien,
also Kohle »nd stahl , befinden sich in einer schwie¬
rigen Lage. Die Zahl derer , die Arbeit suchen , ist
bedrückend groß . Der finanzielle Gestaltungsspiel-
ruum der öffentlichen Hände ist stärker eingeengt
als in der Vergangenheit Die Grenzen der ökologi¬
schen Belastbarkeit werden für uns alle sichtbar,
und manche halten sie schon für überschritten.

Das alte industrielle Herz Deutschlands , das
Ruhrgebiet aber auch das Saarland , Bremen und
andere Regionen spüren diese Entwicklung beson¬
ders schmerzlich . Wir alle sind herausgefordert
diese Lage zu meistern . Da hilft kein Gegeneinan¬
der , da ist das Einüben des Miteinander nötig.
Schon die Neuordnung des Finanzausgleichs stellt
uns — auch in diesem Zusammenhang — unabhän¬
gig von unserer jeweiligen politischen Überzeugung
und von unseren unterschiedlichen Wertvorstellun¬
gen vor eine besondere Bewährungsprobe.

Ich bin überzeugt davon , daß die föderale Struk¬
tur unseres Staates und der mit dieser Struktur ein¬
hergehende Zwang zum vertikalen und zum hori¬
zontalen Interessenausgleich eher 'eine Chance bie¬
ten , dieser Herausforderung zu begegnen , als zen¬
trale Entscheidungs - und Verwaltungsstrukturen
das könnten.
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Präsident Bau
(A) Ich gehöre zu denen , die ihre politischen Erfah¬

rungen im Deutschland der Nachkriegszeitgesam¬
melt und die schon in der Kommunalpolitik gelernt
haben , wie wichtig und wie erfolgreichdieses Prin¬
zip staatlicher Organisation sein kann. Hätten wir,
wie unser westlicher Nachbar nnH Freund Frank¬
reich, ein zentrales Staats- und Verwaltungssystem
— das dort jetzt reformiertwird —, dann hätte sich
nach meiner Überzeugung diese Republik nicht so
ausgeglichen und positiv entwickelt

Den Föderalismus zu bejahen , das heißt die
Selbständigkeitder einzelnen Handlungsebenenzu
erhalten und zu festigen. So, wie der Bund darauf
zu achten hat daß die Länder in ihrer Selbständig¬
keit und in ihrer Lebensfähigkeitnicht durch sein
Handeln eingeengt werden, so haben die Länder
darauf zu achten, daß sie durch ihr Verhalten ge¬
samtstaatliche Interessen nicht außer acht lassen.

Recht verstandener Föderalismus stärkt histori¬
sche und kulturelle Eigenheiten. Er kann spezifi¬
sche politische Erfahrungen und Gestaltungsmög¬
lichkeiten berücksichtigen. Recht verstandener Fö¬
deralismus ist aber auch ein wichtiger Schritt auf
dem Wege , Entscheidungenund Verantwortungen
möglichst nahe an den Bürgerheranzubringenund
auf ihn zu verlagern. Politik wird ja nicht nur hier
in Bonn gemacht, sondern auch in Hamburg und
Hannover, in Düsseldorf und Kiel und in München
und Mainz — natürlich auch in Wetzlar , in Bad
Dürkheim, in Heidenheimoder in Neunkirchen . Die
meisten Probleme des Alltags müssen vor Ort ge-

. lost werden ; genau hier nehmen viele neue Pro-
' ' bleme Gestalt an. Wir Länder sind besonders dazu

verpflichtet, die politischen Gestaltungsspielräume
der Gemeinden zu erhalten und, wo das möglich ist,
auszubauen.

Gerade dann, wenn wir die zentralen Probleme
der Wirtschaft und ihrer Umstrukturierung, der Er¬
haltung und der Schaffung von Arbeitsplätzenund
des Schutzes von Natur und Umwelt lösen wollen,
genügen die nationalenAnsätze nicht; dann bedarf
es neben den weltwirtschaftlichen und europäi¬
schen Bemühungen auch eines zusätzlichen, regio¬
nal differenziertenVorgehens . Das wird darandeut¬
lich, d« B die standortgebundenen Probleme von
Kohle und Stahl oder die der Werften sich mit zen¬
tralen steuerrechtlichen Maßnahmen allein nicht
lösen lassen.

Um besonders schwerwiegende Strukturpro¬
bleme lösen zu können , würden die Gemeimchafts-
aufgaben und mancherlei Investitionshilfen ent¬
wickelt. Über die Angemessenheit dieser Instru¬
mentarien werden wir gewiß ebenso kontrovers wie
gemeinschaftlich sprechen müssen. Auch diejeni¬
gen, die sich von der vorgesehenen Anhebung der
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben positive
Wirkungen in der augenblicklichen wirtschaftli¬
chen Lage versprechen, werden sich der Frage stel¬
len müssen, ob wir mit diesen Zweckzuwendungen
die regional und branchenbezogen größtmögliche
Effirionz erreichen. Wenn wir die föderale Struktur
stärken wollen, Hann müssen diese und andere For¬
men der Miscfafinanziening — auch solche ohne
ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage,

wie es sie z. B. im kulturellen Bereich gibt — über- ( '
prüft und die Länder müssen in den Stand versetzt
werden, tatsächlich eigenverantwortlich zu han¬
deln.

In diesem Sinne begrüße ich den Vorschlag der
Bundesregierung, die Krankenhausßnanzieruiig
wieder auf die Länder zurückzuverlagern. Aller¬
dings müssen die finanziellenAusgleichsprobleme
vorher gelöst werden. Die politische und die wirt¬
schaftliche Eigenverantwortungder verschiedenen
Ebenenunseres Gemeinwesenszu stärken, das darf
nicht heißen, daß eine Haushaltsebenesich auf Ko¬
sten der nächsten salviert oder gar saniert

Unserevordringliche Aufgabe , meine Damen und
Herren, wird sein, die Investitionsanteileder Haus¬
halte möglichst hoch zu halten und sie, wo immer
das möglich ist, noch zu steigern. Das gilt vor allem
für diejenigen Investitionen, die den Strukturwan¬
del fördern und zusätzliche private Investitionen
anregen können. Wenn Ausgaben des Bundes ge¬
genwärtig gekürzt werden müssen, dann darf das
nicht dazu führen, daß z. B. die Gemeinden zusätz¬
lich belastet werden. Ich sehe eine solche Gefahr
vor allem ln der höheren Inanspruchnahmeder So¬
zialhilfe. Mehrere Kollegen haben darauf in den
letzten Monaten hingewiesen. Alle Verantwortli¬
chen müssen wissen, daß die Eigenständigkeitder
Länder, aber auch die der Gemeinden sich nicht
aufrechterhalten läßt, wenn die eine 'Handlungs-
ebene zum Kostgänger der nächsten zu werden
droht

Als ich soeben von der so augenfällig anderen fl
Struktur unseres Nachbarn Frankreich sprach,
wollte ich nicht nur auf die unterschiedlichehistori-

■sehe Entwicklung dieser beiden Staaten hinweisen,
sondern auch auf eine Formulierung unseres
Grundgesetzes aufmerksam machen, das von der
„Wahrung der Einheitlichkeitder Lebensverhältnis-
se“ spricht

Die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisseund
unsere föderale Staatsstruktur stehen in einem ge¬
wissen S|anniinp w fMltnl«r Föderalismus kann
notwendigerweise nicht Gleichheit oder Gleich¬
klang in allen Bereichenbedeuten. Föderalismusist
mit dem VorhandenseinunterschiedlicherLebens¬
verhältnisseverbunden. Gefordertist nicht die Ein¬
heitlichkeit sondern die Gleichwertigkeit der Le-
bensverbältniase. Gleichwertigkeit kann aber
durchaus Unterschiedlichkeitbedeuten. In ländli¬
chen Gebieten kann sinnvollerweise nicht die glei¬
che technische und soziale Infrastruktur bereitste¬
hen wie in den Ballungsräumen. Diese Ballungs¬
räume wiederum lassen sich nicht in natumahe l £-
bensräumezurückbauen.

Aus historischen , aus kulturellen, aus wirtschafts¬
strukturellen und aus politischen Eigenständigkei¬
ten sowie aus unterschiedlichen Problemen erge¬
ben sich natürlich Fragen: Muß sich Föderalismus
wirklichnach dem Geleitzugsprinzip verwir klichen,
wie man das manchmal in der Bildungspolitik zu
spüren glaubt? Ist Föderalismus nicht Vielfalt in
der Einheit ? Ist der Preis für den Versuch, diese
Einheitlichkeitzu erreichen, nicht manchmal sehr

Bundesrat — 517. Sitzung — 26 . November 1982 413

Präsident Rau
) hoch, wenn er u. a. aus unendlich langwierigenAb*

stinummgsprozessen zu bestehen scheint?
Ich will die Formenund Regeln des Zusammen¬

wirkens zwischen Bund und Ländern, zwischen den
Ländern untereinanderund zwischen Ländern und
Gemeinden nicht in Frage stellen. Aber wir müssen
wohl prüfen , ob das gewachsene System des Zu¬
sammenwirkens angesichts der schwierigen Pro¬
bleme, die nicht mehr durch ein wesentlichzu stei¬
gerndes Sozialprodukt gelöst werden können, noch
den gesamtstaatlichen Erfordernissen und den ge¬
wandelten Prioritäten der 80er Jahre entspricht.
Gibt es aus heutiger Sicht wirksamere Formen der
Aufgabenzuordnung und des gesamtstaatlichenZu¬
sammenwirkens , die bessere Ergebnisse verspre¬
chen?

Ich gestehe dabei gern zu, daß aus meiner Sicht
die erste Vermutung häufig dafür spricht, ortsna¬
hen, dezentralen Lösungen gegenüber zentralen
Zuständigkeiten oder gar gegenüberden üblich ge¬
wordenen Doppelzuständigkeiten den Vorzug zu
geben. Wer nahe am Ort plant und entscheidet, der
steht vielfach in engerem Zusammenhang mit der
Wirklichkeit, vor allem mit den direkt geäußerten
Bedürfnissen der Menschen , für die wir planen und
handeln sollen. Dezentrale Lösungen erlauben
mehr Vielfalt, mehr Wettbewerb , mehr bürgemahe
Demokratie und stärkere Rücksichtnahmeauf per¬
sönliche Betroffenheit Fehlplanungen und Fehl¬
handlungen haben auf ortsnäheren Ebenen oft we¬
niger schädliche Folgen als entsprechendes Fehl-
verhalten der Zentralinstanz. Sie werden erfah-

1 rungsgemäß auch eher erkannt und korrigiert Die
dezentrale Verwaltungsstrukturstellt — anders als
die zentralistische — aber gewiß auch höhere An¬
forderungen an die Verständiguhgs - und an die
Kompromißbereitschaft der Beteiligten . Wenn Auf¬
gaben von einer Ebene auf die darunterliegende
verlagert werden, dann bewirkt das mehr Unruhe
und mehr Auseinandersetzungenzwischen unter¬
schiedlichen Gruppen und Interessenvertretern.

Deshalb warne ich davor, Dezentralisierungund
Stärkung der Eigenverantwortung für bequeme
Wege zu halten. Es gibt keinen Weg zurück zu den
Verhältnissen, in denen eine unangefochteneFüh¬
rungselite jeweilige Probleme löst Vielfach treffen
die ForderungenunterschiedlicherGruppenaufein¬
ander und fordern die Verantwortlichen heraus. Ich
freue mich über die Bereitschaft zu Engagement
und Selbstverwaltung . Sie darf allerdings nicht
dazu führen, daß jeweils nur egoistische Ziele ver¬
folgt werden und daß sich die jeweilsStärkeren auf
Kosten der Schwächeren durchsetzen. Wer Verant¬
wortung und Aktivitäten vom Staat auf den einzel¬
nen zurückverlagert und wer Selbsthilfe fordert,
der muß darauf achten , daß das nötige Spannungs¬
verhältnis zwischen Solidarität und Subsidiarität
nicht verletzt wird.

Föderalismus und damit Eigenverantwortung
sind nur bei Kooperation möglich und werden
durch Konfrontation geschädigt Deshalb wieder¬
hole ich die Worte meines Amtsvorgängers Heinz
Kühn, der in seinerAntrittsredevor dem Bundesrat
gesagt hat

Der Bundesrat ist nicht nur Interessenvertre- (C)
tung der Länder, aber auch nicht Interessenin¬
strument der Parteien. Deshalb werden wir uns
um die aus der Sache notwendige Lösung be¬
mühen müssen und nicht die aus der Parteipo¬
litik gebotene Strategie wählen dürfen.

Nach Zusammensetzung und Aufgaben ist der
Bundesrat als Integrationsorgan geschaffen, das
Bundes - und Länderinteressen miteinander abstim¬
men soll. Dabei ist vorausgesetzt, daß sich Mitglie¬
der des Bundesrates nicht in Meinungsbildungspro-
zesse einbeziehen lassen, die diese Integrations¬
funktion beeinträchtigen könnten. Der Bundesrat
kann diese Integration auch nur leisten, wenn er
nach eigenen Maßstäben entscheidet; er könnte es
dagegen nicht, wenn er sich von Wünschen anderer
Bundesorganevereinnahmen ließe.

Die Interessen der Länder und ihre historischen
und politischen Erfahrungen gebieten es uns, zu¬
weilen Entscheidungen gegen politische Freunde
auf der Bundesebenezu treffen. Das gibt dem Bun- ,
desrat das ihm zukommende Gewicht bei der Mit¬
gestaltung der Politik des Bundes. Wir haben dar¬
auf zu achten, daß unsere Entscheidungen glaub¬
würdig , nachvollziehbarund für den Bürger durch¬
schaubar bleiben.

Politikeraller Parteien und auf allen Ebenen sind
in letzter Zeit zunehmender und gewiß auch oft
berechtigterKritik ausgesetzt Um so mehr sind wir
alle aufgerufen; die Maximen unseres Handelns zu
überdenken und unser Tun an diesen Maximenzu
messen. (D)

Eine andere Säule unserer staatlichen Ordnung
ist das Sozialstaatsprinzip. Millionen von Men¬
schen haben erfahren, daß es in den mehr als drei
Jahrzehnten des Bestehens dieser Republik gelun¬
gen ist, die Risiken des einzelnen durch unser öf¬
fentliches . Sozialleistungssystem abzumildern.
Ohne die gemeinsamen Anstrengungen, die das
möglich gemacht haben, wäre es nicht gelungen,
den inneren Frieden trotz erheblicher wirtschaftli¬
cher Wandlungenzu erhalten. Vom inneren Frieden
lebt aber auch die Stabilität unseres Staatswesens.

Zum Sozialstaat gibt es keine akzeptable Alter¬
native. Wir können uns über die Wege streiten,
nichtüber das ZieL Alle politischen Kräfte sind sich
darin einig, daß wir keinen Kampf aller gegen alle
wollen , sondern das Eintreten füreinander.

Gewiß dürfen wir die Augen nicht davor ver¬
schließen , daß zum geltenden System der sozialen
Sicherung auch Ungereimtheiten, Widersprüche
und Möglichkeiten des Mißbrauchs gehören und
daß wir angesichtsder Wirtschafts - und Haushalts¬
entwicklungenoft an die Grenze der Finanzierbar¬
keit stoßen. Vor allem die für viele ärgerlichen Miß¬
brauchsmöglichkeiten, die übrigens nicht spezi¬
fisch für unser Sozialrecht sind, sondern auch im
Subvention»- und im Steuerrecht eine mindestens
ebenso bedeutende Rolle spielen, dürfen kein Vor¬
wand für eine Abkehr vom Sozialstaatsprinzipwer¬
den . Wir müssen Mißbräuche bekämpfen und ab¬
bauen— in allen Bereichen , also auch bei der mani¬
pulativen Handhabung des Steuerrechts oder bei
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(A) der mißbräuchlichen Erlangung von Subventions¬

vorteilen.

Noch viel wichtiger scheint mir zu sein, daß wir
für diejenigen sorgen, die sich nicht selber organi¬
sieren, die sich nicht artikulieren, die sich nichtsel¬
ber helfen könnenund die in der Gefahr sind, über¬
gangen zu werden. Gerade die gut Organisierten,
die im Grunde nicht hilfsbedürftig sind, müssenfür
die reden , die nicht selber sprechen können. Solida¬
rität und Subsidiarität bedingen sich gegenseitig,
wenn der soziale Friede nicht gefährdet werden
solL

In weltpolitisch und weltwirtschaftlich schwieri¬
gen Zeiten brauchenwir mehr, nicht weniger Soli*
darität — Solidaritätnicht nur innerhalb der Grup¬
pen, sondern vermehrt zwischen den Gruppen . Ich
kann einem arbeitslosen , zum Lehrer ausgebildeten
jungen Menschennur schwerverständlich machen,
daß es wegen unserer Haushalts- und unserer Wirt¬
schaftslage nicht möglich ist, mehr Lehrer einzu¬
stellen . Oie Beschäftigten im öffentlichen Dienst
hingegen müssen einsehen, daß durch geringfügig
niedrigere Besoldungsanpassungenfinanzpolitisch
Spielraum für die Errichtung neuer Arbeitsplätze
geschaffen werden könnte.

Wir müssen Modelle entwickeln, wie trotz enger
finanzieller Möglichkeiten mehr Menschen Arbeit
finden können. Dazu brauchen wir Lösungen. Wenn
in unserer heutigen Sitzung Gesetze beraten wer¬
den, die von vielen Bürgern Opfer fordern, so ist
dies den Betroffenen nur dann plausibelzu machen,
wenn sie feststellen können, daß alle Gruppen un¬
serer Gesellschaft zu leistungsgerechten Opfern
herangezogen werden . Mir ist durchaus klar, daß
wir angesichts der wirtschaftlichen Lage und der
Entwicklung unserer Haushalte Opfer verlangen
müssen, auch wenn das schmerzhaft ist Dabei ha¬
ben wir darauf zu achten, daß wir den gesellschafts¬
politischen Konsensnicht verletzen, der unsere De¬
mokratie kennzeichnet

Die solidarischen Elemente unserer Gesellschaft
sind die Grundlage für ein Höchstmaß an innerem
Frieden und an Stabilität Die Stabilität unseres
Landes beruht auf dem inneren und dem äußeren
Frieden, in dem wir bisher leben durften. Ihn zu
bewahren und zu sichern ist für uns alle eine ent¬
scheidende Herausforderung. Gerade in Zeiten , in
denen wir nicht — wie früher — Zuwächse zu ver¬
zeichnen haben, sondernEinsparungen und Abstri¬
che vornehmen und zumuten müssen, sind die An¬
forderungen besonders hoch, gleichgültig , ob wir
auf der Bundes-, der Länder- oder der Gemeinde¬
ebene Verantwortung trägem Der Innere Friede —
das lehrt uns ein Blick über unsere Grenzen — ist
auch ein Produktivitätsfaktor. Er wird gefährdet
durch die zunehmendeZahl der Arbeitslosen, durch

das Abschotten der Gruppen voneinander, vor al¬
lem durch das Abschotten derjenigen, die Arbeit
haben, gegenüber denjenigen, die keine Arbeit fin¬
den können. Das läßt zunehmend mehr Menschen
an den solidarischen Grundlagen unserer Gesell¬
schaft zweifeln.

Wir müssen diese Zweifel ernst nehmen und uns
darauf besinnen, daß Innerer Friede nicht allein auf
materiellem Wohlstand beruht, sondern auf einem
Verfassungskonsens einerseits, der gegenseitigen
Bedingung von Freiheit und sozialer Verantwor¬
tung, und einem sozialen Konsens andererseits,
dem Eintreten des Stärkeren für den Schwäche¬
rem

Für den Erhält des inneren Friedens wird der
Ausgangdes Kampfes um die Wiedererlangung der
Vollbeschäftigung auf allen Ebenen und um die Fol¬
gen der Anpassung unseres sozialen Leistungssy¬
stems an veränderte Rahmenbedingungen aus¬
schlaggebend sein. Hohe Dauerarbeitslosigkeit
kann die Gemeinsamkeiten schnell Zerstörern Hin¬
weise auf Eigenverantwortungund Selbsthilfe kön¬
nen für junge Menschen, die keine Ausbildungs¬
stelle und keine Arbeit finden , leicht zynisch Wir¬
kern

Eigenverantwortung kann nur der ausüben, der
gelernt hat , mit ihr umzugehen. Dazu muß man ihm
helfen. Das heißt, wir haben die Menschen in die
gesellschaftspolitischenEntwicklungen einzubezie¬
hen und uns ihnen zuzuwenden , statt sie auszu¬
grenzen. An die Bereitschaft zum Dialog und zur
Verständigung vor allem mit Minderheiten sind
neue, hohe Anforderungen gestellt Staatliche Be¬
vormundung oder gar Lenkungführen zwangsläu¬
fig zur Polarisierung in der Gesellschaft Wer aber
seine eigenen Freiräume respektiert wissen will,
der muß die soziale Mitverantwortung durch alle
Gruppen beachten und seinerseits respektieren.

Wir leben in einer schwierigen Phase unserer po¬
litischen Entwicklung . Wir müssen Arbeitsplätzesi¬
chern und neue schaffen, die ökologische Stabilität
sichern, unseren liberalen Rechtsstaat schützen,
den inneren, sozialen Frieden bewahren und festi¬
gen und den äußeren Frieden sicherer machen.
Wenn wir diese Herausforderungbestehen wollen,
brauchen wir Mut und offene Konfliktbereitschaft;
denn wir wollen eine Gesellschaft der gelebten und
mitgestalteten Freiheiten, des erlebten und mitge¬
tragenen Ausgleichs und der nachvollziehbaren Ge¬
rechtigkeit.

Diese Gesellschaft ist es wert, verteidigt zu wer¬
den, nach innen und nach äußern Die Eigenschaften

. und die Fähigkeiten, den inneren Frieden zu erhal¬
ten und zu stabilisieren, sind die gleichen, die wir
zur Sicherung des äußeren Friedens brauchen.
Hieran mitzuarbeiten, will ich mich bemühen.

Für die Bundesregierunghat Herr Staatsminister
Vogel um das Wort gebeten. Bitte, Herr Staatsmini¬
ster!

Vogel , Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬
ren! Es gehört zur guten Tradition in diesem Hause,

Das darf aber nicht dazu führen, daß der einzelne
wieder mit seinen existentiellen Risiken allein
bleibt, damit der Staat kurzfristig finanzielle Er¬
sparnisse erzielt Auch ich sage ja zur Stärkung der
Selbsthilfe und zur Eigenverantwortlichkeit Auch
ich trete dafür ein, daß in kleineren, besser über¬
schaubaren Einheiten all das geleistet wird, was
dort geleistet werden kann.
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(A) Vizepräsident Or. Albrecht: Vielen Dank!
Das Wort hat jetzt Herr Kollege Rau.

Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! In dem, was Staatsse¬
kretär Waffenschmidt und Kollege Späth vorgetra¬
gen haben , ist die ganze Dimension des Themas,
mit dem wir uns heute hier beschäftigen, schon
deutlich geworden. Ich stehe jetzt seit fast 13 Jah¬
ren in der Regierungsverantwortung: aber ich kann
mich nicht erinnern, daß es einmal eine Verord¬
nung gegeben hätte, die so viele Menschen bewegt
hätte und mitder wir uns in stundenlangenDiskus¬
sionen so intensiv beschäftigt hätten.

Das mag in Nordrhein -Westfalen besonders nahe¬
liegen und verständlich sein; denn das, wovon wir
als Politiker so oft reden, nämlich daß wir es mit
einem Zielkonflikt zwischenÖkonomie und Ökolo¬
gie zu tun hätten, spricht sich ja ganz leicht . Doch
wenn es sich leicht spricht, dann entsteht oft der
Eindruck , als stünden sich zwei Gruppen in unse¬
rem Lande gegenüber : diejenigen, die Arbeitsplätze
sichern und ausbauen wollen , und diejenigen, die
eine gesunde Umwelt für vorrangig halten.

In Wirklichkeit ist die Lösungschwieriger. Es gilt,
eine gesunde Umwelt für diejenigen zu schaffen,
die Arbeit haben oder welche suchen und die mit
ihrer Arbeit erst die Mittel erbringen, mit denen
sich Umweltschutz finanzieren läßt Der Konflikt
geht also durch den einzelnen hindurch, und er ist
je nach dem Thema, das man umweltpolitisch an-
spricht, auch für die eine oder andere Region , für

' ' das eine oder andere Land leichter zu bewältigen.
Es wird kein Zweifel daran bestehen, und es darf

kein Zweifel daran entstehen, daß die Meldungen
über zunehmende Waldschäden uns alle alarmie¬
ren. Unsere Forstbehörden haben hochgerechnet
daß 8,5 % der gesamten Waldfläche unseres Landes
geschädigt sind. Daß man hier nicht mit dem Hin¬
weis auf noch nötige Forschungenausweichendarf,
ist sicher auch richtig, sondern man muß schnell
handeln. Das schnelle Handeln freilich darf uns
nicht daran hindern, die Ursachen für das Wald¬
sterben genauer zu bestimmen, nach Lüftschadstof¬
fen, nach Trockenheit nach Frost, waldbauli¬
chen Einflüssen oder nach anderen Schadenserre-
gern zu fahnden und zu forschen.

Unstreitig ist sicherlich , daß Schwefeldioxid und
Stickstoffoxid als Schadensursachen eine wichtige
Rolle spielen. Auf jeden Fall sind beide Giftstoffe
nicht nur für den Wald, sondern auch für viele
Pflanzen, für Tiere, Menschenund Gebäude schäd¬
lich.

Es besteht auch kein Zweifeldaran, daß Heiz¬
kraftwerkeauf Kohle - und Ölbasis zu den Haupt¬
quellen für Schwefeldioxidemissionen gehören. Der
Anteil liegt in der Bundesrepublik gewiß bei über
50% . Aber wir müssen deutlich machen — und bei
Herrn Kollegen Späth ist das deutlichgeworden—:
Sie sind nur eine der Quellen , die unsere Umwelt
stark belasten.

Nordrhein -Westfalen begrüßt die Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung , weil sie eine generelle Ver¬
minderungder Schadstoffemissionen , vor »B«*™ der

Schwefeldioxidemissionen aus Kraftwerken, zum
Ziel hat Wir halten diese Verordnung für einen
wichtigen Ansatzpunkt zur Verbesserungder Um¬
weltqualität und zur Bekämpfung des Waldster¬
bens, wenn wir ihren Charakter als Verordnung be¬
denkenund sie nicht so überfrachten, daß sie in den
Bereich der Rechtsunsicherheit hinübergeht und
dann wieder zwar unser Image freundlich gestaltet
aber in Wirklichkeitdas Nötige verzögert

Wir hatten diese Verordnung seit langem gefor¬
dert eine Verordnung , die auf die Initiative der
sozialliberalenBundesregierungim Septemberver¬
gangenen Jahres zurückgeht Damals, am 1. Sep¬
tember, wurden die Eckwerte beschlossen. Uns
wurde dann der gegenwärtige Entwurf am 7 . März
diesesJahres vorgelegt

' Alle Maßnahmen, die die Luftqualitätverbessern
wollen, soweit sie bei Kraftwerkenansetzen, berüh¬
ren natürlich das Kohleland Nordrbein-Westfalen
ganz besonders stark. Rund ein Viertel des in der
Bundesrepublik erzeugten Stroms stammt aus den
Braunkohlekraftwerken im rheinischen Revier.
Rund ein Drittel des in der Bundesrepublikerzeug¬
ten Stroms stammt aus Steinkohlekraftwerken, die
wiederum rund zur Hälfte in Nordrhein-Westfalen,
vor allem im Ruhrgebiet betrieben werden. Etwa
die Hälfte des insgesamtin der Bundesrepublik er¬
zeugten Stroms stammt aus Nordrhein-Westfalen.
Wir erzeugenweit mehr, als wir selbstverbrauchen,
und exportieren auch in andere Bundesländer.

Wir sehen uns als das energiewirtschaftliche
Zentrum der Bundesrepublik. Deshalb stehen wir
wie kein anderes Bundesland auch im Zentrum des
Konflikts , der heute Gegenstandunseres Gesprächs
ist

Wir tragen Verantwortung für einen gesunden
Wald nicht nur bei uns in Nordrhein -Westfalen,
aber auch für unsere Bürger; denn der Wald hat
eine wichtige Erholungsfunktion , und er ist ein be¬
deutender Wirtschaftsfaktor. Wir tragen aber auch
Verantwortungfür eine sichere Energieversorgung,
und wir glauben, die sicherste Energieversorgung
für die gesamte Bundesrepublik ist die auf der
Grundlageder heimischen Kohle.

Wir tragen Verantwortungfür die Menschen im
Revier, die vor Ort arbeiten und von der Kohle
leben, und wir tragen Verantwortungfür die wirt¬
schaftliche Entwicklung des Ruhrgebiets. Ich den¬
ke, das liegt im Interesse der gesamten Bundesre¬
publik.

Der Energieverbrauchist rückläufig; die Ölpreise
sind gesunken. Aber das, meine Damen und Herren,
darf uns doch sicht darüber hinwegtäuschen, daß
auf lange Sicht Energie knapp und die Energiever¬
sorgungmit Risikenbehaftetbleibt. Deshalb dürfen
wir, wenn wir sicht kurzsichtig handeis wollen,
nicht an den Grundpfeilernunserer gemeinsamen
Energiepolitikrütteln, und diese muß heißen: Weg
vom Ol — Vorrang für die Kohle!

Deshalb haben wir uns bei den vielstündigenBe¬
ratungen über diese Verordnung für eine Lösung
eingesetzt, die zur Rettung des Waldes beiträgt und
die wirtschaftlichen Grundlagen der Bundesrepu-
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blik sowie unseres Industrielandes Nordrhein -West¬
falen bewahrt Was wir mit der Verordnung tun
können , um beide Ziele ausgewogen miteinander zu
verbinden , das wollen wir tun . Aber wir müssen es
tun in dem Bewußtsein , daß der immer wieder be¬
schriebene Gegensatz zwischen Umweltschutz,
wirtschaftlicher Entwicklung und Arbeitsplätzen
nicht verbal abgehandelt werden darf , sondern poli¬
tisch durchgestanden werden muß.

Deshalb ist eine vernünftige Politik zur Begren¬
zung der Schadstoffemissionen aus Kraftwerken
gerade in den Belastnngsgebieten eine Vorausset¬
zung für den Bau neuer , umweltfreundlicher Kraft¬
werke und damit für die Kohlevorrangpolitik , für
sichere Energie und für wirtschaftlichen und sozia¬
len Fortschritt

Am 1. September 1982 hatten wir den Grundsatz-
beschluß der sozialliberalen Bundesregierung ken-
nengelernt , der einige Eckwerte festlegte . Die we¬
sentlichen Eckwerte hießen : Begrenzung der wichti¬
gen Schadstoffe durch strenge Anforderungen nach
dem Stand der Technik , vor allem Begrenzung der
Emissionen an Schwefeldioxid in der Regel auf 400
Milligramm pro Kubikmeter , keine Gefährdung des
sogenannten Jahrfanndertvertrages zwischen Koh¬
lebergbau und Elektrizitätswirtschaft ; deshalb
Übergangsfristen für alte Kohlekraftwerke.

Wir haben diesen Grundsatzbeschluß damals be¬
grüßt Wir .wollen deshalb keine Lösung , die hinter
diesen Eckwerten zurückbleibt . Wir wollen aber
auch keine Lösung , die die Kohlevorrangpolitik un-

B ) seres Landes gefährdet die Nordrhein -Westfalen
' rind das Ruhrgebiet unzumutbar belastet und Ar¬
beitsplätze bei uns bedroht Nach unserer Einschät¬
zung ist aber Kohlevorrangpolitik nur durchsetzbar
und verantwortbar , wenn Kohleverwendung um¬
weltverträglich ist oder , wo und soweit sie es noch
nicht ist umweltverträglich gemacht wird.

Wir wünschen eine Lösung , die eine sichere Ver¬

sorgung mit elektrischem Strom bei uns gewährlei¬
stet und die den Jahrhundertvertrag nicht antastet
Deshalb begrüße ich die Feststellung in der Koali¬
tionsvereinbarung der CDU/FDP -Bundesregierung
— ich begrüße nicht diese Bundesregierung ; ganz
im Gegenteil —:

(Heiterkeit)

„Der Jahrhundertvertrag für die Kohle bleibt auf-
rechterhalten .“ Im übrigen sind die energiepoliti¬
schen Aussagen dieser Vereinbarung nach meiner
Meinung unzureichend.

Wir suchen schließlich auch eine Lösung , die den
weiteren Ausbau der Fernwärme nicht in Frage
stellt Dieser ist energie -, umweit - und beschäfti¬
gungspolitisch dringend erforderlich . Kraft -Wär¬
me-Kopplung und ihre Nutzung durch Fernwärme
bietet eine gute Chance , Energie einzusparen und
Energieversorgung umweltfreundlicher zu machen.
Der von der Bundesregierung vorgeschlagene Fero-
wärmebonus trägt diesem Anliegen Rechnun g.

Übrigens : Bei den Motiven , die für die Zustim¬

mung oder Ablehnung der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung genannt werden , ist nicht zu überse¬

hen , daß die energiewirtschaftliche Situation des je - (C)
weiligen Landes eine große Rolle spielt Ohne den
Kollegen Späth überinterpretieren zu wollen, habe
ich seiner in vielen Punkten von mir mit Zustim¬
mung aufgenommenen Rede entnommen , daß der
Anteil an Steinkohle , an Ballastkohle , an nieder-
flüchtiger Kohle , der in Baden -Württemberg geför¬
dert wird , nur unwesentlich größer ist als in Bay¬
ern , während ich den Eindruck habe , daß sein Inter¬
esse an Kernenergie sehr viel stärker ist als es
angesichts des Sachverhalts zu verantworten ist
daß wir zwar beschlossen haben , bei der Kernener¬
gie müssen zunächst die Entsorgungsprobleme ge¬
löst sein , daß wir aber dem deutschen Volk heute
noch nicht mittetien können : Diese Probleme sind
in Wirklichkeit und faktisch gelöst — Das „Emirat“
Niedersachsen hat bei uns immer Zeichen der Hoff¬
nung gesetzt und wird es sicherlich in diesem Fall
auch tun.

(Heiterkeit)
Ich wage , meine Damen und Herren , die Vorher¬

sage , daß wir uns im Jahre 1984 mit den Umweltpro¬
blemen , die mit Kernenergie verbunden sind , ge- .
nauso intensiv auseinandersetzen werden , wie wir
es jetzt gegenüber der Steinkohle und der Braun¬
kohle tun . — Ich bitte um Verzeihung , Herr Präsi¬
dent das Wort „Emirat “ Niedersachsen sollte nichts
über Ihren Familienstatus sagen,

(Große Heiterkeit)
sondern nur über das; was das südlicher gelegene
Land Nordrhein -Westfalen gegenüber Niedersach¬
sen empfindet wenn wir Ihrer Energie - und Finanz - (D)

Politik begegnen.
Ich war bei der Kernenergie und bei dem Hin¬

weis darauf , daß die Entsorgungsprobleme dort erst
auf uns zukommen . Dabei kommt auch der Konflikt
neu auf uns zu, und deshalb könnte es sein , daß wir
bei all den wichtigen , nicht zu unterschätzenden
Umweltfreunden , Protestanten und Demonstran¬
ten , die ich alle sehr ernst nehme , wieder auf jene
kleine Gruppe stoßen , die jetzt gegen Kohle und
dann gegen Kernenergie protestiert nach dem Mot¬
to : „Wir brauchen keine Kraftwerke , wir brauchen
mehr Strom .“ Das muß , glaube ich, bei dem , wor¬
über wir miteinander verhandeln , auch im Hinter¬
grund und im Hinterkopf bleiben.

Die Kernenergie hat sicher ihren Platz in der
Elektrizitätswirtschaft nicht nur der Bundesrepu¬
blik insgesamt sondern auch Nordrhein -Westfa¬
lens . Deshalb begrüße ich die Absicht der Bundesre¬
gierung , mitzuhelfen , den Hochtemperatu rreaktor
in Schmehausen noch in diesem Jahr fertigzustel¬
len und dafür zu sorgen , daß er in Betrieb gehen
kann Ich habe auf diese Fragen deshalb hingewie¬
sen , weil es nach meiner Meinung bei dem schwieri¬

gen Thema , mit dem wir es zu tun haben , keine
Schwarzweißbetrachtung und kein Entweder -Oder,
auch nicht der verschiedenen Energieformen , ge¬
ben darf.

Nun sind, meine Damen und Herren , die wirt¬
schaftlichen Auswirkungen des vorliegenden Ver¬
ordnungsentwurfs vielfältig , auch wenn sie im ein¬
zelnen nicht immer genau prognostizierbar und
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(A) quantifizierbar sind. Ich bewerte positiv , daß klare

Emissionsbegrenzungen festgelegt werden , damit
Rechtssicherheit entsteht und damit Freiraum für
die Zulassung neuer Anlagen in überlasteten Gebie¬
ten geschaffen wird. Für mich war es eine schmerz¬
liche Erfahrung , daß trotz der Auslobung eines eige¬
nen Kraftwerkesanierungsprogramms durch un¬
sere Landesregierung vor vier Jahren der Weg zu
neuen Kraftwerken , die ja schon auf Grund der
jetzt geltenden Daten umweltfreundlicher wären,
von der Elektrizitätswirtschaft zu wenig gegangen
worden ist

Die finanziellen Belastungen durch das, was wir
hier verordnen , sind freilich beachtlich . Die Ent¬
schwefelungsmaßnahmen von Steinkohlekraftwer¬
ken machen Investitionskosten in Milliardenhöhe
nötig und verteuern zusammen mit den zusätzli¬
chen Betriebskosten den Strom . Steigende Strom¬
preise treffen die Industrie , aber auch den privaten
Verbraucher , dessen finanzielle Möglichkeiten
durch die wirtschaftliche Entwicklung ohnehin ein¬
geengt sind . Sie treffen natürlich vor allem strom¬
intensive Wirtschaftszweige — Aluminiumherstel-
lung , Zinkelektrolyse , Teilbereiche der Chemie,
Elektro Stahlerzeugung —, und sie treffen damit
ihre Wettbewerbsfähigkeit in der Welt, die auch von
Strompreisen abhängt

Ich sehe auch die Probleme , die auf den Stein¬
kohlebergbau zukommen , der in Zukunft verstärkt
sehwefelärmere Kohle liefern und Investitionen für
die bessere Aufbereitung der Kohle vornehmen
muß . Wir wissen , daß die Betreiber von Feuerungs-

* ' anlagen darauf hinweisen werden , es falle ihnen
nicht leicht die gestellten Anforderungen zu erfül¬
len und wirtschaftlich zu verkraften . Aber wenn wir

___ nicht nur Lippenbekenntnisse abiegen wollen, dann
müssen wir ihnen das zumuten , wohl wissend , daß
die Kosten letztlich von uns allen getragen werden.
Wir müssen das nach meiner Überzeugung im In¬
teresse der Gesundheit unserer Bürger akzeptie¬
ren.

Bei Neu- und Altanlagen wird die Verordnung —
das ist dargestellt worden — zu einer deutlichen
Verminderung von Schadstoffemissionen führen.
Vor allem die Verminderung von Schwefeldioxid-,
und Stickstoffoxidemissionen wird sich — so hoffen
wir — positiv auf unsere Wälder auswirken . Aber
wir dürfen nicht erwarten , daß diese Wirkungen
kurzfristig eintreten oder daß das Problem des
Waldsterbens allein mit der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung gelöst werden könnte . Wir brauchen,
unabhängig von dieser Verordnung , Lösungen , die
sich auf die ganze Bundesrepublik , aber nicht nur
auf sie , beschränken.

Kollege Späth hat auf die europäische Dimension
hingewiesen . Ich füge hinzu : Etwa 50% unserer
Schwefeldioxidbelastung importieren wir aus Nach¬
barländern . Wir halten es zum anderen für wichtig,
daß die Stickstoffoxide, die aus dem Verbrennungs¬
prozeß der Kraftfahrzeugmotoren stammen , wirk¬
samer bekämpft werden . Sowohl Kollege Waf¬
fenschmidt als auch Kollege Späth haben dieses
Thema schon angesprochen . Es ist nur schwer be¬
greiflich zu machen , daß wir in deutschen Automo¬

bilwerken mit Autos , die bleifreies Benzin benut- (<
zen , Exportschlager produzieren , daß wir aber , wohl
wissend , daß der Straßenverkehr etwa 30 bis 35 Pro¬
zent der Stickstoffoxide in die Umwelt bringt sol¬
che Autos für den eigenen Bedarf noch nicht produ¬
zieren , sondern , obwohl wir das technische Know-
how für bleifreies Benzin haben , u. a . in einer An¬
lage in Gelsenkirchen , hier nur zögerlich vorange¬
hen.

Die Landesregierung Nordrhein -Westfalen be¬
grüßt den von den hessischen Kollegen im Bundes¬
rat eingebrachten Entwurf eines Schwefelabgaben¬
gesetzes grundsätzlich ; denn eine solche Abgabe,
die für bestimmte Schwefelemissionen erhoben
werden soll, könnte dazu beitragen , daß Altanlagen
schneller umgerüstet werden und daß bei neuen
Feuerungsanlagen entsprechend dem Stand der
Technik der jeweils bestmögliche Zustand erreicht
wird. Wir werden darüber sprechen müssen , wie
man dieses Gesetz so formulieren kann , daß nicht
die Freikauftendenz , die wir in anderen gesell¬
schaftlichen Bereichen feststellen , hier Platz greift

Ich habe , meine Damen und Herren , darauf hin¬
gewiesen , wie schwel - wir uns mit der Entscheidung
über diese Verordnung getan haben . Der Konflikt
ist zum Teil öffentlich ausgetragen worden . Das
wird aber noch oft geschehen , nicht nur bei uns,
wenn wir das umweltpolitisch Nötige mit dem wirt¬
schaftspolitisch Vertretbaren in Übereinstimmung
bringen wollen . Für uns heißt das konkret in bezug
auf diese Verordnung , daß wir aus Umweltschutz¬
gründen dafür eintreten , für Staubfeuerungen mit
trockenem Ascheabzug den Grenzwert für Stick- Ü
stoffoxid von 900 Milligramm pro Kubikmeter , wie
im Verordnungsentwurf vorgesehen , auf 800 Milli¬
gramm abzusenken . Diese Begrenzung kann nach
unserer Überzeugung eingehalten werden . Aller¬
dings erschiene es uns problematisch , wenn auch
der Stickstoffoxidgrenzwert für Staubfeuerungen
mit flüssigem Ascheabzug gegenüber dem Verord¬
nungsentwurf noch zusätzlich verschärft würde,
weil bei schärferen Anforderungen der Einsatz von
niederflüchtiger Kohle und von ca. 22 Millionen t
Ballastkohle in Frage gestellt würde

Nach unserer Überzeugung ist es umweltpolitisch
hmnehmbar , hier von noch schärferen Anforderun¬
gen abzusehen , weil die Stickstoffoxidemissionen
ohnehin so weit zu begrenzen sind , wie das nach
dem Stand der Technik möglich ist . Wir erwarten,
daß Mer der Stand der Technik voranschreitet und
daß in absehbarer Zeit mit niedrigeren Emissionen
gerechnet werden kann.

Aber die Kemproblematik sind gewiß die Schwe-
felldioxidemissionen . Wir treten aus Gründen des
Umweltschutzes — Mer stimmen wir Baden -Würt¬
temberg zu — für die Absenkung der im Verord¬
nungsentwurf für Neuanlagen vorgesehenen Lei¬
stungsgrenzen von 400 bzw. 200 Megawatt auf 300
bzw. 100 Megawatt ein. Diese Absenkung der Lei¬
stungsgrenzen soll die Zahl der Feuerungsanlagen,
die schärferen Anforderungen unterworfen werden,
erweitern.

Bei Altanlagen wollen wir ebenfalls strengere
Anforderungen stellen , als im Verordnungsentwurf
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Bau (Nordrhein -Westfalen)
A) vorgesehen sind. Dies soll durch die Einführung

einer Dreiteilung der Anlageklassen geschehen , mit
der Folge , daß schon bei Anlagen ab einer Feue¬
rungsleistung von 200 Megawatt anstatt 400 Mega¬
watt generell Entschwefelungsmaßnahmen durch¬
geführt werden müssen . Wir wollen gleichzeitig
durch Zusammenfassung mehrerer kleinerer Anla¬
gen, die in einem betrieblichen oder räumlichen Zu¬
sammenhang stehen , sicherstellen , daß die Unter¬
teilung einer größeren' Anlage nicht dazu führt , daß
man sich den strengeren Anforderungen entzieht.

Wir glauben , daß schon mit diesen beiden Maß¬
nahmen eine effizientere Reduzierung der Schwe¬
feldioxidemissionen aus Altanlagen sicherzustellen
ist, und wir sind deshalb in diesem Punkt — im
Gegensatz zu Baden -Württemberg — der Meinung,
daß wir auf weitere Verschärfungen , etwa durch
Verkürzung der Restnutzungsdauer , verzichten
können . Wir glauben davon im Blick auf eine ver¬
nünftige technische und rechtliche Realisierbarkeit
der nötigen Umrüstungsmaßnahmen absehen zu
müssen.

Im Entwurf der Verordnung ist für Braunkohle
und Ballastkohle nur eine Regelung über Ausnah¬
men im Einzelfall vorgesehen . Das halten wir für
unzureichend . Deshalb treten wir dafür ein , daß bei
diesen Brennstoffen die einzuhaltenden Schwefel-
dioxidgrenzwerte wegen der besonderen Eigen¬
schaft der Brennstoffe generell auf 650 Milligramm
festgesetzt werden und daß wir für Braunkohle¬
feuerungen die Möglichkeit vorsehen , ein besonde¬
res Verfahren zur Beurteilung der Emissionen her-

(B) anzuziehen . Dazu haben wir einen Änderungsan¬
trag zu § 27 Abs. 3 vorgelegt , der besondere Beurtei¬
lungsverfahren nur dort zuläßt , wo sie unentbehr¬
lich sind.

Meine Damen und Herren , wir werden es aber
nicht bei diesen Beschlüssen belassen dürfen , we¬
der wir als Landesregierung , noch der Bundesrat,
noch diejenigen , die sonst Verantwortung tragen.
Das Thema muß auf der Tagesordnung bleiben . Die.
wirtschaftspolitische , die umweltpolitische Bedeu¬
tung dieser Verordnung für unser gesamtes Land,
für gesunde Luft , für Kohle , für die Wälder; das
alles darf nicht darüber hinwegtäuschen , daß die
zusätzlichen Belastungen , die durch die Großfeue-
nmgganlag e^-Vpmrrfniing auf Nordrhein -Westfa-
len, aber auch auf andere Regionen zukommen,
auch bezahlt werden müssen . Deshalb treten wir —
wie ich gelesen habe : gemeinsam mit der Opposi¬
tion in unserem Lande — für eine Abgaberegelung
zu lösten aller ein.

Sie kennen das im Dritten Verstromungsgesetz
von 1974 bestimmte Verfahren , mit dem der Einsatz
der Steinkohle in der Elektrizitätswirtschaft gesi¬
chert wird und das einen Ausgleich zwischen dem
Vorteil sicherer Energieversorgung , die allen zu¬
gute kommt , und den Lasten , die allein die Stein¬
kohle und die Kohleländer zu tragen haben , ver¬
sucht

Die hohen Investitions - und Betriebskosten für
umweltfreundliche Kraftwerke , die uns in Nord¬
rhein-Westfalen zusätzlich treffen , machen nach
meiner Überzeugung eine ähnliche Ausgleichsrege - _

lung nötig . Sie muß im Kern darauf hinauslaufen , (Q
daß eine zusätzliche Abgabe von allen Elektrizitäts¬
versorgungsunternehmen und allen Erzeugern von
Elektrizität erhoben wird und daß Zuschüsse für
Entschwefelungseinrichtungen mit dieser Abgabe
finanziert werden.

Vielleicht müssen wir noch einen Schritt weiter¬
gehen . Vielleicht brauchen wir einen umfassende¬
ren Ansatz und eine Gesetzesinitiative , die der wei¬
teren Verbesserung des Umweltschutzes und damit
dem Schutz des Waldes dient . Deshalb habe ich von
dem „Waldpfennig“ gesprochen , über den wir dis¬
kutieren müßten . Ich bitte die Bundesregierung,
diese Überlegungen zu . prüfen.

Soeben habe ich gesagt — und ich wiederhole
es —: Die Verordnung , die hier vorliegt , kann die
Probleme der Luftreinhaltung allein nicht lösen. Sie
ist nur ein Schritt — ein guter Schritt — in einem
umfassenden und noch zu erstellenden nationalen
umweltpolitischen Gesamtkonzept . Dabei müssen
wir uns vor allem der Emissionen annehmen , die
von den Millionen von Verbrennungsmotoren aus¬
gestoßen werden.

Die Endlichkeit der Rohstoff - und Energiequel¬
len und die begrenzte Regenerationsfähigkeit des
Naturhaushalts zwingen uns alle , schonend mit un¬
serer Natur umzugehen , den Frieden mit der Natur
zu suchen . Wenn es nicht gelingt , den Raubbau an
unserer Umwelt zu beenden , wenn wir hinnehmen
müssen , daß Wälder sterben und daß Pflanzen und.
Tierarten unwiederbringlich verlorengehen , wenn
es nicht gelingt , Giftkatastrophen wie in Seveso
oder Vorfälle wie in Harrisburg in umweltpolitisch
einschneidende Konsequenzen umzumünzen , dann
werden wir durch Unterlassen Lebensverhältnisse
schaffen , die das Leben der nächsten Generationen
nicht mehr lebenswert machen.

Der Mensch braucht eine gesunde Umwelt, und
auch die Wirtschaft kann sich nur in einer intakten
Umwelt weiterentwickeln . Unsere nordrhein -west-
fälischen Erfahrungen zeigen , daß auch die Siche¬
rung der Regenerationsfähigkeit der Natur eine un¬
verzichtbare Voraussetzung für die Bewältigung
struktureller Wirtschaftsprobleme ist und dazu
nicht in einem Gegensatz steht

Deshalb haben wir einen Kabinettsausschuß ein¬
gesetzt , der binnen Jahresfrist alle mit dem . heuti¬
gen Thema zusammenhängenden Fragen , die weit
über den engen Bereich der Kraftwerkswirtschaft
hinausreichen , die die gesamte Energie - und Um¬
weltproblematik in ihren vielfältigen Verästelungen
betrifft , prüfen und nötige gesetzliche Initiativen
vorbereiten soIL Wir hoffen , daß es zu einer Allpar¬
teienkoalition in diesen Fragen kommt

Wir bitten um Zustimmung zu der durch unsere
Anträge verbesserten Verordnung.

Vizepräsident Dr. AJbrecht: Das Wort hat jetzt Herr
Kollege Schmidhuber.

Schmldhuber (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! Die Bayerische Staatsregierung
begrüßt die rasche Vorlage der Verordnung über

. Großfeuerungsanlagen durch die Bundesregierung.
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528 . Sitzung

Bonn, den 28. Oktober 1983

Beginn : 932 Uhr

Präsident Rau: Meine sehr geehrten Damen und
Herren , ich eröffne die 528. Sitzung des Bundesra¬
tes.

Bevor wir mit unserer heutigen Arbeit beginnen,
haben wir eine traurige Pflicht zu erfüllen:

(Die Anwesenden erheben sich .)
Am 9. Oktober ist der ehemalige Präsident des

Senats und Erste Bürgermeister der Freien und
Hansestadt Hamburg , Professor Dr. Herbert
Weichmann , verstorben.

Mit Professor Weichmann hat unser Land einen
angesehenen Politiker von hoher moralischer Auto¬
rität und besonderer intellektueller Begabung ver¬
loren. Trotz der bitteren Erfahrungen , die Herbert
Weichmann in der Zeit des Nationalsozialismus ma¬
chen mußte , ist er nach dem Krieg aus der Emigra¬
tion in seine Heimat zurückgekehrt und hat am
Wiederaufbau unseres in jeder Hinsicht zerstörten
Landes wirkungsvoll mitgearbeitet : zunächst als
Präsident des Rechnungshofes , dann als Finanzse¬
nator und schließlich als Erster Bürgermeister der
Freien und Hansestadt Hamburg.

Professor Weichmann gehörte dem Bundesrat
von 1957 bis 1971 an . Im Amtsjahr 1968/69 hatte er
das Amt des Präsidenten des Bundesrates inne . Er
hat hier wie überall , wo er Verantwortung trug , als
Mahner gewirkt : als Mahner für Rationalität , für
Verantwortungsbewußtsein , für Augenmaß und Fe¬
stigkeit , für die Bewahrung der demokratischen Ge¬
sinnung und Haltung . Er hatte in seinem Leben
erfahren müssen , was der Verlust dieser Werte be¬
deutet Darum kämpfte er unermüdlich für sie. Die¬
ser Kampf geschah in Reden und in Taten , die seine
außerordentlichen Qualitäten als Staatsmann be¬
wiesen.

Unser Land ist durch seinen Tod ärmer gewor¬
den ; aber wir sollten alles tun , damit uns sein Vor¬
bild erhalten bleibt

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von
den Plätzen erhoben . Ich danke Ihnen.

Gemäß §23 der Geschäftsordnung habe ich fol¬
gendes mitzuteilen : Aus der Landesregierung von

Baden -Württemberg und damit aus dem Bundesrat
ist mit Wirkung vom 5. Oktober 1983 Herr Minister
Professor Dr. Roman Herzog ausgeschieden . Herr
Minister Herzog war ordentliches Mitglied des Bun¬
desrates seit dem 23 . Mai 1978. Für seine im Bun¬
desrat geleistete Arbeit danke ich ihm . In das ver¬
antwortungsvolle Amt beim Bundesverfassungsge¬
richt das er in den nächsten Monaten antreten
•wird, begleiten ihn unsere besten Wünsche . '

Zum ordentlichen Mitglied des. Bundesrates hat
die Landesregierung von Baden-Württemberg
Herrn Minister Dr. Heinz Eyrich bestellt

Aus der Landesregierung des Saarlandes und da¬
mit ebenfalls aus dem Bundesrat ist mit Wirkung /D>
vom 10. Oktober 1983 Herr Minister Edwin Hügel 1
ausgeschieden . Herr Minister Hügel gehörte dem
Bundesrat als stellvertretendes Mitglied seit dem
20. Juli 1962 an. Auch »hm spreche ich für die Mitar¬
beit hier im Hause meinen Dank aus.

Zmw neuen ordentlichen Mitglied des Bundesra¬
tes hat die Landesregierung des Saarlandes mit
Wirkung vom 11. Oktober 1983 anstelle von Frau
Minister Dr . Rosemarie Scheurlen Herrn Minister
Dr. Walter Henn benannt Frau Minister Dr.
Scheurlen ist zum stellvertretenden Mitglied des
Bundesrates bestellt worden.

Der Ministerpräsident des lindes Nordrhein-
Westfalen hat dem Präsidenten des Bundesrates
und damit mir mitgeteilt , daß mit Wirkung vom
25. Oktober 1983 Herr Minister Jürgen Girgen-
sohn aus dem Bundesrat ausgeschieden ist Herr
Minister Girgensohn war stellvertretendes Mitglied
des Bundesrates seit dem 2. Februar 1971. Ich
danke auch ihm für seine langjährige Mitarbeit in
diesem Hause.

Zinn neuen stellvertretenden Mitglied des Bun-
desrates wurde mit Wirkung vom gleichen Tag Herr
Minister Dr. Rolf Krumsiek benannt

Ich wende mich nun der Tagesordnung zu. Sie
liegt Ihnen in vorläufiger Fassung mit 45 Punkten
vor. Wir sind übereingekommen , die Punkte 44 und
45 vorzuziehen und riarh Tagesordnungspunkt 7 zu
behandeln . Beide Punkte werden ebenso wie
Punkt 8 und Punkt 9 wegen ihres Sachzusammen¬
hangs zur gemeinsamen Beratung aufgerufen.
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(A) Sie möchten zur Tagesordnung sprechen, Frau
Minister Rüdiger ? — Bitte!

Frau Dr. Rüdiger (Hessen) : Herr Präsident, ich
bitte darum, daß wir den Tagesordnungspunkt6 —
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Abwas¬
serabgabengesetzes — bis zur nächsten Sitzung
vertagen . Er soll nicht an die Ausschüsse zurück¬
verwiesen werden, sondern mir kommt es darauf
an, daß wir über die Problematik noch einmal mit¬
einander sprechen können und erst in der nächsten
Sitzung über die Einbringungentscheiden.

Präsident Rau: Ich entnehme dem Gesichtsaus¬
druck der Verantwortlichen Einverständnis mit Ih¬
rem Vorschlag.

(Heiterkeit)
Dann wird dieser Punkt abgesetzt.

Meine Damen und Herren , bevor wir in die Bera¬
tung unserer heutigen Tagesordnung eintreten,
möchte ich Gäste aus dem Ausland unter uns be¬
grüßen, die auf der Tribüne Platz genommen haben
und über deren Kommen wir mw freuen.

Es ist dies zum einen der Präsident des Senats
des Königreichs Spanien, Herr Jose Federico de
Carvajal Perez, der sich mit einer Delegation von
Mitgliedern des Senats auf Einladung des Bundes¬
rates in der Bundesrepublikaufhält Wir haben ge¬
stern schon intensive Gespräche führen können
und haben zur beiderseitigen Genugtuung ein ho-

' ' bes Maß an Gleichklang der Interessen und Ge¬
meinsamkeit der Auffassungen festgestellt Das
trifft sicher auch für die weiteren politischen Unter¬
redungen zu, die unsere spanischen Gäste hier in
Bonn und anschließendin Berlin und München ha¬
ben werden. Dieser Besuchwird gewiß dazu beitra¬
gen, die guten Beziehungen zwischen dem spani¬
schen Senat und dem Bundesrat zu festigen; er
kann darüber hinaus sicher auch der Freundschaft
zwischen unseren Völkern dienen. Ich begrüße un¬
sere spanischen Gäste und den Herrn Botschafter
noch einmal herzlich.

Zum anderen begrüße ich den Vorsitzenden der
koreanisch-deutschen Parlamentariergruppe in der
Nationalversammlung der Republik Korea, Herrn
Sang-Eun Wang , und seine Delegation. Unsere Gä¬
ste befinden sich aus Anlaßdes 100.Jahrestages der
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen
Korea und Deutschlandin Bonn. Es ist gut zu wis¬
sen, daß auch über weite geographischeEntfernun¬
gen und über sich wandelnde weltpolitische Bedin¬
gungen Verbundenheit erhalten bleibt, die tragfä¬
hig »mR förderlich für die gegenseitigen Beziehun¬
gen ist Ich möchte auch daran erinnern, daß die
schweren Opfer, die Korea in jüngster Zeit zweimal
zugemutet worden sind, bei uns große Anteilnahme
ausgelöst haben.

Ich danke beiden Delegationenfür ihren Besuch
und für die guten Gespräche, die wir führen konn¬
ten. Ich wünsche Ihnen einen erfreulichen und an¬
genehmen Aufenthalt in unserem Land.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende
eines Geschäftsjahres des Bundesrates. Vor der
Wahl des nächsten Präsidenten möchte ich nach
der Übung des Hauses einen kurzen Rückblick auf
die Arbeit des Bundesrates im vergangenen Jahr
geben.

Zunächst eine nüchterne Bilanz der Zahlen, die
nicht nur für Statistiker interessant ist, sondern die
Ausdruck unserer gemeinsamen Arbeit und der
spezifischen Anforderungenist, die an das Verfas¬
sungsorgan Bundesrat im Laufe des letzten Ge¬
schäftsjahres gestellt waren. *

Während dieser zwölf Monate wurden im ersten
Durchgang 65 Gesetzentwürfe der Bundesregie¬
rung beraten . Aus den 48 Gesetzesanträgen der
Länder sind — außer denen , über die wir heute
noch entscheiden — insgesamt 20 Gesetzentwürfe
des Bundesrates hervorgegangen. Im zweiten
Durchgang wurden 43 Gesetzesbeschlüsse des
Deutschen Bundestages behandelt. Der Bundesrat
hatte darüber hinaus über die Zustimmungzu 113
Verordnungen und 17 Allgemeinen Verwaltungs¬
vorschriften zu entscheiden. Die Zahl der sonstigen
Vorlagen — zum ganz überwiegendenTeil EG-Vor-
lagen — lag in diesem Jahr bei 213.

Das letzte Geschäftsjahrwar durch die Auflösung
des Deutschen Bundestagesgeprägt. Das hatte zur
Folge , daß weit weniger Regierungsvorlagenzu be¬
raten waren als in früheren Jahren . Der Bundesrat
hat aber die Pause in der Gesetzgebungsarbeitzu
Beginn dieses Jahres zu einer Vielzahl politisch be¬
deutender Gesetzes! nitiafiven genutzt und dadurch
das parlamentarische Geschehen in Bonn wesent¬
lich beeinflußt

Wie nicht anders zu erwarten war, hat die Verän¬
derung in der politischenLandschaftder Bundesre¬
publik Deutschland seit Oktober 1982Einfluß auf
die Arbeit des Bundesrates gehabt So hatte mein
Kollege Posser Anlaß, am 20. Mai festzustellen:

Wir verabschieden uns heute, wenn es bei der
Entscheidung der Mehrheit bleibt von einer
Übung, die der Bundesrat in seiner mehr als
33jährigen Geschichte in stürmischen und in
ruhigen Tagen durchgehaltenhat Wann immer
ein Land oder mehrere Länder darum gebeten
hahp -n t einen Punkt auf die Tagesordnung zu
setzen und ihn an die Ausschüsse zu überwei¬
sen, ist die Mehrheit des Bundesrates dieser
Bitte gefolgt ganz unabhängig davon , ob sich
aus der Geschäftsordnungein Rechtsanspruch
auf diese prozedurale Behandlung ergibt oder
nicht

Auch die Landtagswahlendes Jahres 1983 haben
dafür gesorgt daß der Bundesrat seinen Anteil an
der politischenAuseinandersetzunghatte. Dennoch
ist festzuhalten, Haß in vielen Fällen auch über Par¬
teigrenzenhinweggemeinsameInteressen der Län¬
der gegenüber dem Bund deutlich vertreten wur¬
den. Ich hoffe , daß das trotz der vorhandenen Mehr¬
heitsverhältnisse im Bund und in den Ländernauch
künftig zur demokratischen Übung gehören wird.

Die Zusammenarbeit der beiden Verfassungsor¬
gane Bundesregierung und Bundesiat ist bei allen
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(A) politischen Unterschieden durchaus zufriedenstel¬

lend. Wir können mit Befriedigung feststellen, daß
die Bundesregierung bemüht ist, den Wünschen
und Bedürfnissen des Bundesratesentgegenzukom¬
men.

Leider gilt das nicht in gleichem Maße im Ver¬
hältnis Bundestag und Bundesrat. Daß sich der
Deutsche Bundestag bisher noch nicht in der Lage
gesehen hat, unserer Bitte zu entsprechen, die Be¬
ratungen des Bundeshaushalts 1984 und der Be¬
gleitgesetze eine Woche früher als geplant zu been¬
den, damit der Bundesrateine wenigstenszweiwö¬
chige Beratungsfrist hat, ist sehr bedauerlich.

Meine Damen und Herren, bei aller berechtigten
Sorge um die politischeBedeutun g des Bundesrates
nach dem Regierungswechsel in Bonn muß festge¬
stellt werden , daß die politische Eigendynamik des
Föderalismus und das aus- ihm erwachsende Ver¬
antwortungsbewußtsein der Länder für den Ge¬
samtstaat ein eigenes politisches Gewicht hat Das
zeigt die zum Teü erhebliche Verschärfungder Vor¬
lagen der Bundesregierung zur Bekämpfung der
Luftverschmutzung und des »sauren Regens“

, der
TA Luft ebenso wie der Großfeuerungsanlagen -Ver-
ordnung . Hier hat der Bundesrat seine politische
Gestaltungskraft deutlich gezeigt

Daß die Bundesregierung die Vorstellungen des
Bundesrates übernommen bat, kann uns mit Be¬
friedigung erfüllen. Auch die Beratungen über die
Einführung des bleifreien Benzins haben breite
Mehrheitenfür den Umweltschutz gezeigt Dabei

(B) haben die Länder sich besonders stark auch für ein
rasches Handeln eingesetzt Gerade diese Ent¬
schließung zeigt zudem , daß selbst zunächst mehr¬
heitlich abgelehnte Anträge dann doch noch politi¬
sche „Spätfolgen" haben können. .

Weitere Scfawerpunktthemen im abgelaufenen
Geschäftsjahrwaren neben den Bemühungen um
Konsolidierung der Staatsfinanzen vor allem die
Bekämpfung derJugendarbeitslosigkeitWohlallen
ist mittlerweile klargeworden , daß die hohe Arbeits¬
losigkeit in unserem Land vielfältige Ursachen hat
und daß wir nur durch gemeinsame Aktivitäten von
Gewerkschaften , Arbeitgebern und Politik Lösungs¬
ansätze finden können. Die einfachenRezepte grei¬
fen nicht mehr.

Deshalb werden wir uns auch hier im Bundesrat
den Fragen im Hinblick auf die Arbeitszeitverkür¬
zung zu stellen haben. Dabei wird die gesellschaftli¬
che Solidarität , um die ich in meiner Antrittsan¬
sprache vor einem Jahr geworben habe, auf dem
Prüfstand stehen . Diese Solidarität dürfen wir bei
den Bemühungen zur Sanierung der Haushalte
nicht aus den Augen verlieren.

Bund , Länder und Gemeinden stehen dabei vor
ähnlichen Problemen. Jeder von uns weiß aus eige¬
ner Erfahrung, wie schmerzlich diese Operationen
sind und wie schwierig es ist, dabei gerecht zu ver¬
fahren. Geradehier im Bundesrat ist zum Teil hef¬
tig darüber gestritten worden, wie weit Korrektu¬
ren am sozialen Sicherungssystem gehen dürfen.
Ich denke an die Kürzung beim BAföG und beim
Mutterschaftsgeld.

Dieses Haus ist sich sicherlich auch darin einig , (C)
daß die Bundesregierungden Bundeshaushaltnicht
auf dem Rücken der Länder und Gemeind en sanie¬
ren darf. Auch hier stellt sich die Frage nach der
Solidarität Das Anwachsen der Sozialhilfekosten,
vor dem ich in meiner Antrittsrede vor einem Jahr
gewarnt habe, ist leider Realität geworden . Ange¬
sichts der schwierigen Finanzlage in den Ländern
ist eine weitere Verschiebung finanzieller Verant¬
wortungvom Bund auf die Länder nicht mehr ver¬
tretbar.

Nichtnur die schwierige Finanzlagehaben Bund,
Länder und Gemeindenveranlaßt, darüber nachzu¬
denken, welche Aufgaben von ihnen wahrgenom-
men werden müssen und wie sie finanziert werden
können. Über die Verteilung der Aufgaben zwi¬
schen Bund und Ländern und die klare Zuordnung
der politischen Verantwortungmuß deshalb erneut
diskutiert und entschiedenwerden.

Meine Damenund Herren, wennwir uns hier und
andernorts immer wieder für eine Stärkung des fö¬
derativen Gedankenguts einsetzen, dann tun wir
das, um über den Bundesrat auch im Bund der „Po¬
litik vor Ort“ mehr Gewicht zu verleihen. Wir erle¬
ben ein Erstarken des Regionalismus und beobach¬
ten, daß immer mehr Menschen ihre Probleme ei¬
genverantwortlich auf einer für sie erreichbaren
und verständlichenEbene lösen wollen.

Der Bundesratgewinntganz offensichtlich an Po¬
pularität Uns liegt eine Allensbach -Umfrage aus
dem August 1983 vor, die zeigt, daß der Bekannt¬
heitsgrad des Bundesrates gestiegen ist 92 % der
Bundesbürgerwissen von seiner Existenz; 73 % kön- ' '
nen mindestens eine richtige Angabe über seine
Zuständigkeit machen. Und daß er die Vertretung
der Länder in Bonn ist, das wissen im Gegensatzzu
1980 — damalswaren es 39 % — jetzt 49%.

Daß bei den Anhängern der Grünen, meine Da¬
men und Herren, das Wissen um die Existenz , um
die Funktion und den Einfluß des Bundesrates noch
etwas geringer ist als bei den Anhängern anderer
Parteien, hängt nach meiner Meinung damit' zu¬
sammen, daß der „grüne Marsch“ durch die Institu¬
tionen bisher in den Ländern immer auf den Oppo¬
sitionsbänken geendet ist

Auch im Zusammenhangmit der Frage, was den
Kenntnisstand der Arbeitnotwendiger parlamenta¬
rischer Gremienbetrifft ist es zu bedauern, daß es
im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten, zur
Schweiz und zu Österreich bei uns kein For¬
schungsinstitut für Fragen des Föderalismus gibt
das in der Lage wäre, für die Arbeit des Bundesra¬
tes und der Ländergrundlegende Informationenbe¬
reitzustellen. Deshalb möchte ich an die Staats¬
rechtler, die Politikwissenschaftler, die Historiker
und die Sozialwissenschaftler appellieren, sich ver¬
stärkt mit den Problemen des Föderalismus und
des Regionalismus auseinanderzusetzen und ihre
Erkenntnisse in die politische Diskussion einzu¬
bringen.

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht
schließen ohne ein Wort des Dankes an Sie, die Sie
im vergangenenJahr durch Ihre Arbeit in den Aus¬
schüssen und im Plenum des Bundesrates Politik
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President Rau
(A) wesentlich mitgestaltet haben . Am schönsten wa¬

ren immer die Vorbesprechungen . Meinem mut¬
maßlichen Nachfolger , der jetzt wieder ein Amt in
Bonn übernehmen kann,

(Heiterkeit)
wünsche ich Glück und Erfolg . Daß unter weiß¬
blauer Amtsführung auch künftig für eine starke
und effiziente Kontrolle der Regierungstätigkeit
und für die notwendige Interessenvertretung der
Linder in der Bundeshauptstadt gesorgt ist , dessen
bin ich sicher.

Gestatten Sie mir , sehr geehrter Herr .Kollege
Strauß , daß ich Ihnen — im Vorgriff auf das , was
gleich zu unser aller Überraschung geschieht —

(Heiterkeit)
zum Schluß einen Satz mit auf den Weg in Ihr
neues Amt gebe , den ein Landsmann von Ihnen —
wenn ich es richtig weiß , der Ahn eines Parla¬
mentspräsidenten —, nämlich Heinrich von Po-
schinger , in seinem 1898 erschienenen Buch »Fürst
Bismarck und der Bundesrat ' über den Vorsitzen¬
den des alten Bundesrates niedergeschrieben hat
und der meine Erfahrungen in diesem Amt — und
hoffentlich auch die Ihren — treffend beschreibt:

Wenn der Vorsitzende noch dazu die Eigen¬
schaft hat , die trockenen Verhandlungen mit
seinem Humor etwas zu würzen , den Debatten
die Spitze abzubrechen und die Sitzungen nicht
zu sehr in die Länge zu ziehen , so kann der¬
selbe des Beifalls der Versammlung sicher

B)
(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren , wir kommen nun zu
Punkt 1 der Tagesordnung:

Wahl des Präsidiums.
Nach dem beim Bundesrat üblichen Turnus

schlage ich Ihnen für das am 1. November 1983 be¬
ginnende neue Geschäftsjahr vor, den Ministerprä¬
sidenten des Freistaates Bayern , Herrn Dr . h. c.
Franz Josef Strauß , zum Präsidenten des Bundes¬
rates zu wählen.

Über die Wahl des Präsidenten wird nach unserer
Praxis durch Aufruf der Länder abgest immt Ich
bitte , die Länder aufzurufen.

Dr. Vomdran (Bayern ) , Schriftführen
Baden -Württemberg
Bayern
Berlin
Bremen
Hamburg
Hessen
Niedersachsen
Nordrhein -Westfalen
Rheinland -Pfalz
Saarland
Schleswig -Holstein

Präsident Rau: Demnach kann ich feststellen , daß
Herr Dr. Strauß für das Ge¬
schäftsjahr 1983/84 einstimmig zum Präsidenten
des Bundesrates gewählt ist

Ich stelle jetzt die entscheidende Frage.
(Heiterkeit)

Herr Kollege , ich frage Sie vor all diesen Zeugen:
(Erneute Heiterkeit)

Nehmen Sie die Wahl an?

Dr. h. c. Strauß (Bayern ): Ich nehme *die Wahl an,
danke für Ihre humorvolle Geschäftsführung und
für das Vertrauen , das mir soeben zugestoßen ist

(Heiterkeit)

Präsident Rau: Dann darf ich Ihnen , Herr Kollege,
die Glückwünsche des Hauses aussprechen.

Wir kommen nun zur Wahl der Vizepräsidenten.
Nach dem üblichen Turnus schlage ich Ihnen zur
Wahl vor — jetzt wird es ganz sensibel —: zum
Ersten Vizepräsidenten den Präsidenten des lau¬
fenden Geschäftsjahres , zum Zweiten Vizepräsi - .
denten den Präsidenten des Senats der Freien Han¬
sestadt Bremen , Herrn Bürgermeister Hans Ko-
schnick , «nd zum Dritten Vizepräsidenten den Mi¬
nisterpräsidenten des Saarlandes , Herrn Werner
Zeyer.

Mit Ihrem Einverständnis lasse ich über diese
Vorschläge gemeinsam abstimmen . Wer zustimmen
möchte , den bitte ich um ein Handzeichen . — Diese
Vorschläge sind auch einstimmig angen ommen
worden.

Ich wohl nach dem, was ich soeben mit
Herrn Strauß erlebt habe , davon ausg ehen, daß die
Herren Kollegen diese Wahl annehmen , und spre¬
che auch ihnpn die Glückwünsche des Hauses aus.

Wir sind übereingekommen , dnftmein Nachfolger
Im Amt des Bundesratspräsidenten , Herr Minister¬
präsident Dr . Strauß , im Vorgriff schon heute
fpjne Antrittsrede hält . Ich darf ihm das Wort ge¬
ben . Im Anschluß daran hören wir für die Bundes¬
regierung Herrn Staatsminister Vogel

Bitte , Herr Kollege Strauß!

Dr. h. c. Strauß (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen , meine Herren ! Der Wechsel
im Amt des Präsidenten des Bundesrates vollzieht
sich traditionsgemäß in einer anderen Weise, als
dies bei der Besetzung anderer hoher Ämter in un¬
serem Staate ühiirh ist . Er vollzieht sich in einer
Form , wie sie der Aufgabe , der Zusammensetzung,
der Arbeit und nicht zuletzt dem Selbstverständnis
des Bundesrates angemessen ist

Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland ,
also seit fast über dreieinhalb Jahrzehnten , ist der
Bundesnit als Bundesorgan nicht nur die institutio¬
nalisierte Verkörperung der föderativen Ordnun g
unserer Bundesrepublik ; er drückt darüber hin aus
in besonderer -Weise Kontinuität , Stabilität und
fTntxprurfgMy tpIt unseres freiheitlichen Rechts¬
staates , unserer parlamentarischen Demokratie,
aus.

Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
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Präsident Dr. h- c. Strauß
Landes Baden-Württemberg gemäß § 36
Abs. 2 GO BR — (Drucksache 19/84 ).

Wortmeldungen? — Erstens Ministerpräsident
Rau, Nordrhein-Westfalen.

Rau (Nordrhein-Westfalen ): Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Vor annähernd einem
Jahr — Herr Staatssekretär Nüssel hat uns soeben
daran erinnert — haben wir hier über die Groß-
feuerungsanlagen -Verordnung debattiert Die
neuen Meldungen über sich immer weiter ausbrei¬
tende Waldschäden bestimmen — nicht erst seit¬
dem, aber seitdem verstärkt — die Debatte und un¬
ser gemeinsames Ringen um den richtigen Weg und
das umweltpolitisch Gebotene.

Ich hatte damals die nordrhein -westfälische Posi¬
tion erläutert und die Verordnung grundsätzlich als
einen Schritt in die richtige Richtung begrüßt Für
uns war damals schon absehbar , daß die Groß-
feuerungsanlagen -Verordnung die Probleme des
Waldsterbens allein nicht lösen könne , sondern daß
sie durch weitere Maßnahmen ergänzt werden
müsse . Mit der Forderung nach einem umweltpoli¬
tischen Gesamtkonzept wie wir es inzwischen für
Nordrhein -Westfalen vorgelegt haben , hatte ich
schon damals zur weiteren Verbesserung des Um¬
weltschutzes und zum Schutz des Waldes die Frage
gestellt ob nicht die Erhebung eines Waldpfennigs
nötig sei

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf konkretisie¬
ren wir die damalige Vorstellung . Im Vordergrund
steht für uns die Sorge um den Wald. Wer die fort¬
schreitenden Waldschäden stoppen will, muß noch
entschiedener — darin besteht sicher Einigkeit —
gegen die Luftverschmutzung auch aus Kohlekraft¬
werken vorgehen. Die Großfeuerungsanlagen -Ver-
ordnung , die wir in Nordrhein -Westfalen zügig, kon¬
sequent und mit ersten Erfolgen umsetzen , reicht
dazu allein noch nicht aus.

Wir müssen dafür sorgen , daß alte Anlagen noch
rascher umweltfreundlich umgerüstet werden kön¬
nen zur Rettung des Waldes und zur Sicherung
einer Kohlevorrangpolitik , auf die wir nach unserer
Überzeugung aus Gründen einer sicheren und un¬
abhängigen Energieversorgung nicht verzichten
können . Ich sage das nicht bloß für Nordrhein -West-
falen . sondern ich glaube , daß wir alle bei der Frage
nach der Kohle in einem Boot sitzen ; denn wer sich
die Kohle wegdenkt, muß sich überlegen , was dann
an diese Stelle tritt und welche Abhängigkeiten und
Erpreflbarkeiten es dann gibt.

Deshalb dürfen nach dem 1.Juli 1988 umweltbela¬
stende Anlagen nicht kostengünstiger betrieben
werden können als bereits mit Rauchgasen tschwe-
iehmgsanlagen ausgerüstete unxweltschonendere
Anlagen . Wir wollen das durch eine Schadstoflaus-
gieichsabgabe erreichen , die wir im Gesetzentwurf
als Zusatzabgabe bezeichnet haben . Diese Schad¬
stoffausgleichsabgabe soll auf Schwefeldioxid,
Stickstoffoxid und Staub erhoben werden , und sie
behandelt alle Anlagen vom 1 . Juli 1988 an als Neu¬
anlagen . Sie wird dadurch den Umstellungsprozeß
für Altanlagen drastisch verkürzen können.

Wer bis zum 1.Juli 1988 nicht umgerüstet hat und (CJ
die Werte der Großfeuerungsanlagen -Verordnung
nicht einhalten kann , soll mit einer jeweils steigen¬
den Abgabe belegt weiden . Das ist im Sinne des
Verursacherprinzips eine scharfe Anwendung und
eine notwendige Ergänzung der Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung zugunsten des Umweltschutzes.

Bei den ganz großen Kraftwerken geht unser Ge¬
setzentwurf sogar noch weiter . Bei diesen Anlagen
soll schon vom 1. Juli 1986 an eine Abgabe gezahlt
werden , es sei denn , ihre Umrüstung auf den Lei¬
stungsstand von Neuanlagen würde bis zum
30. Juni 1988 abgeschlossen.

Wir gehen mit dieser Schadstoffausgleichsabgabe
einen Weg, der marktwirtschaftskonform ist , indem
wir jedem Kraftwerksbetreiber freisteilen , selber
zu entscheiden , was lohnender ist : unverändert die
alte Anlage weiterzubetreiben oder umzurüsten.

Mit diesen Umrüstungsmaßnahmen sind enorme
Kosten verbunden . Allem die Investitionskosten für
die Rauchgasentschwefelung der Steinkohlekraft¬
werke werden auf 6 bis 10 Milliarden DM geschätzt
Zusammen mit den Braunkohlekraftwerken und
den . Maßnahmen gegen Stickstoffoxid - und Staub¬
emissionen ist mit etwa 15 Milliarden DM zu rech¬
nen. Hinzu kommen Betriebskosten von jährlich 2
bis 5 Milliarden DM.

. Diese Milliardenbeträge werden die Elektrizitäts¬
erzeuger natürlich über ,die Preise an die industriel¬
len und die privaten Verbraucher weitergeben . De»
würde die Unternehmen mit hohem Stromver - ^
brauch , die sich an Kohle gebunden haben , und
damit die Unternehmen in Nordrhein -Westfalen be¬
sonders hart und einseitig treffen , wenn wir nicht
gemeinsam nach einer gerechteren Lastenvertel-
Iung suchen.

Diese bessere Lastenverteilung wollen wir mit
dem Waldpfennig erreichen . Zwei Drittel der
Braun - und Steinkohlekraftwerke stehen in Nord-
rhein -Westfalen . Wir erzeugen mehr Strom , als wir
verbrauchen , wir liefern ihn in andere Bundeslän¬
der , und wir leisten damit auf der Grundlage der
heimischen Kohle einen entscheidenden Beitrag
für eine sichere Energieversorgung in der ganzen
Bundesrepublik . Deshalb erheben wir auch einen
Anspruch darauf , daß sich alle entsprechend dem
Gemeinlastprinzip an den sich aus dieser sicheren
Energieversorgung ergebenden finanziellen Lasten
beteiligen.

Die Kombination von Schadstoffausgleichsab¬
gabe und Waldpfennig , die Verbindung von Verur¬
sacherprinzip und Gemeinlastprinzip ist nach unse¬
rer Überzeugung richtig , vernünftig und effektiv.
Sie ermöglicht das, was wir gemeinsam wollen : eine
schnelle Umrüstung aller Anlagen.

Aber es geht uns nicht um Begriffe ; es geht uns
um die Wirkung . Wir müssen beides erreichen : Wir
müssen den Wald retten und die Kohle sichern . Die
Kohle ist der einzige heimische Energieträger , über
den wir in nennenswerten Mengen verfügen kön¬
nen und der m« zumindest zum Teil nationale Un¬
abhängigkeit in der Energieversorgung sichert



Bundesrat — 531 . Sitzung — 3. Februar 1984 23

Rau { Nordrhein -Westfalen)
(A) Kohlevorrangpolitik ist also Politik für die Unab¬

hängigkeit der gesamten Bundesrepublik , auch der
südwestdeutschen und der süddeutschen Bundes¬
länder , die einen erheblichen Anteil ihres Stroms
und ihrer Kohle aus Nordrhein -Westfalen bekom¬
men . Kohleverstromung kann aber auf die Dauer
nur gewährleistet werden , wenn die Umweltbelange
schneller berücksichtigt werden . Ich warne davor,
die Kernenergie als energiepolitische und umwelt¬
politische Alternative anzusehen . Wir stehen frei¬
lich zum Verbund von Kohle und Kernenergie . Ich
weise hier auf den Hochtemperaturreaktor in
Hamm hin , mit dem wir den technologischen Fort¬
schritt fördern.

Die Förderung , die wir mit dem Waldpfennig vor¬
nehmen wollen , soll gewährleisten , daß niemand
überfordert wird . Ich bin sicher , daß die Bürger
bereit sind , das Opfer einer Verteuerung von etwa
0,4 Pfennig pro Kilowattstunde dann zu bringen,
wenn die Energieversorgung gesichert und der
Wald erhalten wird , vor allem deshalb , weil die Ver¬
wendung dieser Mittel sich bei den begünstigten
Unternehmen kostenentlastend auswirken wird.
Außerdem ist die Abgabepflicht befristet

Waldpfennig und Schadstoffausgleichsabgabe ha¬
ben zwar unterschiedliche Erhebungs - und -zum
Teil auch unterschiedliche Verwendungstatbestän¬
de ; sie gehören aber untrennbar zusammen . Sie
sind nämlich eng miteinander verbunden durch den
gemeinsamen Zweck, die Sicherung der Energie¬
versorgung in der Bundesrepublik zu verbessern
und vor allem die bevorstehenden Umrüstungsvor-

(B) haben aller Großfeuerungsanlagen zu beschleuni¬
gen sowie durch Zuschüsse abzusichern.

Der Gesetzentwurf , den wir Ihnen zur Beratung
vorlegen , ist also eine Lösung für eine umwelt¬
freundliche Energieversorgung auf der Grundlag e
heimischer Energieträger . Er bringt einen Aus¬
gleich der unterschiedlichen Kostenbelastung , er
bringt finanzielle Anreize zur schnelleren Umrü¬
stung von Altanlagen und zur Weiterentwi cklung
des Standes der Technik auf dem Gebiet der Luft¬
reinhaltung , und schließlich bringt er betriebswirt¬
schaftliche Vorteile der Nutzung umweltbelasten¬
der Anlagen , indem er Mittel abschöpft.

Wir tmVton das für eine gute Lösung. Wir halten
sie für besser und für erfolgversprechender , als die
Großfeuerungsanlagen -Verordnung schon ein hal¬
bes Jahr nach ihrem Inkrafttreten wieder zu novel¬
lieren . Dann würden bereits angelaufene Investi¬
tionsplanungen gestört oder gar blockiert . Es würde
das genaue Gegenteil dessen erreicht , was be¬
zweckt werden soll. Darum haben wir dagegen Be¬
denken . Auch wir wollen nicht weniger umweltpoli¬
tischen Fortschritt , sondern mehr und früher.

Zwischen »Hpti Bundesländern und al len Par¬
teien sollten wir »ms darüber einig sein , daß der
wirksame Kampf gegen Luftver unrein igungen Vor¬
aussetzung für die Rettung des Waldes ist , da ß die
«r-hnoli «. Umrüstung von Altanlagen unumgänglich
ist , defi wir ein Anrelzsystem brauchen , dami t die
Verschmutzung der Luft sich weniger lohnt als
Maßnahmen zur Luftreinhaltung und daß wir für
diesen Umrüstungsprozeß die Unterstützung derer

brauchen , die Kohle nicht selber fördern , aber ver- (C)
wenden.

Wenn das unsere gemeinsame Grundhaltung ist,
dann sind wir offen auch für andere Vorschläge;
denn uns geht es um die Wirkungen und nicht um
die Instrumente . Wir hoffen im Interesse des Wal¬
des und der Kohle auf eine konstruktive Beratung.

Präsident Dr. h. c. Strauß : Der nächste Redner ist
Ministerpräsident Späth , Baden-Württemberg.

Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Ich glaube , daß es im
Zusammenhang mit der Beratung des Gesetzent¬
wurfs von Nordrhein -Westfalen und , was das Auto
angeht , des Gesetzentwurfs von Baden -Württem¬
berg wichtig ist , noch einmal zusammenzufassen,
welche verschiedenen Wege man in dieser Frage
gehen kann . Zu diesem Paket gehören eigentlich
auch die anderen Entschließungsantrfige Baden-
Württembergs in Richtung auf eine Novellierung
der Großfeuerungsanlagen -Verordnung , in Rich¬
tung auf eine Schwefelminderung bei leichtem
Heizöl und Diesel und in Richtung auf eine Ver¬
drängung schweren Heizöls aus dem Markt

Ich möchte noch einmal vom Grundsätzlichen her
die Frage angehen , was der richtige Weg ist Ich
stimme — wie gesagt — mit Ihnen darin überein,
daß der Wald nicht warten wird, bis wir uns über
Einzelheiten geeinigt haben . Ich halte es für eine
ganz interessante Sache , daß heute übereinstim¬
mend eine frühzeitige Stillegung von Altanla gen
gefordert wird , während unser diesbezüglicher An¬
trag bei der Beratung der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung hier noch keine Mehrheit bekommen
hat Exakt dieses frühere Stillegen hatte n wir gefor¬
dert Ferner hatten wir eine Zwischengröße gefor¬
dert Wir .müssen auch etwas über die 100 bis 300
Megawatt sagen . Wir können uns nicht auf die
Kraftwerksanlagen der Stromerzeuger beschrän¬
ken , sondern wir müssen endlich auch — ich sage
Wflc hier einmal ganz offen — etwas härter an die
Industrieanlagen her angehen , wenn wir erfolgreich
sein wollen.

(D)

Ich habe rnieb gegen die hessische Schwefelab¬
gabe ausgesprochen , »md ich spreche mich auch ge¬
gen die Waldpfennig -Lösung aus . Ich will aber noch
einmal begründen , warum das gleiche Ziel nach un¬
serer Aufassung anders besser zu erreichen ist

Wir meinen , der Waldpfennig bedeutet im Grunde
nichts anderes , als daß Sie mit dieser Abgabe zwar
die Beteiligten drängen , früher stfllzulegen oder
früher umzurüsten ; aber gerade mit dieser Wahl¬
möglichkeit die Sie angedeutet haben , lass en Sie es
eigentlich offen , ob einer es sich durch die Abgabe
noch eine Zeitlang leisten kann , die Umwelt zu ver¬
schmutzen , allerdings kostenpflichtig.

Unser Anszitz ist ein anderer . Wir fragen : Wimm
brauchen wir eigentlich eine Bürokratie , die Geld
einsammelt das wir dann anderen geben oder den¬
selben Leuten zurückgeben , damit schneller Inve¬
stitionen zur Luftreinhaltung durchgeführt werden?
Wir sagen : Lassen wir das doch alles weg ! Der Staat
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Frau Griesinger (Baden-Württemberg)
i) würden, auch die Chance dazu bekommen . Dabei

werden vor allem die unionsgeführten Länder unse¬
rer Bundesregierung tapfer und hilfreich zur Seite
stehen.

Vizepräsident Rau : Zu einer kurzen Bemerkung
hat Herr Minister Oberst Hasselmann das Wort.

(Heiterkeit)

Hasseimann (Niedersachsen ): Vielen Dank , Herr
Präsident ! Nicht nur zu einer kurzen Bemerkung!
Nachdem hier zwei Frauen das Wort gehabt haben,
muß zwangsläufig noch jemand an die Seite des
Bundesfamilienministers treten , Hami t die Gleich¬
berechtigung wiederhergestellt wird.

Aber zur Sache ! Verehrter Herr Dr. Geißler , ich
weise nicht gerne Schuld zu, sondern möchte einen
Beitrag dazu leisten , daß Sie Ihre Idee in einer Zeit,
in der wir nicht genug Geld haben , besser finanzie¬
ren können . Vielleicht greifen Sie das auf ; vielleicht
sagen Sie aber auch, es sei falsch . Da ich nicht gern
über andere , sondern zun liebsten über mich selbst
rede, will ich dazu folgende Bemerkung machen,
meine Damen und Herren.

Erstens . Ich gehöre in Niedersachsen zweifellos
zu den wohl mit am besten besoldeten Nebener¬
werbslandwirten . Ich sehe überhaupt nicht ein,
warum ich bei meiner Gehaltsstufe Kindergeld be¬
kommen soll. Das muß ja irgend jemand vorher auf-

B) gebracht haben . Ich sehe das nicht ein . Sie können
das also streichen . Ich weiß — Sie und viele andere
wissen es auch —, daß es Leute gibt , die noch we¬
sentlich mehr verdienen als ich. Also könnten wir
doch irgendwo, jedenfalls so lange , bis Sie wieder
Gleichheit finanzieren können , Bedürftigkeit fi¬
nanzieren . Und diese streichen wir jetzt bei »ms

Zweitens. Ich bitte Sie, Herr Rnnrip«iminigti»r , ein¬
mal darüber nachzudenken , wie man die Faulheit
meiner Kinder — nicht anderer Kinder ; diese sind
ja nicht faul —, die sich darin äußert , Haß sie sich
mit ihrem Studium , bevor sie zum Human antre-
ten , Zeit lassen , bestrafen karm Das gilt nicht für
Mathematik , Chemie, Physik , Biologie und Spra¬
chen, wo sie mehr Semester brauchen . Wenn sie 27
Jahre alt geworden sind , sollten sie jedoch für die
Zeit ihres Wehrdienstes erneut Kindergeld in An¬
spruch nehmen können.

Bitte prüfen Sie einmal , ob wir nicht den Miß¬
brauch geltenden Rechts abstellen können , und
zwar durch ganz genaues Kontrollieren , wo Lücken
und Schleifen sind, um etwas auszunutzen , was im
Augenblick nicht ausgenutzt werden Wann weil wir
das Geld nicht haben . Sie sparen damit eine Menge
Geld. Dieses Geld stecken Sie in Ihre Stiftung . Sie
werden sehen , wieviel das ausmacht »mH wie gut
Sie damit fahren könnten.

Vielen Dank!

VizepräsidentRau ; Die Leitung der Sitzung über¬
nimmt Frau Kollegin Griesinger.

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau, Nord- (C)
rhein -Westfalen.

(Heiterkeit)
(Vorsitz : Amtierender Präsident Frau

Griesinger)

Rau (Nordrhein -Westfalen ): Ich bin zwar dem
Hungertode nahe , weü ich amtierender Präsident
bin und Herr Strauß noch Herrn Kiesinger gratu¬
liert Aber nachdem Herr Kollege Hasselmann hier
ein solches Opfer gebracht hat — sein Kinder¬
geld —, wollte ich sagen : Bei mir bringt das noch
nicht vieL Das wären 50 DM.

(Hasselmann (Niedersachsen ] : Immerhin !)
Aber , Herr Kollege Hasselmann , Ihre in diesem

Punkt gewiß ein wenig scherzhaft gemeinte Bemer¬
kung — insofern scherzhaft , als Sie das Geld ja
auch spenden könnten — führt , meine ich , zu einem
ernsten Problem , zu dem man ein paar Sätze sagen
muß ; denn wir haben ja die Debatte — ich hatte
damit nicht gerechnet — auf familienpolitische Fra¬
gen und Themen ausgeweitet , während es nach
meinem Eindruck um eine andere Fragestellung
ging-

Ich finde es nicht so schlimm , daß Sie und ich
Kindergeld bekommen . Schlimmer , finde ich, ist es,
daß Sie und ich über unsere Steuergesetzgebung
für unsere Kinder sehr viel mehr bekommen als der
Facharbeiter für sein Kind . Deshalb meine ich, wir
sollten das gemeinsame gleiche Kindergeld für alle
nicht zur Disposition stellen . Dabei sollten wir blei- ,D>
ben . Wir sollten dann aber nach Wegen suchen , wie
wir den öffentlichen Eindruck vermeiden können,
daß die Kinder der Wohlhabenden einen höheren
Wert haben als die Kinder der sogenannten kleinen
Leute . Das spielt in das Thema Kinderbe treuungs-
beträge , Kinderfreibeträge und in viele Bereiche
hinein , in denen wir nach meiner Überzeugung ein
steuerpolitisches Umdenken brauchen , so wie wir
uns in der Frage nach der Bereitschaft zum Kind
darüber klar sein müssen , daß die heute vormittag
hier angesprochenen Gesichtspunkte nicht ausrei¬
chen.

Ich sage das als jemand , der in der Frage des
Schwangerschaftsabbruchs auf einem Parteitag der
Sozialdemokraten — ich weiß nicht , vor zehn oder
wieviel Jahren — in Hannover zu einer sehr klei¬
nen Minderheit gehört hat Ich glaube , wir waren
14 , die damals eine abweichende Meinung vertreten
haben . Ich bin dieser Meinung heute nicht sicher,
weil ich glaube , daß Männer in einer solchen Frage
sehr , sehr vorsichtig formulieren müssen , weil sie ja
in einer Situation sind, in der nicht ihre eigene Ent¬
scheidung die Entscheidung für Mutter und Kind
sein kann ..

Wichtiger als die Frage , welche Kindergeld - und
welche Steuerregelung wir haben , ist aber , ob wir in
der Bundesrepublik , und zwar in Bund , Länder »nd
Gemeinden , eine Politik haben , die so ist daß man
gerne Kinder hat und gerne Kind ist Aber das gilt
dann natürlich für den Wohnungsbau ebenso wie
für die Art , wie wir Straßen und Städte bauen . So¬
lange wir einen Wohnungsbau hatten , bei dem man
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Rau ( Nordrhein -Westfalen)
(A ) die begehbaren Wandschränkeund die Kinderzim¬

mer nicht auseinanderhalten konnte , solange wir
eine Städtebaupolitikhatten , in der Kinder und alte
Menschenoffenbarüberhaupt nicht vorkamen, weil
nur die Frage eine Rolle spielte, wie man schnell
zur Arbeit und von dort wieder zurückkommt , so
lange haben wir das Thema nach meiner Überzeu¬
gung zu kurz und zu knapp gesehen.

Deshalb habe ich mich hier als der Vertreter ei¬
nes der vier Länder gemeldet, in denen es solche
Stiftungen nicht gibt und in denen es sie nach die¬
sem Modell auch nicht geben solL Ich möchte dem
Eindruck widersprechen, Frau Kollegin Griesinger,
Frau Präsidentin, als ob man daraus den Schluß zie¬
hen könnte: Also geschieht in diesen vier Ländern
nichts, oder nicht das Nötige , oder nicht das Zurei¬
chende. Ich würde gerne von der Kindergartenpoli¬
tik bis zu den Beratungsstellenjeden Vergleich zwi¬
schen Nordrhein-Westfalen und jedem anderen
Land aufnehmen. Wir sähen dabei sicherlich nicht
schlecht aus.

Ich fände es aber auch nicht gut, wennwir in der
Frage des Schutzes des Lebens A-Länder - und B-
Länder-Positionenauseinanderdividierten. Wir sind
nicht einig in den Wegen; aber wir sollten in dem
Ziel einig sein, daß , aus unterschiedlichenparteipo¬
litischen Positionen heraus, auf allen Ebenen alles
geschehen muß, damit es die schwere Notlage nicht
gibt , von der in dem Gesetz die Rede ist

Wir sollten aber dann keinem den Respektversa¬
gen, dies auch schon angesichts der Geschichte bei-

. der Kirchen nicht, die, wäre sie anders gewesen , der
' alleinstehenden Mutter mehr Möglichkeiten der

Entfaltung und dem nichtehelichen Kind mehr
Chancen für eine Gleichwertigkeitmit anderen ge¬
geben hätte . Keiner darf in die Rolle dessen treten,
der über den anderen zu richten hat '

Wir sollten uns aber fragen , ob wir jenseits aller
Stiftungen nahe genug bei den Menschen sind, de¬
ren Notlage sie zu einer Entscheidungführt, die ich
froh bin nicht treffen zu müssen.

(Vorsitz : Präsident Dr. h. c. Strauß)
(Rau (Nordrhein-Westfalen] : Das war eine
Premiere für Frau Griesinger, und ich bin

verhungert!)

PräsidentDr. h. e. Strauß: Das Wort hat Bundesmi¬
nister Dr. Geißler.

Dr. Geißler , Bundesminister für Jugend, Familie
und Gesundheit: Herr Präsident ! Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Es gibt keine lange Er¬
widerung. Ich möchte aber zu den steuerpolitischen
Ausführungen des Herrn Ministerpräsidenten Rau
eine Bemerkung machen, weil diese möglicher¬
weise die Ouvertüre für die steuerpolltische Aus¬
einandersetzung darstellten.

(Rau [Nordrhein -Westfalen] : Das war ein
spontaner Beitrag!)

— Ja , und ich antworteebenso spontan.
Ich werde mich dafür einsetzen — ich glaube,, das

kann man jetzt schon prophezeien —, daß sich die

nach unserer familienpolitischen Konzeption vorge¬
sehene gesamte Entlastung für einen Facharbeiter
mit zwei oder drei Kindern nach unten hin nicht
wesentlich von der Gesamtentlastung unterschei¬
det, die ein Spitzenverdiener, wie z. B. Sie, be¬
kommt Das kann aber nicht auf dem Wege gesche¬
hen, den Sie vorgeschlagen haben, sondern dies
muß dadurch geschehen, daß wir beim Kindergeld
die Einkommensgrenzen beibehalten, die wahr¬
scheinlich auch Sie für richtig halten, die Sie aber
nicht realisieren konnten, und dafür dort, wo sich
die Steuerfreibeträge nicht auswirken, beim Kin¬
dergeld zuschießen müssen. Denn die steuerliche
Entlastung hat ja eine andere Aufgabe . Es ist nicht
einzusehen , daß ein Familienvater, der für seine
Kinder Aufwendungen hat und deren Kosten zu be¬
zahlen hat — das Geld gibt er ja aus —, diese auch
noch versteuern soll.

Wenn Sie , Herr Ministerpräsident, an Ihre Partei
einen hohen Beitrag zahlen, dann können Sie die¬
sen Beitrag steuerlich berücksichtigen . Übrigens
kann man, wie ich in den letzten Wochen erfahren
habe , auch Geldbußen steuerlich berücksichtigen.

(Rau [Nordrhein-Westfalen ] : Damit ist es
vorbei !)

— Damit es jetzt vorbei oder soll es vorbei sein.
(Rau [Nordrhein-Westfalen ] : Das haben

wir hier in Ordnunggebracht!)
— Dann ist das in Ordnung . — Ich bleibe beim Par¬

teibeitrag. Dieser kann steuerlich berücksichtigt
werden. Er wirkt sich bei Ihnen, weil Sie ein hohes
Einkommen haben, unter dem Strich natürlich we¬
sentlich günstiger aus als der Parteibeitrag, den der
Facharbeiterzahlt Es ist doch ganz selbstverständ¬
lich, daß dies für einen Familienvater dann entspre¬
chend geregelt werden muß . Die Frage Steuerge¬
rechtigkeit kann so nicht angegangen werden. Hier
entstehen Kosten, die von einem Familienvaterge¬
tragen werden. Diese soll er nicht auch noch ver¬
steuern müssen. Das ist der Grundsatz, den wir
nach unserer gesamtfamilienpolitischen Konzep¬
tion bei der Steuerpolitik realisierenwollen . Außer¬
dem — joVi sage es noch einmal — beinhaltet der
Kinderfreibetragauch noch den großen Vorteil , daß
wir eine ständige Dynamisierung des Familienla¬
stenausgleichserreichen, was bei einer reinen Kin¬
dergeldlösung nie der Fall sein wird.

Präsident Dr. h. e. Strauß : Das Wort hat Staatsmi¬
nister Gaddum,

(Gaddum [Rheinland-Pfalz] : Hat sich erle¬
digt»)

— Die Wortmeldung wird zurückgezogen . Dann lie¬
gen keine Wortmeldungenmehr vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse liegen in
Drucksache 100/1/84 vor. Ferner liegen Länderan¬
träge in den Drucksachen 100/2 und 100/3/84vor.

Wir stimmen zunächst über den 4-Länder-Antrag
in Drucksache 100/3/84 ab. Wer ihm zuzustimmen
wünscht ist um ein Handzeichen gebeten . — Das
ist die Minderheit

Dann stimmen wir jetzt über die Ausschußemp¬
fehlungen ab. Ich rufe auf: Ziffer 1. Ich bitte um ein
Handzeichen . — Das ist die Mehrheit
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Bundeskanzler Dr. Kohl
(A) deutscher Betriebe praktisch zerstören. Auch das

muß einmal ganz offen ausgesprochenwerden. Das
wird einer der Punkte der Auseinandersetzung
sein. .

Viertens. Der weitere Prozeß der europäischen
Einigung wird nur erfolgreichsein, wenn wir dazu
den .politischen Willen und die Kraft aufbringen.
Keine »List der Vernunft“ aus technokratischen
oder wirtschaftlichen Sachzwängenwird diese
Aufgabe abnehmen, die der Unterstützungaller po¬
litischen und gesellschaftlichen Kräfte unseres
Landes bedarf, wenn diese »List der Vernunft“ —
um das noch einmal so zu formulieren— nicht vor¬
dergründig ist, sondern wenn wir wirklich beides
miteinanderbündeln

Wir brauchen nicht nur das wirtschaftliche
das politische , wir brauchenvor allem auchdas kul¬
turelle Europa. Europa, wie es uns vorschwebt, ist
nicht nur das Verwalten europäischer Politik. Die
bereits bestehenden europäischenOrdnungsstruk¬
turen sind gefährdet wenn es uns nicht gelingt das
Europa, das uns vorschwebt auch im Geistig-Kul¬
turellen zu verankern. In diesem guwrmwnhang
ist es, glaube ich. wichtig, einmal mehr darauf hin¬
zuweisen , daß jeder von uns — auch mir geht es
immerwieder so — bereits sprachlichnicht sauber
formuliert. Wir reden von Europa und «wifw» EG-
Europa. ln Wahrheit ist "»feiyiifh EG-Europa ein
TeQ Mittel - und Westeuropasund nicht das Europa,
das wir uns wünschen, das durch die gegebenen
weltpolitischen Verhältnisse gegenwärtiggar nicht
zusammenwachsen kann Aber wir sollten die
Chance wahrnehmen, jenes Europa zu vollenden,
das jetzt eben die Möglichkeitund die hat
sich selbst in einem Teil Europaseinzubringen.

Die kulturelle DimensioneuropäischerPolitik zu
fordern, ist nicht zuletzt gerade angesichtsunserer
föderativenOrdnung auch ein wichtigerBeitragder
deutschen Bundesländer. Vor altem unsere jungen
Mitbürger sollten die Erfahrung fparKAr» lrSrmgr^
daß gemeinsame europäische Herkunft und ge¬
meinsames europäisches Bewußtsein auch die ge¬
meinsameeuropäische Zukunftbilden.

Der — auch nrw v̂>ein¬
mal erwähnt werden — des freien Europas richtet
sich gegen niemanden. Er steht picht im Wider¬
spruch zu unseren Bestrebungen, die Teilungunse¬
res Kontinents, die ja leirfpf mntf r aw»)> die Tei¬
lung unseresVaterlandes ist, zu überwinden.

Es ist in diesen Wochen — dies aus gutem
Grund— vielvom 8. Mai 1945 die Rede. Daß seit 40
Jahren der Friede im freihpitKrhan Europabewahrt
werdenkonnte, verdanken wir— nächst dem Nord¬
atlantischen Bündnis — urtA vor »Hptw dem

' Zusammenschluß von europäischen National in
der EuropäischenGemeinschaft. Wir sollten daher
unsere ganze Anstrengung darauf richten, dieses
Werk trotz aller Schwierigkeitenvoranzubringen.

I<assen Sie mich srhiipßpn jnit einem Wort Kon»
rad Adenauers aus der Regierungserklärungvom
Dezember 1954 . Er sagte

Die Einheit Europas war « n Traum von weni¬
gen . Sie wurde eine Hoffnung für viele. Sie ist

heute eine Notwendigkeit für uns alle. Sie ist (C)
notwendig für unsere Sicherheit, für unsere
Freiheit, für unser Dasein als Nation und als
geistig-schöpferischeVölkergemeinschaft

Ich denke, seit 1954 hat sich für uns, fürdie Bundes¬
republik Deutschland, an diesem Ziel nichts geän¬
dert

PräsidentDr. ti. c- Späth: Vielen Dank . Herr Bun¬
deskanzler! Der Bundesrat greift insbesondere Ihre
Erklärungauf, daß die Bundesregierungvor wichti¬
gen Entscheidungen der Europäischen Gemein¬
schaft vor allem auch im institutionellenBereich,
zum Dialog mit den Bundesländern bereit ist

ln der Aussprache bat jetzt Herr Ministerpräsi¬
dent Rau , Nordrhein-Westfalen. das Wort

Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der Bundeskanzlerhat
eine Reihe von Aspekten europäischerPolitik auf¬
gegriffen . Ich denke, wir haben es mit einem ge¬
meinsamen Themenkatalog zu tim, bei dem es
keine parteipolitischen Unterschiede gibt so groß
die Differenzen in der Gewichtungder einzelnen
Problemeauch sein mögen.

Die größte Sorge der Menschen in Europa ist
Massenarbeitslosigkeitund and derenFolgen.
Jahreswechsel waren in Europa über 13 Millionen
Menschenals arbeitslos registriert, viele von ihnen
dauerhaft und ohne Perspektive. Zn den ersten
sechs Wochen dieses Jahres sind Hunderttausende
hinzugekommen , nicht nur bei uns, nichtnur wegen ^
des Winterwetters.

Europas Zukunft entscheidet sich daran, ob wir
die Kraftund die Fähigkeit haben, entschlossenge¬
gen die immerlänger andauernde Massenarbeitslo¬
sigkeit vorzugehenoder nicht Ein Europa , das im¬
mer mehr Menschen brutal ausgrenzt sie gegen
ihren Wüten zu einer Arbeitszeitverkürzung auf
null Stunden zwingt, kann die Heran und die
Köpfe der Menschennicht erobern.

Ich sagte, daß heute in Europa über 13 Millionen
arbeitsfähigeund arbeitswillige Menschen arbeits¬
los sind. Nichtnur sie fragen: Wie es sein, daß
in den Europäischen Gemeinschaften rund zwei
Drittel aller Haushaltsmittel für die Interessen ei- •
nes Teils der etwa acht Millionen Landwirteund
deren Familien aufgewendet werden, während die
Arbeitslosen praktisch teer ausgehen? Wo bleibt
eine aktive europäische Beschäftigungspolitik?

Nun darf das Fehlen vernünftiger europäischer
Initiativen kein Vorwand für Untätigkeit im eige- .
nen Land werden. Aber ich sage: Massenarbeitslo¬
sigkeit machtaktive BeschäftigunjspoUäknational
und europäischdringend notig. Ein Aufschwung ist
gut ; aber ein Aufschwung, der an den Arbeitneh¬
mern vorbeigehtund der nicht neue Arbeitsplätze
schafft, wird sich nicht tragen. Ich weiß als Mini¬
sterpresidentdes exportstärksten Bundeslandeszu¬
dem, welcheBedeutungder DoUarkurs für die Ent¬
wicklung in den letzten Monatenhatte, aufwie dün¬
nem Eis wir gehen und welche Gefährdungenes
gibt
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Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Ich will ein zweites Stichwort aufgreifen , das der

Bundeskanzler genannt hat , die Frage Umweltpoli¬
tik, Versöhnung von Ökonomie und Ökologie, Ver¬
söhnung von Technik und Natur , Integration von
Arbeitund Umwelt Sie, Herr Bundeskanzler , haben
vor kurzem gesagt daß wir „uns wieder auf unsere
Grenzen,"auf die Eindringlichkeit unserer Existenz
besinnen müssen , vor allem beim Umgang mit un¬
seren natürlichen Lebensgrundlagen “.

Ich denke , das ist richtig . Aber ich denke auch,
daß es im Blick auf die Einführung des umwelt¬
freundlichen Autos andere Konsequenzen hätte ge¬
ben können und geben müssen , wie sie z. B. in unse¬
rem Nachbarland Österreich gezogen worden sind.
Der Smog in der Bundesrepublik Mitte Januar —
den Alarm gab es ja dank der schnellen Umsetzung
der Werte der Umweltministerkonferenz „nur im
Ruhrgebiet“ — hat deutlich gemacht daß die Ge¬
sundheit der Menschen durch die Art des Wirt-
schaftens und durch die Lebens - und Konsumge¬
wohnheiten der Menschen bedroht ist

Eine solche Situation sollte unsere Position bei
Verhandlungen über die Einführung besserer EG-
Richtlinien und bei der Abstimmung zur Verhinde¬
rung weiträumiger , grenzüberschreitender Luftver¬
schmutzung stärken . Genauso wie es bei dem Weg
auf die politische Union Europas nicht immer nach
dem langsamsten Schiff gehen darf , kann auch die
Harmonisierung der Umweitstandards nicht auf
dem niedrigsten Niveau stattfinden.

Was Sie, Herr Bundeskanzler , zum Stichwort
(3) »Stahl“ gesagt haben , findet volle Zustimmung . Gut

wäre es gewesen, es wäre uns schon in den letzten
Jahren gelungen , zu verhindern , daß in manchen
Ländern der Europäischen Gemeinschaften die
Subvention die Höhe der Lohnsumme überstieg
und daß der deutsche Stahlarbeiter und die deut¬
schen Unternehmen mit keinem Mittel ihre Pro¬
dukte konkurrenzfähig machen konnten , solange es
eine solche Subventionspraxis gab , wie wir sie bei
einigen Partnern erlebt haben.

Unsere Sorge gilt der Agrarpolitik . Zwei Drittel
des Haushalts , habe ich gesagt , werden für die
Agrarpolitik ausgegeben . Und dennoch ist sie in der
Krise . Im Norden ist es eine Krise der Milchmarkt¬
ordnung , im SüdenJiegen die Probleme beim Wein
und beim ÖL In der Bundesrepublik hat diese Krise
eine neue Dimension erhalten . Die großen, umsatz-
starken Betriebe sind durch die umsatzbezogene
Subventionierung über die Mehrwertsteuerpau¬
schale begünstigt Das hat die Unterschiede — zwi¬
schen großen und kleinen Betrieben , zwischen ver¬
schiedenen Betriebsformen und zwischen den Re¬
gionen — besorgniserregend anwachsen lassen.

Wenn man realistisch auf die nächsten Monate
blickt dann ist klar , daß es weder spürbare Preiser¬
höhungen noch einen zusätzlichen Subventionsaus¬
gleich geben kann und geben wird . Es kann also
nur darum gehen , innerhalb des schon beschlosse¬
nen Systems noch einmal Korrekturen anzubrin¬
gen. Ich denke , hier müssen die legitimen Interes¬
sen auch der kleinen und der mittleren Landwirte
besser als in der letzten Verhandlungsrunde wahr¬
genommen werden . Auch im nationalen Bereich

sind Korrekturen im Blick auf soziale Maßnahmen (C)
nötig.

Die Landwirte empfinden die Situation als ver¬
fahren ; aber sie brauchen eine Perspektive . Sie kön¬
nen von der bisherigen Politik wenig erwarten.
Selbst der Sachverständigenrat — in diesen Tagen
oft gelobt — stellt fest , daß die Agrarpolitik der
Bundesregierung „ohne Perspektive “ sei . Wir haben
in Nordrhein -Westfalen gemeinsam mit der Land¬
wirtschaft ein Programm für eine umweltverträgli¬
che und standortgerechte Landwirtschaft ausgear¬
beitet Wir wollen den schmalen agrarpolitischen
Spielraum ausnutzen , den wir haben . Wir glauben,
daß das auch für Europa eine Basis sein kann , wenn
es in der Bundesrepublik gelingt solche Maßnah¬
men bundesweit durchzusetzen.

Was die europäische Währungspolitik angeht so
glauben wir, daß das gegenwärtige System allen
Skeptikern zum Trotz bislang erfolgreich funktio¬
niert Es ist gelungen , die Wechselkursausschläge
zwischen den Teilnehmerstaaten der EWS weit ge¬
ringer zu halten als z. B. die Ausschläge zum ameri¬
kanischen Dollar . Aber ich denke , wir müssen ein
Stück weitergehen . Wir müssen Vorschläge ins
Auge fassen wie ; eine breitere private Verwendung
der europäischen Rechnungseinheit des ECU, vor
allem in der Bundesrepublik , eine breitere offizielle
Verwendung des ECU durch alle Notenbanken , die
schrittweise Abschaffung der bestehenden Be¬
schränkungen des Kapitaiverkehrs in Europa , den
Beitritt Großbritanniens zum EWS und die engere
Einbindung Italiens durch eine Verengung der
Bandbreiten . Währungspolitik kann Europa nicht
integrieren ; aber wir brauchen mehr Konvergenz in
der Wirtschafts - und Finanzpolitik und verstärkte
Bemühungen um einen gemeinsamen Binnen¬
markt

Die Institutionen , von denen Sie gesprochen ha¬
ben , Herr Bundeskanzler , sind im letzten Jahr ins
Gerede gekommen . Ich denke , Politiker aller Par¬
teien haben erfahren müssen , daß der Wahlkampf
für die Europawahl axisgesprochen mühsam und
schwierig war . Ich denke , wir brauchen eine Re¬
form der Institutionen . Wir brauchen Europa und
seine Einrichtungen nicht noch einmal zu erfinden.
Aber im Rahmen des heute Möglichen sollten wir
alles tun , um die Gemeinschaft handlungsfähiger
und lebensfähiger zu machen , ihre Organe zu stär¬
ken , ihre Entscheidungsstrukturen zu verbessern
und den Blick für weitere Entwicklungsmöglichkei¬
ten offenzuhalten.

Im Vertrag von Rom ist festgestellt worden , daß
Beschlüsse des Ministerrates per Mehrheitsent¬
scheidung fallen sollen . Seit fast zwei Jahrzehnten
ist dieses Instrument faktisch außer Kraft gesetzt
Deshalb kommen viele nötige Entscheidungen in
Europa nicht mehr zustande . Ich halte das für einen
entscheidenden Fehler der gegenwärtigen Praxis.
Der Ministerrat muß wieder dazu kommen , daß
Entscheidungen im Normalfall als Mehrheitsent¬
scheidungen getroffen werden können.

Ebenso dringend ist eine Ausweitung der Rechte
des Europäischen Parlaments . Wir haben immer
gewußt daß es nicht ausreicht das Parlament nur



62 Bundesrat — 547 . Sitzung — 8 . Februar 1985

Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) direkt durch die Bürger wählen zu lassen . Wir hat¬

ten vor fünf Jahren die Hoffnung , daß sich die
direkt gewählten Parlamentarier selbst eine wirkli¬
che und wirksame Beteiligung an den gemein¬
schaftlichen Entscheidungsprozessen erkämpfen
würden . Das ist nur in sehr bescheidenem Maße
gelungen . Das Beharrungs - und Verhinderungsver¬
mögen der nationalen Regierungen und der Brüsse¬
ler Bürokratie hat sich als stärker erwiesen . Damit
kann sich niemand zufriedengeben.

. Ich meine , wir sollten deshalb die Bundesregie¬
rung dazu auffordem , sich an die Seite der europäi¬
schen Parlamentarier zu stellen , wenn es um die
Mitwirkung des Europaparlaments bei der Aufstel¬
lung und Ausgestaltung des EG-Haushalts , wenn es
um die stärkere Beteiligung bei der Berufung der
Kommission und um Stärkung der Initiativrechte
des Europaparlaments geht.

Die Länder können es nicht hinnehmen , wenn
über den Umweg der Europäischen Union versucht
werden sollte , ihre Eigenstaatlichkeit und ihre urei¬
gensten Kompetenzen indirekt auszuhöhlen . Die
Finanzmmisterkonferenz hat im Oktober 1984 be¬
achtenswerte Bedenken gegen das im Vertragsent¬
wurf für eine Europäische Union vorgesehene Fi¬
nanzierungssystem erhoben . Auch ich bin der Über¬
zeugung , daß wir in der Europäischen Gemein¬
schaft eine Obergrenze für edle Eigeneinnahmen
brauchen , deren Änderung der Zustimmung aller
Mitgliedstaaten bedarf , wenn wir zu notwendigen
inhaltlichen Reformen — etwa in der Agrarpolitik
— kommen wollen.

Die großen Probleme der Europäischen Gemein¬
schaft , die 13 Millionen Arbeitslosen , die regionalen
Ungleichgewichte , die zunehmende Grenzüber¬
schreitung der Umweltschäden , die Überschußpro¬
duktion , die anstehende Süderweiterung : Das alles
wird erheblich verstärkt und verschärft dadurch,
daß der Ministerrat keine solide Haushaltspolitik
betreibt . Das Europäische Parlament hat mit 321
gegen 3 Stimmen bei 16 Enthaltungen den Haus¬
haltsentwurf abgelehnt , weil die Einnahmen nur für
die Ausgaben der ersten zehn Monate reichen.

Natürlich geht es bei diesem Haushaltskonflikt
auch um Einfluß und Macht der Organe der EG.
Dazu will ich mich hier nicht weiter äußern . Aber es
kann auf Dauer nicht gutgehen , wenn sich der Mi¬
nisterrat bei den Haushaltsberatungen gegenüber
den Vorschlägen des Parlaments taub , blind und
sprachlos stellt.

Die Süderweiterung , die Sie erwähnt haben , Herr
Bundeskanzler , ist nach meiner Überzeugung die
Einlösung eines Versprechens . Wir haben gewollt,
daß in Spanien und Portugal nach Jahren und Jahr¬
zehnten der Diktatur wieder demokratische Struk¬
turen entstehen . Sie sind entstanden . Wir haben zu¬
gesagt , daß wir diese Länder als unsere Partner in
der Europäischen Gemeinschaft haben wollen.
Darum kann sich die Bundesregierung darauf ver¬
lassen , daß alle nur möglichen Anstrengungen un¬
terstützt werden , damit beide Länder unter für alle
Beteiligten akzeptablen Bedingungen fristgerecht
zum vorgesehenen Termin der Gemeinschaft bei¬
treten können . _

Amtierender Präsident Dr . Albrecht: Vielen Dank , ( C)
Herr Kollege Rau!

Das Wort hat jetzt Herr Ministerpräsident
Späth.

Dr. h. c . Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Der Bundesrat be¬
rät den vorliegenden Integrationsbericht in einer
Phase , die für die Europäische Gemeinschaft sehr
schwierig ist . Um so mehr begrüße ich es, daß Sie,
Herr Bundeskanzler , uns hier über die Einschät¬
zung der Bundesregierung ausführlich informiert
und weder Probleme bagatellisiert noch Hoffnun¬
gen verschwiegen haben . Ich möchte hinzufügen:
Es ist das erste Mal und war unter früheren Bun¬
desregierungen nicht üblich , daß der Bundeskanz¬
ler, der Bundesaußenministe r und der Bundesfi-
nanzminister in den Bundesrat kommen , um diese
Fragen mit uns zu diskutieren.

Ich stimme dem Herrn Kollegen Rau zu : Es ist in
der Europäischen Gemeinschaft vieles versäumt
worden . Ich nehme seine Stichworte auf . Wir haben
uns zu lange nicht um die schwierigen Fragen ge¬
kümmert Es ist wohl so, daß die jetzige Bundesre¬
gierung in einigen Bereichen eine Art Aufholjagd
beginnen muß , weil manches versäumt wurde . Ich
stimme mit Ihnen überein : Wir haben zu lange die
Frage der europäischen Umweltpolitik vernachläs¬
sigt Es ist möglicherweise zu lange die Frage der
europäischen Beschäftigungsperspektive und Ener¬
giepolitik vernachlässigt worden . Dies hat die
Schwierigkeiten — auch darin stimme ich Ihnen zu
— eher erhöht (D)

Es ist deshalb schon dankbar anzuerkennen , daß
hier gewissermaßen ein neuer Dialog entsteht und
daß neue Initiativen aufgenommen werden . Bei¬
spielsweise ist jahrelang in der EG die Diskussion
über institutionelle Aktivitäten und darüber , daß
wir Mehrheitsentscheidungen brauchen , nicht wie¬
der eröffnet worden . Zu lange hat mein die Dinge
einfach so hingenommen . Deshalb meine ich, wir
sollten die Gelegenheit des Dialogs mit der Bundes¬
regierung nutzen , sie zu ermuntern , die aktive
Schrittmacherrolle , die sie in den letzten Jahren
übernommen hat , fortzuführen.

Herr Bundeskanzler , Sie haben gesagt : „Wir wer¬
den Europa nur schaffen , wenn es im Bewußtsein
der Bürger lebendig ist “ Dem ist zuzustimmen . Die
Schwierigkeiten bestehen sicherlich darin , daß die
Europäische Gemeinschaft nach außen immer noch
zu sehr eine Mischung von Agrar - und Administra-
donsgememschaft ist Wenn man liest daß in den
Ratssitzungen ein neues Problem aufgetaucht ist
stellt man fest es ist immer ein Agrarproblem . Ein¬
mal sind es die Milchüberschüsse , einmal ist es der
Tafelwein, dann sind es die Oliven. Wer das immer
wieder liest wird große Zweifel daran haben , ob wir
mit diesem Bild die Bürger für Europa gewinnen
können . Sicher ist eines : Der Haushalt ist agrar -
lästig . Sicher ist auch ein anderes , nämlich daß
Brüssel gegenwärtig mit 1600 Vorschriften allein
die Agrarpolitik lenkt Dies ist gewiß ein Anlaß , dar¬
über nachzudenken , daß wir bei dieser Entwick¬
lung, die sicherlich historisch bedingt ist — das
wird gelegentlich vergessen —, bei der jetzigen Ge-
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Bundesminister Dr. Blüm
(A) Vollmundig — daran will ich erinnern — brüstete

sich die IG Metall einer neuen „Minimax -Taktik “,
nämlich mit minimalem Aufwand maximale Wir¬
kungen auszulösen. Weitschauende Gewerkschafter
hätten voraussehen können , daß diese neue Streik¬
taktik zu bisher nicht gekannten Folgewirkungen,
auch für die Arbeitslosenversicherung , fähig ist
WeitschauendeGewerkschafter — das füge ich jetzt
als Gewerkschafter hinzu — hätten die Gefahr er¬
kennen müssen : Wenn es der Normalstreik der Zu¬
kunft wird, daß man an Schlüsselstellen , an den
Kreuzungen mit einer Handvoll Leute streikt , dann,
fürchte ich, wird das zu einer ungeheuren Entsolida-
risierung in der Arbeitnehmerschaft führen . Denn
auf Dauer werden die privilegierten Schlüsselstel-
len -Arbeiter nur für sich streiken ; sie werden die
Arbeitskampf-Inhalte bestimmen.

Eine solche Gefahr bestand schon einmal bei den
Fluglotsen. Damals haben wir die Fluglotsen verbe-
amtet Ich fürchte , das ist nicht die Lösung des Pro¬
blems.

(Heiterkeit)
Aber es besteht doch das Problem , daß sich die aus¬
gleichende Solidarität der großen Errungenschaft
einer Industriegewerkschaft in Egoismus kleiner
Gruppen auflöst

Ich will hinzufügen : Die Unverhältnismäßigkeit
der Mittel ist nicht nur eine Gefährdung der Ge¬
werkschaften . Auch auf der Arbeitgeberseite man¬
gelt es an Augenmaß , das Veränderungen ein¬
schließt Auch Arbeitgeber können „minimax “

, mit
(B ) wenigen Handgriffen , die Gewerkschaften in die

Knie zwingen . Wäre es daher nicht richtig , beide
würden sich wechselseitig neue Hemmungen vor
Vemichtungsstrategien verschaffen ? Beide sind
nämlich aufeinander angewiesen . Der Klassen¬
kampf — von welcher Seite auch immer — nützt
keinem von beiden . Beiden , Arbeitgebern und Ge¬
werkschaften , fällt es aber offenbar schwer , sich auf
neue Bedingungen einzustellen und neue Turnierre¬
geln für den Arbeitskampf zu vereinbaren . Der Ge¬
setzgeber kann und will Hag nicht

Wie zwei Großhirsche , deren Geweihe so ausla¬
dend geworden sind , daß sie sich im Dickicht einer
verflochtenen Industriegesellschaft nicht mehr be¬
wegen können , stehen sie , röhren durch den Wald
und hoffen , durch Getöse ihre Bewegungsunfähig¬
keit übertönen zu können.

(Heiterkeit)
Der Streit um den § 116 handelt von den Folgen

des Arbeitskampfes für die Zahlpflichten der Bun¬
desanstalt Er handelt nicht vom Arbeitskampf ; er
handelt von den Folgen des Arbeitskampfes . Er gibt
keine Antwort auf das Problem , wie unter veränder¬
ten technologischen Bedingungen Arbeitskämpfe
geführt werden dürfen und sollen . Auch-der Gesetz¬
geber wäre damit überfordert , zumal die Verhält¬
nisse von Branche zu Branche , auch die Dichte der
Abhängigkeiten , verschieden sind . So stellen beide
ersatzweise an den Gesetzgeber unerfüllbare Forde¬
rungen.

Die Arbeitgeber erwarten vom Gesetzgeber mehr,als er darf , und die Gewerkschaften fordern , er solle

weniger tun , als er muß . Mein Aufruf ist : Laßt uns (C)
einen neuen Versuch machen , aus den Schützengrä¬
ben herauszukommen und Brücken auch zwischen
den Sozialpartnern zu schlagen!

Der § 116 behandelt die Situation , wenn das Kind
im Brunnen liegt Mit den Folgen können nicht die
Ursachen repariert werden . Für das Gelände sind
die Tarifpartner zuständig . Doch sie versagen , und
so ist die Diskussion über den § 116 , wie ich fürchte,
auch eine Alibi -Diskussion , der Offenbarungseid
von Verkalkungen und Verkrustungen in unseren
sozialen Beziehungen.

Präsident Dr. Albrecht: Besten Dank , Herr Kollege
Blüm!

Meine Damen und Herren , auf der Tribüne haben
Gäste aus Spanien Platz genommen . Es handelt sich
um den Vizepräsidenten der baskisehen Regional¬
regierung mit seinen Begleitern . Wir heißen Sie sehr
herzlich willkommen , freuen uns über Ihr Interesse
an unserer Arbeit und wünschen Ihnen einen ange¬
nehmen Aufenthalt in unserem Land.

(Beifall)
Das Wort geht jetzt an Herrn Ministerpräsidenten

Rau.

Dr. h . c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Der Bundesarbeits¬
minister hat seine Rede mit dem Ruf nach Versach¬
lichung begonnen , und er hat sie mit der Erinnerung
an den Anstand beschlossen . Für beides hin ich
dankbar.

Aber nun von Hirsch zu Hirsch:
(Heiterkeit)

Will derjenige , der sagt „Wir wollen versachlichen “,
und der dann den Gegnern der eigenen Konzeption
in den ersten drei Sätzen seiner Rede Manipulation,
Verdrehung , Verzerrung und rhetorische Aggres¬
sion vorwirft versachlichen ? Ist es Versachlichung,
wenn man ruft „laßt uns gemeinsam das Problem
lösen “

, und hinzufügt „Alle, die es anders lösen wol¬
len als ich, lösen es nicht “? — Ich finde , das ist rhe¬
torisch geschickt aber in der Sache falsch.

Herr Kollege Blüm, Weltanschauungskrieg : Die
anderen sind mal vollmundig und mal lammfromm.
Was ist das für ein Mann , der uns alle bittet bevor
wir entscheiden , uns noch einmal den „Grundriß
unserer Demokratie “ anzusehen ? Herbert Wehner
hat das gesagt Nun steht er nicht allen gleich nahe;
aber auf ihn zu hören , scheint mir vor allen Dingen
dann sinnvoll zu sein , wenn ein anderer uns rät vom
§ 116 und von seiner Novellierung abzulassen , weil
er eine bedrückende Perspektive für unseren
Rechtsstaat sieht

Derjenige , der so geredet hat ist Hans Katzer . Das
ist doch wohl kein irregeleiteter Hitzkopf ! Das ist
doch wohl keiner , der manipuliert , der verzerrt ! Das
ist jemand , der auf der anderen Seite als derjenigen,
auf der ich stehe , die Architektur dieses Staates mit¬
bestimmt hat : als stellvertretender Vorsitzender der
CDU, als Sozialminister in schwieriger Zeit als ein
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Dr. h- c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Mann der Christlich -Demokratischen Arbeitneh¬

merschaft Wäre es nicht gut darauf zu hören?
Wäre es nicht gut, wenn man den Vergleich mit

1969 und mit der Großen Koalition zieht nicht nur
danach zu fragen, wie sich damals die Gewerkschaf¬
ten verhalten haben — anders als heute, haben Sie
uns dargestellt —, sondern auch danach zu fragen,
warum das denn wohl so war? Könnte es wohl sein,
daß sie sich damals anders verhalten haben, weil
sich diejenigen, die damals regierten — Sie haben
sie genannt CDU/CSU und SPD —, um den Konsens
bemüht haben, bis er erreicht war? Könnte es sein,
daß sie damals, wie Sie sagen, lammfromm waren,
weil es gelungen war, am Verhandlungstischnicht
nur Ritualformeln auszutauschen, sondern mitein¬
ander zu reden?

Ich stimme Ihnen zu : Starke, verantwortungsbe¬
wußte Gewerkschaften— ich füge hinzu: Einheits¬
gewerkschaften gehören zu unserem Staat; wir
brauchen sie — haben neben unserem Grundgesetz
dazu beigetragen, die politische Gestaltungder Zu¬
kunft als ein großartiges Angebot zu ermöglichen.
Sie haben daran mitgewirkt — im Gegensatz zur
Entwicklung in anderen Industriestaaten —, daß
wir, wer immer auch regierte, fast 40 Jahre lang
Stück für Stück dem sozialen Frieden nähergekom¬
men sind.

Aber wenn das so ist, müßten wir, meine ich,
danach fragen: Gibt es eigentlich zwingende Grün¬
de, jetzt den § 116 zu novellieren ? Zwei Jahrzehnte
haben wir mit dem, was damals in der Großen Koali-

( B) tion ausgehandelt und dann beschlossen worden
war, als das Land mit den wenigsten Streiktagen
von allen Industrieländern ohne große Konflikte Lö¬
sungen erreicht, die den Wohlstand vieler gemehrt

—haben . Ist es daher nicht Zeit abzuwarten, bis die
höchstrichterlichen Urteile gesprochen sind? Sind
es alles Manipulateure,Verdreher, Verzerrerin CDA
und KAB, die Sie öffentlich und persönlich bitten,
darauf zu achten, daß kein Riß zwischen den Grup¬
pen in unserer Gesellschaftentsteht?

Überdecken Sie das nicht, Herr Kollege Blüm,
wenn Sie sagen, es solle nur die Rechtslage klarge¬
stellt werden? Von welcher„Rechtslage“ sprichtder
Bundesarbeitsminister? Von der Rechtsauffassung
des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit? Oder
von der Rechtsauffassungder Gerichte, die bislang
die Bundesanstalt zur Zahlungverpflichten?

Wärees nicht wenn der Konsensnicht erreichbar
ist richtiger, den endgültigen Spruch der Gerichte
abzuwarten und dann zu werten, statt ein kleines
Problem— so haben Sie es uns soeben selbst darge¬
stellt — mit imkalkulierbaren neuen Problemen zu
erschlagen?

Ich empfinde die Verwirrung im Regierungslager
- als außerordentlich groß . Am letzten Wochenende
hat der Ministeipräsident des Freistaaten Bayern,
unser Kollege Dr. Strauß, erklärt, der vorliegende
Entwurf werde nicht mehr geändert, und er beruft
sich auf eine Abstimmung mit dem Bundeskanzler.
Am selben Tage erklären führende Sprecher der
Sozialausschüsse in der CDU, der Entwurf könne
natürlich noch geändert werden, und berufen sich

dabei ebenfalls auf den Bundeskanzler. Einen Tag (C)
später fordert unser Kollege Lothar Späth die Ge¬
werkschaften auf, nun endlich ihre Änderungsvor¬
schläge auf den Tisch zu legen. An wen sollen sie
diese denn schicken? An Strauß, der schon erklärt
hat, es sei fest vereinbart, daß hier nichts mehr geän¬
dert werde?

Das alles beeindruckt Sie offenbarwenig, obwohl
Sie wissen , daß die übergroße Mehrheit der Bürger
die geplanten Änderungen ablehnt. Das ist ja wohl
nicht nur an dem einen Flugblatt zu erkennen, das
Sie hier zitiert haben. Weniger als ein Fünftel der
Bürger stützen Ihre Absichten . Sie wie ich kennen
verantwortlicheUnternehmer und Manager, die im
vertraulichen Gespräch sagen : „Laßt doch den Un¬
fug bleiben!“ Verlaßt doch diesen Irrweg, auf den
einige VerbandsfunktionäreSie gebracht haben.

Die Situation gegenüber 1969 ist in vielfacher
Weise anders: so , wie Sie sie geschilderthaben, aber
auch anders. Die Industrie ist verflochtener. „Mini¬
max“ ist auchmit Materiallägemmöglich . Sie haben
zu Recht davon gesprochen.

Darum sage ich : Der Vorwand der angeblichen
Neutralität geht zu Lasten der Arbeitnehmer und
ihrer Gewerkschaften. Ichwarnevor einer Entwick¬
lung , in der jede Tarifauseinandersetzung schnell
einen unkontrollierbaren Flächenbrand auslösen
kann.

Nordrhein-Westfalen und mit ihm die anderen
SPD-geführten Bundesländer legen Ihnen den An¬
trag vor , den Gesetzentwurf der Bundesregierung (° )
abzulehnen. Wir haben das ausführlichund sachlich
begründet . Wir wollen keinen Zweifel daran lassen,
und zwar um des Bestandsundum der Fortentwick¬
lung des sozialen und demokratischenRechtsstaats
willen, wo wir stehen: Wir möchten für den sozialen
Frieden einstehen, und darum stehen wir an der
Seite der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften.

Wir haben aufgezeigt, a«b der Gesetzentwurf die
Neutralitätder Bundesanstaltnicht sichert, sondern
daß er sie gefährdet Wer über Neutralität des Staa¬
tes diskutiert, der muß wissen , daß Arbeitnehmer
von Betrieben, die wegen der Fernwirkungen von
Arbeitskämpfen stilliegen, schon nach geltendem
Recht ganz erheblicheLohneinbußenhinzunehmen
haben . Ihre Arbeitgeber brauchen nach der Recht¬
sprechung des Bundesarbeitsgerichtskeinen Pfen¬
nig Lohn zu zahlen. Das Kurzarbeitergeldder Bun¬
desanstalt für Arbeit aber gleicht nur zwei Drittel
des ausgefallenen Lohnes aus . Ein Arbeitnehmer,
der ein Drittel seines Lohnes verliert, spürt das,
wenn er eine Familie zu ernähren hat.

Nim wollen Sie auch noch die restlichen zwei Drit¬
tel — für diesen Teil jedenfalls — streichen. Sie wol¬
len das Risiko der FernWirkungenin einer ganzen
Branche vollständig den Arbeitnehmern und ihren
Gewerkschaftenauferlegen. Die Ursache für solche
Femwirkungen- ist nicht die häufig zitierte „Mini-
max“-Strategievon Gewerkschaften, sondernes gibt
auch Ursachen, die in Unternehmerentscheidungen
liegen. Sie selber, Herr Kollege Blüm , haben soeben
darauf hingewiesen.
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Dr. h. c. Rau ( Nordrhein-Westfalen)
(A) Wenn es so ist , daß dieser Gesetzentwurf nach

Ihrer Auffassung, wie Sie es dargestellt haben, we¬
der die Meinung der 150 wiedergibt, noch die der
Arbeitgeber, noch die der Gewerkschaften, noch die
der FDP, dann frage ich : WarummüssenSiemitdem
Kopf durch diese Wand?

Ich glaube , daß die Bundesregierungirrt , wenn sie
erklärt , ihr Entwurf trage zu einer Klarstellungder
Rechtslage bei. Auch Sie haben uns das soeben noch
einmal dargestelltWer unter Vermeidungdes Sach¬
verhalts Identitätwillen auf „Hauptforderung“ und
auf „annähernd“ zurückgeht der soll mir einmal
erklären , wieso die Formulierung „annähernd“ und
die Formulierung Hauptforderung “ in irgendeiner
Weise klarstellenden oder gar begrenzbarerenStoff
darbietet als die vorhandenenund geltenden Rege¬
lungen. Ab wann sind Lohnforderungen „annä¬
hernd “ gleich, zwischen 5 und 7 % oder von 5,5 bis
6,9 %? Solche unklaren Begriffe stellen es in das
Belieben der Bundesanstalt für Arbeit, durch die
Nichtzahlung von Kurzarbeitergeld Ausgänge von
Arbeitskämpfen mitzubestimmen. Und ich frage
wieder. Wo bleibt dabei die Neutralität des Staa¬
tes?

Der Bundsratmuß auch die Frage bedenken, wel¬
che Auswirkungen ein solches Gesetz für jedes der
Bundesländer hätte . Wir haben in letzter Zeit öfter
davon gesprochen , die Gewerkschaften könnten die
mit dem Gesetzentwurf beabsichtigten Folgen ja
leicht dadurchvermeiden , daß sie in den einzelnen
Tarifgebieten eben unterschiedliche Forderungen
stellen . Wer so argumentiert, der versteht nicht viel

‘ > von der inneren Struktur einer Gewerkschaft, der
muß sich aber auch fragen: Wollen wir eigentlich als
Nebenwirkung eines solchen unnützen, eines sol¬
chen überflüssigen Gesetzes eine Zersplitterungder
Arbeitsbedingungen in den einzelnen Landein und
zwischen den Ländern hinnehmen?

Arbeitsrechtliche Kleinstaaterei wäre volkswirt¬
schaftlicher Unfug, und sie widerspräche dem Geist
des Grundgesetzes , das den Bund für die Wahrung
der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in die
Pflicht nimmt. Wir haben doch nicht jahrelang viel
gemeinsames Geld in die Entwicklung des Zonen¬
randgebietesund des BayerischenWaldes gesteckt,
um jetzt als Femwirkung einer falschen Arbeits¬
rechtspolitik diese Regionen wiederäbsinken zu se¬
hen, weil tüchtige und mobile Arbeitnehmerwegen
immer höherer Lohndifferentiale in die Metropolen
abwandem.

Nein, meine Damen und Herren , die Bundesregie¬
rung geht einenfalschen Weg. Darum ist meine ein¬
dringliche Bitte : Lassen Sie ab von einem Weg , der
den Konsens gefährdet , der Rechtsunsicherheiten
verstärkt!

Wenn Sie sich dazu nicht in der Lage sehen, habe
ich noch eine eindringliche Bitte. Ich habe am An¬
fang von Hans Katzer gesprochen. Lassen Sie mich
von einem weiteren Mann sprechen, mit dem mich
parteipolitische Überzeugungen nicht verbinden.
Ich meine Ernst Benda, den früheren Präsidenten
des Bundesverfassungsgerichts und ehemaligen
Bundesinnenminister . Die Landesregierung von
Nordrhein -Westfalen hat Ernst Benda gebeten , ein

Gutachten zur Rechtmäßigkeit und zur Verfas- (C)
sungsmäßî keit der von der Bundesregierungbeab¬
sichtigten Änderung des § 116 vorzulegen. Er hat
uns ein solches Gutachten zugesagt

Ich bitte Sie, nachdem Sie uns die Fahrpläne
schon öffentlich bekanntgegeben haben, an denen
angeblich nichts zu ändern sein wird: Wenn es um
Konsens geht, wenn es um Versachlichung geht
wenn es um Anstand geht warten Sie, bis das Gut¬
achten vorliegt! Prüfen Sie die Argumente! Klären
Sie, Herr Kollege Blüm , ob nicht gerade Sie den
Konsens retten könnten, indemSie jetzt auf die Ver¬
abschiedungdesGesetzentwurfswarten. Sie, derSie
aus den Einheitsgewerkschaftenkommen und wis¬
sen , daß ein Rückfall in Gruppengewerkschaften
und in Weltanschauungsgewerkschaftenuns alle zu¬
rückwerfen würde!

Wir dürfen in der Tat unsere Gesellschaft nicht
weiter spalten, wir müssen zusammenführen, ver¬
söhnen und den .sozialen Frieden stärken . Darum
sage ich nicht daß jede polemische Keule gegen den
§ 116 richtig ist Aber ich sage: Richtig und vernünf¬
tig wäre es, wenn Sie jetzt warteten, wenn Sie die
Gesprächsfähigkeit nicht aufkündigten, wenn die
Gespräche nicht zu Ritualen verkämen, sondern
wenn wir aufeinander hörten.

Darum bitte ich eindringlich: Lassen Sie ab von
der Novellierung des § 116 jetzt, und hören Sie zu,
was noch an Argumenten kommt ! Vielleicht führt
uns die Einsicht zusammen.

PräsidentDr. Albiecht: Besten Dank!
Das Wort geht an Herrn Ministerpräsidenten

VogeL

Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz) : Sehr ,verehrter Herr
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bundes¬
arbeitsminister hat an uns einen Appell zur Ver¬
sachlichung gerichtet Ich möchte mich diesem Ap¬
pell anschließen.

Herr Kollege Rau , versachlichen heißt zur Sache
kommen . Versachlichenheißt zum Kern der Sache
vorstoßen ; versachlichen heißt nicht hinnehmpn,
daß Falsches als richtig erklärt wird . Versachlichen
heißtüber die Sache reden, überdie Frage reden, ob
das Streikrecht abgeschafftwerdensoll und was tat¬
sächlich in demVorschlag steht Dazu ist. es notwen¬
dig, daß wir in den parlamentarisch dafür zuständi¬
gen Gremien über die Sache reden. '

Es ist hohe Zeit , daß mit dem heutigen Tag die
Behandlung dieser Frage im Bundesrat als dem er¬
sten damit befaßten parlamentarischen Gremium
beginnt und daß der Entscheidungsprozeßder zu¬
ständigenVerfassungsorganeeingeleitetwird. Und
es ist an der Zeit Herr Kollege Rau, daß wir uns
beiderseits bemühen, dieses Schreckensszenarium
wegzuräumen, das durch nichts gerechtfertigt ist

Da wird von schwerwiegenden Eingriffen In das
Arbeitskampfrechtgesprochen, da wird von Gefähr¬
dung des sozialen Friedens in noch nie dagewese¬
nem Ausmaßgesprochen , vom Anschlag auf die Ta¬
rifautonomie und die Koalitionsfreiheitvonder fak¬
tischen Aufhebung des Stxeikrechts , ja sogar von
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Dr . Aibrecht (Niedersachsen)
(A) hingen der Bundesanstalt für Arbeit dann ruhen,

wenn im Tarifgebiet der mittelbar Betroffenen „eine
Forderung erhoben worden ist , die einer Hauptfor¬
derung des Arbeitskampfes nach Art und Umfang
gleich ist, ohne mit ihr übereinstimmen zu müs¬
sen“.

Ich gebe gerne zu — ich vermute , der Bundesar¬
beitsminister wird es auch gerne zugeben —, daß
das kein sprachliches Meisterwerk ist , daß auch die
Interpretation , Gleichheit sei nicht Identität , keine
einfache Sache ist Aber trotzdem ist es das , was
gemeint war , als wir zusammen — ich sage einmal
„wir“, die gesellschaftlichen Kräfte — im Jahr 1973
die Neutralitätsanordnung der Bundesanstalt für
Arbeit erlassen haben.

Die Bundesregierung hat im übrigen eine zusätz¬
liche Hürde aufgerichtet , wonach dieser Tatbestand
allein noch nicht ausschlaggebend ist , sondern es
muß sich zusätzlich um einen Stellvertreterstreik —
so will ich einmal abgekürzt sagen — handeln , d. h.
es müssen zwei Hürden übersprungen werden , ehe
die Bundesanstalt für Arbeit in die Situation gerät,
nicht mehr Kurzarbeitergeld und nicht mehr Ar¬
beitslosengeld zu zahlen.

Nun weiß jeder von uns , daß solche Formeln , ganz
gleich, ob es heißt gleiche Forderung , annähernd
gleiche Forderung oder gleich , ohne mit ihr überein¬
stimmen zu müssen , der Interpretation bedürfen.
Dies hat mich zusammen mit anderen früh dazu
gebracht zu sagen : Besonders wichtig wird dann das
Verfahren , wer diese Begriffe interpretiert Das hat

f8) zu dem Gedanken geführt , einen Neutralitätsaus¬
schuß zu schaffen . Dieser Neutralitätsausschuß bie¬
tet den Hauptbetroffenen , nämlich den beiden Tarif-
partnem , die große Chance , ihrerseits an der Inter¬
pretation dieser Begriffe mitzuwirken , allerdings
unter Assistenz von Neutralen.

Ich will heute hier nicht verheimlichen , daß ich
mir bei diesem Neutralitätsausschuß eine echte
neutrale Bank gewünscht hätte , statt das ganze Ge¬
wicht , die neutrale Seite zu vertreten , nur auf die
Schultern des Präsidenten der Bundesanstalt für
Arbeit zu legen . Dennoch gebe ich zu, daß dieser
Neutralitätsausschuß auch in der jetzigen Formulie¬
rung einen deutlichen Fortschritt darstellt , und zwar
aus dem Grunde , den ich soeben schon erwähnt
habe , daß dadurch den Hauptbetroffenen die Mög¬
lichkeit gegeben wird, über die Jahre hinweg durch
eine Spruchpraxis letztlich selber und möglichst ein-
vernehmlich zu interpretieren , was Neutralität der
Bundesanstalt für Arbeit in Arbeitskämpfen letzt¬
lich bedeutet Es ist ja keineswegs so — das sei nur
angemerkt ; jeder hier weiß es —, wenn die beiden
das nicht schaffen , daß man dann ins Nichts fiele;
denn das letzte Wort liegt nicht beim Präsidenten
der Bundesanstalt für Arbeit sondern nach wie vor
beim Bundessozialgericht

Ich will keinen Zweifel daran lassen , daß der deut¬
sche Bundesrat heute mit der Stimme des Landes
Niedersachsen dieses Gesetzgebungswerk verab¬
schieden wird . Ich möchte aber gern noch ein Wort
über die Folgen und die Zukunftsperspektive sa¬
gen.

Ich bin fest davon überzeugt daß sich die Gewerk- (C)
schäften auch unter der neuen Regelung in Zukunft
in Arbeitskämpfen sehr wohl behaupten werden . Sie
werden vielleicht — das gilt vor allem für die IG
Metall — etwas vorsichtiger sein , nun die typische
„Minimax-Strategie “ zu betreiben . Sie werden sich
etwas weniger Zulieferbetriebe herauspicken , wenn
sie streiken wollen; Aber sie haben noch viele andere
Mögüchkeiten . Ich habe ja .soeben dargelegt und
wiederhole es noch einmal : Große, wichtige Gewerk¬
schaften haben von vornherein ihre Streikstrategie
anders angelegt

Ich meine auch hier , daß die Kollegen von der SPD
gut beraten wären , sich nicht zu weit vorzuwagen;
denn die Wahrheit wartet hinter der nächsten Stra¬
ßenecke auf uns . Schon beim nächsten und über¬
nächsten Streik wird deutlich werden , daß die
Streikfähigkeit eben nicht außer Kraft gesetzt wor¬
den ist sondern daß sie voll intakt ist

Mir liegt daran , noch einen letzten Punkt deutlich
zu machen : Es hat bei diesen Auseinandersetzungen
viele unerfreuliche Begleiterscheinungen und auch
einige schlimme Ausrutscher gegeben . Im übrigen
hat es auch törichte Forderungen gegeben , Forde¬
rungen der einen , daß dieser oder jener aus der CDU
ausgeschlossen werden sollte , und Forderungen der
anderen , daß dieser oder jener aus der Gewerk¬
schaft ausgeschlossen werden sollte . Ich meine , es
liegt im wohlverstandenen Interesse der Gewerk¬
schaften . in einem geordneten Verhältnis zu jener
Partei zu stehen , die seit der Gründung der Bundes¬
republik Deutschland ohne Unterlaß mit Abstand
die stärkste politische Kraft dieses lindes gewesen (D)
ist und dies im übrigen für überschaubare Zeiten
auch bleiben wird . .

Ich möchte aber ebenso der CDU/CSU und der
FDP empfehlen , über der Heftigkeit der Auseinan¬
dersetzung und bei allem Ärger über verbale und in
wenigen Einzelfällen auch tätliche Exzesse nicht zu
vergessen , daß die deutschen Gewerkschaften einen
großen, nach meiner Überzeugung einen histori¬
schen Beitrag zum Aufbau dieses demokratischen
Staates geleistet haben . Sie haben sich nicht verwei¬
gert , sie haben sich nicht , wie viele Gewerkschaften
in Europa, darauf beschränkt , rücksichtslose Inter¬
essenpolitik und sonst nichts zu vertreten , sondern
sie sind von Anfang an in die Mitverantwortung für
das Ganze gegangen , d. h . eben für diesen freiheitli¬
chen und sozialen Rechtsstaat Sie sind von diesem
Ansatz her , daß sie bereit waren , Mitverantwortung
zu übernehmen , dann auch zu der Überzeugung ge¬
kommen, daß Mitverantwortung Mitbestimmung
voraussetzt

Was wir jetzt brauchen , ist nach meiner Überzeu¬
gung Sachlichk eit ist Sinn für Maß . Eis wäre schön,
wenn die Zeit der maßlosen Übertreibungen ab
heute vorbei wäre . — Ich danke Ihnen.

Amtierender Präsident Börner: Meine Damen und
Herren , der nächste Redner ist Herr Ministerpräsi¬
dent Dr. Rau (Nordrhein -Westfalen).

Dr. h. C. Rau (Nordrhein -Westfalen ): Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Bei seinem Aufruf

- zur Sachlichkeit hat Herr Kollege Aibrecht soeben
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Dr. h. c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) bei einer bestimmten taktischen Position der IG

Metall gesagt* „Man ist oft klug beraten, wenn man
nicht alles tut was man tun kann.“ Das ist wohl
wahr . Wenndas die Mehrheit des Bundesratesdoch
sähe ! Wenn sie doch zur Kenntnis nähme, daß bei
allem berechtigten und verständlichen Zorn über
Entgleisungen in der Auseinandersetzungder letz¬
ten Monate auch dieser andere Satz von Herrn Kol¬
legenAlbrechthätte geltenkönnen: „Das letzteWort
liegt beim Bundessozialgericht“ Warum werden
denn die Gerichtsverfahren nicht abgewartet?
Warumwird denn ein Handlungszwangkonstruiert
der beim § 116 nicht hätte sein müssen? Sie haben
sich eine Diskussion aufgeladen, die Ihnen schadet
und die schlecht für den sozialen Frieden in unse¬
rem Volk ist

Die Frage, wer die stärkste politische Kraft ist
oderbleibt lassen wir noch offen . Die Wahrheitwar¬
tet hinter der nächsten Straßenecke, Herr Kollege
Albrecht

(Heiterkeit)
Aber wir sagen ein paar, wie ich glaube, auch jetzt
unverzichtbare Dinge. So , wie Herr Kollege Späth
mir im Februar nach meiner dringenden Bitte , den
§ 116 nicht zu novellieren , nachgesagt hat das sei
eine Predigt gewesen , so würde ich jetzt gern eine . .
Beschwörungaussprechen, wenn ich es könnte , und
sagen: Lassen Sie die Hände weg von der Novellie¬
rung dieses Gesetzes ! Sie haben nicht bedacht was
Sie anrichten würden . Sie haben nicht bedacht daß
man das Problem, das viele in diesem Feld sehen,
mit anderen Mitteln hätte angreifen müssen.

B)
Eis ist Jahrzehnte her, daß sich Konrad Adenauer .

und Hans Böckler über die Montanmitbestimmung
geeinigt haben, und die großen Parteien haben dem
zugestimmt Hätte Adenauer doch Enkel — wenig¬
stens im Bundesrat!

(Heiterkeit)
Gäbe es doch welche, die jetzt einsehen: Sozialer
Friede ist ein Produktionsfaktor, sozialer Friede
darf nicht Sache einer Partei sein oder bleiben ! Da¬
bei alle angesprochen, und zwar in der IG Me¬
tall und in der CDUebenso wie die vonAusschlußan¬
trägen Bedrohten wie wir, die wir solche Entwick¬
lungen für »ms selber nicht absehen können.

Bei den Arbeitskämpfenvon 1971,1978 und 1984
hat es mehr als 500 000 Arbeitnehmer gegeben , die
Kurzarbeitergeld bekommen haben. Wenn der § 116
in der uns jetzt von der Bundestagsmehrheitvorge¬
legten Fassung damals , 1971, 1978 und 1984, gültig
gewesen wäre, h»ttp diese halbe Million Arbeitneh¬
mer lrtMnpn Pfennig Kurzarbeitergeld bekommen;
sie wären vielmehr auf eigenes Geld oder auf Sozi¬
alhilfe angewiesen gewesen . Das ist die Lage.

Dieser Tatbestand kennzeichnet den Gesetzesbe¬
schluß, über den wir heute zu beraten haben, besser
als jede mögliche gesetzestechnische Wortklau¬
berei.

(Vorsitz : Präsident Dr. Albrecht)
Er belegtwSmlinh, daß der von der Bundesregierung
vorgelegteGesetzentwurfauch in der von der Bun¬
destagsmehrheit geänderten Fassung eindeutigund

einseitig zu Lasten der Arbeitnehmer geht. Er <C
knüpft seine negativen Wirkungen für die Arbeit¬
nehmer an Arbeitskämpfe. Das ist, Herr Kollege
Albrecht , ein Angriff auf die Streikfähigkeitder Ge¬
werkschaften.

Darum sind die Vorwürfe, die nach meiner Über¬
zeugung teilweise jedes vernünftige Maß sprengen,
fadenscheinig. Wir sollten nichtschimpfenund pole¬
misieren , sondern wir sollten ernsthaft bedenken,
was es denn wohl bedeutet, daß die Arbeitnehmer
von Flensburg bis Passau gegen dieses Gesetz pro¬
testieren. Das sind doch nicht sieben Millionen
irregeleiteteBürger; das sind mündige Staatsbürge¬
rinnen und Staatsbürger, die hier ihre Meinung
sagen.

Den Gesetzentwurf, über den wir Ende Januar
oder Anfang Februar hier beraten haben, haben die
sozialdemokratisch geführten Länder abgelehnt
Wir haben das ausführlichund, wie ich hoffe, sach¬
lich begründet Der jetzt vorliegende Gesetzesbe¬
schluß , also der von der Bundestagsmehrheit geän¬
derte Entwurf, ist in seinen Wirkungen um keinen
Deut besser. Er verkehrt höchstensnoch mehr das
ins Gegenteil , was ihm von seiten seiner Befürwor¬
ter mit auf den Weg gegeben worden ist; er ist näm¬
lich noch unklarer als seine Vorgänger . Gegen ihn
bestehen schwere politische und rechtliche Beden¬
ken , weil der neue Entwurf verdeckt was er be¬
zweckt nämlich die Chancen im Arbei tskampf zu
verändern, und zwar zu Lasten der Arbeitnehmer
und ihrer Organisationen.

Sie wissen — ich habe im Frühjahr darauf hinge- pj
wiesen —, daß die Landesregierungvon Nordrhein-
Westfalen Professor Benda, den ehemaligen Prä¬
sidenten des Bundesverfassungsgerichts, um ein
Rechtsgutachtenzur Frage der Verfassungsmäßig¬
keit des Entwurfs — auch in dieser geänderten Fas¬
sung— gebeten hat Ich habe Ihnen dieses Rechts¬
gutachten zugeschickt

Meine Damen und Herren, ich halte es auch hier
nnri heute für meine Pflicht ganz deutlich zu sagen,
daß ich bis jetzt ein Wort der Entschuldigunggegen¬
über Professor Benda vermisse, angesichts der Tat¬
sache , daß ihm unterstellt worden ist, er gebe ein
solches Gutachten aus unlauteren Motiven und aus
Gründen persönlichen Eigennutzes . Ich hätte ange¬
nommen , gegenüber einem früheren Mitglied
der Bundesregierung, dem ehemaligen höchsten
Richter der Republik, wenn schon der Wirtschafts¬
ministernicht* bereit ist, seine Position zu korrigie¬
ren, der Kanzler ein Wort der Entschuldigungfür
diesen„ Ausfall *1des Bundeswirtschaftsministersge¬
sagt hätte.

Nun habenwir in den letztenTagen ein Gutachten
des Bundesjustizministersvorgelegt bekommen, in
dam die Argumente Bendas zurückgewiesen wer¬
den. Ich habe das nicht für eine Neuigkeit gehalten.
Der „Express “ von beute ist spannender.

(Heiterkeit)
Denn daß der Bundesjustizministereinen von ihm
mit verabschiedetenund von ihm mit zu verantwor¬
tenden Gesetzentwurf der Bundesregierung, der er
angehört , für verfassungsmäßig hält, mußte nicht
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Dr. h. c. Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) mehr brieflich mitgeteilt werden; das hatten wir

unterstellt Wir würden aber gerne hören, wie das
vernichtende Urteil, das Ernst Benda in vier Punk¬
ten über diesen Gesetzentwurf spricht, korrigiert,
zurückgewiesen werden soll.

Benda sagt der Entwurf ändere dort, wo die
Rechtsstellung mittelbar betroffener Arbeitnehmer
innerhalb des fachlichen , aber außerhalb des räum¬
lichen Geltungsbereiches des Tarifvertrages neu ge¬
regelt werde , die Rechtslage in schwerwiegender
Weise zu ihrem Nachteil Er ist hier also ausdrück¬
lich anderer Meinung als der , die wir soeben
vom niedersächsischenMinisterpräsidentengehört
haben.

Er sagt zweitens , daß der Rechtsanspruch auf
Kurzarbeitergeld alle Voraussetzungenerfülle, die
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs¬
gerichts erforderlich seien, um einen Anspruch im
Bereich der sozialen Sicherung , des Eigentums¬
schutzes des Grundgesetzes nach Artikel 14, zu un¬
terstellen; denn die Arbeitslosenversicherungwerde
überwiegend durch Beiträge der Versicherten
finanziert

Benda erklärt drittens, der Eingriff verstoße ge¬
gen die vom Grundgesetz garantierte Koalitions¬
freiheit und werde durch diese nicht etwa gerecht¬
fertigt Der Entwurf greife vielmehr unzulässig in
die Betätigungsfreiheitder Koalitionen— und hier
vor allem der Gewerkschaften — ein.

Schließlich erklärt Professor Benda in dem
Rechtsgutachten ,der Entwurf stehe imWiderspruch

(E ) zum Willkürverbot des Grundgesetzes, wenn unbe¬
teiligte Arbeitnehmer, die zufällig von einem Ar¬
beitskampf mittelbarbetroffen sind , nicht nur ihren
Lohnanspruchverlören, sondernauch keinen Lohn¬
ersatz erhielten.

Meine Damen und Herren, ich meine, es müßte
uns alle aufriitteln , es müßte uns alarmieren, wenn
ProfessorBenda in seinem Gutachten den Satz for¬
muliert, daß die an einemArbeitskampfunbeteilig¬
ten und diesem gegenüber einflußlosenArbeitneh¬
mer über diesen Gesetzentwurf zum Faustpfand
würden, um andere Ziele zu verfolgen.

Nunsteht Ernst Bendamit seinen schwerenrecht¬
lichen Einwänden nicht allein . Der Entwurf ist aus
rechtlichenund aus politischen Gründen nicht ver¬
abschied ungsfähig . Deshalb möchte ich noch einmal
an die Kollegen von CDU und CSU appellieren, die¬
sem Gesetzentwurfihre Zustimmungnichtzu geben
und es dem Bundespräsidentenzu ersparen, unter
ein derart fragwürdiges Gesetz seine Unterschriftzu
setzen.

Ich denke, es gibt einen Grund, der über den § 116
hinaus entscheidendeBedeutunghat Wir haben in
der Bundesrepublik Arbeitsbeziehungen, die im
Ausland oft als vorbildlich angesehen werden. Wir
könnendarüberstreiten, wem wir das zu verdanken
haben, welche politischen Kräfte daran wie mitge¬
wirkthaben; aberwir sollten nicht darüber streiten,
daß wir diesensozialen Friedenin vier Jahrzehnten
miteinander haben erreichen können und daß wir
ihn sichern sollten. Denn dieses Miteinander —
auch das Miteinander mit großen , vernünftigenGe¬

werkschaften in einer Einheitsgewerkschaft— hat (C)
unsere Demokratie entscheidend geprägt und gefe¬
stigt Das ist ein Beitrag, den man gar nicht über¬
schätzen kann, ein Beitrag dazu , daß bei uns ein
Staat entstanden ist von dem die Arbeitnehmer
stärker als in anderen Ländern— stärker auch als
in anderen westlichen Industrienationen — sagen
können: Das ist auchunserStaat; das ist ein Staat in
dem es sich zu leben und zu arbeiten lohnt

Ich hielte es für einen kaumwiedergutzumachen¬
den Fehler, wenn das ohne Not aufs Spiel gesetzt
würde . Ich halte es, meine Damen und Herren, für
einen Irrtum, zu glauben , ein solcher Fehler fiele
bald dem Vergessen anheim. Wer auf das vermeint¬
lich kurze Gedächtnis der Betroffenen spekuliert,
wird sich verspekulieren, und er wird Mißtrauen
ernten. Es kommt jetzt darauf an, die verantwortli¬
chen Kräfte und Gruppen zusammenzuführenund
nicht gegeneinander auszuspielen , damit wir die
großenHerausforderungender Massenarbeitslosig¬
keit oder der Umweltgefahren bestehen können.

Gerade jetzt brauchen wir starke und selbstbe¬
wußte Gewerkschaften. Wir haben viele Anlässe,
Gewerkschaften und Arbeitgeber an einen Tisch zu
bringen, damitwir uns mit derArbeitslosigkeitstatt
mit dem § 116 beschäftigen.

Ich kann — nicht nur in diesem Fall — nur davor
warnen, die Gewerkschaften an die Wand zu drük-
ken.

Nordrhein-Westfalen und die übrigen SPD-ge-
führten Länderhaben vom Anfang dieses Gesetzes-
Vorhabens an deutlich gemacht , daß wir den Ent-
wurfmitallerEntschiedenheitablehnen. Ichmöchte
keinen Zweifel daran lassen, daß das nach wie vor
güt

Heute hat der Bundesrat die letzte Möglichkeit ,
'

einender überflüssigstenund nachmeiner Überzeu¬
gung zugleich giftigsten Sozialkonflikte seit Beste¬
hen der Bundesrepublik dadurch zu beenden, daß er
dem Entwurf seine Zustimmung verweigert

Die Bundesregierunghat in falscher Gangart ei¬
nen falschenWeg eingeschlagen . Wir werden, wenn
die Entscheidung heute gegen unsere Anträge fällt
alles tun, um Sie auf diesem Weg aufzuhalten. Ich
werde meinem Kabinettverschlagen, beim Bundes¬
verfassungsgerichtgegen ein solches Gesetz zu kla¬
gen — nicht um wieder eine Wallfahrt nach Karls¬
ruhe anzutreten, sondern um den sozialen Frieden
zu sichern.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren : Welches
Gesellschaftsbild , welche Vorstellung steckt und
steht hinter dem, was die Diskussion in diesen Wo¬
chen und Monaten begleitet hat? Wohin geht der
Weg?

Ich habe gehört und gelesen , das Betriebsverfas¬
sungsgesetz werde angesichts des Ärgers um den
§ 116 vorläufig nicht novelliertHeißt dies, daß Sie in
der Sachevoneiner Novellierung AbschiednpVimPn,
oder heißt dies , daß Sie die nächste unangenehmeWahrheithinter die kommende Wahl schieben wol¬
len? Ich habe gelesen , daß die FDP — und nicht nur
sie — ein Verb&ndegesetz plane . Heißt dies, daß Sie
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(A) noch stärker in die Möglichkeiten der Gewerkschaf¬

ten eingreifen möchten?
Ich frage : Sollten wir nicht ; nachdem es monate¬

lang Wunden , harte Auseinandersetzungen gegeben
hat , jetzt erkennen : Dieser Weg war falsch , wir ge¬
hen nicht den entscheidenden Schritt , wir sagen
nein zur Novellierung des § 116 und suchen ein
neues Gespräch ? — Ich bitte Sie sehr darum.

Präsident Dr. Albrecht : Besten Dank!
Das Wort hat der Kollege Späth.

Dr. h. C. Späth (Baden -Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Lieber Herr Kol¬
lege Rau , ich habe Ihrer Argumentation sehr auf¬
merksam zugehört . Ich muß im Protokoll .einmal
nachlesen , um ganz sicher zu sein , daß Sie zwei Aus¬
sagen tatsächlich so gemacht haben ; denn dann
könnte ich beide in bezug auf das Thema „Gesell-
schaftsbild “ entsprechend werten . Sie haben zum
einen gesagt , diesmal wollten Sie uns „beschwören “.
Dann haben Sie einen Satz gesagt , den ich in dieser
Diskussion für den gefährlichsten halte . Sie haben
das wiederholt , was der DGB zum Schlachtruf ge¬
macht hat , nämlich „Hände weg vom § 116!“ Dies
darf der DGB sagen . Eine große Interessengruppe
hat das Recht , möglicherweise aus eigenem Selbst¬
verständnis sogar die Pflicht , so etwas zu sagen.

Die politische Forderung „Hände weg !“ ist jedoch
in einer Demokratie eine ganz gefährliche Argu¬
mentation . Ich werde das nachher noch etwas näher

(B) begründen.
Ihre zweite Aussage war vielleicht eine Freudsche

Fehlleistung . Sie haben gesagt , Gewerkschaften und
Arbeitnehmer müßten endlich wieder an einen
Tisch.

(Dr. h. c. Rau [Nordrhein -WestfalenJ : Nein,
Arbeitgeber !)

— Ich wollte nur fragen , ob Sie das gemeint haben.
Sie haben nämlich eine Freudsche Fehlleistung be¬
gangen — wir können es nachlesen — und gesagt:
„Gewerkschaften und Arbeitnehmer müssen wieder
an einen Usch .“ —Ich habe gleich meinen Nachbarn
gefragt , weil mir das zum Gesellschaftsbild aufgefal¬
len war.

Gegen die Dramatik , mit der Sie die Lage darge¬
stellt haben , möchte ich einmal ein ganz normales
Bild setzen . Dann würde ich gern die Diskussion
über die Risiken für den sozialen Frieden und das
Gesellschaftsbild fortsetzen , über das wir reden . Für
mich hat sich das ganz anders abgespielt Für mich
hat sich etwas ergeben , was nicht neu ist weil es —
was inderPolitikja nicht immer vorkommt — einen
Vorgang gibt

Ich erinnere mich an eine Diskussion mit Gewerk¬
schaftsführern . die gesagt haben : „Ihr wollt doch den
§ 116 nur ändern ,weil ihr wegen des Erfolgs des letz¬
ten Streiks beleidigt seid . Euch paßt die ganze Rich¬
tung — Arbeitszeitverkürzung — nicht ; deshalb
wollt ihr diesen Paragraphen ändern .“ — Dies wäre
kein Grund , über den § 116 erneut nachzudenken;
da* räume ich ein . Aber der Grund dafür , das zu tun,
war die Tatsache , daß eine Interpretation der_Neu¬

tralitätspflicht durch die Sozialgerichte erfolgt ist (C
die zwei Fragen aufwirft : Ihre Frage , für die ich Ver¬
ständnis habe , nämlich ob man nicht besser abwar¬
ten sollte , und die Frage , ob politisch die notwendi¬
gen Klarstellungen getroffen werden sollten.

Ich habe große Zweifel, ob der soziale Friede und
das Funktionieren einer Gesellschaft gewährleistet
wären , wenn die politisch Verantwortlichen die Auf¬
gabe des Staates vor allem im Abwarten sähen,
sofern die Interessengruppen , die sich auf beiden
Seiten streiten , nur mächtig und groß genug sind.
Ich bin der Meinung , wenn eine Situation eintritt , in
der die Gerichte einen Weg der Auslegung gehen,
von dem der Gesetzgeber sagt „Das haben wir da¬
mals nicht so gewollt“, ist es eigentlich seine Auf¬
gabe — dafür ist er gewählt das ist seine Funktion
als Verfassungsorgan — , zu erklären : „Ich sage , was
ich gewollt habe , und ich interpretiere dies deutlich“
— mit all den Schwierigkeiten , die der Kollege Al-
brecht geschildert hat und die mit einer solchen
Klarstellung verbunden sind.

Der Grund ist die Tatsache ,daß die Sozialgerichte
gesagt haben : „Gleich ist für uns voll identisch “ und
daß die Lebenswirklichkeit anders aussieht Ich will
jetzt nicht auf das Benda -Gutachten eingehen ; ich
bin kein Jurist was mich mit Ihnen verbindet Aber
ob etwa der Gedanke Bendas von der Betroffenheit
außerhalb des Tarifgebiets beim Stellvertreterstreik
eine Verfassungsfrage ist kann doch nicht im Zu¬
sammenhang mit dem neuen § 116 entschieden wer¬
den , sondern eine ähnliche Regelung haben wir
schon seit 1973. ,

Jetzt meine ich, sollten wir einmal die Frage erör¬
tern — und diese stehe ich auch immer dem Deut¬
schen Gewerkschaftsbund —, warum es 1973 ohne
Schwierigkeiten möglich war , angesichts der Not¬
wendigkeit einer Klärung der Neutralitätspflicht
des Staates eine Lösung im Gespräch mit den Regie¬
renden zu finden , zu der die IG Metall 1973 gesagt
hat „So geht es .“

Jetzt lautet meine Frage zu diesem Gesellschafts¬
bild: Warum war 1973 eine solche Maßnahme mit
dem sozialen Frieden vereinbar ?Die jetzige Bundes¬
regierung hat übrigens genau das gleiche versucht
Sie hat den DGB und die Arbeitgeber eingeladen
und gesagt „Das ist unser Problem . Können wir
nicht wie 1973 darüber reden , wie wir diese Frage
klären ?“ — Dann hat man mehrmals miteinander
geredet und ich als Bürger draußen hatte den Ein¬
druck : Man will das wie damals machen . Nur hatte
man falsch kalkuliert weil der DGB offensichtlich
zu der Auffassung gelangte , daß er das mit dieser
Koalition so nicht regeln könne.

Dann hat der Gesetzgeber gesagt „Wenn wir uns
nicht freiwillig einigen , müssen wir ordnungspoli¬
tisch handeln .“ — Daraufhin kam plötzlich statt ei¬
ner Diskussion darüber , wie man vergehen solle , die
Forderung : „Hände weg vom § 118 !“

Diese Forderung ist für mich viel mehr als von den
„Ausrutschern “, über die .wir hier diskutieren , von
der Frage begleitet warum in einer demokratischen
Auseinandersetzung nicht mehr die Inhalte , son¬
dern das Gesellschaftsbild erörtert werden.
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Bundesminister Dr. Blum
(A) ln der Tat ist die Sozialpartnerschaft in Gefahr ; es

besteht die Möglichkeit daß der Zusammenhalt und
das Bewußtsein, aufeinander angewiesen zu sein,
schwächer werden . Es besteht die Versuchung , den
anderen k. o . zu schlagen . Diese Versuchung gibt es
nicht nur auf der Gewerkschaftsseite , sondern auch
auf der Arbeitgeberseite.

Man sollte die Hoffnung deshalb nicht aufgeben.
Vielleicht könnte die Erschütterung , die in den letz¬
ten Wochen und Monaten durch die Sozialpartner¬
schaft gegangen ist auch die Chance für eine neue
Selbstbesinnung sein , bei der man aus den Erfah¬
rungen lernt und den Blick in die Zukunft richtet
Laßt uns dieses Kapitel zuschlagen ! Ich bin dazu
bereit über diesen Schatten zu springen Wir sind
alle nur stellvertretend tätig ; wir haben alle die
Pflicht den Arbeitslosen zu helfen und den Sozial¬
staat sicher zu machen . Einer allein schafft das
nicht weder die Gewerkschaften , noch die Arbeitge¬
ber , noch die Bundesregierung . Zusammen werden
wir mit den Herausforderungen besser fertig . Des¬
halb fordere ich zu einem Neubeginn , zu einer An¬
strengung zur .Zusammenarbeit aut

Präsident Dr. Albrecht: Vielen Dank, Herr Mini¬
ster!

Wünscht der Kollege Rau noch das Wort?— Bitte
schön!

Dr . h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Herr Kollege Blüm

^ hat mich mehrfach persönlich angesprochen . Das
veranlaßt mich, noch eine kurze Bemerkung zu ma¬
chen.

Es gäbe viel Anlaß , auf das , was Sie, Herr Kollege
Blüm, gerade ausgeführt haben , im einzelnen einzu¬
gehen . Das will ich nicht tun , obwohl ich meine , die
Prinzessin auf der Erbse könnte auch einmal Nor¬
bert Blüm heißen . Denn wenn Sie Ihren Text einmal
nachlesen , werden Sie feststellen , daß Sie zu denen
gehören , die sehr gut austeilen können . Wer ange¬
sichts bestimmter Aktionen des DGB von „men¬
schenverachtendem Zynismus “ spricht , der ist in der
Wortwahl offenbar nicht kleinlich . Einiges sollte
man noch einmal nachlesen.

Der Grund , warum ich mich gemeldet habe , ist
auch nicht , daß ich mich vom Kollegen Späth phone¬
tisch mißverstanden fühle . Er hat mich in die Nähe
von Siegmund Freud gebracht Dorthin gehöre ich
nicht eher zu Adler und Jung . Also manchmal kann
es auch am Hören liegen.

Was ich zur Sache sagen wollte , ist eine sehr ernst¬
hafte Bemerkung . Herr Kollege Blüm , Sie haben uns
und die Gewerkschaften aufgefordert , den Vergleich
mit den Nazis zu unterlassen . Ich habe darüber hier
nichts gesagt weil wir bei uns im Landtag eine Dis¬
kussion über dieses Thema geführt haben , bei der
ich eindeutig — genauso wie die Vertreter der ande¬
ren Partei — gesagt habe , daß jeder Vergleich in
dieser Richtung völlig unzulässig und nicht ent¬
schuldbar ist Das muß für uns alle gelten . Sonst
sägen wir an dem gemeinsamen Fundament auf
dem wir unsere unterschiedliche Arbeit tun.

Ich sage aber ohne jede Häme : Das gilt natürlich (C)
für alle . Deshalb darf nicht der stellvertretende Vor¬
sitzende der CDU-Fraktion im „Deutschland -Union-
Dienst “ Vergleiche mit der NS-Zeit und der gegen¬
wärtigen Politik von SPD und Gewerkschaften an¬
stellen , und dann dürfen auch nicht eine bestimmte
gewerkschaftliche oder sozialdemokratische Posi¬
tion oder auch nur Manieren mit Ostblockmethoden
verglichen werden . Beides darf man nicht

Sie und ich wissen , daß das schwierig ist und daß
die Größenordnung zwischen Splitter und Balken
jeweils sehr unterschiedlich gesehen wird , je nach¬
dem, ob sich diese beim Nächsten oder bei einem
selber befinden . Aber lassen Sie uns dann auch bitte
nicht mit zweierlei Maß messen ! Dann wollen wir.
ui« alle daran erinnern , und dann darf das Wort
„versöhnen statt spalten “ nicht in eine Handwaffe
gegen den politischen Gegner umgebaut werden,
sondern dann muß es als eine Einladung verstanden
werden , sich gemeinsam den gleichen Kriterien zu
unterstellen . Mir lag daran , dies zu sagen.

Jeder Vergleich mit dem Nationalsozialismus ist
falsch , ist unangebracht muß zurückgewiesen wer¬
den, aber dann auch gegenüber den jeweils eigenen
Freunden . — Herzlichen Dank!

Präsident Dr. Albrecht: Meine Damen und Herren,
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.

(Einert [Nordrhein -Westfalen ] : Herr Präsi¬
dent ich möchte Sie bitten , die Abstim¬
mung gemäß unserer Geschäftsordnung

durch Aufruf der Länder vorzunehmen !)
— Ja , einverstanden ! Das ist das Recht eines Lan¬
des.

Wir kommen zur Abstimmung . Der Ausschuß für
Arbeit und Sozialpolitik empfiehlt zu dem Gesetz
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundge¬
setzes nicht zu stellen . Es liegt ferner ein 5-Länder-
Antrag in der Drucksache 146/1/86 vor , mit welchem
die Einberufung des Vermittlungsausschusses ver¬
langt wird. Über diesen Antrag stimmen wir jetzt
ab.

Wer also die Elinberufung des Venmttlungsaus-
schusses mit dem Ziel der Aufhebung des Gesetzes-
beschTussesverlangen will, den bitte ich , mit Ja zu
antworten.

Ich bitte den Schriftführer , die einzelnen Länder
aufzurufen.

Dr. Vomdran (Bayern ) , Schriftführer.
Baden-Württemberg Nein
Bayern Nein
Berlin Nein
Bremen Ja
Hamburg Ja
Hessen Ja
Niedersachsen Nein
Nordrhein -Westfalen • Ja
Rheinland -Pfalz, Nein
Saarland Ja
Schleswig-Holstein. Nein
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(A) Dr. Albrecht : Damit hat der Bundesrat den Antrag
auf Einberufung des Vermittlungsausschusses nicht
angenommen . Weitere Anträge liegen nicht vor.

Dann stelle ich fest , daß der Bundesrat beschlos¬
sen hat , zu dem Gesetz einen Antrag gemäß Arti¬
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.

Ich schließe damit die Beratung dieses Punktes.

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:
Gesetz über die Anpassung der Renten der
gesetzlichen Rentenversicherung und der
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversi¬
cherung im Jahre 1986 (Drucksache 158/86 ).

Hierzu hat sich Herr Minister HasseImann zu
Wort gemeldet

(Hasselmann [Niedersachsen ]: Ich gebe
meine Rede zu Protokoll !)

— Er gibt seine Rede zu Protokoll *).
Bundesminister Blum gibt seine Rede ebenfalls

zu Protokoll **). Sehr gut'
Wir kommen zur Abstimmung . Der Ausschuß für

Arbeit und Sozialpolitik empfiehlt dem Gesetz zuzu-
stimmen . Es liegt ferner ein Antrag Hessens in der
Drucksache 158/1/86 vor , mit welchem die Einberu¬
fung des Vermittlungsausschusses verlangt wird.'Die in dem Antrag angeführten Begehren bilden
einen einheitlichen Anrufungsgrund . Deshalb wird
mit der Abstimmung über die Einberufung des Ver¬
mittlungsausschusses zitgleich auch über den Anru¬
fungsgrund entschieden.

Wer also möchte , daß der Vermittlungsausschuß
aus dem in der Drucksache 158/1/86 angeführten
Grund einberufen wird , den bitte ich um das Hand-

-zeichen . — Das ist die Minderheit
Wir kommen zurück zur Ausschußempfehiung,

dem Gesetz gemäß Artikel 84 Abs . 1 des Grundgeset¬
zes zuzustimmen . Wer dieser Empfehlung folgen
will , den bitte ich um das Handzeichen . — Das ist die
Mehrheit

Damit hat der Bundesrat beschlossen , dem Gesetz
zuzustimmen.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:
Gesetz zur Änderung von Vorschriften der
gesetzlichen Rentenversicherung (Sechstes
Rentenversicherungs -Änderungsgesetz —
6 . RVÄndG) (Drucksache 147/86 ).

Wortmeldungen ? — Ich selber möchte dazu spre¬
chen . Könnte mich der Kollege Börner noch einmal
im Vorsitz vertreten?

(Vorsitz : Amtierender Präsident Börner)

Dr. Albrecht (Niedersachsen ) : Herr Kollege Börner!
Meine s&hr verehrten Damen und Herren ! Ich will
einige kurze Bemerkungen zu diesem Gesetz ma¬
chen , und zwar zu einem Thema , das uns alle be¬
wegt das in diesem Gesetz nicht geregelt ist das
aber Gegenstand auch des Antrages des Landes

*
) Anlage 1

**) Anlage 2

Hessen bildet nämlich zu der Stellung der Frauen (C)
der Jahrgänge 1921 und älter.

Ich meine , daß wir uns , was den Antrag des Lan¬
des Hessen angeht in einer Situation befinden , die
wir schon öfter erlebt haben , nämlich daß unsere
sozialdemokratischen Kollegen heute Forderungen
stellen , die sie in den dreizehn Jahren , in denen sie
in der Regierungsverantwortung waren , eben nicht
gestellt haben . Sie haben ja dreizehn Jahre lang Zeit
gehabt um die Mütter überhaupt so zu stellen , daß
ihnen , wenn sie vorübergehend aus dem beruflichen
Leben ausgeschieden sind , um sich um ihre Kinder
zu kümmern , daraus keine Benachteiligung hin¬
sichtlich ihrer Alterssicherung erwuchs . In diesen
dreizehn Jahren haben sich die Sozialdemokraten
konstant dem Drängen von CDU und CSU wider¬
setzt hier etwas zu tun . Wir sind es gewesen , die
trotz der Schwierigkeiten bei der Haushaltskonsoli-
dierung schon innerhalb der ersten Legislaturpe¬
riode der neuen Bundesregierung dieses Thema an¬
gepackt haben.

Ich will nicht sagen , daß wir das schon vollendet
haben ; aber wir haben wenigstens damit begonnen,
die rechtliche Benachteiligung der Mütter im Ren¬
tenrecht abzubauen.

Natürlich ist es leicht nachdem CDU/CSU und
FDP so etwas auf den Weg gebracht haben , ohne
Rücksicht auf die Finanzierbarkeit draufzusatteln
und zu sagen : „Hier müssen noch 4 bis 6 Milliarden
DM zusätzlich ausgegeben werden , damit auch die
Frauen , die bereits in Rente sind — und nicht nur
diejenigen , die nach und nach , später , in Rente ge- (D)
hen werden —, von diesen Möglichkeiten profitieren
können.

Es gibt hierzu übrigens eine ganz interessante
Aufzeichnung in unseren Protokollen . Schon im No¬
vember des Jahres 1984 hatte das Land Niedersach¬
sen bei der Beratung der entsprechenden Gesetze
im Ausschuß den Vorschlag eingebracht daß wenig¬
stens die Frauen der Jahrgänge 1921 und älter , die
vier und mehr Kinder großgezogen haben , von den
Möglichkeiten und Vorteilen dieses Gesetzes profi¬
tieren sollten . Das Protokoll weist aus , daß die Ab¬
stimmung 1 :8 :2 ausging ; das heißt wir waren mit
diesem Antrag mutterseelenallein . Wer die Arithme¬
tik des Bundesrates kennt kann sich sehr leicht aus¬
rechnen , daß sozialdemokratische Länder ausdrück¬
lich dagegen gestimmt haben müssen und andere
sich der Stimme enthalten haben.

Dies alles ändert nichts daran , daß das ein echtes
und ein ernstes Problem ist Ich glaube , nicht fehlzu¬
gehen , wenn ich sage , daß es eigentlich jedem von
imt bitter ankommt wir bisher nicht das Geld
gehabt haben , um gerade die Frauen der Jahrgänge
1921 und älter an diesen Möglichkeiten teilhaben zu
lassen , wobei ich den Eindruck habe — und dieser
wird sicherlich von vielen geteilt —, daß es diesen
Frauen nicht in erster Linie ums Geld geht sondern
es geht ihnen um die Anerkennung Ihrer Lebensar¬
beit Es geht ihnen um .die Wertung dessen , was sie
für die nachfolgende Generation geleistet haben.

Nun will ich nicht bezweifeln — denn das sti mmt
leider —. daß wir 1986, nachdem wir gerade erst aus
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Präsident Dr. Vogel

Wer den Empfehlungen der Ausschüsse folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen . — Das ist
einstimmig.

Ich rufe die Punkte 7 und 29 auf:
Entwurf eines Gesetzes über Finanzhilfen des
Bundesnach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundge¬
setzes an das Land Nordrhein -Westfalen — An¬
trag des Landes Nordrhein -Westfalen gemäß
§ 36 Abs . 2 GO BR — (Drucksache 426/87)
in Verbindung mit
Entwurf eines Zweiten Gesetzes über Finanz¬
hilfen des Bandes nach Artikel 104a Abs. 4 des
Grundgesetzes an das Saarland — Antrag des
Saarlandes gemäß § 36 Abs. 2 GO BR —
(Drucksache 450/87 ) .

Ministerpräsident Rau hat um das Wort gebeten.

Dr. h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Es gibt einen Streit dar¬
über , wer es gesagt hat ; aber es gibt keinen Streit dar¬
über , daß es stimmt : „Wenn es an der Ruhrbrennt , ist
im Rhein nicht genug Wasser zum Löschen.“

Ander Ruhrbrennt 's . In den Montanregionen Nord¬
rhein-Westfalens auch über das Revier hinaus sind
große Probleme zu bewältigen . Weil die Bewältigung
dieser Probleme eine Sache aller sein muß, legt Nord¬
rhein-Westfalen einen Gesetzentwurf über die Ge¬
währung von Finanzhilfen des Bundes nach Arti¬
kel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes vor, in dem es um
den Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im
Bundesgebiet geht

Unterschiedliche Wirtschaftskraft muß nicht hei¬
ßen , daß jemand nicht mehr kräftig ist muß nicht hei¬
ßen . daß jemand seinen Beitrag zum Gemeinwesen
nicht mehr erbringen kann . Aber Nordrhein-Westfa¬
len — das industrielle Zentrum der Bundesrepublik in
den letzten vier Jahrzehnten — hat bei aller Kraft lind
trotz aller Kraft große Probleme.

Nun fragen die Menschen nicht nach Almosen, son¬
dern nach ihrem guten Recht. Denn niemand bestrei¬
tet , daß in den Jahren nach dem Zusammenbruch,
nach der ZerstörungDeutschlands , die Kraft zum Wie¬
deraufbau auch und vor allen Dingen von den Men¬
schen ausgegangen ist, die in den Stahlwerken gear¬
beitet haben und die in die Zechen eingefahren sind.
Ohne Kohleund Stahl in den ersten zwei bis drei Jahr¬
zehnten hätten wir den Wiederaufbau alle miteinan¬
der nicht schaffen können.

Darum geht es nicht um eine Kollekte, nicht um eine
Beih ilfe , sondern es geht erstens um Solidarität und
zweitens um etwas im Interesse des Gesamtstaates.
Gesamtstaatliches Handeln ist nötig , weil in der aktu¬
ellen Situation das vorhandene Instrumentarium , das
uns das Grundgesetz an die Hand gegeben bat , auch
wirklich genutzt werden muß.

Die Landesregierung , für die ich Ihnen den Antrag
vorlege und begründe , den wir jetzt miteinander be¬
sprechen , stützt sichnicht nur auf ihre eigene Einsicht,
auf diese allerdings auch . Wir stützen uns auf eine
einmütige Entschließung aller drei Fraktionen des

Landtags vom 25 . März , in der eine große gemein - (C)
same Kraftanstrengung aller Beteiligten zur Bewälti¬
gung der Probleme verfangt wird. Eine besondere
Expertenkommission soll Vorschläge für ein „Zu-
kunftsprogramm Montanregionen “ erarbeiten . An
der Spitze dieser Kommissionsteht ein früheres Mit¬
glied der Landesregierung : der auch Ihnen bekannte
Professor Paul MikaL .

Wir stützen uns auf ein einstimmiges Ergebnis der
Beratungen aller drei Fraktionen des Wirtschaftsaus¬
schusses unseres Landtags vom 4 . November , in dem
die Gesetzesinitiative , die ich Ihnen hier vorlege , be¬
grüßt wird und in dem von der Hoffnung auf Zustim¬
mung im Bundesrat gesprochen wird.

Alle Montanregionen stehen vor außerordentlichen
Anpassungsproblemen . Nordrhein-Westfalen ist be¬
sonders stark betroffen ; aber auch andere Länder ha¬
ben Montanstandorte : Bayern und Niedersachsen,
Saarland und Bremen . Darum ist es wichtig , daß un¬
sere Initiative für andere Länder mit Montanstandor¬
ten offensein muß und daß wir über die Akzente unse¬
res Vorschlags mit uns reden lassen.

Die nicht nur drohenden , sondern die absehbaren,
die auf uns zukommenden Arbeitsplatzverluste bei
Kohle und Stahl bringen unerträgliche soziale,
menschliche und wirtschaftliche Härten , weil sie in
Regionen stattfinden , die jetzt schon überdurch¬
schnittliche Arbeitslosigkeit haben . Sie schwächen
die Finanz- und die Wirtschaftskraft dieser betroffe¬
nen Städte und Regionen auf eine imerträgliche
Weise, und sie haben — darauf habe ich am Anfang ,D|hinzuweisen versucht — Auswirkungen auf die ge¬
samte Volkswirtschaft der Bundesrepublik.

Die eindrucksvollen Demonstrationen in den Mon¬
tanregionen , an denen Zehntausende von Arbeitneh¬
mern und ihre Familien teilgenommen haben , Gewer¬
betreibende und Handwerker genauso wie Fachar¬
beiter und Ungelernte , haben hoffentlich auf die Sor¬
gen und Nöte der Menschen aufmerksam gemacht.
Die Resolutionen der Städte und Kreise, die nicht nur
ich bekomme , fordern Hilfe und Solidarität ; denn in
diesen Städten und Kreisen ist in den letzten fünf Jah¬
ren die Sozialhilfeschon um mehr als 50 % gegenüber
dem Stand vorher angestiegen . Bürgerinitiativen de¬
monstrieren für den Emeuerungs - und den Modenti-
sierungswillen für die Region.

Wenn wir die Anpassungsprobleme in den Montan¬
regionen nicht bewältigen , dann kommt es zu einer
kraß unterschiedlichen wirt«yhaftlir-ln>n Entwicklung
im Bundesgebiet ; dann besteht die Gefahr erhebli¬
cher struktureller und sozialer Nachteile nicht nur
lokal, sondern in großen Bereichen des Bundesgebie¬
tes.

Daher darf nach unserer Überzeugung niemand ta¬
tenlos bleiben . Dabei müssen .alle Beteiligten ihren
Beitrag leisten : die Unternehmen , die Bundesregie¬
rung , die Europäische Kommission , die Landesregie¬
rungen und auch die in vielen Fällen schon gebeutel¬ten Kommunen . Das Hin- und Herschieben der Ver¬
antwortlichkeiten darf nicht weitergehen . Keiner, der
Mitverantwortung trägt , darf sich mit dem Hinweis
auf den anderen seiner Verantwortung entziehen.
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Dr . h . c. Bau (Nordrhein -Westfalen)
(A) Nun weist die Verfassungsordnung dem Bund und

den Ländern unterschiedliche Aufgaben zu. Regio¬
nale Strukturpolitik ist zunächst einmal Sache der
Länder . Nordrhein -Westfalen hat sich dieser Aufgabe
immer gestellt und wird das auch in Zukunft tun , un¬
geachtet der im gesamtstaatlichen Interesse zusätz¬
lich allein von uns und dem Bund getragenen Kohle¬
lasten.

Wir sagen nicht nein zum StrukturwandeL Dieser
ist eine notwendige Voraussetzung für wirtschaftli¬
che Dynamik , für mehr und für zukunftssichere Ar¬
beitsplätze sowie für ökologische Erneuerung über¬
haupt . Wirfördern , wir unterstützen den Strukturwan¬
del dadurch , daß wir neue wettbewerbsfähige Wirt-
schaitsStrukturen aufbauen , dadurch , daß wir innova¬
tive Technologie , innovative Produkte und Unterneh¬
men heranziehen und aufbauen helfen , dadurch , daß
wir Arbeitnehmer zukunftsorientiert zu qualifizieren
versuchen.

Die Erfolge dieser Strukturpolitik sind zwar nicht
allgemein bekannt ; aber sie sind beachtlich. In den
Jahren 1985 bis 1986 ist die Zahl der neuen Arbeits¬
plätze in Nordrhein-Westfalen per saldo um 138 000
gestiegen . Davon entfallen fast 130 000 auf den
Dienstleistungsbereich ; 40 000 neue Afbeitsplätze
gibt es in der Investitionsgüterindustrie . Wir haben
aber in diesen beiden Jahren 40 000 Arbeitsplätze bei
Kohle , bei Stahl und in der BauWirtschaftverloren. Wir
freuen uns über überdurchschnittliche Zuwachsraten
in Hochtechnologiebereichen : in der Datenverarbei¬
tung , bei Büromaschinen, in der Elektronik, bei den
Kunststoffen , in der Chemie und im Maschinenbau.

B ) _Der Anteil Nordrhein-Westfalens an der Gesamt¬
ausfuhr des Bundes beträgt 28,9 % . Damit haben wir
eine Spitzenposition unter den Ländern. In Nord-
Thein-Westfalen liegen wir bei der Produktivität nach
Hessen an zweiter Stelle der Flächenländer . In der
Umweltindustrie nehmen wir eine führende Rolle
wahr : über 500 Firmen mit über 100 000 Beschäftig¬
ten . Die Hälfte der betrieblichen Umweltinvestitiohen
im Jahre 1985 entfielen auf Nordrhein -Westfalen.

Ich hoffe , daß diese Feststellungen belegen können;
Der Strukturwandel kommt bei uns voran. Der Kurs
der ökonomischen und der ökologischen Erneuerung
ist nicht nur richtig ; er ist auch erfolgreich. Dieser
Strukturwandel wird auch den Nachbarn ein neues
Bild von Nordrhein-Westfalen zeigen , nicht mehr die
alte Schomsteinindustrie , sondern ein Land mit brei¬
ter gefächerten , mit leistungsfähigen und zukunftso¬
rientiert en Industrlestrukturen.

Aber , meine Damen und Herren , trotz aller Erfolge
der Strukturpolitik : Wir haben Ärbeltsplatzverluste
im Bergbau und in der Industrie , die im Zeitraum von
1977 bis 1986 höher gelegen haben als im Bundes¬
durchschnitt . Wir hatten Verluste von 13,9% , wäh¬
rend sie im Bundesdurchschnitt nur 7,9 % betrugen.
Von 522 000 Arbeitsplätzen , die während dieser Jahre
im Bund verlorengegangen sind , entfielen 320000
— das sind 62 % — allein auf Nordrhein -Westfalen.
Der Beschäftigungszuwachs im Zeitraum von 1977 bis
1986 war im Vergleich zum Bund geringer . Die Ar¬
beitslosenquote ist in den letzten zehn Jahren in Nord¬
rhein -Westfalen deutlich stärker angestiegen als im
Bundesdurchschnitt . Der Anstieg betrug bei uns

10,9 % . während der Bundesdurchschnitt bei 9,0%
lag.

Sehe ich mirdie Gründe an und versuche ich. Ihnen
die Gründe zu benennen , dann ist maßgeblich für
diese vergleichsweise schlechtere Entwicklung bei
diesen ökonomischen Kennzifferndie Entwicklung in
den Montanregionen des Landes. Die Entwicklungs¬
unterschiede in Nordrhein -Westfalen zum übrigen
Bundesgebiet sind auf die Situation in den Montanre¬
gionen zurückzuführen . Diese Montanregionen stel¬
len etwa ein Drittel des Wirtschaftspotentials unseres
Landes.

Nun sind neue , massive Produkfionseinschränkun-
gen angekündigt worden . Betriebsstillegungen in
Montanregionen und -Sektoren drohen dramatische
Formen anzunehmen.

Gegenwärtig erwarten selbst Optimisten Arbeits¬
platzverluste bei Kohle und Stahl in Höhe von minde¬
stens 55 000 Arbeitsplätzen bis 1990 . Berücksichtigt
man die Verflechtungsbereiche , ergibt sich aus den
schon jetzt absehbaren Maßnahmen ein Gesamtver¬
lust von 85 000 Arbeitsplätzen allein in Nordrhein-
Westfalen. Dabei wird unterstellt , daß die Stahlpro¬
duktion nicht mehr zurückgeht und am Jahrhundert¬
vertrag für die Kohle nicht gewerkelt wird. Die Ar¬
beitsplatzverluste im Kohlebereich , die sich aus politi¬
schen Entscheidungen aus der bevorstehenden Koh-
lerunde ergeben könnten , sind also noch nicht be¬
rücksichtigt

Wir wissen, daß es Anpassungsprozesse bei Kohle
und Stahl sowie in der Mantelindustrie geben wird.
Wir verschweigen das nicht Zum Glück verschwei¬
gen auch die Gewerkschaften das nicht . Aber wer das
nicht verschweigt , der spricht damit aus : Die Arbeits¬
losigkeit wird sich weiter erhöhen . Die Wirtschafts¬
kraft wird schwächer . Die Voraussetzungen für die
Überwindung der Strukturschwäche werden Sich
trotz aller Bemühungen und Fortschritte verschlech¬
tern.

Die bisherigen Anstrengungen des Bundes, der
Länder , der Gemeinden und der EG — ob wir sie
loben oder für unzureichend halten — reichen jeden¬
falls nicht aus , um die Strukturprobleme zu bewälti¬
gen , die jetzt in den Montanregionen anstehen . Wenn
es zu einer krisenhaften Zuspitzung kommt , dann
muß es auch zur Verstärkung der Bem ühungen um
die Lösung dieser Krise kommen. Dann muß sich der
Bund mit Finanzhilfen an besonders bedeutsamen In¬
vestitionen im Lande und in den Gemeinden beteili¬
gen . Diese Finanzhilfen des Bundes sollen öffentliche
Investitionen stärken und zur Verbesserung der Wirt¬
schaftskraft in Montanregionen beitragen.

Unsere Vorschläge beziehen sich auf einen Zeit¬
raum von vier Jahren . Wir möchten in jedem Jahr
500 Millionen DMhaben und bieten eine Drittelbetei¬
ligung des Landes an diesem Betrag an. Wir halten
dies für zweckmäßig , und wir halten das angesichts
unserer Probleme wahrlich nicht für überzogen.

Die Anmeldungen der Städte , der Kreise , der Kam¬
mern . der Unternehmen und anderer Projektträger
sind natürlich vieLhöher ais der sich daraus ergebende
Betrag von 2 Milliarden DM . Die Anträge gehen vom
Ausbau der Technologieparks über die Weiterent-
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Dr. h. c. Raa (Nordrbein -Westialen)
) Wicklung von Umwelttechniken , von der Altlasten¬

sanierung bis zur Erschließung von Gewerbe - und
Industriegebieten.

Gäbe es keine Bundeshilfe, dann wäre nur ein
Bruchteil dieser Projekte zu verwirklichen . Darum
sage ich auch in Erinnerung an all das , was wir von der
Bundesregierung über ihre Bereitschaft zur Koopera¬
tion mit den Ländern gehört haben — dabei ist ja
sicherlich nicht nur die Mehrheit der Länder ge¬
meint — : Der Bund darf die Montanregionen nicht im
Stich lassen.

Am 10. Juli habe ich in einer Regierungserklärung
in Nordrhein-Westfalenauf den Zusammenhang zwi¬
schen der Beteiligung des Landes an der Gemein¬
schaftsinitiativeder IG Metall und der Wirtschaftsver¬
einigung Eisen- und Stahlindustrie sowie der aktiven
Beteiligungdes Bundesan der Zukunftssicherung der
Montanregionen hingewiesen . Ich habe damals ge¬
sagt. daß, wenn die öffentlichen Hände mithelfen,
Massenentlassungen zu verhindern , eine solche Hilfe
an Nordrhein-Westfalen nicht scheitern werde.

Nun höre ich in den letzten Tagen und Wochen
mahnende Worte, die mich vermuten lassen , daiß hier
etwas umgedreht werden soll. Ich hatte gesagt : Mas-
senentlassungen sollennicht scheitern . Das heißt, wir
wollen Geld nehmen, um Massenentiassungen zu
verhindern. Wer daraus jetzt macht , wir wollten Geld
nehmen , um Massenentlassungen zu finanzieren , der
hat die Öffentlichkeit getäuscht

Wir möchten, daß die Menschen in Nordrhein-
Westfalen leben , wohnen und arbeiten können , daR
sie bleiben können . Das gilt nicht nur für diejenigen,
die bei Kohle und Stahl arbeiten ; es gilt auch für die
mittelbar Betroffenen, für die Handwerker , für die in
den Dienstieistungsberufen Tätigen . Es geht also »m
alle, die um Kohle und Stahl herum leben.

Meine Damen und Herren , die Gesetzesinitiative,
die wir Ihnen vorlegen, halten wir ökonomisch für
sinnvoll und vernünftig. Darum weise ich darauf hin:
Hier geht es nicht um die Spezialität eines Landes —
jedenfalls nicht allein — , sondern um ein gesamtstaat¬
liches Anliegen. Wenn das industrielle Herz der Re¬
publik Rhythmusstörungen bekommt , dann geht es
dem Ganzen schlecht Ein weiteres Nachlassen der
Wirtschaftskraft im bevölkerungsstärksten Bundes¬
land würde auf die Gesamtwirtschaft ausstrahlen.

Es ist finanziell klüger , es ist für Nordrhein -Westfa¬
len , aber auch für die ganze Bundesrepublik langfri¬
stig wirksamer, Problemen frühzeitig vorbeugend
entgegenzuwirken, nicht erst den weiteren Abbau der
Wirtschaftskraft mit hohen finanziellen Verlusten in
Kauf zu nehmen und dann erst etwas zu tun.

Wir brauchen konzentrierte , massive Investitionen.
Die sozialeFlankierung des Kapazitätsabbaus , die im¬
mer versprochen wird, genügt nicht, sondern wir
brauchen Hilfen, die die Zukunft sichern und den
Montanregionen Modemisierungschancen sowie Per¬
spektiven geben.

Das heißt, es geht nicht nur um den Ersatz der Ar¬
beitsplätze , die jetzt bei Kohle und Stahl wegfallen,
sondern es geht um Ersatz auch für die Arbeitsplätze,die im Zusammenhang mit der Stahlkrise und den

Bergbauproblemen in anderen Wirtschaftszweigen (C|
wegfaßen, und das wahrlich nicht nur in Nordrhein-
Westfalen.

Die Finanzhilfen des Bundes an Nordrhein -Westfa¬
len sind verfassungsrechtlich nicht nur möglich , son¬
dern geboten . Das Grundgesetz . verpflichtet den
Bund, für die Einheitlichkeit und die Gleichwertig¬
keit der Lebensverhältnisse innerhalb des Bundesge¬
bietes zu sorgen . Dramatische Belastungen in mehre¬
ren Ländern mit Anpassungsproblemen im Stahlbe¬
reich, im Kohle- und im Werftbereich fordern das
Handeln heraus.

Das Instrument zum Ausgleich unterschiedlicher
Wirtschaftskraft ist der Artikel 104 a Abs . 4 des
Grundgesetzes . Es steht also nicht im freien politi¬
schen Ermessen des Bundes, ob er bei Vorliegen die¬
ser Voraussetzungen von seinen verfassungsrechtli¬
chen Möglichkeiten Gebrauch machen will oder
nicht Wenn Voraussetzungen vorliegen , dann be¬
steht auch nach Auffassung des Bundesverfassungs¬
gerichts für den Bund im Rahmen seiner finanziellen
Möglichkeiten eine Recbtspflicht zu handeln.

Mit den Gesetzen über die Gewährung von Bundes¬
finanzhilfen an die vier Küstenländer 1986 und das
Saarland 1984 hat sich der Bund ausdrücklich zu sei¬
ner Verantwortung bekannt , ich sage hier .deutlich:
Als ich in anderer Funktion im vergangenen Jahr
durch die norddeutschen Küstenländer fuhr , habe ich
immer wieder ein klares Ja zur Werfthilf e gesagt , weil
ich sie verfassungsrechtlich für geboten und politisch
für nötig hielt . Dabei bleibt es.

Aus dem bundesstaatlichen Prinzip ergibt sich , daß i° J
Länder auch bei der Anwendung des Artikels 104 a
Abs. 4 gleichzubehandeln sind . Dieses Gebot bezieht
sich nicht auf das einzelne Gesetz , sondern es bezieht
sich auf die Förderpolitik des Bundes generelL Die
gesamte Förderpraxis des Bundes muß bei wirtschaft-
Hchen Strukturhilfen nach einheitlichen Kriterien be-
urtefit werden.

■ Der Bundesrat hat am 7 . November 1986 bei der
Verabschiedung des Gesetzes über die Bundesfmanz-
hilien mit den Stimmen aller Länder festgestellt , daß
auch in anderen Wirtschaftsräumen ein erheblicher
Bedarf besteht , der weder durch den bundesstaatli¬
chen Finanzausgleich noch durch Finanzhilfen des
Bundeshinreichend abgedeckt ist Das , was der Bun¬
desrat am 7. November 1986 einstimmig festgestellt
hat , fordern wir jetzt ein.

DerHerr Bundeskanzler hat in seiner Regierungser¬
klärung ain 18. März 1987 zugesagt die Montanregio¬
nen würden mit den Küstenländern gleichbehandelt
Wenn es bei dieser Zusage bleiben soll , müßte unser
Antrag Erfolg haben . Denn die Bewältigung der Her¬
ausforderungen in aßen Montanregionen des Landes
ist eine Aufgabe , bei der wir Zusammenarbeiten müs¬
sen , weil wir gemei nsame Interessen haben : Nord¬
rhein-Westfalen, der Bund, die übrigen Bundeslän¬
der , die ich herzlich bitte , den Bück auf Nordrhein-
Westfalenzu richten und ihm nicht Almosen , sondern
sein Recht zu geben.

President Dr. Vogel; Nachdem Herr Ministerpräsi¬dent Rau soeben den Gesetzesantrag des Landes
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Präsident Dr . Vogel
(A) Nordrhein -Westfalen begründet hat , gebe , ich jetzt

Herrn Ministerpräsidenten Lafontaine das Wort zur
Begründung des Antrages des Saarlandes.

Lafontaine (Saarland ) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich weiß, daß Erörterun¬
gen über die Finanzen der Bundesländer den einen
oder anderen nur noch zu langweilen vermögen.
Gleichwohl bin ich der Auffassung , daß uns die Ent¬
wicklung der Länder- und der Gemeindefinanzen ei¬
nes Tages zwingen wird, sie als ähnlich ernst anzuse¬
hen wie etwa die Entwicklung bei der Krankenhaus¬
finanzierung , im Gesundheitswesen überhaupt , oder
die Entwicklung der Rentenfinanzen.

Die Tatsache , daß wir das Problem von Jahr zu Jahr
etwas vor uns herschieben , ändert nichts an der
Dringlichkeit , bald eine Lösung zu finden. Ich kann
dies in wenigen Worten angesichts der Situation der
Finanzen des Saarlandes am Beispiel des Antrages
klarmachen , den der Kollege Rau soeben für Nord¬
rhein -Westfalen gestellt hat und den wir in ähnlicher
Form für das Saarland wiederholen -.

Als der Bundestag zusammen mit dem Bundesrat
dreimal 100 Millionen DM nach Artikel 104a Grund¬
gesetz für das Saarland bewilligte , lautete die Begrün¬
dung des Gesetzentwurfs wie folgt:

Der politische und wirtschaftliche Anschluß des
Saarlandes an die Bundesrepublik Deutschland
erfolgte zu einer Zeit,^als dort in Wirtscbaftsstruk-
tur und -entwicklung bereits entscheidende Wei¬
chenstellungen vorgenommen waren . Durch das

(B) Gesetz über die Eingliederung des Saarlandes
vom 23. Dezember 1956 . . . wurden das Land,
der Bund und die Gesamtheit der übrigen Länder
aufgerufen , die saarländische Wirtschaft an die
Bundesrepublik anzupassen . Bis heute

— so die Begründung des damaligen Gesetzent¬
wurfs —

wurde der Anschluß an die Wutschaftsstruktur
ünd die Wirtschaftsentwicklung sowie an den
Rahmen einheitlicher Lebensverhältnisse im üb¬
rigen Bundesgebiet noch nicht hinreichend ge¬
funden . •

Entscheidende Ursache für die ungünstige Wirt¬
schaftslage ist die durch mehrmaligen Wechsel
des Staats - und Wirtschaftsverbundes gekenn¬
zeichnete geschichtliche Entwicklung der Region
und die damit verknüpfte einseitig montanorien¬
tierte Wirtschaftsstruktur des Landes.

Will man logisch argumentieren , dann wäre die
Frage aufzuwerfen : Hat sich an dieser Situation ir¬
gend etwas geändert ? Ist die Wirtschaft des Saarlan¬
des nicht mehr einseitig strukturiert ? Oder geht es
vielleicht der Montanindustrie gar besser? Sie alle,
meine Damen und Herren , wissen , daß die Montanin¬
dustrie im Saarland nach wie vor der dominierende
Wirtschaftszweig ist und daß sich mittlerweile die Ent¬
wicklung dramatisch verschlechtert hat.

Ich kann dies am Beispiel der Stahlindustrie in we¬
nigen Worten erläutern . Als ich 1985 das Amt des
Ministerpräsidenten des Saarlandes antrat , betrug der
Preis pro Tonne Stahl im Schnitt 900 DM. Heute ist er
auf 700 DM gesunken . Wenn man zwei Millionen

Tonnen produziert , fehlen innerhalb kürzester Frist if
400 Millionen DM.

Man steht dann nur vor der Alternative. Kostensen¬
kungen duxchzuführen — dies haben wir in großem
Umfang getan , und zwar früher als andere — oder
eben ein Ordnungsverfahren beispielsweise beim
Schlüsselunternehmen einzuleiten.

Allein diese Preisentwicklung seit 1985 zeigt Ihnen,
daß sich die Situation nicht verbessert, sondern in gro¬
ßem Umfang verschlechtert hat . Ähnliches kann man
für die Entwicklung im Bergbau sagen . Wir haben in
den letzten Wochen oft darüber diskutiert Ich will das
wichtigste Argument noch einmal wiederholen . Der
berühmte nationale Energiekonsebs ist nicht von ir¬
gend jemandem gekündigt worden , sondern die Ent¬
wicklung hat sich ganz , ganz anders vollzogen , als
diejenigen vorausgesehen haben , die damals , etwa
den Jahrhundertvertrag konzipiert haben.

An drei Beispielen ist dies nachvollziehbar . Erstens:
DerÖlpreis ist dramatisch verfallen. Damals ging man
wohl von einer anderen Entwicklung aus . Zweitens:
Der dramatische Einbruch bei Stahl ist seinerzeit
nicht vorausgesehen worden . Dies schafft für die
Kohle natürlich enorme Probleme. Drittens : Wie wir
alle wissen , waren die Strombedarfserwartungen
schlicht und einfach falsch. Da aber die Bauzeiten von
Kraftwerken zehn Jahre betragen , hat man heute ei¬
nen zu großen Kraftwerkspark . Die Frage ist schlicht
und einfach : Wer trägt die Hauptlast der damaligen
Fehleinschätzung ? Die Länder , in denen Kernkraft¬
werke stehen , wollen diese Lastnaturgemäß nicht tra¬
gen . Die Länder , in denen Kohlekraftwerke stehen , (c
wollendiese Last natürlich ebenfalls nicht tragen . Die
Frage ist : Wie kann ein Ausgleich gefunden werden?
In der Regel entscheidet die Mehrheit, und die Mehr¬
heit entscheidet eben nach der jeweiligen Interessen¬
lage . Das ist die Situation , in der wir im Moment ste¬
hen.

Daher ist die Begründung des Gesetzentwurfs , die
ich vorgetragen habe , in keinem Fall überholL Ich
stelle nur fest: Wenn die damalige Begründung Ge¬
wicht hatte , dann ist angesichts der Tatsache , daß sich
die Situation in den Montanrevieren dramatisch ver¬
schlechtert hat , dringend Handlungsbedarf gegeben,
die gesetzliche Frist zu verlängern . Dies ist der Antrag
des Saarlandes.

Nun könnte man argumentieren , die Hilfe von drei¬
mal 100 Millionen DM habe vielleicht ausgereicht,
um die Entwicklung in anderen Wirtschaftsbereichen
deutlich zu verbessern . Auch dazu einige Zahlen . Es
gab 50 000 Arbeitslose an der Saar, als wir im Jahre
1985 die Regierung neu gebildet haben . Diese Zahl ist
geblieben . Sie ist deshalb geblieben , weil die wirt¬
schaftliche Entwicklung in einigen Bereichen besser
ist als im Bundesdurchschnitt , beispielsweise in der
Automobilbranche . Nur , meine Damen und Herren,
auch hier zeigt sich , daß sich bei einem Rückgang
etwa der Konjunktur in der Automobilbranche — nie¬
mand kann dies ausschließen — die Probleme sofort
weiter dramatisch verschärfen . Unabhängig von die¬
ser Betrachtungsweise kann man aber auf Dauer ei¬
nem Bundesland nicht zumuten , mit einer Arbeitslo¬
senquote zu leben , die 4 % über dem Bundesdurch¬
schnitt liegt
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Wenn Sie sich jetzt einmal überlegen , welche Dis¬

kussion wir über den Industriestandort Deutsch land
führen und was wir bei der Auseinandersetzung über
den europäischen Binnenmarkt vor uns haben , kann
ich nur dringend raten : Jawohl , dem Anliegen ent¬
sprechen, aber bitteauf der Investitions- und nicht auf
der Verteüungsseite!

Oder bildlich gesagt : Die Wunde ist erkannt Sie
erfordert dringend eine Behandlung . Die empfohlene
Therapie-ist falsch. Auch wenn wir Salbe dick auf die
Wunde streichen, ist sie dadurch noch nicht geheilt
Wirmüssenwahrscheinlich operieren und die Voraus¬
setzungen für eine nachhaltige Genesung schaffen.
Der Medikamentenverbrauch sollte in Grenzen ge¬halten werden , weil er der Rehabilitation möglicher¬weise entgegenwirkt

Präsident Dr. Vogel: Vielen Dank, Herr Kollege
Späth!

Das Wort geht an Herrn Ministerpräsidenten Rau.

Dr. h. c. Rau (Nordrhein-Westialen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der letzte Weg des Kolle¬
gen Späth in die medizinische Diagnostik und Thera¬
pie macht es mir schwer, den richtigen Einstieg zu
finden. Ich will einen Satz aufgreifen , den Herr Kol¬
lege Späth ausgesprochen hat , und will ihm ausdrück¬
lich zustimmen.

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Wallmann)
Sie haben gesagt , wir müßten die Probleme diffe¬

renzierter sehen . Das ist richtig . Aber nehmen Sie es
mir nicht übel , wenn ich sage : Wir müssen sie auch
differenzierter sehen , als Sie sie hier dargestellt ha¬
ben . Dann die Enkel, die mit der Großmutter darüber
sprechen , ob diese Sozialhilfe in Anspruch nehmen
solle, obwohl sie nicht benötigt wird, sind in Baden-
Württemberg, in Nordrhein-Westfalen und in Nieder¬
sachsen Ausnahmefälle. Sozialhilfe ist nicht etwas,was gewuchert hat , weil das Anspruchsdenken der
Menschen gestiegen ist Sie ist vielmehr in den letzten
Jahren zu einer Dauerlast der Gemeinden geworden,weiles Strukturschwächen gibt , weil eine Wirtschafts¬
politik betrieben wird, die Arbeit nicht mehr in genü¬
gendem Maße und in allen Regionen zur Verfügungstellt

Hier muß man manches Bild korrigieren , u . a. das
Bild , es gebe Menschen, die immer mehr Sozialhilfe
wollten; die Steigerung der Sozialhilfe sei das Pro¬
blem . DasProblemist jedoch nicht die Steigerung der
Sozialhilfe, sondern darin, daß immer mehr Menschen
Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen , liegt einesder Probleme.

Ich kann nur davon abraten , so zu tun , als gäbe esbisher nicht nur reiche und arme Länder, sondern als
seien die reichen Länder identisch mit den sparsamenund die ärmeren Länder identisch mit den großzügi¬
gen . mit denen , die Verschwendung trieben . Davonkann überhaupt keine Rede sein.

Ich vertrete ein Bundesland , das im Durchschnittder Jahre 1981 bis 1987 die geringste Haushaltsstei¬
gerung aller Länder überhaupt aufgewiesen hat —
nicht aus Gründen der Verschwendungssucht , son¬dern aufgrund von Sonderlasten , die wir 30 Jahre
lang getragen haben , indem wir 11,2 Milliarden DM

in den Länderfinanzausgleich eingezahlt und aus (C»
Haushaltsmitteln über 17 MilliardenDM für die Kohle
bereitgestellt haben , die uns im Länderfinanzaus¬
gleich nicht angerechnet worden sind.

Der dramatische Anstieg der Sozialhilfe in den ver¬
gangenen sieben Jahren ist keine Folge von An¬
spruchsdenken . 1980 gab es brutto 13,3 Milliarden
DM, 1986 23,2 Milliarden DM Sozialhilfe — ein Zu¬
wachs von 74 % . Diese Entwicklung geht weiter . Die
Bruttoausgaben für Sozialhilfein meinem Bundesland
sind 1987 um 8 % gestiegen . Bundesweit haben sich
die Bruttoausgaben für Sozialhilfe innerhalb von sie¬
ben Jahren , die Ausgaben für Hilfe zum Lebensunter¬
halt innerhalb von Sechs Jahren verdoppelt

Von dieser Entwicklung freilich ist Niedersachsen
stärker betroffen als Bayern und Nordrhein -Westfalen
stärker als Baden -Württemberg , aber doch nicht des¬
halb , Herr Kollege Späth , weil die Elektronikindu¬
strie in Ihrem Land ihren Sitzhat oder weil Sie sie dort
angesiedelt haben — IBM war schon vor unserer Zeit
vertreten — . sondern weil wir es mitWirtschaftsstruk¬
turen zu tun haben , die in den letzten 100 bis 150 Jah¬
ren entstanden sind . Auch in der Forschungspolitik
wird man nicht in zehn oder in 15 Jahren zu Verände¬
rungen kommen , die substantiell das in eine andere
Richtung bringen , was mit der Gründung der Kaiser-
Wilhelm -Gesellschaft Anfang dieses Jahrhunderts
begonnen und in den ersten20,30 Jahren dieses Jahr¬
hunderts Gestalt angenommen hat

Es gibt in allen Ländern Kommunen, die wegen der
steigenden Sozialhilfeausgaben handlungsunfähig
werden . Wenn Sie hier nach mehr und nach neuen (D)Investitionen gerufen haben , dann kann ich dazu nur
sagen : Gut gebrüllt , Löwe! Nur, unser Problem ist
gegenwärtig , daß diejenigen öffentlichen Hände , die
bisher die Investitionen getragen haben , nämlich die
Gemeinden , nicht mehr investieren können , weil ih¬
nen die Sozialhilfe das Geld wegnimmt , mit dem sie
solche Investitionen leisten könnten.

Sehen Sie sich einige Zuwächse bei der Sozialhilfe
zwischen 1980 und 1986 an : in Flensburg eine Steige¬
rung um 109 % , in Mönchengladbach um 145 % , in
Oberhausen um 103% , in Aachen um 138 %, in Kassel
um 160 %, in Pirmasens um 101 % , in Stuttgart um
162 % ! Diese Steigerung ist doch nicht darauf zurück¬
zuführen , daß ein paar Großmütter unberechtigter¬weise Sozialhilfe beziehen ! Deshalb wollen wir ein
System haben , bei dem die Städte entlastet werden,
die entsprechende Lasten zu tragen haben.

Für die meisten dieser Kommunen gilt : Jede Mark
für Sozialhilfe fehlt bei den Investitionen. Damit geht
notwendige Hilfe heute auf Kosten der Zukunft

Die kommunalen Investitionen sind seit 1980 dra¬
matisch zurückgegangen . Bei uns waren es 1980 noch
12,8 Milliarden DM; jetzt sind es weniger als 10 Milli¬arden DM , obwohl sich Land und Kommunen kräftig
anstrengen.

Im Laufeder Jahre hat die Sozialhilfe ihren Charak¬
terverändert Sie war einmal als Individuelle Hilfe imEtnzelfatl gedacht Sie hat heute längst eine andereFunktion. Die Kommunen tragen närplich stellvertre¬tend für den Gesamtstaat einen erheblichen Teil der

-Kosten für Langzeitarbeitslosigkeit , für die Pflege
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Dr. h. c . Bau (Nordrhem-Westfalen)
(A) älterer Menschen — damit haben Sie recht — und für

die Asylbewerber . Darum spricht das Statistische
Bundesamt zu Recht von im Grunde wesensfremden
Lasten für die Sozialhilfe.

Die Höhe dieser Lasten , meine Damen und Herren,
ist durch Landespolitik, so gut wie nicht zu beeinflus¬
sen . Darin liegt nach meiner Überzeugung der Denk¬
fehler des Kollegen Späth . Niemand kann die Kom¬
munen oder die Länder für steigende Arbeitslosigkeit
oder für wachsende Kosten im Pflege- und im Ge¬
sundheitsbereich verantwortlich machen . Aber ob¬
wohl sie keinen Einfluß haben , sind die Regionen von
den Folgen betroffen . Die überproportional hohen So¬
zialhilfelasten schmälern alle Möglichkeiten , nun
durch kommunale Investitionen oder durch den Aus¬
bau kommunaler Dienstleistungen Weichen für die
Zukunft zu stellen . Das ist ein sich selbst verstärken¬
der negativer Prozeß.

(B ) Die ungünstige Wirtschaftsstruktur und die Folgen
des Strukturwandels führen zu überdurchschnittli¬
cher Arbeitslosigkeit , übrigens in den großstädti¬
schen Regionen auch' zu Einwohnerverlusten . Das
bedeutet sinkende Einnahmen für die Kommunen ,
steigende Verschuldung und steigende Zinsbela¬
stung . Dazu kommen die wachsenden Sozialhitfeaus-
gaben und die Lasten für die Aufrechterhaltung der
von Ihnen gelobten Infrastruktur . Die Konsequenz ist
ein dramatischer Verfall der Investitionskraft.

Dies ist nun — darin stimme ich dem Kollegen Al-
brecht ausdrücklich zu — weit mehr als ein kommu¬
nales oder ein Landesproblem . Hier geht es um
Grundfragen der föderalen Struktur unseres Staates.
Denn wenn sich die Lebensverhältnisse innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland weiter auseinanderent¬
wickeln und die bestehenden Finanzierungsregelun¬
gen bei der Sozialhilfe diesen Trend noch verstärken,
dann wird das ein Sprengsatz für unsere föderale Ord¬
nung.

Wenn viele Kommunen dringend notwendige Inve-,
Stationenin die soziale und die wirtschaftsnahe Infra¬
struktur nicht mehr bezahlen können , dann ist das
zum Nachteil der Bürger und der örtlichen Unterneh¬
men . Diese aber haben ebenfalls Anspruch auf gleich¬
wertige Lebensverhältnisse.

Es geht nicht darum , daß reiche Länder für die .un¬
solide Finanzpolitik * armer Länder die Zeche bezah¬
len sollen . Es ist umgekehrt : Diese Initiative ist nötig,
weil der Mehrheit der Länder seit Jahren der gerechte
Ausgleich für ihre überproportionalen Belastungen
durch die Sozialhilfe vorenthalten wird.

Der Länderfinanzausgleich ist ein Finanzkraftaus¬
gleich. Dies hat das Bundesverfassungsgericht bestä¬
tigt Regionalunterschiedliche Haushaltsbelastungen
von Ländern und Gemeinden können im Länderfi¬
nanzausgleich nur bei den vom Bundesverfassungs-
gerichtzugelassenen Ausnahmen berücksichtigt wer¬
den . Das ist nach meiner Überzeugung ein schwer¬
wiegender Mangel des bundesstaatlichen Finanzaus¬
gleichs.

Die Länder können die Haushaltslasten der Länder¬
gesamtheit einschließlich der Gemeinden bei der Um¬
satzsteuerverteilung gegenüber dem Bund geltend
machen . Es fehlt aber an einem Instrumentarium , das
den Lastenausgleich zwischen den Ländern regelt.

Wenn der Bund die Sozialhilfe zur Hälfte über¬
nähme , dann wäre das keine Neuerung im System der
Finanzbeziehungen zwischen Bundund Ländern . Wir
haben auf vielen anderen Gebieten einen besonderen
Ausgleich: bei den Gemeinschaftsaufgaben , bei der
Forschungsfördenmg , von der Baden-Württemberg
und Bayernzu Lasten anderer Länderbesonders stark
profitieren , bei den Geldleistungsgesetzen — bei
BAföG und Wohngeld — , bei den Investitionshilfen
nach Artikel 104 a Abs . 4 des Grundgesetzes : für Ver¬
kehr , für Städtebau , für Wohnungsbau.

Die Bundesregierung hat hier eine Aufgabe wahr-
zunehmen ; sie hat eine Rolle als .ehrlicher Makler * .
Dies hat das Bundesverfassungsgericht am 24 . Juni
1986 gesagt Der Bund hat eine Verpflichtung für den
Ausgleich regionaler Belastungsunterschiede . Er muß
verhindern , daß unsere Republik in eine reiche und
eine arme Hälfte airseinanderfällt.

Ich denke , so wahr es ist , Herr Kollege Späth , daß
nicht die reichen Länder jetzt die Schulden der armen
bezahlen sollen, so wahr ist auch das andere : Je stär¬
ker der Norden in Schwierigkeiten gerät , desto deut¬
licher wird, es dem Süden auch nicht mehr gut¬
gehen kann.

Der Bund hat eine Mitverantwortung für die Situa¬
tion in den Ländern und Regionen , die finanzielle Pro¬
bleme haben . Die Stichworte dazu : Steuersenkungen
und Aushöhlung der Gewerbesteuer , Beschneidung
der Hilfen für Arbeitslose . Das Nord-Süd-Gefälle bei
den Aufträgen der öffentlichen Hand und bei der For¬
schungsförderung , von dem der Kollege Albrecht ge¬
sprochen hat , will ich hier ebenfalls nennen.

Ich glaube , HaR die Finanzverantwortung der Län¬
der mit diesem Gesetzentwurf nicht auf den Bund
abgeschoben wird. Vielmehr wird umgekehrt ein
Schuh daraus : Weder steigende Arbeitslosigkeit noch
die wachsende Zahl pflegebedürftiger Menschen und
auch nicht die Zahl der in unserem Land Asylsuchen- ■
den liegen in der Verantwortung der Gemeinden.
Darum können sie dafür auch nicht allein die finan¬
zielle Verantwortung tragen.

Es mag sein , daß der vorliegende Gesetzentwurf
nicht die beste aller Möglichkeiten ist Wir sind die¬
sem Gesetzentwurf beigetreten , weil er realistisch,
schnell zu verwirklichen ist und in die richtige Rich¬
tung zeigt

Wer dazu nein sagt , muß eine andere Lösung brin¬
gen — nicht irgendeine , sondern eine bessere . Der
Hinweis darauf , daß es auch noch andere Probleme

Die Kosten der weiter steigenden Arbeitslosigkeit
werden zunehmend auf die Gemeinden verlagert Die
wegen Arbeitslosigkeit Sozialhilfebedürftigen haben
inzwischen einen Anteil von über 30 % und in den
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit von bis zu 45 % .
Dabei sind die Lasten unter den Ländern ungleich
verteilt . Die Länder und die Regionen , in denen we¬
gen des wirtschaftlichen Strukturwandels , nicht we¬
gen der Verweigerung dieses Strukturwandels , son¬
dern wegen der Kraftanstrengung , die dieser Struk¬
turwandel nötig macht eine überdurchschnittliche
Arbeitslosigkeit herrscht haben auch die höchsten
Lasten für die Sozialhilfe.
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gibt und daß man viele , viele Probleme hinzufügen
könnte, ist keine Antwort auf die in diesem Gesetzent¬
wurf gestellte Frage und ihre Lösungschancen . Ich
kenne bisher keine Alternative , die sofort verwirklicht
werden könnte. Darauf kommt es aber an ; denn wir
brauchen jetzt nicht neue Seminare , sondern eine Lö¬
sung.

Schon am 1 . Oktober 1987 haben die Länderfinanz¬
minister an die Regierungschefs der Länder geschrie¬
ben und .auf die stark wachsenden Belastungen im
Bereich der Sozialhilfe * hingewiesen . Sie haben da¬
mals einmütig eine Beteiligung des Bundes an Sozial¬
hilfeausgaben durch eine Regelung gemäß Arti¬
kel 104 a Abs. 3 des Grundgesetzes vorgeschlagen.
Herr Kollege Späth, auch Ihr Finanzminister hat das
geschrieben. Deshalb darf man jetzt nicht auf eine
große Gemeindefinanzreform nach 1990 , auf ein Bun¬
desstrukturministerium, auf Bundesstrukturtöpfe hin-
weisen. Dasmag es alles einmal geben , und dann mag
man all das wieder zur Disposition stellen , was in die¬
sem Augenblick nötig ist. Aber Länder und Gemein¬
den brauchen diesen Ausgleich jetzt

Ich habe oft an eine Gemeindefinanzreform erin¬
nert, ohne positive Reaktionen zu hören . Darum sage
ich : Heute brauchen wir die Beteiligrung des Bundes
an den Sozialhilfelasten. Wenn dann über die Ge¬
meindefinanzen grundsätzlich geredet wird , wenn
diese neu erörtert werden und darüber neu entschie¬
den wird, kann man über diesen Punkt wieder nach-
denken.

Wenn der vorliegende Antrag Gesetz wird , stellt er
kein Bundesland schlechter , als es vorher stand Alle
Länder werden nach diesem Modell netto entlastet —
allerdings in der Relation zu den Belastungen , die sie
bisher getragen haben . Dieser Lastenausgleich ist
dringend nötig . Ich habe soeben darauf hingewiesen,
wievielNordrhein-Westfalen, das größte Bundesland,
bisherzum Ausgleichdessen beigetragen hat , was wir
gemeinsam zu verantworten haben . Wir haben
11 Milliarden DM gezahlt Sie nennen die Summe, die
Sie gezahlt haben , Herr Kollege Späth , und diese ist
ebenfalls eindrucksvoll. Aber wir haben das doch
nicht deshalb gezahlt, um die Zeche für die Fehler
anderer zu begleichen , sondern wir haben in den
Länderfmanzausgleich hineingezahlt , weil es solida¬
rische Hilfe geben muß , um historisch gewachsene
Strukturen zu erneuern . Das ist auch jetzt das
Thema.

Darum appelliere ich an die Kollegen aus den süd¬
deutschen Ländern. Hier geht es nicht nur um Geld,
sondern auch um die Lebensfähigkeit unseres födera¬
len Gemeinwesens. Wer das Auseinanderfallen der
Lebensverhältnissenicht verhindert , der fördert klein¬
lichen Partikularismus oder zentralistische Tenden¬
zen. Beides können wir für unsere Zukunft nicht brau¬
chen.

Wir suchen Lösungen, wir sind gesprächsbereit
Das Gesprächsangebot liegt mit dem Gesetzentwurf,
der heute beraten wird, auf dem Tisch.

Vizepräsident Dr. Wallmann: Vielen Dank , Herr
Kollege Rau!

Das Wort hat der Kollege Dr . Vogel.

Dr. Vogel (Rheinland -Pfalz ) : Herr Präsident ! Meine (C|
sehr verehrten Damen und Herren ! . Wir suchen Lö¬
sungen , wir sind gesprächsbereit * — das war der
letzte Satz des Herrn Kollegen Rau . Wenn er die Ein¬
schränkung wegläßt , daß sich das nur auf die Geset¬
zesvorlage beziehen darf , werden wir auch Lösungen
finden.

DerAnsatz der niedersächsischen Initiative ist nach
meiner Überzeugung richtig. Es gibt eine unter¬
schiedliche regionale Entwicklung, und zwar nicht
allein deshalb , weil unterschiedliche Politik Gott sei
Dank zu unterschiedlichen Ergebnissen führt . Dies ist
natürlich auch ein wesentlicher Grund dafür , daß es
regionale Unterschiede gibt , weil manche jetzt sehr
unterschiedliche Früchte sehr langfristiger Politik in
einigen deutschen Ländern ernten . Die Unterschiede
in den Ergebnissen durch unterschiedliches politi¬
schesVerhalten sind ein Grund . Der zweite Grund der
unterschiedlichen regionalen Entwicklung aber liegt
in den unterschiedlichen Bedingungen in den Lin¬
dem und in den unterschiedlichen Belastungen , die
wir einzelnen Ländern in der Bundesrepublik zumu¬
ten.

Gegen diese unterschiedliche Entwicklung muß et¬
was geschehen . Im Grunde — und darin stimmten alle
bisherigen Redner überein — muß der finanzielle
Handlungsspielraum erweitert werden . Es muß ein
Konzept erarbeitet werden , das uns größeren Hand¬
lungsspielraum gibt . Wenn die Initiative der Nieder¬
sachsen schließlich dazu führte, daß wir dazu kämen,
dann hätte sich diese Initiative gelohnt . Wenn das
gelingen soll, muß zunächst einmal die globale Welt¬
betrachtung mit der Unterscheidung zwischen Nord (DJ
und Süd in Frage gestellt werden.

Meine Damen und Herren , es hat mir außerordent¬
lich wohlgetan , als ich in den letzten Tagen zum er¬
sten Mal in meinem Leben in allen Zeitungen las, ich
würde zum »reichen Süden “ gehören . Wenn ich mir
dann die Verschuldung und Neuverschuldung meines
Landes ansehe , wenn ich voller Neid darauf schaue,
was alles sich Herr Albrecht und was ich mir nicht
leisten kann , was sich andere Länder , Nordrhein-
Westfalen beispielsweise , und was wir uns nicht lei¬
sten können , dann werde ich etwas nachdenklich,
weil Rheinland -Pfalz seit acht Tagen — seit dem Al-
brecht-Vorschlag und der Diskussion darüber — glo¬
bal zu den reichen Ländern des Südens gezählt
wird.

Nachdem Herr Kollege Albrecht vorhin in seiner
Redeauch noch globale Berechnungen angestellt hat,
indem er alle Länder des Südens zusammenrechnete
und gegen alle Länder des Nordens aufrechnete , wird
das Bild natürlich erst recht schwierig.

Ich räume ein , daß Rheinland-Pfalz sich gerne als
nördlichstes der Südländer bezeichnet . Aber vorallem
muß ich darauf hinweisen , daß der Main in Mainz in
den Rheinfließt und daß das genau die Mitte des Lan¬
des , nicht etwa die Grenze ist Ich bin also gegen sol¬
che globalen Betrachtungen.

Die Fakten liegen auf dem Tisch; das ist richtig.Aber eine Menge der Zahlen , die auf. dem Tisch lie¬
gen , sind völlig falsch und müssen sehr genau über¬
prüft werden , weil sie alle so angegeben sind , daß sie

— dem jeweiligen Antrag nützen und der jeweiligen
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(A) nung so , daß die Anstrengungen der Menschen weit¬

gehend vergebens waren.
Damit allein ist es natürlich auch nicht getan , son¬

dern wenn diese Aufgabe gelingen soll, bedarf es
einer gewaltigen Anstrengung der Menschen in der
BundesrepublikDeutschland . Wir alle müssen helfen.
Man kann gespannt sein , ob wir die Probe wirklich
bestehen . Wir alle müssen helfen , heißt , daß wir jetzt
nicht Forderungen an die Bundesregierung stellen,
sondern daß wir Forderungen an uns selber , die Län¬
der, stellen, daß jeder Landkreis , jede Stadt und jede
Gemeindedas Ihre tut , daß sich die private Wirtschaft
hier voll engagiert , daß sich die gesellschaftlichen
Gruppen engagieren , daß sich in Wahrheit unser gan¬
zes Volk hier engagiert . Gefragt ist jetzt , daß jeder
erklärt, welchen Beitrag er leistet , und dies nicht im
Schwange der Gefühle für einige wenige Wochen,
sondern über Monate , Jahre , nach meiner Überzeu¬
gung viele, viele Jahre hinweg , auch wenn uns dies
Opfer abverlangt

Dies setzt eigentlich voraus , daß wir , die politischen
Parteien, auch bereit sind , darauf zu verzichten , Wäh¬
lerstimmen zu gewinnen , indem wir an den alten,
engstirnigen Egoismus der Menschen appellieren , an
den man immer appellieren kann , der immer latent
vorhanden ist

Ich meine, daß wir eine wirklich große Chance ha-
. ben . Wer eine solche Chance verpaßt , den straft das

Leben. DieseSentenz ist, wie man weiß, nicht von mir,
sondern von jemandem der am Gang der Dinge in
Osteuropa und auch in der DDRnicht ganz unbeteiligt
gewesen ist — Vielen Dank.

(B)

Präsident Mompec Meine Damen und Herren , das
Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau (Nordrhein-
Westfalen) . — Bitte schön!

Dr.h. c . Rau (Nordrhein-Westfalen) : Herr Präsident
meine Damen und Herren ! Der Anlaß für die heutige
Debatte sind die Entschließungsanträge zur Deutsch¬
landpolitik und der Bericht des Bundeskanzlers über
seine Reise nach Dresden in den beiden letzten Ta¬
gen . Das war eine wichtige Reise, Herr Bundeskanz¬
ler. Ich finde in dem , was in der gemeinsamen Mittei¬
lung seinen Niederschlag findet vieles, dem die Lan¬
desregierung Nordrhein-Westfalen und viele andere
sicherlich zustünmen können.

Ich will, Herr Kollege Albrecht nicht versuchen,
nun auf Polemik mit Polemik zu erwidern. Aber ein
bißchen « Hallenhandball mit Zettelkästen “ könnten
wir schon spielen. Deshalb wollen wir einmal Zitate
aus Zusammenhängen ziehen , auch über Grenzfra-
gen und über den Begriff «Wiedervereinigung * re¬
den . Das wird interessant Dabei wird sich herausstei¬
len , daß der Weg vom Saulus zum Paulus keine per¬sönlicheEntscheidung ist, sondern ein Ruf von außen.
Vorsicht bei der Theologie, jedenfalls in Verbindungmit Polemik!

Also kein Wort darüber , wie der Begriff von der «Le¬
benslüge der Wiedervereinigung ' denn wohl gemeintist ! Wer die Rede, aus der dieser Begriff stammt,
kennt , der weiß, daß der Autor dieses Begriffeswahr¬
lich zu denen gehört , die für die deutsche Einheit
mehr zustande gebracht haben als mancher, der noch

aktiv im politischen Leben steht . Ich meine Willy (C;
Brandt, dessen Glaubwürdigkeit in Deutschland
wohl außerhalb jeder Frage ist Wenn Willy Brandt
dann die Frage nach dem Begriff der Wiedervereini¬
gung und nach der Möglichkeit stellt , daß diese eine
Lebenslüge sein könne , weil das Grundgesetz den
Begriff des «Weder * am Schlußseiner Präambel nicht
kenne , dann meine ich, man sollte angesichts einer
solchen Debatte auf den Versuch verzichten , hier
Menschen ins Unrecht zu setzen.

Denn sehen Sie : Das ist jedenfalls für mich eines der
bewegenden Themen auch in der vor uns hegenden
Zeit Wir haben der gemeinsamen Erklärung gewis¬
sermaßen Aufträge entnommen , auf die sich die bei¬
den Unterzeichner geeinigt haben , nämlich das ge¬
meinsame Drängen der beiden deutschen Staaten auf
Abrüstungsvereinbarungen , auf Handels - und Ko¬
operationsabkommen zwischen der EG und der DDR,
die gemeinsame Kommissionfür wirtschaftliche Fra¬
gen , die Intensivierung der Zusammenarbeit im Be¬
reich des Umweltschutzes , die Fonds für Reisezah¬
lungsmittel mit bis zu 2,9 Milliarden DM für die Jahre
1990 und 1991 . Das sind wichtige Ergebnisse . Aber
ich finde , noch wichtiger als alle konkreten Vereinba¬
rungen ist, daß der Bundeskanzler und Ministerpräsi¬
dent Modrow ein hohes Maß an gemeinsamer Verant¬
wortungsbereitschaft gezeigt und daß sie gemeinsam
zur Mäßigung aufgerufen haben.

Und wenn schon Zettelkasten , dann auch der Hin¬
weis auf die Kritik, die noch keine acht Tage alt ist,
warum sich denn unser Bundespräsident mit Herrn
Modrow habe fotografieren lassen . Das habe doch pjModrow aufgewertet , so sagte ein Unionsabgeordne¬
ter öffentlich.

Sehen Sie, ich bin der Meinung , es gibt Situationen,
wo man solche Phasen hinter sich lassen muß , in de¬
nen Tn an über das reden muß, was wir jetzt tun kön¬
nen , damit keine nationalistischen Töne gebraucht
werden , damit aus überschäumenden Emotionen, die
ja begreiflich sind , nicht unvernünftiges Handeln ent¬
steht Dabei muß man schon feststellen : Das, was wir
aus Dresden gehört haben , unterscheidet sich in man¬
chen Tönen von dem, was man hier im Lande hören
kann . Wir dürfen uns also keine Arbeitsteilung lei¬
stem in der DDRvernünftig reden und in der Bundes¬
republik um der vermeintlichen parteipolitischen Vor¬
teile willen Polemik betreiben sowie Emotionen schü¬
ren.

Die Deutschlandpolitik braucht mittel - und langfri¬
stige Perspektiven . Aber es gibt auch eine Reihe von
Aufgaben , bei denen es gar rächt schnell genug vor¬
angehen kann . Für uns alle — das hat auch der Bun¬
deskanzler gesagt — ist wichtig und dringlich , was
den Menschen in der DDR jetzt Hoffnung schafft und
Zuversicht gibt Wir müssen helfen , daß sie sich in
ihrer Heimat , in der DDR, wohlfühlen können ; denn
die weitere Abwanderung würde große wirtschaftli¬
che und soziale Schwierigkeiten in der DDR und für
die DDR bringen . Immer mehr Übersiedler zusätzlich
zu den Aussiedlem schaffen auch bei uns große Pro¬
bleme. Sie kennen die Themen: Arbeitslosigkeit, Woh¬
nungen und Kindergartenplätze . Eine Gefährdung
beider Sozialsysteme dürfen wir nicht hinnehmen und
nicht in Kauf nehmen . Darum muß schnell geholfen
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werden . Das ist auch in unserem wohlverstandenen
Interesse,

Die Länder müssen mit den Problemen fertig wer¬
den , die sich aus dem Zuzug von Übersiedlem und
Aussiedlem ergeben . Ich stimme Ihnen za Herr Kol¬
lege Albrecht : Wir müssen fragen , was wir, was die
Städte und Gemeinden tun können.

Ich denke aber , daß es nicht illegitim ist , die Frage
zu stellen , ob Länder und Gemeinden angesichts ihrer
Finanzausstattung nicht längst überfordert sind und
ob es nicht der zusätzlichen Hilfe auch durch den
Bund für die in den Ländern und Gemeinden zu lei¬
stenden Arbeiten bedarf.

Meine Damen und Herren, wir brauchen Berechen¬
barkeit und Verläßlichkeit Wir handeln nicht im luft¬
leeren Raum . Der Herr Bundeskanzler hat darauf hin¬
gewiesen , daß der Prozeß, in dem wir uns bewegen
und von dem er im Blick auf sein 10-Punkte -Pro-
gramm sagt , dieser Prozeß sei keine zeitlich festge¬
legte Abfolge , auch von unseren Nachbarn beachtet
wird , auch von denen , in deren Mitte wir als Deutsche
leben.

Der Zusammenhang zwischen den beiden deut¬
schen Staaten , zwischen einem möglicherweise und
hoffentlich eines Tages einigen Deutschland und ei¬
ner'europäischen Friedensordnung ist unübersehbar.
Dieser Anspruch der anderen auf Berechenbarkeit
auf Verläßlichkeit und Gewißheit gilt allerdings dann
wohl auch und besonders für die Polen . Ich möchte
jedenfalls dem Herrn Bundeskanzler noch einmal zu
bedenken geben , ob er nicht , auch angesichts dessen,
was wir dazu nach seinem Besuch in Polen an polni¬
schen Stimmen hören , etwa vom polnischen Par¬
lamentspräsidenten , aber auch von vielen anderen,
auch hier aus der Bundesrepublik und aus seiner eige¬
nen Partei , über die Erklärung des Bundestages vom
8 . November hinausgehend — nicht materiell darüber
hinausgehend ; denn sie hat ja auch ihre Abstim¬
mungsgeschichte gehabt — , den Satz , den der Bun-
desaußenminister vor den Vereinten Nationen ge¬
sprochen hat , nachsprechen sollte und ob nicht ein
öffentliches Wort auch für unsere Nachbarn in Polen
eine besondere Hilfe sein könnte.

Wir brauchen Sicherheit über Grenzen , Gewißheit
für die Grenzen . Wirhaben es mit einem fieformpro-
zeß in Polen , in Ungarn , in der Tschechoslowakei und
in Bulgarien zu tun , und wir alle wissen , in welchem
Maße das von der Frage abhängt , ob er gelingt , wie
Gorbatschow diesen Winter übersteht oder ob dort
eines Tages ein Marschall seine Aufgabe wahmimmt,
was keiner von uns wüL

Herr Kollege Albrecht , Sie haben zitiert ; “ Wer zu
spät kommt , den straft das Leben . * Sie wissen , das ist
von Lenin . Den darf man aber wieder zitieren , wenn
Gorbatschow ihn nennt

Wir glauben , es ist nötig, daß wir jetzt von der Bun¬
desrepublik aus ein deutliches und ermutigendes
Wort zu den Reformprozessen sagen.

Ich glaube , daß der Antrag der B-Länder überwie¬
gend unstrittige Punkte enthält . Aber was ihn kenn¬
zeichnet , ist das , was fehlt. Es fehlt hier auch eine
klare Aussage zur polnischen Westgrenze , es fehlt , —

wie ich glaube , an der Einsicht, daß der Prozeß des (Q
Zusammenwachsens in Deutschland mit dem Prozeß
der Abrüstung und mit dem Umlenken von Mitteln
aus dem militärischen in den zivilen Bereich unauflös¬
lich verbunden ist und sein muß . Herr Kollege Mom-
per hat auf das Stichwort . Kurzstreckenraketen*
schon hingewiesen.

Wir wollen jetzt praktische Hilfe leisten . Vieles von
dem , was in der gemeinsamen Vereinbarung steht,
habe ich erfahren können , weil ich durch Zufall , falls
das Wort erlaubt ist, am 9. November in Leipzig war.
Als die Mauern aufgetanwurden , hatte ich am 11. No¬
vember die Chance zu einem zweieinhalbstündigen
Gespräch mit Herrn Modrow. Ich habe dann am
15 . November in einer Regierungserklärung .ständige
Kommissionen, konkrete Hilfe vorgeschlagen , und
zwar auch im Gesundheitswesen . Dabei lernt man
immer noch hinzu. Ich habe z. B. hinzugelemt , daß
auch meine öffentliche Äußerung , wir hätten zuerst
Ärzte zu stellen , sicherlich falsch ist Trotz der Abwan¬
derung der Ärzte in einem solchen Umfang , wie sie
die DDR hat erleiden müssen , sind jetzt wohl das
wichtigste medizinische Geräte , Apparaturen . Die
einfachsten Dinge fehlen . Bei uns wird morgen eine
Konferenz mit Krankenhausträgem stattfinden . Ich
denke , daß wir für 94 evangelische und katholische
Krankenhäuser in der DDR eine Partnerschaft mit hie¬
sigen evangelischen und katholischen Krankenhäu¬
sern zustande bringen können . Die Vorbereitungen
dafür sind im Gange . .

Wir haben bereits für einige Millionen Mark Medi¬
zinversorgung in die DDR geliefert Auch ich bin der
Meinung , daß wir eine Absprache unter den Ländern
brauchen , damit nicht hernach nur die Metropolen
versorgt werden und viele Bereiche in der sogenann¬
ten Provinz leer ausgehen . Hier wird es ein System
geben müssen , wobei ich glaube , daß wir am besten
beraten sind , wenn wir uns an die jeweiligen . Runden
Tische * halten ; denn im Augenblick finden wir ja fak¬
tisch auf der staatlichen Ebene gar nicht die entspre¬
chenden Partner.

Daher glaube ich, daß der jeweilige .Runde Tisch*
eine Gesprächsmöglichkeit schaffen kann , die uns
hier Entscheidungen erleichtert und ermöglicht

Wir müssen also schnell helfen , und wir müssen
auch private Hilfezu mobilisieren versuchen . Wir wol¬
len dazu die bisher bestehenden Städtepartnerschaf¬
ten nutzem Es sind bei uns in Nordrhein -Westfalen
zwölf. Die dreizehnte kommt gerade hinzu . Ich hoffe,
daß wir diese Zahl in den nächsten Monaten werden
verdoppeln können.

Deutlich mußbleiben , daß der Weg zueinander und
der Weg aufeinanderzu kein Hemmschuh für den
europäischen Einigungsprozeß sein darf . Ich glaube,
die Europäische Gemeinschaft , ja, der ganze Westen,
sind aufgefordert zu helfen — nicht nur in der DDR,
sondern auch in den Ländern , die sich dort auf den
Weg gemacht haben.

Meine Damen und Herren , es wird manchen Streit
darüber geben , welcher Teil westdeutscher Politik zu
den gravierenden Veränderungen 'dieses Revolutions¬
jahres 1789 — 1989 — beigetragen habe . — Da können

—Sie einmal sehen ; Man war in die Jubiläumsreden
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(A) eingeübt , und nun kann daraus etwas Aktuelles wer¬

den.
Diesen Streit darf man legitimerweise führen . Aber

wenn wir darüber streiten , wieviel Anteil wir wohl
haben , dann liegt der Streitgegenstand unter 50%;
denn die eigentliche Leistung ist von Männern und
Frauen in der DDR erbracht worden , die aufrechten
Gang nicht nur beschworen , sondern auch eingeübt
haben.

Ich meine , auch ein Wort des Dankes an die beiden
Kirchen sei fällig. Hätte es ihr beschützendes Dach
nicht gegeben , gäbe es auch nicht die .Runden Ti¬
sche “

, an denen heute Verantwortliche und solche,
die eines Tages Verantwortung übernehmen werden,
sitzen und versuchen , einem Staat für die nächsten
Monate zu helfen, der dann den Weg in die parlamen¬
tarische Demokratie gehen kann und wird . Der muß
das nicht nach unserem Vordenken , nach unserem
Vorbild tun, sondern auf die Art und Weise , für die
sich die Menschen in der DDR entscheiden . Alle un¬
sere Hinweise und Empfehlungen können die Selbst¬
bestimmung derer nicht eingrenzen , die sich auf die¬
sen eindrucksvollen und ganz gewiß schwierigen
Weg gemacht haben . Wir sollten alles tun , um ihnen
zu helfen.

Präsident Mompen Danke schön!
Herr Ministerpräsident Dr. Späth (Baden-Württem¬

berg ) hat das Wort. — Bitte schön, Herr Kollege!
Dr. h. c . Späth (Baden-Württemberg ) : Herr Präsi¬

dent, meine Damen und Herren ! Ich glaube , aus dem
(B) Bericht des Bundeskanzlers ist hervorgegangen , daß

das Wichtigste, was ihm in Dresden gelungen ist , eine
Kombinationvon Mahnen zur Geduld und gleichzei¬
tig ,von Auf-den-Weg-Bringen eines ganzen Pakets
von Maßnahmen, die jetzt duichgeführt werden kön¬
nen , darstellt.

Ich halte es für richtig , daß wir in der Frage der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit nicht abwarten , bis
alle Gesetze geformt und eine neue Regierung ge¬
wählt ist Ichbin sehr wohl der Meinung — das zeigen
auch die Erklärungen — , daß politische Vereinbarun¬
gen mit staatsrechtlichem Charakter sicherlich einer
freigewählten Regierung in der DDR Vorbehalten sein
müssen . Aber wir können die Leute nicht warten las¬
sen, und wir können nicht den Eindruck erwecken:
Jetzt gibt es ein paar Hilfsmaßnahmen , und dann
kommt das große Warten.

Die Menschen sind ungeduldig . Wer die Bilder ge¬
sehen hat , weiß, wie ungeduldig sie sind und wie
gefährlich Ungeduld werden kann , die umschlägt,
und zwar in zwei Richtungen : Zum einen kann Unge¬
duld zur Destabilisierung führen , und zwar sehr
schnell, und zum zweiten kann Ungeduld in der Er¬
wartung praktisch verbesserter Lebensbedürfnisse
die Entscheidung zur Übersiedlung gewaltig beein¬
flussen.

Ich glaube , eine große Einigung gibt es : Das Ziel
kann nicht sein, daß die Menschen für sich persönlich
dieEntscheidung treffen , wie etwas wird. Es mag bes¬
ser werden , es mag bleiben , wie es ist , es mag schlech¬
ter werden ; ich entscheide für mich, ich habe nur ein
Leben; ich fange in der Bundesrepublik neu an . Dies
ist mit Sicherheit keine Lösung, die wir auf beiden

Seiten anstreben können , weil sie für uns nicht lösbar (C
ist und zu einem Kollaps der Situation in der DDR
führen würde.

Das heißt , es ist wohl richtig — und dort beginnt
bereits die Hilfestellung , die die Länder leisten kön¬
nen — , daß die regionale Zusammenarbeit vor allem
auch im mittelständischen und im unteren Wirt¬
schaftsbereich starten muß. Wir werden bald sehen,
wenn über die großen Kooperationsvereinbarungen
zwischen Kombinaten , deren zukünftige Strukturen
und größeren Finnen bei uns diskutiert wird , daß ge¬
waltige Hürden zu überwinden sind , daß ein großer
Verhandlungszeitraum notwendig wird und daß dann
auch dort die Ungeduld wächst , die bei der prakti¬
schen Zusammenarbeit im kleinen Bereich nicht zu
entstehen braucht.

Herr Kollege Albrecht hat gesagt , wir müßten über
das reden , was wir , jeder an seinem Platz, praktisch
tun könnten . Ich glaube , das , was wir jetzt schon er¬
kennen — und fast alle von uns haben bereits begon¬
nen , Gespräche , Kontakte aufzunehmen — , das , was
relativ schnell geht , ist praktische Hilfe in dem , was
wir im weitesten Bereich etwa den handwerklichen
Sektor nennen.

Und wo die Probleme sind — das war auch für mich
eine neue Erkenntnis — , dort gilt es vor allem , etwa
beim Bauhandwerk , aufzubauen , und zwar beim ganz .einfachen Reparaturbauwerk . Wir müssen aufpassen,
daß wir jetzt nicht alle über die großen Denkmäler , die
wir wieder herrichten wollen, reden , während den
Leuten der Wind durch die Ritzen der Fertigbetonbau¬
ten der 50er und 60er Jahre pfeift und sie zunächst (d1
einmal Leute und Maschinen suchen , die einen neuen
Außenputz aufbringen können , die die dringendsten
Sanierungsmaßnahmen im Heizungsbereich durch¬
führen . Also schlicht gesagt : Ich glaube , wir haben
eine ganze Menge von Möglichkeiten , praktische
Hilfe in diesem Sektor einzuleiten.

Die regionale und kommunale Ebene kann bei der
Zusammenarbeit auch etwas bewirken , was meiner
Meinung nach noch eine große Rolle spielen wird.
Wenn Sie mit den Menschen drüben — und das
braucht uns nach 40 Jahren eigentlich gar nicht zu
wundem — über Marktwirtschaft reden , dann haben
diese eine Begrifflichkeit in bezug auf Marktwirt¬
schaft , die mit unseren Vorstellungen von Sozialer
Marktwirtschaft fast nichts gemein hat . Da ist diese
Kapitalismus-Angst , weil ihnen der Staat , unser Staat,
bisher gewissermaßen als Gegenstück , nämlich als
kapitalistischer Staat , begegnet ist und sie seine sozia¬
len , seine ökologischen Komponenten und viele an¬
dere Dinge noch gar nicht begriffen und erlebt ha¬
ben.

Deshalb glaube ich, daßbeispielsweise mit der Hilfe
im Gesundheitswesen , mitdem , was jetzt viele Ländertun , nämlich die Kliniken, die Pflegeeinrichtungeneinmal mit den dringendsten Hilfsmöglichkeiten mo¬derner Art, mit ganz einfachen Hilfen, auszustatten,für die Menschen erlebbar wird , daß diese Bundesre¬
publik nicht nur ein kapitalistischer Staat sein kann,wenn er in sokurzer Zeit so viel soziale und praktische
Hilfestellung in Bereichen geben kann , die nicht zum
typischen kapitalistischen Erscheinungsbild , wieetwa Kaufhäuser und andere Dinge , zählen.
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Bundesminister Seitens
i marktwirtschaftliches Preis- und Lohnsystem sowie

die Freiheit im Außenhandel.
Wir wissen, daß diese Refonnpolitik ebenfalls pa¬

rallel sozial und ökologisch abgesichert werden muß.
Diesist für die Bundesregierung von zentraler Bedeu¬
tung . Nur mit einer sozialen Flankierung kann der
wirtschaftlicheNeubeginn in der DDR erfolgreich sein
sowie die notwendige Zustimmung und Unterstüt¬
zung der Menschen finden.

Wir haben hierzu unsere weitreichende Hilfe ange-
boten . Wir sind bereit , sofort beim Aufbau einer mo¬
dernen Arbells- und Sozialordnung mitzuwirken. Wir
bieten personelle und technische Hilfe an . Wir wissen
auch , daß dabei eine Anschubfinanzierung notwen-

•dig werden wird. Es gibt Felder , wo die finanzielle
Hilfe der Bundesrepublik Deutschland sinnvoll ist,
wirkungsvoll ist und dringend gebraucht wird, anders
als bei den genannten Feldern , von denen die DDR
sagt , daß wir ihr jetzt mit einem entsprechenden Kre¬
dit oder mit einer entsprechenden Zahlungsbilanz¬
hilfe zur Seite springen sollen . Wir sind zu dem, was
ich gerade gesagt - habe , bereit und auch in der
Lage.

Die Bundesregierung setzt bei dem Prozeß des Zu¬
sammenwachsens der beiden deutschen Staaten in
Deutschland auf eine enge Zusammenarbeit von
Bund und Ländern . Diesem Zweck dienen insbeson¬
dere die Gespräche der Regierungschefs von Bund
und Ländern und die vereinbarten ständigen Gesprä¬che der Chefs der Staats - und Senatskanzleien mit
dem Chef des Bundeskanzleramtes . Auch die Teil¬
nahme des Ministerpräsidenten des Freistaates Bay¬ern , des Ministerpräsidenten von Nordrfaein-Westfa¬
len sowie des Regierenden Bürgermeisters von Berlin
am Gespräch des Bundeskanzlers mit Ministerpräsi¬
dent Modrow belegen die Absicht der Bundesregie¬
rung , die Länder in angemessener und umfassender
Weise zu beteiligen . Diese Beteiligung an den Ver¬
handlungen mit der DDR ist auch durch die gestrige
Vereinbarung beim Gespräch des Bundeskanzlers
mit den Regierungschefs der Länder sichergestelltworden.

Gerade angesichts der gestern erzielten breiten
Übereinstimmung , was die Unterrichtung , die Konsul¬
tation und die Beteiligung der Länder anbetrifft, ist
allerdings nach dem Sinn des Vorschlags zu fragen,einen . beratenden Ausschuß“ von Bundestag und
Bundesrat einzusetzen . Ein solches Gremium ist im
Grundgesetz nicht vorgesehen und hätte deshalb
keine verfassungsrechtliche Grundlage . Ich darf
daran erinnern , daß unsere Verfassung und die Ge¬
schäftsordnungen der Verfassungsorgane detaillierte,
sorgsam abgewogene und effektive Regelungen über
die Beteiligung aller Verfassungsorgane an den anste¬
henden politischen Entscheidungen enthalten . Sie
werden auch besonderen politischen Situationen ge¬recht.

Bundestag und Bundesrat haben in den vergange¬nen Wochen und Monaten wiederholt aktuell und
grundsätzlich über Fragen der Deutschlandpolitik de¬
battiert . Die Ausschüsse beider Verfassungsorganehaben jederzeit die Möglichkeit , sich aktuell und im
Detail über anstehende Fragen zu informieren und zu
beraten . Ober Gesetzgebungsmaßnahmen wird in

beiden Gesetzgebungsorganen zügig und gründlich (C)
beraten.

Die Bundesregierung ist davon überzeugt , daß die
gestern vereinbarten pragmatischen Formen politi¬
scher Konsultationen zwischen Bund und Ländern
unter entsprechender Beteiligung der Länder den auf
uns zukommenden Herausforderungen und verfas¬
sungspolitischen Entscheidungen sowie auch der Dy¬
namik der Entwicklung gerecht werden.

Meine Damen und Herren , wir wissen , daß es bei
den Menschen in beiden Teilen Deutschlands Besorg¬
nisse gibt In der DDR geht es dabei um Arbeitsplätze,
um Ersparnisse und Wohnungen zu bezahlbaren
Mieten. Bei uns geht es um eine befürchtete Überla¬
stung des . sozialen Netzes *, um mögliche Einbußen
beim Lebensstandard aufgrund von Hilfen an die DDR
und um die Stabilität der Währung. Wir können die¬
sen Besorgnissen mit guten Gründen begegnen . Ich
appelliere an uns alle , jeglichen Versuchen entgegen¬
zutreten , in diesem Bereich Ängste zu schüren.

Die objektiven Voraussetzungen für die Lösung der
vor uns liegenden Aufgaben sind ausgesprochen gut
Die wirtschaftlichen Daten bei uns sind ungewöhnlich
günstig . Wir haben ein hohes Wirtschaftswachstum.
Die Zahl der Arbeitsplätze wächst . Der Handelsüber¬
schuß liegt bei etwa 130 Milliarden DM. Es gibt eine
große Bereitschaft unserer Wirtschaft, sich in der DDR
zu engagieren.

Durch die notwendigen Leistungen der Bundesre¬
publik Deutschland an die DDR wird kein einziger
Bürger bei uns in seinen sozialen Rechten beeinträch¬
tigt Von dem dynamischen wirtschaftlichen Aufhol - pj
prozeß , den wir auf dem Gebiet der DDR durch den
Übergang von der zentralen Planwirtschaft zur sozia¬
len Marktwirtschaft erleben werden , werden alle pro¬fitieren : nicht nur die Bürger im anderen Teil Deutsch¬
lands , sondern auch wir.

Meine Damen und Herren , der Bundeskanzler hat
gestern im Deutschen Bundestag das Leitwort der
kommenden Monate genannt : nationale Solidarität
Je stärker die Gemeinsamkeit von Bund , Ländern und
Gemeinden ist, um so besser werden wir die vor uns
stehenden großen Aufgaben lösen.

Präsident Mompen Schönen Dank, Herr Bundesmi¬
nister!

Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen, Herr Dr. Rau. Bitte!

Dr.h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Herr Bundesminister Sei-
ters hat dargestellt , was die Regierungschefs der Län¬
der gestern mit dem Bundeskanzler über die Art und
Weise verabredet haben , wie wir den Prozeß beglei¬ten wollen, der in diesen Monaten mit dramatischen
und sich oft hektisch verändernden Situationen auf
uns zugekommen ist Ich bin dankbar dafür , daß wir
uns verständigt haben . Diese Verständigung , Herr
Bundesminister, an der Sie mitgewirkt haben , wird inder Tat sicherstellen , daß die Exekutiven der Länder
informiert werden , mitwirken können und an Ent¬
scheidungsprozessen beteiligt werden . Dafür herzli¬
chen Dank!
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Dt. h. c- Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Nun haben Sie nach dem Sinn des Antrages gefragt,

den Nordrhein -Westfalen gestellt hat , und dann
— ohne die Antwort auf diese Frage abzuwarten —
erklärt , dieser Antrag habe keinen Sinn. Dashalte ich
für ein Mißverständnis , zumal , es sich nach meiner
politischen Erfahrung immer als gut erwiesen hat , die
Antwort auf Fragen nicht gleich selber zu geben , weil
sonst der Dialogcharakter des Gesprächs reduziert
wird.

In der Sache also möchte ich Ihnen sagen , warum
ich meine , daß ein solcher Ausschuß von Bundesrat
und Bundestag Sinn macht Es gibt Gremien , in denen
wir im Verhältnis 11 : 11 zusammen - oder einander
gegenübersitzen : elf Mitglieder des Bundestages , elf
Mitglieder des Bundesrates . Das gilt für den Vennitt-
lungsausschufl . Dieser Ausschuß hat in den letzten
Jahren nicht mehr getagt . Aber es gab eine Reihe von
Jahren , in denen er in einer nur dem Zeitgeschichtler
einsichtigen Weise die innere Struktur der Bundesre¬
publik mitbestimmt und mitgestaltet hat

Dieser Vermittlungsausschuß hat bei kleinen Fra¬
gen und großen Herausforderungen den Weg zur Ge¬
meinsamkeit erleichtert . Wir möchten , daß bei der
Herausforderung , die größer ist als jede zuvor in der
Geschichte der Bundesrepublik , Gelegenheit besteht.
Konsens auch zwischen den Legislativen zu errei¬
chen . Ich glaube , daß Ihrer Ablehnung , Herr Bundes-
minister , die irrtümliche Meinung zugrunde liegt der
Bundesrat sei eine Art erweiterter Ministerpräsiden¬
tenkonferenz . Das ist nicht der FalL Der Bandesrat ist
ein Organ des Bundes und kein Organ der Länder.

fB) Und weil er ein Organ des Bundes ist das an der

Gesetzgebung mitwirkt , darum muß er nach meiner
Überzeugung bei dem Prozeß mitwirken , der die Si¬
tuation auf deutschem Boden wie keine andere politi¬
sche Entscheidung als die verändern wird, mit der wir
es jetzt zu tun haben.

Es gibt ändere Bereiche , in denen wir uns im Ver - .
. hältnis 11 : 11 treffen . Mit Zustimmung der Bundesre¬

gierung und der Mehrheit des Bundestages haben Sie
vor einiger Zeit wegen einer anstehenden und im
Augenblick in der Durchführung befindlichen — so
nennt man das wohl — Reform einen Ausschuß 11 : 11
gebildet Ich meine den Infrastrukturrat der Post.
Wenn Sie dieses Verhältnis dort brauchen , um wieviel
mehr brauchen Sie es bei der Frage , ob und wie
Deutschland wieder ein Ganzes wird? Macht Ihnen
nicht dieses Beispiel deutlich , mit wie kleiner Münze
Sie einen Antrag abweisen , über den nachzudenken
sich lohnt?

Ich stehe noch ein wenig unter dem Eindruck des¬
sen , was ich durch Rundfunk und Fernsehen — ich bin
selber nicht dabeigewesen — von der gestrigen De¬
batte im Bundestag über die deutschlandpolitischen
Fragen mitbekommen habe . Ich finde die Art und
Weise , wie im Augenblick darüber gestritten wird,
wer denn wohl in welchem Maße an dem beteiligt sei,
was sich in der DDR vollzieht , sehr kleinkariert und
mies . Ich bin der Auffassung , daß wir damit nur wenig
denen gerecht werden , die den Wandel wirklich zu¬
stande gebracht haben , nämlich den Menschen aus
den Kirchen , den Menschen aus den gesellschaftli¬
chen Organisationen , den Menschen , die in der DDR

aus den Nischen herausgekommen sind . Sie haben (Q
ihn zustande gebracht , nicht diebundesdeutsche Poli¬
tik , gleichgültig , welche.

Nun stehen wir vor der Frage : Wie soll denn ein von
vielen als illusionär beiseite geschobenes , ein von vie¬
len als utopisch kaum mehr erhofftes und erwartetes
einiges Deutschland aussehen ? Und wo finden wir
uns zusammen , um darüber nachzudenken ? Unsere
Väter haben in Herrenchiemsee zusammengesessen,
um das Grundgesetz zu entwickeln . Dieses Grundge¬
setz ist zustande gekommen , weil die Ministerpräsi-
dentenkonferenz einen solchen Auftrag gegeben
hatte . Einen Bundesrat gab es seinerzeit noch nicht,
einen Bundestag auch nicht Es gab damals noch ge¬
meinsame Ministerpräsidentenkonferenzen . Man
muß sich das einmal in Erinnerung rufen ! Es hat Kul-
tusministerkonferenzen gegeben . Bei einer saß nicht
nur Christine Teusch aus Nordrhein -Westfalen am
lisch , sondern als sächsischer Kultusminister auch der
Vater des Mannes , der später der dienstälteste Bremer
Kultusminister war : der Vater von Moritz T 'ape als
Kultusminister in einer gemeinsamen Kultusminister¬
konferenz 1946.

Nun stehen wir, fast 45 Jahre danach , vor der Frage:
Welche Gestalt , welche innere Form soll dieses
— man sagt es kaum — neue Deutschland haben ? Ich
bin der Meinung , man darf jetzt nicht fragen , wer wo
welche Gremien hat , sondern die Frage muß lauten:
Wie wirken alle zusammen ? Unser Antrag ist ein An¬
gebot des Bundesrates — wie ich hoffe , eines Tages
seiner Mehrheit —, uns zusammenzusetzen , uns zu¬
sammenzufinden und z. B . über die Frage zu reden : ^
Wie kann denn in einem einigen Deutschland wieder
politische Kraft ohne Machtkonzentration entstehen?
Wie kann Gewaltenteilung , wie eine innere Struktur
dieses Staates aussehen?

Sie haben recht : Die Währungsunlon muß kommen .
'

Auch ich finde , sie muß schnell kommen . Nur : Die Art
und Weise, wie das bei uns manchmal gesagt wird,
scheint mir den Verdacht zu nähren , als seien die
Menschen in der DDR im wesentlichen wegen der
West-Mark auf die Straße gegangen . Das sind sie
nicht ! Sie werden ohne diese D-Mark ihre wirtschaft¬
liche Souveränität nicht zurückgewinnen . Sie sind auf
die Straße gegangen , weil sie die Unmündigkeit nicht
mehr ertragen konnten , weil sie Demokratie wollten.
Wenn wir etwas al«Exportartikel bezeichnen wollten,
riaiiTi müßte dies unser Verständnis von einer freien
Gesellschaft , von einem demokra tischen und sozia¬
len Rechtsstaat sein , und nicht unsere Währung . Diese
kann das Instrument , sie kann das Transportmittel
sein. Aber in den letzten Wochen kam hier eine Dis¬
kussion auf , als ginge es bloß darum.

Ich habe vom Vermittlungsausschuß gesprochen .
Ich könnte von anderen Gremien berichten , in denen
wir im Verhältnis 11 : 11 zusammensitzen . In diesem
Fall sind es Exekutivvertreter . Ich habe keine Sorge,
daß wir Defizite im Terminkalender haben werden.
Ichbin davon überzeugt : Gelegenheiten zu Sitzungen
wird es in hohem Maße geben , auch zu Absprachen.
Nun Das ist nicht der Gegenstand unseres Antrages.
Der Gegenstand dieses Antrages ist vielmehr die
Frage danach , ob wir das Maß der Herausforderung
erkennen , das in dem liegt , wasjetzt vor uns steht Das
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Dr. h. c. Ran (Nordrhem-Westfalen)
0 Maß der Herausforderung ist , daß wir ein einiges,

demokratisches, rechtsstaatliches und soziales
Deutschland wollen, aber nicht in der Art einer Aus¬
dehnungder Bundesrepublik auf das Gebiet der bis¬
herigen DDR — so wenig , wie wir je das andere ge¬
wollthaben : die Ausdehnung der DDR auf das Gebiet
derBundesrepublik. Das ist kein dritter Weg, sondern
eine neue Chance.

Es stellt sich die Frage , ob wir diese neue Chance
erkennen und ob wir das wahmehmen , was an Mög¬
lichkeiten neuer Entwicklungen auf der Basis unserer
Erfahrungen, auf der Basis dessen , was wir in der Ver¬
fassungswirklichkeit der Bundesrepublik geleistet
und versäumt haben , auf uns zukommt

Weil wir ohne Zögern unseren Weg gehen , aber
aufhörenmüssen , ihn mit Hektik zu gehen , lautet der
Vorschlag Nordrhein-Westfalens , ein Gremium zu bil¬
den, in dem Kooperationund Nachdenklichkeit nicht
als Kontrastprogrammzu den großen Hammerschlä-
gen der politischen Parteien , sondern als Mittel poli¬
tischer Gestaltung genutzt werden.

Das , was wir gestern miteinander verabredet ha¬
ben , ist gut und wird sich hoffentlieh bewähren . Über¬
haupt gab esin den letzten Wochen und Monaten eine
Reihe von positiven Zeichen dafür , daß sich die
deutschlandpolitischenMöglichkeiten , die wir wahr-
nehmen, nichtnach parteipolitischen Präferenzen sor¬
tieren lassen. Die Diskussionen über die Artikel 23
Abs . 2 oder 146 des Grundgesetzes verlaufen quer
durch die Parteien . Die Frage , ob es einen dritten Weg
gibt — ich meine jetzt nicht den politischen dritten

B) Weg, hinsichtlich dessen manche die Sorge haben,
Eppelmann wolle ihn noch —, also die Frage , ob es
einen dritten verfassungsrechtlich zulässigen Weg
gibt, wird uns noch lange beschäftigen.

Wenn ich mir die Regierungserklärung ansehe , die
mein baden -württembergischer Kollege Späth in der
vergangenen Woche abgegeben hat , und diejenige,
die ich vorgestern in Düsseldorf vortragen konnte,
stelleich in wichtigen Punkten weitgehende Überein¬
stimmung fest , ohne abgeschrieben zu haben , Herr
Kollege Späth.

(Heiterkeit)
— Wir haben uns in der vergangenen Woche bei an¬
derer Gelegenheit gesehen . Ich habe nicht alles
Schwäbische erzählt , was ich wußte , einfach um ihn
zu schonen.

(Erneute Heiterkeit)
Ich muß dazu gleich noch eine Geschichte erzählen,
aber außerhalb des Plenums.

(Heiterkeit)
Ich habe das gesagt , weil ich glaube , daß das nicht

nur etwas mit der persönlichen Nähe von Regierungs¬
chefs zu tun hat , die sich ja auch im Laufe der Zeit
jenseitsparteipolitischer Unterschiede ergeben kann,
sondern auch deshalb , weil ich glaube , daß darin
Chancen der Gemeinsamkeit liegen , die wir nutzen
sollten.

üie Art und Weise, Herr Kollege Seiters , mit der Sie
die Äußerungen von Frau Minister Luft zurückgewie¬
sen haben , hat mir, offen gesagt , nicht gefallen . Ich

teile nicht die Meinung von Frau Kollegin Luft . Ich (Q
hätte es auch für falsch gehalten , wenn in der Bespre¬
chung die geforderten 15 MilliardenDM gewisserma¬
ßen einfach hinübergeschoben worden wären . Das
konnte keiner erwarten , zumal dann nicht , wenn der
„Runde Tisch" vorher beschließt, man wolle jetzt noch
keine Vereinbarung über die Währungsunion . Aber
etwas mehr Konkretion , etwas bessere materielle Vor¬
bereitung , ein klareres Papier mit ein paar Hinweisen
hätte ich mir für diesen Kreisschon gewünscht , damit
man mit etwas hätte nach Hause gehen können , wo¬
mit man hätte arbeiten können . Denn ganz unabhän¬
gig davon , ob es die Opositionsparteien sind — in der
DDR stehen wir im Augenblick vor der Situation , daß
Oppositionsparteien in der vorläufigen Regierung sit¬
zen — oder ob es die gegenwärtig noch Regierenden
sind : Es gibt in der DDR ein Unbehagen gegenüber
bundesdeutscher Politik , weil man den Eindruck hat,
daß man in der Spaimbreite von Wortreichtum und
Handlungsarmut verkomme und daß man den Weg
zum 18 . März und darüber hinaus nicht finde . Denn
nach dem 18 . März sind harte Entscheidungen in der
DDR nötig.

Weil das so ist, darum glaube ich : Wir müssen dar¬
auf achten , daß wir nicht bloß sagen , dies sei die
größte Herausforderung der Nachkriegsgeschichte,
sondern daß wir uns auch fragen : Sind wir eigentlich
gerüstet , sie zu bestehen ? Daher stünde es , meine ich,
allen Politikern gut an , sich nicht selber Zeugnisse
über das auszustellen , was sie zu leisten imstande
wären.

Bundestag und Bundesrat haben vier Jahrzehnte
lang diese Republik gestaltet Sie haben das mitunter - ^
schiediichen Mehrheitsverhältnissen , in unterschied¬
lichen Atmosphären politischer Auseinandersetzung,
mit Turbulenzen und gelegentlich auch in gepflegter
Langeweile , aber mit großem Erfolg getan.

Wir werden danach gefragt: „Was bringen wir in
den Gesprächsprozeß mit dem anderen deutschen
Staat ein? " Wie vermeiden wir den Eindruck , es gehe
bloß darum , daß er sich uns angleiche , ohne daß wir
mit unseren guten Erfahrungen zurückhalten wollen,
die wir mit der Marktwirtschaft gemacht haben , ohne
daß wir mit den guten Erfahrungen zurückhalten wol¬
len , die wir mit der Gewaltenteilung gemacht haben,
ohne all das , was alle Demokratien auszeichnet und
was die Menschen in der DDR dazu geführt hat , daß
auch sie Demokratie und keine Volksdemokratie wol¬
len , die das Gegenteü einer Demokratie ist?

Hier stehen viele Fragen an , und es wird sich in den
nächsten Monaten erweisen : Die deutsche Frage ist
auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit in beiden
deutschen Staaten . Dabei müssen wir den Eindruck
abwehren , als seien diejenigen , die den „aufrechten
Gang * geübt haben und die ihn gegangen sind , als
dies noch lebensgefährlich war , jetzt auf unsere Almo¬
sen angewiesen.

Wir müssen auch darauf achten, daß es ein geord¬
neter Weg ist , daß der deutsche Einigungsprozeß ge¬
lingt Wir müssen darauf achten , daß wir jetzt nicht
bloß darüber reden , ob und wie viele Ländervertreter
dabei sind , wenn die beiden deutschen Staaten mit
den Vier Mächten darüber reden , was sich sicher¬
heitspolitisch ergibt , sondern daß wir trotz der äugen-
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auf die deutsch -deutsche Situation nicht die europäi¬
sche Dimension vergessen . Diese europäische Di¬
mension ist mehr als die Frage nach dem EG-Beitritt
der DDR oder ihres jetzigen Staatsgebietes . Es steht
auch die Frage an , wie sich Europa entwickelt und ob
wir unser Bild von Europa revidieren , das sehr oft
durch den Konsumverzicht an Informationen ein rei¬
nes Westeuropabild geworden ist . Dabei fehlt es an
Gesprächsmöglichkeiten , an denen alle Organe des
Bundes beteiligt sind.

Unterstellen wir einmal , daß die Bundesregierung
alles richtig macht , unterstellen wir einmal, daß der
Kanzler so gut ist , wie er behauptet zu sein, dann ist
das noch kein Grund , die Organe des Bundes aus dem
Gesprächsprozeß herauszuhalten , der jetzt in Gang
kommen muß.

Darum bitte ich Sie herzlich und dringend, jetzt
nicht zu sagen : . Gremien haben wir genug , wir tagen
ja schon immer , wir haben alles miteinander bespro¬
chen . “ — Nein , ein neuer deutscher Staat, der mehr ist
als die Addition der beiden , der etwas anderes ist als
die Reduktion des einen vom anderen , ein Prozeß zur
Einheit , der neue Wege und nicht nur den der Entvöl¬
kerung der DDR weist , aber auch nicht den des Auf¬
kaufs der DDR, ein solcher neuer Weg ist eine Heraus¬
forderung , die über die Infrastrukturveränderung der
Post so weit hinausgeht wie das Unendliche über un¬
seren Mitlim eterbegriff.

Darum bitte ich Sie: Nehmen Sie dieses Angebot
wahr ! Denn das Ziel soll ein föderales Deutschland
sein , ein Bond ,deutscher Länder , wie immer dieser

,B* dann heißt , so wie die Bundesrepublik Deutschland
ein föderaler Staat und keine Republik mit Provinzen
ist Das muß in der Wirklichkeit unseres Lebens wie¬
der deutlich werden , und das kann deutlich werden,
wenn wir uns ohne falsche Abgrenzungen bei uns
zusammensetzen und wenn wir Bundestag und Bun¬
desrat jene Souveränität geben — nicht jene Digni¬
tät — , die ihnen von .der Verfassungsgeschichte her
zukommt

Darum bitte ich : Stimmen Sie dem Antrag Nord¬
rhein -Westfalens zu!

Präsident Mompen Schönen Dank . Herr Minister¬
präsident!

Das Worthat nun der Bayerische Ministerpräsident,
Herr Dr . Streibl . — Bitte schön . Herr Dr . Streibl!

Dr. h c. Streibl (Bayern) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Herr Kollege Rau, ich
stimme mit dem meisten , was Sie gesagt haben , voll
überein . Insbesondere möchte ich festhalten , daß
dazu über alle Parteien hinweg das Ziel gehört das
Sie zuletzt formuliert haben : wieder ein echtes föde¬
rales Deutschland und kein nationales Reich zu schaf¬
fen , das zentralistisch bestimm t ist

Ober den Weg dorthin gibt es verschiedene Mei¬
nungen . Ich glaube , es ist uns gestern gelungen — wir
haben hieran über die Parteigrenzen hinweg alle
kräftig mitgewirkt — , in einem Gespräch mit dem
Bundeskanzler und dem Bundespräsidenten eine be¬
friedigende Übereinstimmung über die Beteiligung
der Länder an diesem historischen Prozeß zu erzie¬

len . Ich meine , damit ist ein Instrument geschaffen , IC)
über das die Länder ihre legitimen Belange in den
Verhandlungsprozeß einbringen können.

Ich darf darauf hinweisen , daß ich wohl einer der
ersten war, die darauf verwiesen haben , daß sich die
Souveränität der Bundesrepublik auf die zunächst
entstandenen souveränen und handlungsfähigen
Länder gründet Ich weise darauf hin : Bayern läßt sich
als Hüter und Wächter des Föderalismus von nieman¬
dem übertreffen.

(Dr. h .c . Rau (Nordrhein-Westfalen ] : Wir
versuchen es jetzt ! — Heiterkeit)

— Herr Rau, wir werden sehen , ob wir dazu ein neues
Gremium brauchen . Ich meine, man sollte diesen Pro¬
zeß auch nicht zu sehr mit Gremien überlasten . Wir
alle haben enge Kontakte nach drüben : örtlich die
Kommunen, untereinander die Handels kamm ern.
Auf allen Ebenen in den Regionenund in den Ländern
ist ein Prozeß im Gange . Vor allem gibt es den Bun-
desratsausschuß für Innerdeutsche Beziehungen , in
den auch die Interessen des Bundesrates im Rahmen
der deutschlandpolitischen Entscheidungen einge¬
bracht werden können . Ich bin sicher , daß der Vorsit¬
zende , Kollege Späth , die Möglichkeiten dieses Aus¬
schusses voll ausschöpfen wird. Ein ähnlicher Aus¬
schuß besteht im Bundestag.

In der Tat ist die Frage : Brauchen wir ein solches
zusätzliches Gremium , wie es bei harten Auseinan¬
dersetzungen über grundlegende Meinungsverschie¬
denheiten im Gesetzgebungsgang der Vermittlungs - _ j
ausschuß darstellt ? Wir sollten uns das noch einmal .
sehr genau überlegen . Ich bin prima fade der Mei¬
nung : Es ist eigentlich nicht nötig . Wir sollten aber
darüber diskutieren.

Meine Damen und Herren , ichbin mit meinem Vor¬
redner absolut darin einig : Die Deutschen drüben
selbst haben sich die Freiheit genommen . Es waren
nicht wir, die hier auf die Straße gegangen sind. Mit
großer Bewunderung haben wir diesen Prozeß ver¬
folgt. Natürlich gab es aber einige Voraussetzungen,
die schon etwas mit unserer Verfassung zu tun haben.
Unser Anteilim freien Westen an der Revolution in der
DDR , wenn man so sagen darf , war , daß hier das
Modell eines blühenden Staatswesens entstanden ist
das im Osten eine starke Anziehungskraft auslöste
und Bewunderung fand. Ohne dieses Modell eines
freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats vor Augen
hätte die Revolution drüben wohl keine Perspektive
gehabt

Man kann der Bundesregierung dazu gratulieren,
daß sie durch ihre Politik und jetzt auch durch die
Absprachen mit Ost und West einen erheblichen Bei¬
trag geleistet hat

Die Bundesrepublik — das ist ein weiterer Grund —
war eingebettet in das westliche Bündnis , in die west¬
liche Wertegemeinschaft und wirtschaftlich in die Eu¬
ropäische Gemeinschaft Es waren — das möchte ich
doch festhalten — die Standhaftigkeit und die Festig¬
keit des Westens , die letztlich das Einlenken des
Osten bewirkt haben , und nicht Anbiederung oder
ständiges Paktieren.
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im Bundestag und Bundesrat einer Mehrheit der
gesetzlichen Mitglieder.

Man hat damals also schon weit vorausgedacht . Lei¬
der ist das dann nicht übernommen worden . Vor allem
wir Bayern haben das bedauert

Allerdings gebe ich zu : Unsere Verfassungsväter
dachten dabei vor allem an eine Beschränkung der
deutschen Hoheitsrechte zugunsten einer kollektiven
europäischenFriedensordnung . Das lag damals etwas
näher . Daß es schon ein Jahrzehnt später einen Zu¬
sammenschluß von sechs europäischen Staaten ein¬
schließlichder Bundesrepublik geben könnte , die sich
auf den Weg zu den Vereinigten Staaten von Europa
machen würden, überstieg verständlicherweise da¬
mals ihr Vorstellungsvermögen.

Alle unsere Initiativen , einschließlich der zur Ände¬
rung von Artikel 24 Grundgesetz , tragen aber auch
der Tatsache Rechnung , daß EuropapollUk heute
nicht mehr — das möchte ich unterstreichen — Au¬
ßenpolitik im klassischen Sinne ist, sondern europäi¬
sche Innenpolitik geworden ist . Sie hat eine neue
Qualität gewonnen . Deshalb müssen wir dem unsere
Rechtsinstrumente anpassen.

Ziel unseres Antrages — noch einmal — ist es nicht,
die Entwicklung der Gemeinschaft hin zurpolitischen
Union aufzuhalten. Vielmehr wollen wir diese Ent¬
wicklung in geordnete Bahnen lenken . Niemand
kann ein Interesse daran haben , daß die VielfaltEuro¬
pas , die letztlich seinen Reichtum ausmacht und ihm
seine Vitalitätgibt , auf dem Weg zur Einheitverloren¬
geht

Hierfür stehen in der Bundesrepublik Deutschland,
wie ich meine, die Länder . Ihre Flg i>iKtaatUriiltp(t und
Gestaltungskraft sind zu erhalten und zu stärken.
Darin sind wir uns — über alle Parteigrenzen hin¬
weg — einig. Deshalb müssen wir dafür sorgen , daß
schon heute die Weichen für die künftige Binnen¬
struktur der Gemeinschaft richtig gestellt werden . Die
Änderung des Artikels 24 Grundgesetz ist ein Beitrag
dazu.

Ich bitte Sie um Ihre Zus timmung zu diesem An¬
trag.

Präsident Mompen Schönen Dank , Herr Minister¬
präsident!

Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident
Dr . Rau (Nordrhein-Westfalen) . Bitte schön, Herr Kol¬
lege!

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Nachdem Herr Kol¬
lege Streibl eindrucksvoll dargestellt hat, daß die
Mehrheit der Länder diesen Weg zu gehen für richtighält, und auch ich zu dieser Mehrheit gehöre , sind
nicht mehr viele Gesichtspunkte hinzuzufügen.

Sie haben ebenso eindrucksvoll , Herr KollegeStreibl , vorgetragen , daß dieser eigentlich bayerische
Antrag , schon 1987 erdacht , zunehmend Freunde ge¬funden hat : in Hessen , in Baden-Württemberg , ja , bis
zu Nordrhein-Westfalen und zum Saarland . Das ist
besonders schön. Daß das ein so bedrückend langer
Weg war , ist nicht schön . Aber ich schätze , die heuti¬
gen Anträge des Saarlandes und Nordrhein-Westfa¬
lens zu anderen Punkten der Tagesordnung werden

uns Gelegenheit geben zu sehen , ob man auch schnei- IC
ler zum Ziel kommen kann , wenn man sich über eine
einheitliche Linie einigen will.

Es geht um die Frage , wie wir am europäischen Pro¬
zeß beteiligt werden , wie der schleichende Verlust
wesentlicher Elemente der Eigenstaatlichkeit ver¬
mieden werden kann , der mit dem Übergang von
Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen
verbunden ist . Aber es geht auch um die Frage, in
welcher Weise die Länder das Zusammenwachsen
Europas selber mitgestalten und fördern können.

Hierbei handelt es sich um ein Anliegen , das die
Länder insgesamt schon seit langem beschäftigt . Das
haben wir gehört Daß wir dabei zu einer breiten
Mehrheit zu finden scheinen , ist erfreulich — auch
dort wo wir über einzelne Formulierungen noch dis¬
kutieren werden . Die hohe politische Bedeutung des
Gesetzesvorhabens .wird nicht in Frage gestellt

Deshalb schließe ich mich dem , was Herr Kollege
Streibl über die heransragende Bedeutung des Föde¬
ralismus in unserer Verfassungsordnung ausgefühlt
hat , an und will das mit nur wenigen Bemerkungen
unterstreichen.

Dem föderalen Gedanken kommt sowohl im Prozeß
der europäischen Einigung als auch — das scheint mir
in der vor uns liegenden Zeit besonders wichtig zu
werden — beim Zusammenwachsen der beiden deut¬
schen Staaten eine gesteigerte Bedeutung zu . Die Art
und Weise , wie die Länder gelegentlich formal, aber
in Wirklichkeit doch formalistisch beteiligt werden,
gibt diesem Antrag eine zusätzliche Begründung . Fö-
deralismus ist nämlich die nötige Antwort auf Zentra¬
lismus und auf Nationalismus . Angesichts der Be¬
fürchtungen unserer Nachbarn , ein geeintes Deutsch¬
land könne sich von Europa abwenden , aus europäi¬
schen Sätzen Sprüche machen , sich auf seine eigene
Stärke zurückziehen , sich einigeln , glaube ich : Ge¬
rade wenn wir dieses Zusammenwachsen der Deut¬
schen wollen , müssen wir eine stärkere Stellung der
Länder suchen — stärker , als das Grundgesetz sie bis¬
her vorsieht . Freilich: Die Länder müssen sich dann
auch noch aktiver um die Mitgestaltung Europas
kümmern , als sie das bisher tun . Ich füge hinzu: Die
Länder wollen das . Das ist auch Gegenstand des Ge¬
setzesantrages.

Sie haben , Herr Kollege Streibl , eine Rede von
Jacques Delors vom 17. Januar zitiert . Mir ist die
Begegnung der Ministerpräsidenten mit Jacques De¬
lors in.der Vertretung des Freistaates Bayern vor etwa
drei Jahren in guter und lebhafter Erinnerung , ebenso
die anschl ießende Besprechung beim Bundeskanzler.
Schon in diesem Gespräch ist zweierlei deutlich ge¬worden : einerseits unsere Kritik daran , daß sich die
Europäische Gemeinschaft , die Kommission und die
Behörde durch Richtlinien zu sehr in einzelstaatliche
Entscheidungen einmischen , andererseits die große
Bereitschaft von Jacques Delors, föderalistische Ge¬
sichtspunkte in den Aufbau der Europäischen Ge¬
meinschaft einzubeziehen und dieses Europa als ein
föderales Gebilde zu verstehen.

Ich hatte in der letzten Woche Gelegenheit zu ei¬
nem Gespräch mit Jacques Delors und war froh dar-
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) über , daß er dabei diesen Gedanken eher noch ver*

stärkt als abgeschwächt hat

Bundesstaatliche Ordnung und Stärkung der Re¬
gionen in Europa sind zwei Antworten , die wir in den
deutschen und in den europäischen Einigungsprozefi
einbringen müssen , wenn wir diese Prozesse mitein¬
ander verknüpfen und voranbringen wollen . Die Län¬
der wollen also, daß ihre Rechte im Prozeß der euro¬
päischen Integration verfassungsrechtlich verankert
werden , damit die' Bedeutung dieses fortschreitenden
Prozesses für die föderative Ordnung der Bundesre¬
publik Deutschland und demnächst dann im deut¬
schen Bundesstaat , der mit der Bundesrepublik
Deutschland nicht mehr identisch sein wird , voran¬
kommt

Nach der geltenden Fassung des Artikels 24 Abs. 1
kann der Bund durch einfaches Gesetz Hoheitsrechte
auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen,

■ darunter auch Hoheitsrechte der Länder . Eine Zustim¬
mung des Bundesrates ist nach der geltenden Verfas¬
sung grundsätzlich nicht vorgesehen . Wir sind dage¬
gen der Auffassung , daß die Zustimmung des Bundes¬
rates zur Übertragung von Hoheitsrechten immer
notwendig ist . Der Gesetzentwurf will darüber hinaus
Mitwirkungsrechte der Länder bei der Willensbildung
des Bundes in solchen Angelegenheiten sicherstel¬
len.

Wenn es um die Übertragung von originären Ho¬
heitsrechten der Länder geht , ist die Eigenstaatlich¬
keit immer betroffen . Aber auch mit der Übertragung

i) von Hoheitsrechten des Bundes auf zwischenstaatli¬
che Einrichtungen verlieren die Länder die ihnen über
den Bundesrat eingeräumten Mitwirkungsrechte in
Bundesangelegenheiten . Die Übertragung von Ho¬
heitsrechten greift also stets in ein ausgewogenes Sy¬
stem der Kompetenzverteilung ein . Sie wirkt wie eine
Verfassungsänderung , und zwar ohne die sonst bei
Verfassungsänderungen nötige Zweidrittelmehrheit

Der bisherige Einigungsprozeß in Europa zeigt daß
zwischenstaatliche Einrichtungen eine Eigendyna-
Tniif entwicklen , die nicht auf die innerstaatliche Kom¬
petenzverteilung in den Mitgliedsstaaten achtet
Diese Entwicklung wirkt sich auch auf den nichtstaat¬
lichen Bereich aus . Mir hat noch in den letzten Tagen
ein Vertreter der drei Evangelischen Landeskirchen in
Nordrhein -Westfalen erklärt , daß diese einen solchen
Gesetzesantrag unterstützten , weil er Bedeutung
auch für das Verhältnis von Staat und Kirche habe , da
die meisten Kirchenangelegenheiten Ländersache
seien und nicht durch Übertragung auf andere Ho¬
heitsträger unversehens der kirchlichen Mitwirkung
entzogen werden dürften . Das ist ein besonderer
Aspekt der Subsidiarität , von der Sie gesprochen ha¬
ben . Wir beziehen uns dabei nicht auf das klassische
Subsidiaritätsprinzip nach Quadragesimo anno von
1931 , sondern wir haben andere Solidaritäts- und
Subsidiaritätsbegriffe . Aber in der Zielsetzung sind
wir uns einig.

Ich denke , das ist ein berechtigter Hinweis . In die¬
sem Hinweis drückt sich zugleich Vertrauen gegen¬
über den Ländern aus , dem wir auch in Zukunft ge¬
recht werden wollen.

Die Bundesregierung hat nun in den Ausschußbera - (C)
tungen geltend gemacht — ich sage : irrtümlich — , es
erscheine ratsam , zunächst auf den Spruch des Bun¬
desverfassungsgerichts zur EG-Medlenrichtlinie zu
warten . Dem kann ich mich nicht anschließen . Dem
hätte ich mich anschließen können , wenn es nicht zu
dieser Richtlinie gekommen wäre . Aber die hier an¬
stehende Zentralfrage des Kompetenz- und Beteili¬
gungsföderalismus sollte nicht juristisch entschieden
werden . Gefordert ist eine politische Entscheidung.
Diese kann man nicht dadurch ersetzen , daß wir auf
einen Spruch des Gerichts warten , das seiner Beurtei¬
lung eine Verfassungslage zugrunde zu legen hat , die
wir gerade als unzureichend empfinden.

Ich möchte zuletzt noch eine Bemerkung an dieje¬
nigen anschließen , die von einer Stärkung der Länder
eine Behinderung der europäischen Integration er¬
warten . Ich halte das für unbegründet

Die Länder haben schon früh deutlich gemacht daß
sie den europäischen Einigungsprozeß ausdrücklich
und uneingeschränkt unterstützen . Ihre Zustimmung
zur Einheitlichen Europäischen Akte zeugt davon.
Ich will das hier noch einmal bekräftigen . Wir haben
aber ebenso gesagt , daß für uns eine der Kernfragen
lautet welche Rolle die Länder in einem künftigen
europäischen Bundesstaat spielen werden.

Die geringe Beteiligung bei den letzten Europa-
wahlen , aber auch Umfrageergebnisse zeigen uns,
riäR zumindest eine starke Minderheit der Bürgerin¬
nen und Bürger in der Bundesrepublik der Europäi¬
schen Gemeinschaft mit erheblicher Distanz gegen¬
übersteht Ich denke , daß eine wesentliche Ursache (D)
dafür in den für den Laien kaum durchschaubaren
Willensbildungs - und Entscheidungsprozessen auf
europäischer Ebene liegt Es besteht die Gefahr , daß
Europa und die europäische Einigung zum Synonym
für Anonymität und Zentralismus werden.

Dem wollen wir entgegenwirken , in dem wir die
Länder stärker als bisher in den Integrationsprozeß
einbringen . Wir wollen diese Integration nicht behin¬
dern, sondern Europa auf eine breitere Basis steDen.
Es geht also nicht um ein Wiedererstehen des Partiku¬
larismus, sondern um die Nutzung der Integrations¬
kräfte, die von den Regionen kommen.

Wir lassen yn« von der Überzeugung leiten , daß
«Hein der föderative Gedanke der Vielfalt und den
Besonderheiten der Regionen in Europa gerecht wird.
Wir sehen uns darin auch durch wachsende Regiona¬
lisierungsbemühungen in Frankreich , in Spanien , in
Italien und in Belgien bestärkt

Ich batte es für möglich, die Regelungskompeten¬
zen für alle Aufgaben , die nur auf europäischer Ebene
gelöst werden können , schrittweise dorthin zu verla¬
gern . Voraussetzung dafür sind aber eine gleichbe¬
rechtigte Beteiligung der Länder an diesem Prozeß
und eine Stärkung des föderativen Elements ln der
Gemeinschaft , mit der den zentralistischen Bestre¬
bungen entgegengewirkt werden kann .

Ich bin davon überzeugt : Politische Einheit Europas
und Vielfaltder Regionen sind kein Widerspruch . Wir
brauchen die Länder , damit Europa zu einer starken
politischen und sozialen Gemeinschaft werden kann,
die ihre Kraft aus der Vielfalt und aus den Stärken der
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(A) Regionen bezieht . Darum sind wir Mitantragsteller;

deshalb bitten wir um Zustimmung.

Präsident Momper: Danke schön , Herr Ministerprä¬
sident!

Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident
Dr. Späth (Baden Württemberg ) .

Dr. h. e. Späth (Baden Württemberg ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Baden-Württemberg
hat sich dem Antrag angeschlossen . Wenn wir bei die¬
sem Punkt immer etwas zögerlich sind , so deshalb,
weildie beiden Kollegen in ihren Ausführungen heute
morgen natürlich auch etwas auf die Problematik hin¬
gewiesen haben . Daher möchte ich nur wenige selbst¬
kritische Anmerkungen zu diesem Thema machen.

Das Problembesteht darin , daß wirzwar alle Europa
wollen, daß wir aber natürlich die Mitwirkung der
Länder bei der Abgabe von Souveränitätsrechten zu
sichern wünschen. Dabei wissen wir: Europa kann nur
entstehen , wenn wir Souveränitätsrechte an eine eu¬
ropäische Ebene abgeben.

Das Dilemma besteht darin , daß wir uns in einem
Prozeß befinden , den ich — bis hin zum Präsidenten
der Kommission — einen Lernprozeß nennen möchte.
Wenn ich die Positionen , die vor vier, fünf Jahren in
Brüssel vertreten worden sind , mit dem Wandel , den
wir in der Diskussion mit dem Kommissionspräsiden¬
ten — ich glaube , 1987 — empfunden haben , und mit
dem vergleiche , was heute in bezug auf die Position

(Bj des Präsidenten zitiert wurde , müssen wir dazu sagen:
Alles, was in Brüsselan regionalen Ebenen besteht , ist
davon natürlich weit weg . Das darf hier nicht uner¬
wähnt bleiben.

Für alle regionalen Konferenzen , die wir veranstal¬
ten , besteht in Brüssel ein Beratungsgremium , das
eine Mischung aus regionalen und kommunalen Ele¬
menten darstellt. Darin sind alle vertreten , beginnend
mit der Ebene der selbständigen Länder der Bundes¬
republik bis hin zur kommunalen Selbstverwaltungs¬
organisation. Darin liegt natürlich eine Schwierig¬
keit.

Ich glaube , wir müssen uns mehr um folgende Frage
kümm ern. Deshalb sehe ich darin auch durchaus kei¬
nen Widerspruch zu einer Stärkung des Europäischen
Parlaments . Diese Frage richtet sich an uns. Wenn ich
mir die Diskussionbei der Ministerpräsidentenkonle-
renz über die Zusammenarbeit der europäischen Re¬
gionen ansehe , stelle ich fest , daß wir in bezug auf den
konstruktiven Teü , indem wir uns nämlich jetzt über¬
legen , weichen Mitwirkungsrahmen wir in Europa
suchen , weit weg von dem sind , was eigentlich pas¬
sieren müßte, um das Defizit auszugleichen , das wir
im Grunde dadurch ausgleichen müßten , daß wir in
Europa bei der Stärkung unserer Abwehrposition mit-
wirken , wenn wir Artikel 24 Abs. 1 ergänzen.

Denn wir müssen uns darüber im klaren sein : Mit
unserer Initiative — ich sage noch einmal, wir werden
sie mittragen — haben wir im Grunde natürlich nur
die Möglichkeit, dem Bund gegenüber Entscheidun¬
gen in RichtungEuropa zu verweigern . Daneben müs¬
sen wir aber die konstruktive Ebene auf der europäi¬
schen Seite stärken und voranbringen . Deshalb

begrüße ich gerade die Initiative in Richtung auf die (C)
regionale Zusammenarbeit.

Ich möchte hier aber ergänzend sagen : Die deut¬
schen Bundesländer haben bisher auf dem Sektor der
Vereinigung der europäischen Regionen , der im Au¬
genblick natürlich noch ein ziemlich breites und eher
konfuses Gebüde ist, nur wenige Initiativen ergriffen.
Es sind noch nicht einmal alle deutschen Bundeslän¬
der in die Gemeinschaft der europäischen Regionen
eingestiegen , um dort zu versuchen , diesen Reglona-
lisienxngsprozeß voranzubringen.

Man kann sich Europa durchaus als eine Einrich¬
tung vorstellen , in der es eine starke europäische
Ebene , eine starke regionale und eine relativ schwa¬
che nationale Ebene gibt ; denn alle Aufgaben — das
gilt übrigens auch für das vereinigte Deutschland — ,
die wir in der Zukunft im großen Rahmen lösen müs¬
sen , haben eine europäische Dimension. Das reicht
vom Umweltschutz über die großen Wissenschaftsfra¬
gen bis hin zu europäischen Verkehrslösungen . Ent¬
weder geschieht dies auf eineT europäischen oder ei¬
ner regionalen Ebene.

Im Grande könnte man sich also vorstellen , daß
eines Tages die Aufgabe der nationalen Regierungen
vor allem darin besteht , freitags in Brüssel das zu
machen , was wir jetzt freitags als Aufgabe der natio¬
nalen Beteiligung in europäischen Dimensionen in
Bonn machen . Dann hätten wir den Idealzustand,
nämlich eine starke europäische Ebene , eine starke
regionale Ebene und eine nationale Ebene , die logi¬
scherweise deshalb an Bedeutung verlieren muß , weil
die nationalen Grenzen unwichtig werden . Das ist die
große Vision, die wir von Europa haben . Ich will hin-
zufügen : Ein Stück weit geht die Aktion in bezug auf
Artikel 24 dorthin.

Ich möchte hier aber gern das zweite „Bein'1 noch
einmal in Erinnerung rufen, das darin bestehen muß,
daß wir viel stärker versuchen müssen , mit den regio¬
nalen Ebenen , die wir als Ansatzpunkte in den ande¬
ren europäischen Ländern betrachten , zosammenzu-
arbeiten . Die Spannbreite ist natürlich sehr groß und
reicht von der Selbständigkeit einer italienischen oder
französischen Region bis hin zur Selbständigkeit Ka¬
taloniens in Spanien . Wir sollten versuchen , unsere
Kraft auch stärker in diese europäische regionale Zu¬
sammenarbeit einzubringen . Das gehört eigentlich zu
diesem Antrag.

Ich unterstütze die vorliegende Initiative nach¬
drücklich . Unser gelegentliches Zögern erklärt sich
dadurch , daß wir gerne das Gleichgewicht halten wol¬
len . Wir wollen also nicht nur sagen , was wir notfalls
verhindern wollen , wenn die nationale Ebene etwas
nach Europa abgibt , was uns nicht gefällt, sondern wir
wollen auch eine regionale Ebene in Europa gestal¬
ten . Ich glaube , das gehört zusammen und sollte hier
nicht unerwähnt bleiben . — Vielen Dank.

Präsident Momper: Schönen Dank , Herr Kollege!
Das Wort hat nunmehr Herr Staatsminister Profes¬

sor Hill (Rheinland -Pfalz ) . Bitte schön , Herr Kollege!Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Hill (Rheinland-Pfalz ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Wenn man als letzter re-
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iai gen , den Investitionen , den Städten auf der unteren
Ebene beginnen und z. B . Grundstücke verkaufen.
Über die Preise könnte von mir aus nachverhandelt
werden . Aber was glauben Sie wer alles in die Her¬
richtung schöner alter Gebäude in den Städten inve¬
stieren wird , wenn er einen zehnjährigen Mietvertrag
bekommt ? — Das wichtigste wäre , wenn jetzt alle die¬
jenigen. die Bankfilialen, Gaststätten . Kaufhäuser,
Gott weiß was. Läden usw . einrichten wollen , alte
Gebäude kaufen und sie sofort instandsetzen könn¬
ten . Dadurch entstünde die zweite große Nachfrage¬
welle nach Arbeitsplätzen in der DDR.

Wenn jetzt die Kommunen — hier sollten wir uns
einschallen und helfen — die Gelder aus dem Erlös
von Grundstücksverkäufen nehmen und damit Infra-
stnikturmaßnahmen finanzieren , führt das zur dritten
großen Nachfragewelle in der DDR selbst Das ist der
Boom, der schnell erzeugbar ist. Der Boom der Pro¬
duktion wird erst in zwei oder drei Jahren kommen,
weil alle Betriebe umgestellt werden müssen . Daraus
werden auch die Schwierigkeiten entstehen.

Deshalb ist es richtig , daß 7 Milliarden DM aus un¬
seren Zahlungen plus ERP-Kredite zur Verfügung ste¬
hen , damit wir im Einzelfall durch Kredite abfedem,
Liquiditätshilfengeben oder — was ich für noch viel
wichtiger halte — Neugründungshilfen geben kön¬
nen. Es wäre gut , wenn es auf der kommunalen Ebene
einen Zusammenhang zwischen der Arbeitsverwal¬
tung und der Übernahme von Leuten , die aus Betrie¬
ben kommen, durch Beschäftigungsgesellschaften
der Kommunen gäbe . Die Betriebe sollten nicht mit

B, Subventionen gehalten und damit der Restrukturie¬
rungsprozeß behindert werden , sondern dort, wo re-
strukturiert wird, sollten die Menschen , die dort nicht
mehr beschäftigt werden können , von Beschäfti-
gungsgfesellschaften übernommen werden . In den
Städten und Gemeinden könnte sehr viel geleistet
werden , von der Wiederherrichiung von Kranken¬
häusern bis zu Kindergärten und öffentlichen Einrich¬
tungen der Infrastruktur . Man könnte die große Auf¬
bruchstimmung — Stichwort: .Wir helfen dabei mit,
unser Land in Ordnung zu bringen “ — mit Weiterbil¬
dung . und Qualifizierung kombinieren und die Gel¬
der aus den Verkaufserlösen in die Ausbildung und
Qualifizierung der Menschen stecken . Das wäre ein
Prozeß , der die Aufbruchstimmung erzeugt , die wir
brauchen.

Ich bin dafür, daß wir dabei abfedem und mithelfen.
Ich bin nicht für die bloße Anwendung der Arbeitslo¬
sengesetze . wenn jemand auf der Straße liegt . Das
macht die Leute kaputt . Wenn wir ihnen sagen : . Ihr
werdet alle auf der Straße liegen “

, aber keine Ideen
haben , wie wir ihnen unsere solidarische Hilfe anbie¬
ten können, entsteht eine miese Stimmungauf beiden
Seiten. Ich kann alle nur warnen , die meinen , mit die¬
ser miesen Stimmung könnte man Politik in Deutsch¬
land machen , in einer Phase , in der die Menschen
Hoffnung, Unterstützung und Ansprache wünschen.

Dann haben wir auch das Recht, die Verwertung
des Vermögens der DDR einzuklagen . Wenn wir in
der vorgesehenen Größenordnung finanziell helfen,
wenn wir drüben praktisch helfen , wenn wir dort , wo
Betriebe ihre Ausbildung wegen mangelnder Renta¬
bilität einstellen , Berufsschulen einrichten , jeder in

seiner Partnerregion , und dabei helfen , dort ein Be- ' C' i
rufsschulwesen aufzubauen , wenn wir das alles tun
dann können wir auch verlangen , daß die DDR zur
Finanzierung ihre Vermögenssubstanz eir.setzt . Dann
können wir natürlich auch verlangen , daß das SED-
Vermogen — darüber haben wir gestern diskutiert-
hier gibt es keine Probleme zwischen den Parteien — .
daß die Altvermögen , die aus dem Volksvermöger.
kommen , dem Volk auch zurückgegeben werden.
Dann werden wir für viele Fragen , die Sie aufgewor¬
fen haben , Lösungen , zumindest Lösungsansätze , fin¬
den . in diesem Fall wird sicherlich der eine oder an¬
dere Briefwechsel noch möglich sein.

Die Frage , die ich am Schluß stellen möchte und die
wir hier erörtern müssen, lautet , ob wir gemeinsam
versuchen wollen , das aus dem Staatsvertrag abzulei¬
ten , was jetzt unsere Pflicht ist , ob wir unsere födera¬
tiven Werte in Engagement in der DDR umsetzen und
den Leuten Hoffnung machen wollen , damit sie nicht
vier Wochen lang bangen müssen , ob sie den Vertrag
bekommen oder nicht, ob die D-Mark kommt oder
nicht , und sie auf diese Weise in weitere Zweifel stür¬
zen . oder ob wir ihnen sagen : .Jetzt sind die Grund¬
lagen gelegt , jetzt laßt uns gemeinsam miteinander
reden ! “

Wir haben die ersten dreißig Stellen in unseren
Haushalt für Leute eingesetzt , die wir als Berater in
unsere Partnerregion schicken wollen , damit im Be¬
rufsschulwesen , in der Bauverwaltung , der Stadtpla¬
nung , damit überall etwas geschieht . Sollen wir diese
Leute jetzt hinüberschicken , um den Menschen dort
zu erläutem , daß die D-Mark am 1 . Juli möglicher-

)D|
weise nicht kommt ? ! — Ich kann dazu nur sagen : Wer
die Menschen aus der Unsicherheit befreien will , tut
human mehr, als wenn er hier beckmesserisch auf¬
zeigt . was alles noch hätte geändert oder verbessert
werden müssen.

Ich meine — jetzt erinnere ich wieder an unseren
Präsidenten — : Lassen Sie uns den Schwung vom
10 - November umsetzen ! Ich möchte den Kollegen
von der SPD sagen : So , wie ich Sie alle kenne , weiß
ich. daß auch Sie jetzt amliebsten drüben mitarbeiten
würden , etwas daraus machen würden . Es tut mir
auch leid, daß Sie jetzt kritisieren und alles in Frage
stellen müssen.

(Heiterkeit)
Aber wenn der 22 . Juni vorüber ist. noch ein biß¬

chen . Lack “ an den Vertragkommt und er dann über
die Bühne gebracht ist , dann helfen wir drüben ge¬
meinsam und zeigen , was wir, ohne Rücksicht auf die
Parteien , gemeinsam können.

Präsident Momper : Schönen Dank . Herr Kollege!
Das Wort hat nun der Ministerpräsident von Nord¬

rhein-Westfalen , Herr Kollege Dr . Rau . - Bitte schön,
Herr Kollege!

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalert ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Kollege Späth hat es mir
mit dem fröhlichen Schluß seiner Rede leichtgemacht.
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, A) Ich war insgesamt von ihm schon sc beeindruckt , weil

er die Bundesregierung lobte

(Dr . h . c. Späth [Baden -Württemberg ) : Das
soll schon einmal Vorkommen !)

— was wir außerhalb von Wahlkämpfen gelegentlich
erleben — , daß ich jetzt , da er uns am Schlußmit einer
polemischen Pointe dazu aufforderte , doch die Beck¬
messerei zu unterlassen , gerne sagen würde : Es ist
schon gut , wenn wir von Gemeinsamkeit reden . Es ist
gut , wenn wir die deutsche Einheit alseine Sache aller
ansehen : aller Parteien , aller politischen Kräfte, aller
Gebietskörperschaften.

In der Tat , die größte Herausforderung , vor der wir
seit 1949 stehen , ist dieser Weg zur Einheit . Aber
wenn er das ist, dann werden wir auch miteinander
darüber sprechen , wann man denn die Gemeinsam¬
keit postuliert , wann man denn die SPD fragt : «Ist
das Ihr letztes Wort? “ Wenn man diese Frage stellt,
wenn man selber sein letztes Wort schon gesprochen
hat , und wenn man selber sagt : . Darüber läßt sich nun
nicht mehr reden ; Bundesrat , friß oder stirb ! ' — Sie
merken , ich habe ein Wort ausgetauscht — , dann
kann man nicht nach Gemeinsamkeit rufen.

Sie haben aus der Rede von Walter Momper vom
10 . November zitiert Das war ein bewegender Tag
hier im Bundesrat . Aber hätten wir nicht auch die
Ministerpräsidenten der Länder zitieren können , die
damals , am 10 . November , das politiische Gespräch
über den Staatsvertrag angeboten haben ? Hätten wir
nicht auch die dringende Bitte , geäußert in Bundestag

PI und Bundesrat , an den Kanzler zitieren können , end¬
lich einmal alle an einen Tisch zu bitten und die
Grundfragen zu erörtern? — Nichts davon ist gesche¬
hen!

Wir haben am 18 . Dezember beim Bundeskanzler
gesessen . Er hat uns versprochen : .Das werden wir
alles gemeinsam tun .

" Wir haben am 15 . Februar bei
ihm gesessen . Er hat uns versprochen : «Wir werden
das alles gemeinsam tun . “ — Wie ist es denn gewe¬
sen? Wo haben wiruns denn die Arbeitspapiere besor¬
gen müssen , damit wir Einblicke bekamen in das , was
diskutiert wurde?

Nein ! Wer uns fragt, ob dies das letzte Wort ist , und
wer dann , wie Herr Bundesfinanzminister Waigel, von
dem « Ihnen zur ersten Beratung vorliegende Entwurf
des Staatsvertrages “ spricht , der muß bei dieser For¬
mulierung auch die Möglichkeit zur Beratung geben.
Der darf nicht sagen : «Bundesrat . tage in einem
Schweigekloster ! " Der darf nicht sagen : .Bundesrat,
hier ist es nun ; du kannst ja oder nein sagen ; mehr
kannst du nicht sagen . “

Darüber müssen wir reden , nicht über die Frage,
wer wann das letzte Wort spricht , sondern über die
Frage : Was ist das , was hier zur Gestaltung ansteht?
Haben wir es hier mit einem völkerrechtlichen Ver¬
trag zu tun , den wir zu ratifizieren haben ? Haben wir
es auf einmal mit Ausland zu tun? Oder haben wir es
mit einem staatsrechtlichen Vorgang zu tun, zu dem
die Verfassungsorgane des Bundes ihr Wort zu sagen,
ihre Entscheidung zu treffen haben ? Das steht an!

Der Bundesfinanzminister hat gesagt , dies sei eine
Aufgabe , die nur gemeinsam zu schaffen sei . Ich

stimme Ihnen ausdrücklich zu , Herr Bundesfinanzmi - *
nister: Das ist eine Aufgabe, die nur gemeinsam zu
schaffen ist ! Aber warum haben Sie denn dann sechs
Monate lang Diskussionen über den Begriff « Runder
Tisch“

, über «round table "
. wie ihn Willy Brandt ge¬

nannt hat , über die vieler. Angebote , sich einmal zu¬
sammenzusetzen . geführt ? Warum haben Sie denn
dann den Weg über Expertengespräche gewählt —
nicht Verhandlungen , sondern Gespräche ? Warum
haben wir es hier zum erstenmal mit dem Sachverhalt
zu tun. daß Regierungsverhandlungen zwischen zwei
Staaten als Expertengespräche deklariert werden , da¬
mit man die Länder ausschließen kann ? Das steht
an!

Wir wollen einen neuen deutschen Bundesstaat!
Wir wollen doch kein neues Deutsches Reich — alle
miteinander nicht . Und wenn wir einen neuen deut¬
schen Bundesstaat wollen , dann muß auch die Chance
gegeben sein , daß wir ihn miteinander gestatten . In
der DDR gibt es noch keine Länder . Hier bei uns gibt
es sie . Aber wer sagt das den Verfassungs - und den
Staatsrechtlem , nicht nur den Finanzpolitikem ? Das
steht als Frage an!

Herr Bundesfinanzminister , Sie haben die Abspra¬
che erwähnt , die wir miteinander über die Finanzie¬
rung getroffen haben . Ich will Ihnen gern bestätigen:
Dies war eine faire , den Interessen der Länder .ent¬
sprechende , wenn nicht gar entgegenkommende Ver¬
abredung . Sie war natürlich nicht die Bilanzierung
und der Ausgleich dessen , was die .deutsche Einheit
kosten wird , sondern sie war die Beschreibung - des¬
sen, was Länder und Gemeinden dazu beizutragen ^
haben .

,D

Sie haben dabei das Bibelworterwähnt : «Geben ist
seliger denn nehmen . " Damit haben Sie recht. Das
steht im Neuen Testament Aber denken Sie als
Finanzminister bitte auch an jenes andere Bibelwort:
«Nur ein Narr gibt mehr , als er hat . "

(Heiterkeit)
Und vergessen Sie nicht : Wir sind auf vielen Feldern
längst engagiert . Das , was Kollege Späth soeben am
Schluß eindrucksvoll dargestellt hat — 30 Planstellen
in Baden-Württemberg , die für den Einsatz drüben
zur Verfügung gestellt werden — , ist eine gute Nach¬
richt, Herr Kollege Späth . Nur, neu ist sie für andere
Länder nicht. Wir haben das längst getan . Unsere Mit¬
arbeiter sind in den Regionen der DDR , zu denen wir
besondere und langjährige Beziehungen haben
— übrigens nicht nur politische Beziehungen , son¬
dern auch kirchliche , private Kontakte — , längst ver¬
treten und versuchen zu helfen.

Nein , es geht hier in der Tat um die Frage , wie das
letzte Wort heißt . Aber bevor man das entscheidet,
muß man über das reden , was Sache ist Und dies ist
nicht geschehen!

Ich sagte : Es gab Expertengespräche , um die Län¬
der auszuschließen . Ich denke , manche entdecken
den Föderalismus immer dann , wenn sie Stimmen
brauchen . Ich wünschte mir aber , sie würden den Fö¬
deralismus so entdecken , wie es einer der früheren
Kollegenhier im Bundesrat jetzt noch einmal in Erin¬
nerung gebracht hat . ln einer Rede in Speyer hat
Bernhard Vogel darauf hingewiesen , daß die Bun-
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(Ai desrepublikDeutschland eine Schöpfung der Länder

ist . nicht umgekehrt.
Deshalb ist die Frage : Wie kommt denn der Prozeß

zustande, in dem wir die deutsche Einheit nicht nur
gesetzgeberischfestlegen , sondern auch politisch ge¬
stalten ? Die Bundesregierung hat uns an das Wort
erinnert: „Wir sind das Volk.

" Dieses Wort wurde
nicht von Leuten aus den Blockparteien gesprochen.
Es wurde nicht von Politikern gesprochen . Auf dieses
Wort : „Wir sind das Volk" kann man nicht antworten,
indem man sagt : „ Und ich bin der Kanzler! "

(Heiterkeit)
Das reicht nicht! Hier benötigt das Gespräch mehr
politische Substanz.

Ich will Ihnen ganz offen sagen : Wenn die Bundes¬
regierung glaubt , der Bundestag und der Bundesrat
seien Zaungäste , seien gewissermaßen Schlachten¬
bummler, wenn es um die Grundsteinlegung der
deutschen Einheit geht , dann irrt sie . Von diesem
Staatsvertrag, dem wichtigsten Schritt zur Verände¬
rung der staatlichen Strukturen in Deutschland , sind
die Länder in der Bundesrepublik in ihrer staatlichen
Existenz und in ihrem Mitwirkungsrecht unmittelbar
berührt Deshalb glaube ich , daß für diesen Staatsver¬
trag der Grundsatz gelten muß , daß der Bundesrat die
Möglichkeithaben muß , über den Text gründlich und
eingehend zu beraten , Änderungen zu beschließen,
die aus seiner Sicht nötig sind , und danach dem Text
insgesamtzuzustimmen oder ihn abzulehnen . Unsere
Mitwirkungdarfnicht zu einer bloßen Jasager -Veran¬
staltung werden. Es gibt die deutsche Einheit nicht

1 nur zu den Bedingungen des einen . Man darf auch
nicht glauben , derjenige sei am stärksten für die Ein¬
heit, der sie als Privatveranstaltung so mit Hektik und
Druck betreibt , wie wir es in den letzten Wochen und
Monaten erlebt haben.

Der Vertragstext darf nicht den föderalen Gedan¬
ken mißachten. Das heißt konkret , daß wir bei Arti¬
kel 7 Abs . 3 Satz 2 und bei Artikel 8 über Schiedsge¬
richt und Reglenmgsausschuß reden müssen . Dazu
gehört auch , daß wir über Währungs - und Wirtschafts¬
union . über Sozial - und über Umweltunionmiteinan¬
der sprechen müssen.

Ich empfinde die . Situation nicht so . wie Kollege
Späth gemeint hat , daß im Augenblick eine miese
Stimmungherrsche , auch nicht in bezug auf die deut¬
sche Einheit. Ich glaube vielmehr , daß die Menschen
diesen Weg gehen wollen . Ich meine auch , daß die
Menschen über die Bedingungen dieses Weges einen
öffentlichen Diskurs wünschen . Aber viele sind von
mancherlei Vermischungen irritiert, bei denen auf
einmal deutsche Einheit und taktisches Verhalten bei
der Anpeilung oder Festlegung von Wahltenninen
miteinander verbunden werden.

Darum will ich hier ausdrücklich sagen : Soweit ich
es sehe , sind alle Länder bereit , an der deutschen Ein¬
heit und an einem deutschen Bundesstaat mitzuwir¬
ken . Alle Länder sind zu teilen bereit , um die Teilung
zu überwinden . Die Voraussetzung dafür aber ist , daß
Kalkulierbares hinsichtlich Kosten und Belastungen
genannt wird . Wir haben unsere Bereitschaft durch
die Verabredung gezeigt , die wir in der vergangenen
Woche getroffen haben . Wenn wir einen sol¬

chen Vorschlag von Anfang an gehabt hätten , wären tCi
uns viele öffentliche Diskussionen und viele Sorgen
um die Handlungsfähigkeit der Länder und Gemein¬
den erspart geblieben.

Das zentrale Problem in der DDR wird wohl — dar¬
auf haben sowohl der Bundesfinanzminister wie auch
Kollege Späth hingewiesen — der wirtschaftliche
Strukturwandel , der Übergang von einer Kommando¬
wirtschaft zu einer , wie ich freilich finde , sozial und
ökologisch verpflichteten Marktwirtschaft sein . Das
ist ein Ziel , ein Entwurf , der historisch ohne Beispiel
ist . Das sind große Chancen für die Menschen ; aber es
sind auch enorme Risiken. Darum sind Umsicht und
Vorsorge nötig . Wer Umsicht und Vorsorge als Säu¬
men und Zögern diskreditiert, der wird der Sache
nicht gerecht.

Genau an dieser Umsicht und Vorsorge mangelt es
diesem Vertragswerk in vielen Punkten . Es gibt die
Sorge, daß viel zu viele Betriebe in der DDR der ge¬
planten Schocktherapie nicht standhalten . Das gilt
auch für solche Betriebe , die nach einer angemesse¬
nen Übergangszeit durchaus wettbewerbsfähig wä¬
ren . Gewiß wird nach dem 2 . Juli verständlicherweise
die Konsumnachfrage stark ansteigen . Die Menschen
haben zum erstenmal „ richtiges" Geld . Aber wie be¬
urteilen sie die Gefahr , daß das ein Strohfeuer ist , das
im Herbst zusammenbricht ? . Wie beurteilen sie die
Sorge, daß vor allem die Industriebetriebe nach eini¬
gen Monaten zunehmende Liquiditätsprobleme be¬
kommen? Allein im warenproduzierenden Gewerbe
arbeiten etwa 3,2 Millionen Menschen . Wenn diese
Betriebe ihre Waren nicht mehr absetzen können —

(Dj
wer sich heute umsieht , der erkennt das schon — .
wenn sie nicht mehr verkaufen können , was sie pro¬
duzieren . dann kommt es zu Entlassungen in großem
Umfang. Dann mag alles das nötig sein , Herr Kollege
Späth , wovon Sie soeben gesprochen haben . Nur muß
man doch darüber reden!

Wenn der Bundeswirtschaftsminister von „ dramati¬
scher Arbeitslosigkeit “ in der DDR spricht , und wenn
diesem Vertrag eine viel zu optimistische Prognose
zugrunde gelegt wird — jedenfalls gemessen ah den
Äußerungen des Bundeswirtschaftsministers ; Sie stel¬
len , wie der Herr Bundesfinanzminister dargestellt
hat , für das zweite Halbjahr 7 Milliarden DM zur Ver¬
fügung — , dann frage ich : Reicht das ? Was ist nach
dieser Zeit? Wie wollen wir verhindern , daß sich Fehl¬
entwicklungen nur verzögern, statt daß wir ihnen
durch die richtigen Schritte zum richtigen Zeitpunkt
entgegenwirken ? — Wir werden auf absehbare Zeit
Mittel und Maßnahmen brauchen , damit wir den
Strukturwandel erleichtern , damit moderne und qua¬
lifizierte Arbeitsplätze entstehen können . Dazu gehö¬
ren natürlich Ausbildung und Qualifikation.

Nein, meine Damen und Herren , es geht nicht um
sogenannte Nachbesserungen im Sinne günstigerer
Konditionen für die DDR zu Lasten der Bundesrepu¬
blik, sondern es geht darum, zu verhindern , daß die
Überwindung der staatlichen Teilung in soziales
Chaos führt Darum muß in einem solchen Staatsver¬
trag von den Vertragspartnern verbindlich vereinbart
werden , welche weiteren Maßnahmen sie prüfen,
welche Regelungen sie treffen wollen , sobald eine der
Vertragsparteien nachvollziehbar darlegen kann , daß
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oder weniger günstig entwickelt als angenommen.
Wir brauchen vorsorgliche Maßnahmen zur Finan¬

zierung . Wenn der wirtschaftliche Strukturwandel,
wenn die Modernisierung der Betriebe in erster Linie
von Privatseite finanziert wird , dann muß doch die
Frage gestellt werden : Wie wird denn mit dem Ver¬
mögen von SED/PDS und mit dem Vermögen der
übrigen Blockparteien umgegangen , das sich in vier
Jahrzehnten angesammelt hat?

Hier ist neues Denken nötig ! Nur wenn neues Den¬
ken Platz greift, ist auch neues Handeln möglich . Ge¬
rade angesichts der Steuerschätzungen , von denen
meine beiden Vorredner gesprochen haben , muß dar-

(B ) über geredet werden , was das denn für die Entwick¬
lung etwa im Bereich der Untemehmenssteuem be¬
deutet . Ist angesichts unserer glänzenden Umsatz-
und Gewinnsituation die Ankündigung weiterer glo¬
baler Senkungen in der Größenordnung von 25 Milli-

— arden DM wirklich sinnvoll?
Meine Damen und Herren , lassen Sie mich einen

letzten Punkt erwähnen ! Wer Zeitungen sammelt und
sich Zettelkästchen anlegt , der hat zu Wahlterminen
und zu der Frage eines Junktims oder Nichtjunktims
in den letzten Wochen und Monaten jeden Tag eine
neue Äußerung lesen können , sehr häufig von der
gleichen Person. Dann muß doch die Frage gestellt
werden : Welchen Zusammenhang sieht die Bundes¬
regierung und sehen die Koalitionsfraktionen zwi¬
schen dem Staatsvertrag und dem Tennin für gesamt-

■deutsche Waiden ? Ist dieser Termin eine von wahltak¬
tischen oder parteipolitischen Überlegungen abhän¬
gige Variable ? Ich habe am 14 . Mai erlebt , wie ein
Junktim zwischen dem Staatsvertrag und der Verein¬
barung des Wahltermins in der Koalition hergestellt
wurde . Der demokratische Griindungsakt des neuen
deutschen Bundesstaates als Ergebnis solcher Koali¬
tionsgespräche ? — Nein!

Wir müssen den Zeitpunkt , wir müssen die Ausge¬
staltung der ersten gesamtdeutschen Wahlen als inte¬
grale Bestandteile bei der Herstellung der deutschen
Einheit sehen . Darum sind das gesamtstaatliche Auf¬
gaben . Das ist eine völlig neue politische Qualität.
Darum darf über den Zeitpunkt und die Ausgestal¬
tung der ersten gesamtdeutschen Wahlen nach unse¬
rer Überzeugung nur in vollem Konsens der staatli¬
chen Ebenen entschieden werden . Alle verantwortli¬

chen Krälte in der Bundesrepublik Deutschland und i<- •
in der DDR müssen sich verständigen.

Sie haben recht : Das Grundgesetz ist auch die Aus¬
gangsbasis für den neuer . Staat, der entstehen wird.
Auf dieses Grundgesetz sind alle demokratischen
Kräfte in der Bundesrepublik verpflichtet . Aber wie
sieht dieses Grundgesetz am Ende aus ? Was geschieht
bei Anwendung des Artikels 23 mit den Elementen
des Artikels 146? Welche Rechtsgebiete , welche Be¬
reiche werden sich verändern ? Ich bin kein Jurist:
aber ich weiß, daß vom Strafrecht über das Kirchen¬
recht bis zu vielen anderen Elementen unserer Gesell¬
schaftsordnung neue Überlegungen Platz greifen
müssen und Platz greifen werden . Darum kommt es
darauf an . daß das Grundgesetz jetzt von uns nicht nur
gepriesen wird , sondern daß wir auch seine Gesin¬
nung ernst nehmen . Und zur Gesinnung des Grund¬
gesetzes gehört , daß die Bundesrepublik Deutschland
ein Bundesstaat und keine Republik mit Präfekten
und Provinzen ist.

Wenn das so ist , dann müssen die föderalen Ele¬
mente gestärkt , und dann muß über die Finanzkom-
pelenz geredet werden . Auf der Basis dieses Grund¬
gesetzes muß , meine ich, am Ende stehen , daß dieje¬
nigen , die Sie mit dem Ruf » Wir sind das Volk “ zitiert
haben , die Chance erhalten , sich die Geburtsurkunde
dieses neuen Staates selber auszustellen , indem sie
einen Volksentscheid treffen.

Der Prozeß der deutschen Einheit muß in der Tat
schnell und zügig sein . Aber schnell und zügig ist
etwas anderes als hastig und hektisch . Es sollte sich
niemand täuschen : Der Weg zur wirklichen Einheit
der Deutschen , und zwar im Leben der Menschen und
nicht nur auf dem Papier , in der Verfassungswirklich¬
keit und nicht nur im Verfassungstext , ist lang und
wird uns allen viel Kraft abverlangen . Aber wenn wir
diesen Weg gemeinsam gehen sollen , muß die Ge¬
meinsamkeit am Anfang stehen und über die ver¬
schiedenen Etappen durchgehalten werden . Sie darf
kein taktisches Kalkül sein , sondern dann muß sie
Fundament für das sein , was wir tun , und für die Art.
wie wir es tun.

Der Rat , den der Bundesfinanzminister uns am An¬
fang gegeben hat , nämlich daß wir ohne kleinliches
Gezänk und ohne parteipolitische Polemik beraten
sollen, gilt für alle als zustimmungsfähig , und das wol¬
len wir auch alle versuchen . Aber dann dürfen Sie
nicht fragen : . Ist das Ihr letztes Wort ? “

, bevor Sie Ihr
erstes Wort gesprochen haben und bevor die Tür —
statt zu schweigender Zusümmung — zu Beratungen
in der Sache offen ist . — Herzlichen Dank!

Präsident Mompen Schönen Dank , Hert Kollege!
Das Wort hat nunmehr Herr Ministerpräsident

Dr . Streibl (Freistaat Bayern ) . — Bitte schön , Herr Kol¬
lege Streibl!

Dr. h. c. Streibl (Bayern ) : Herr Präsident ! Meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich war wirklich stolz.
Kollege Rau, als wir am vergangenen Mittwoch zu¬
sammen mit dem Bundesfinanzminister vor die Presse .
gegangen sind . Ich war stolz darauf , daß es gelungen
ist, ein gemeinschaftliches Werk des Bundeskanzlers
und sämtlicher Ministerpräsidenten der Bundesrepu-

Es geht nicht nur um die SED. Ich denke , der Bun¬
desrat muß darüber sprechen , und zwar nicht nur bei
Haushaltsberatungen . Wenn es wirklich stimmt —
diesen Eindruck haben wir in den letzten Monaten
und Jahren gewonnen ; wir haben das gelobt und ge¬
priesen — , daß die Entspannungspolitik in Europa
Fortschritte macht — das ist doch kein deutsch -deut¬
sches Phänomen , sondern dies zeigt sich auch in der
Tschechoslowakei , Ln Ungarn und in Polen — , dann
müssen wir doch darüber sprechen , ob es in einer sol¬
chen Zeit angemessen ist, den höchsten Verteidi¬
gungshaushalt seit Gründung der Bundesrepublik
vorzulegen und dann auch noch vorzusehen , daß er
um 1,5 Milliarden DM gesteigert wird. Wieviel von
diesen Mitteln könnte genutzt werden , um die soziale
und die ökologische Erneuerung in der DDR zu finan¬
zieren?
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(A) sieht Wir werden in diesen Tagen über weitere Kre¬

dite für die UdSSR reden . We : wird diese denn ver¬
weigern wollen, wenn diejenigen , die das alles einge¬
leitet haben , jetzt selber in Gefahr sind ? Wie wollen
wir denn ein stabiles Europa schaffen, wenn wir nicht
gewaltige Mittel einsetzen ? Wollen wir dann unter¬
scheiden und sagen : Das ist zuviel und das ist zuwe¬
nig?

Wir haben uns doch alle miteinander lange ge¬
wünscht, eines Tages Freiheit und Frieden für Geld
kaufen zu können . Wir haben viel Geld für Häiflings-
irelkäufe gezahlt . Wir hätten viel Geld ausgegeben,
wennwir damit den Schießbefehl an der Mauer weg-
bekommen hätten . Jetzt ist all das eingetreten , was
wir eigentlich nicht zu träumen gewagt haben . Plötz-
lich gibt es in der UdSSR einen Staatschef namens
Gorbatschow , der bereit ist , der deutschen Wie¬
dervereinigung zuzustimmen und konstruktiv nach
Lösungenzu suchen, wie man Einzelprobleme bei den
Zwei -plus-Vier-Gesprächen im Prozeß der Einigung
lösen kann.

Daß der amerikanische Präsident das unterstützt,
haben wir eigentlich immer geglaubt . Daß der Präsi¬
dent der Französischen Republik seine Bedenken zu-
rücksteüt und in dieser Phase zusammen mit dem
deutschen Bundeskanzler die Initiative .politische
Integration Europas“ ergreift , ist doch ein groß¬
artiges Ereignis, genauso wie die Tatsache , daß die
Engländer dem Ganzen zustimmen , daß die Zwei-

. plus-Vier-Gespräche mit festem Termin laufen , daß in
Wien Hoffnungen auf einen Erfolg bestehen , daß der
KSZE-Prozeß mit neuen Zielen versehen werden
kann . Gestern hat der Bundeskanzler zu der Frage¬
stellung NATO und Warschauer Pakt die Idee geäu¬
ßert , daß man mit einem Nichtangriffspakt beginnen
könnte . Man muß sich einmal vergegenwärtigen , was
es historisch bedeutet , wenn Vertreter der beiden
Blöcke , die jeweils Schutzfunktionen hatten , plötzlich
miteinander reden , mit einem Nichtangriffspakt be¬
ginnen und Strukturen für ein großes europäisches
Sicherheitssystem entwickeln.

Darüber hinaus ist die Wirtschaltslage so günstig
wie nie zuvor. Die künftigen Tarifabschlüsse sollten
sich an dem der IG-Metall und an den Steuererleich¬
terungen zum 1 . Januar orientieren . Anschließend
sollten wir einmal zusammenzählen , damit wir einen
Eindruck davon bekommen , was wir tun würden,
wenn wir die Wiedervereinigung in einer tiefen wirt¬
schaftlichen Krise bewältigen müßten. Was hätten wir
denn getan , wenn wir jetzt in der Lage wären , wie sie
Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre bestanden
hat ? Wir stehen vor diesem Problem in einer Situa¬
tion, in der wir tatsächlich sagen können : Wir brau¬
chen jetzt keine Steuern zu erhöhen , weil wir Steuer¬
mehreinnahmen haben . Die Zahlen liegen alle auf
dem Tisch. Sie müssen einmal die Relation sehen . Es
ist ein glücklicher Zufall, daß wir die großen Aufgaben
bei dieser Konjunkturlage lösen können.

Mir fällt dazu nur ein Vergleich ein . Es gibt das Bild
der Friedensbewegung : Schwerter zu Pflugscharen.
Das ist ein interessantes Bild . Es mahnt uns eigentlich,
jetzt lieber die Pflugscharen zu bezahlen , damit wir
die Schwerter nicht mehr brauchen . Wer nicht bereit
ist , die Pflugscharen zu finanzieren , d . h . die Wirt¬

schaftshilfe zu sichern , damit der ganze Osteuropa - l(
sehe Prozeß so stabil wird , daß sich der Sicherheits¬
prozeß mit einem ökonomischen Stabiiitätsprozeß
verbindet , der läuft eines Tages Gefahr , wegen der
Destabilisierung wieder Geld für andere Dinge ausce-
ben zu müssen.

Da wir doch darin übereinstimmen , daß dies die
ganz große Chance ist . nicht nur den deutschen Pro¬
zeß , sondern auch den europäischen Friedensprozeß
zu fördern , weiß ich nicht , ob wir uns weiterhin in
Alternativdiskussionen verstricken dürfen , wie wir sie
geführt haben . Deshalb will ich mit einem Wort von
Herbert Wehner schließen , der am 30 . Juni 1960.
also vor fast genau 30 Jahren , gesagt hat:

Das geteilte Deutschland , meine Damen und Her¬
ren — ich möchte damit nicht belehren - . kann
nicht unheilbar miteinander verfeindete christli¬
che Demokraten und Sozialdemokraten ertra¬
gen.

Ich möchte ebenfalls nicht beiehren : aber das ver¬
einte Deutschland kann das auch nicht ertragen.

Präsident Momper: Schönen Dank . Herr Kollege
Späth!

Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen . Bitte schön. Herr Kollege Rau!

Dr. h. c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! In der Presseschau
habe ich heute morgen eine Meinung vertreten ge¬
hört , jetzt , bei den veränderten Mehrheitsverhältnis - (D
sen im Bundesrat , werde die SPD diesen Bundesrat
sicherlich zu einem „ Kampfinstrument ” machen.

Ich habe immer ein anderes Verständnis vom Bun¬
desrat gehabt . Inzwischen habe ich jedoch ein ganz
neues . Man kann den Bundesrat auch zur Abiage-
stelle für alte Wahlreden machen . Herr Kollege
Späth.

(Heiterkeit!
Das haben Sie uns soeben vorgeführt.

Soweit Sie sich mit der SPD und ihrer deutschland¬
politischen Position auseinandergesetzt haben , darf
ich Ihnen versichern — ohne Prophet wie derjenige zu
sein, den Sie soeben mit den Schwertern und den
Pflugscharen zitiert haben — : Die Schlichtheit Ihrer
Argumente wird kein weiterer Redner hier erreichen.
Mit der Darstellung sozialdemokratischer Politikhatte
das, was Sie hier zu einem Popanz aufgebaut haben,
den Sie dann verprügelt haben , nichts zu tun . Es mag
Zeitungen geben — in Baden-Württemberg — , die
die sozialdemokratische Position so darstellen . Dann
aber empfehle ich die Lektüre überörtlicher Tageszei¬
tungen.

Wer so verfährt , daß er z . B . erzählt , die SPD habe
die Übersiedler aussperren , und die CDU habe der
DDR helfen wollen , der stellt die Argumente auf den
Kopf. Wir haben Forderungen gestellt und sind dafür
gescholten worden , der DDR endlich zu helfen , und
wir haben hier darüber diskutiert , ob diese Hilfe schon
vor Wahlen stattfinden solle oder ob man mit ihr war¬
ten müsse , bis in der DDR eine fTeigewählte Volks¬
kammer existiere . — Das war die Diskussion.
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( Ai Nun kommt der nicht nur beim Skatspiel mit mir

befreundete Lothar Späth und erzählt , man dürfe
nicht nachkarten . Und was tut er dann 35 Minuten
lang ? Nicht nur nachkarten ! Er zeigt hier lauter Asse
und sagt : Das wird ein Nullouvert.

(Heiterkeit)
Nein , Herr Kollege, so schlicht sind die Dinge nicht.

Wir alle kennen die Gründe , warum der saarländi¬
sche Ministerpräsident heute nicht hier sein kann . Ich
habe auch nicht die Funktion , die Position des Saar¬
landes hier darzustellen — das wird sicherlich noch
geschehen — , zumal ich eine andere Position ver¬
trete.

Nur , so zu tun , als stünden diejenigen , die diesen
Staatsvertrag ablehnen , damit im Tor, um die Heilig¬
sprechung der Bundesregierung zu verhindern , das ist
ein völlig falsches Bild , ein völlig falsches Verständnis.
Es ist ein Genuß , Sie die Bundesregierung loben zu
hören ; das freut uns immer wieder : wegen der Origi¬
nalität , wegen der Nähe zur Bundesregierung , die Sie
immer wieder bezeugen — wenn nicht gerade Wahl¬
kampf ist. Aber die Fragen , mit denen wir es hier zu
tun haben , darf man nicht polemisch , darf man nicht
„in kleiner Münze " vertun.

Ich glaube , daß das heute ein ganz wichtiger Tag ist,
so wie gestern ein sehr wichtiger Tag war . Und wenn
wir schon das Nachkarten , wenn wir schon den Urhe¬
berstreit vermeiden wollen,.dann sollten wir uns in der
Tat der Dimension dessen bewußt sein , was gegen¬
wärtig zu gestalten ist, wie Kollege Späth gesagt

(Bi hat.
Heute ist ein Tag , der für viele Erinnerungen weckt.

Heute vor 49 Jahren ist die deutsche Armee in die
Sowjetunion einmarschiert , und das , was wir hier
heute besprechen , ist einer der Versuche , die Folgen
dessen zu mildem , was auch mit diesem Tag vor
49 Jahren zusammenhängt , die Folgen desse'n zu mil¬
dem , was viele Menschen innerlich zerreißt Es gibt
Menschen , die innerlich zerreißt , was wir im Blick auf
die polnische Grenze hoffentlich einstimmig heute
beschließen werden . Es ist keine leichte Sache , ge¬
meinsam . wie wir das hoffentlich tun werden , zu die¬
ser Grenze ja zu sagen , von der wir jedenfalls wissen,
daß sie nicht durch Willkür zustande gekommen ist,
sondern sie ist die schreckliche Folge eines von Deut¬
schen begonnenen Krieges.

Ich denke , wir müssen uns der Bedeutung dieses
Tages bewußt sein . Wir haben das Ziel verfehlt , wenn
wir so tun , als sei der Staatsvertrag die einzige Lösung,
wenn wir so tun , als sei jeder , der gegen diesen Staats¬
vertrag stimmt , damit ein Gegner der deutschen Ein¬
heit . Davon ist überhaupt keine Rede . Wir streiten um
den richtigen Weg.

Dazu meine ich freilich, Herr Kollege Späth — das
habe ich gestern auch im Innerdeutschen Ausschuß
gesagt — , wir brauchten jetzt nicht im einzelnen dar-
zustellcn . welche Zusagen hinsichtlich unserer Betei¬
ligung wir bekommen haben und wie viele dieser
Zusagen nicht eingehalten worden sind . Das wäre in
der Tat ein Nachkarten.

Wir sollten jedoch — jedenfalls sage ich das für
Nordrhein -Westfalen — sagen : Gemeinsamkeit muß

man am Beginn des Weges versuchen und nicht am ■<
Ende des Weges reklamieren . Nurwer am Beginn ver¬
sucht . zur Gemeinsamkeit zu kommen, kann sie errei¬
chen , jedenfalls in einer Gesellschaft, die wir als plu-
rale , als pluralistische Gesellschaft wollen und in der
es unterschiedliche , gegenläufige politische Kräfte in¬
nerhalb des demokratischen Spektrums gibt.

Wir alle wollen die Teilung Deutschlands überwin¬
den ; wiralle wollen die Teilung Europas überwinden.
Wir alle setzen auf die Einigung Deutschlands inner¬
halb eines europäischen Einigungsprozesses . Aber
ich denke , daß wir dieses Ziel um so besser erreichen
werden , je mehr uns bewußt ist . wer uns diese Chance
eröffnet. Diese Chance eröffnet uns keine Bundesre¬
gierung und keine Landesregierung , kein Bundestag
und kein Bundesrat sondern diese Chance haben uns
demokratische Revolutionen in der Mitte und im
Osten Europas eröffnet.

Was mich bedrückt , ist, daß diejenigen Menschen,
die diese Revolutionen durch aufrechten Gang zu¬
stande gebracht haben , in der öffentlichen Diskussion
überhaupt nicht mehr Vorkommen . Wer spricht denn
noch von jenen , für die es Lebensgefahr bedeuten
konnte , im Deutschlandfunk morgens aus irgendeiner
mecklenburgischen , brandenburgischen oder sächsi¬
schen Pfarrerwohnung , oder wo es sonst gewesen sein
mag , ein Interview zu geben ? Wer spricht denn noch
von Konrad Weiß , von Bärbel B o h l e y und von de¬
nen . die diesen Prozeß in Gang gesetzt haben , als wir.
wohl engagiert , wohl auch ein Stückchen helfend,
dabei mitzuwirken versucht haben , daß dieser Prozeß
vorankam ! Es war doch deren Werk, und es war auch ,q,
nichtein Jahr der Deutschen , das hinter uns liegt , son¬
dern es war ein Jahr europäischer Freiheitsbewegun¬
gen . Ohne Budapest , ohne Prag, ohne Warschau , vor
allen Dingen ohne Moskau und ohne Gorbatschow
hätte dieser Prozeß so nicht gelingen können . .

Ich stelle mir vor, wir hätten uns bei der Art. wie
dieser Staatsvertrag zustande gekommen ist . anmer¬
ken lassen , daß wir das wissen. Ich stelle mir vor. wir
hätten diese Chance als eine gemeinsame Chance
aller Verfassungsorgane von Bund und Ländern , von
Bundestag , Bundesregierung und Bundesrat erkannt.
Dann wären wir nicht in die merkwürdige Situation
gekommen , uns Exemplare des Staatsvertragsent¬
wurfs von der Regierung der DDR ausleihen zu müs¬
sen , damit wir sie ein paar Tage bevor die Bundesre¬
gierung sie uns mit Stundenfristen zustellte lesen
konnten.

Darum geht es , und es geht um die Frage , ob und
wie wir diese Chance wahmehmen , wie wir das , was
es seit 1949 jetzt zum erstenmal gibt — Hoffnung auf
Vereinigung in Frieden und mit Zustimmung unserer
europäischen Nachbarn — , zustande bringen . Daher
ist dieser Tag , so glaube ich, ein wichtiger Tag . Ich
bestreite überhaupt nicht , daß dies ein Tag der Freude
und der Hoffnung ist. Nur , wer auf das hinweist , was
mit diesem Tag auch an Befürchtungen , an Ängsten
verbunden ist , der ist doch damit nicht „ Bundesbe¬
denkenträgerEs will sich doch kein Hochgefühl ein¬
stellen.

Ich weiß nicht, ob Sie heute morgen in den Nach¬
richten den Bericht über das Interview mit dem Mann
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. Ai gehört haben , der die Arbeitslosenimtiativen in der

DDR zusammenzutuhren versucht , der darüber be¬
richtet . daß es inzwischen 130 000 Arbeitslose gibt
und daß es einige Fälle von Selbstmord unter Arbeits¬
losen gegeben habe.

Wir haben Zeiten erlebt , in denen wir in Nordrhein-
Westfalen 800 000 Arbeitslose hatten . Seit nunmehr
acht Jahren liegt die Zahl der Arbeitslosen in der Bun¬
desrepublikjeweils bei über zwei Millionen; seit zwei,
drei Monaten liegt sie endlich einmal knapp darunter.
Wir wissen , welche Belastung das ist. Aber welche
Sorgen sich damit in der DDR verbinden , in einem
Land ohne marktwirtschaftliche Ordnung , ohne ent¬
sprechende soziale Systeme , ohne Absicherungen,
ohne das soziale Netz , muß man doch sagen dürfen.
Das muß doch ausgesprochen werden.

Daher muß man doch bei der Diskussion über den
Staatsvertrag und über das Begleitgesetz darauf hin¬
zuwirken suchen , daß Verbesserungen stattfinden,
daß Sicherungen erfolgen . Deswegen , denke ich, darf
man nicht mit dem Kauf von Trabis oder Volkswagen
kommen. Alles richtige Einsichten , aber keine zurei¬
chenden zur Lösung der Probleme, vor denen die
Menschen in der DDR und wir gemeinsam , in weni¬
gen Monaten hoffentlich einig , in einem Staat organi¬
siert . stehen werden.

Deshalb ist es ein Zerrbild zu glauben , wie appel¬
lierten an Neidgefühle . Wer soziale Gerechtigkeit
einfordert , appelliert damit nicht an Neidgefühle . So¬
ziale Gerechtigkeit als politisches Prinzip ist keine
sozialdemokratischeErfindung ; das finden Sie in der

(B ) katholischen Soziallehre und in der evangelischen
Sozialethik ganz genauso . Nur , sobald es jemand ein¬
fordert , der eine andere parteipolitische Orientierung
hat. wird daraus der Vorwurf der Neidgefühle.

Wir wollen teilen , wollen die Teilung überwinden,
auch durch Teilen . Aber dann muß man doch die
Frage stellen : Wer trägt denn die Lasten? Werden
denn den starken Schultern auch mehr Lasten aufer¬
legt als den schwachen , oder müssen die schwachen
Schultern wieder alles tragen ? Da Sie aus dem alten
Testament die Schwerter , die zu Pflugscharen gewor¬
den sind , zitiert haben — immerhin ein Satz , den die
Sowjetunionauf ein Denkmal gesetzt hat ; das einzige
Mal , daß die Sowjetunion einen Bibelspruch benutzt
hat — , will ich Ihnen mit einem Wort aus dem Neuen
Testament einen Gruß sagen : „Wem viel gegeben ist.
bei dem wird man viel suchen , und wem viel anver-
traut ist. von dem wird man um so mehr fordern .

"
StellenSie sich vor, wir würden das einmal steuerpoli¬
tisch umsetzen!

(Heiterkeit — Dr. h . c. Späth [Baden-Würt-
tembergj : Wir zwei hätten damit keine Pro¬

bleme !)
— Nein, weil wir aus dem Mittelstand hervorgegan¬
gen sind!

(Erneute Heiterkeit ) )
In der DDR haben Menschen 40 Jahre lang in einem

totalitären System unter einer Kommandowirtschaft
gelebt . Wir haben jetzt die Pflicht, dabei mitzuwirken,
daß Währungsunion , Sozialunion , Wirtschaftsunion,
Uraweltunion — inzwischen haben Sie eine Fahn¬

dungsunion , hinzugefügt — erfolgreich werden . Wir «<’

haben auch dafür zu sorgen , daß es nicht zu wirt¬
schaftlichen. sozialen und menschlichen Katastro¬
phen kommt. Weil es darum geht , war der Streit um
den Staatsvertrag richtig.

Ich gestehe , es ist wieder das übliche Muster . -Wenn
in der eigenen Partei „ Zoff " herrscht , sagt man : Das ist
Vielfalt . Wenn in der anderen Partei Streit ist . sagt
man: Das ist Zerrissenheit der SPD . Das sind die be¬
kannten schlichten Muster.

Ich gestehe , wir haben uns den Streit nicht erspart.
Wir sind sehr oft bis an die Grenze der Diskussionsfä¬
higkeit bei der Frage gegangen : Was können wir mit¬
tragen , wie weit können wir das mittragen . wer kann
das mittragen ? Aber ich denke , daß der Bürger einen
Anspruch darauf hat zu erfahren , ob man es sich
leichtmacht oder ob man in einem schwierigen Dis¬
kussionsprozeß zu einem Ergebnis kommt

Wir haben ein Ergebnis , und es wird in der Abstim¬
mung deutlich werden . Deshalb will ich jetzt nicht
darüber reden und rechten , welche Verbesserungen
denn nun stattgefunden haben , ob sie im Vertrag oder
im Gesetz sind . Ich denke , wir sind ein Stück beim
Schutz von DDR-Produkten vorangekommen , bei der
aktiven Arbeitsmarktpolitik , bei den Vorkehrungen
für eventuelle krisenhafte Zuspitzungen , beim Arti¬
kel 1 b , den unser KollegeJochimsen maßgeblich for¬
muliert hat.

Aber ich würde doch gern noch einmal in Erinne¬
rung rufen , was den meisten bekannt , aber vielen
nicht bewußt ist : Die Bundesrepublik Deutschland ist iDi
eine Gründung der Länder , und nicht umgekehrt . Der
neue Staat , der jetzt entstehen soll , der soll, wie immer
er heißt, ein Bund deutscher Länder sein.

Darumhaben wir zu fragen : Wie kommen wirzu ei¬
ner Politik , die nicht etwas einverleibt , sondern die
Achtung vor dem bekundet , was unsere Landsleute
unter imerträglichen Umständen geschaffen haben?
Wie kommen wir dazu , daß künftig alle politischen
Kräfte und Institutionen in der DDR und bei uns an
diesem Einigungsprozeß beteiligt werden?

Dabei denke ich . daß auch die Bundesregierung
nochlernen könnte und daß mit der Mißachtung föde¬
raler Prinzipien Schluß sein muß. daß die Länder
wenigstens in Zukunft rechtzeitig und umfassend an
der weiteren Gestaltung des deutschen Einigungspro-
zesses beteiligt werden . Es geht auch darum , daß wir
über die Bestimmung des Zeitpunktes und über die
Ausgestaltung der ersten gesamtdeutschen Wahlen
miteinander reden . Auch hier erfahren wir aus den
Zeitungen , was vorgesehen ist.

Ich glaube , daß das Grundgesetz eine gute Grund¬
lage , ein großartiges Angebot und eine noch nicht
erfüllte Aufgabe ist . Es ist deshalb eine gute Basis
auch für den neu entstehenden gemeinsamen Staat.

Aber machen Sie doch nicht jeden zum Sektierer,
der gerne darüber reden möchte , wie denn dieses
Grundgesetz im Blick auf die Stärkung des föderalen
Prinzips verbessert werden kann , im Blickdarauf , daß
die Friedensstaatlichkeit im Grundgesetz festge¬
schrieben werden könnte ; der Verzicht auf atomare,
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(A ) auf biologische und chemische Waffen , daß das

Grundgesetz durch die Konkretisierung des Sozial¬
staatsgebotes verbessert werden könnte , daß der Um¬
weltschutz als Staatsziel in das Grundgesetz aufge¬
nommen werden könnte , daß das Recht der Frauen
auf Gleichstellung wirksamer abgesichert werden
könnte , als es ist ! Weil wir das glauben , darum sind
wir dafür , daß über eine künftige Verfassung eine
Volksabstimmung stattfindet , daß das Fundament für
die künftige staatliche Ordnung eines Tages von allen
Bürgerinnen und Bürgern gelegt wird.

Noch einmal : Wir erneuern das Angebot an die
Bundesregierung zui Zusammenarbeit . Aber das muß
dann Kooperation , Information und anschließend ge¬
meinsames Nachdenken sein.

Wir wissen , die deutsche Einigung ist ohne Zustim¬
mung der europäischen Nachbarn nicht möglich.
Darum werden wir heute zur Frage der polnischen
Westgrenze Stellung nehmen . Diese Grenzfrage hat
Deutsche und Polen schrecklich belastet Wir haben
eine Politik zu betreiben , die Grenzen annimmt und
dadurch mitzuwirken versucht , daß sie nicht mehr
trennen , sondern uns als Nachbarn verbinden.

Ich bin davon überzeugt , die demokratischen Revo¬
lutionen in der Mitte und im Osten Europas geben uns
eine historische Chance , auch die europäische Tei¬
lung zu überwinden . Das heißt aber , daß wir nicht .
vergessen dürfen , daß wir uns in zwei Prozessen be¬
finden : in dem deutsch -deutschen Prozeß und im eu¬
ropäischen Einigungsprozeß im Westen , den wir be¬
schleunigen müssen , daß wir vor der Umgestaltung in
vielen Bereichen ' steheri und daß wir deshalb Mittel

(B| freisetzen müssen , auch durch drastische Abrüstung,
damit wir Mittel für die Zukunft der Menschen ver¬
wenden können und wir die Möglichkeit erweitern,
im Osten und im Süden zu helfen.

Wir dürfen über die Schwierigkeiten in unserer In¬
dustriewelt die Nöte der Dritten und der Vierten Welt
nicht verdrängen . Wirwerden schon in aller Kürze vor
der Aufgabe stehen , ein umfassendes Hilfsprogramm
des Westens für den Osten zu formulieren , damit der
demokratische Aufbau und der ökonomische Umbau
möglich werden . Das gilt vor allen Dingen imBlickauf
die Sowjetunion , von der Sie, Herr Kollege Späth,
nach Ihrer Reise berichtet haben.

Nordrhein -Westfalen stimmt dem Vertragswerk
zwischen beiden deutschen Staaten zu , und zwar trotz
der schwerwiegenden Mängel , mit denen wir uns in
den letzten Wochen oft intern und öffentlich beschäf¬
tigt haben . Wir knüpfen an diese Zustimmung nicht
nur die Bereitschaft zur Mitwirkung , sondern auch die
Forderung nach zukünftiger Zusammenarbeit statt
des Gegeneinander -Aufbringens , damit wir den deut¬
schen und den europäischen Einigungsprozeß wirk¬
sam voranbringen können.

Präsident Momper: Schönen Dank , Herr Kollege
Rau!

Das Wort hat nun der Ministerpräsident von Hes¬
sen , Herr Dr. Wallmann. Bitte schön , Sie haben das
Wort!

Dr. Wallmann (Hessen ) : Herr Präsident ! Meine sehr
verehrten Damen und Herren ! Herr Kollege Rau, ich

möchte mich eigentlich nicht daran beteiligen , die iCi
Redebeiträge von Kollegen zu benoten . Ich finde , der
Gegenstand unserer heutigen Beratung ist dafür zu
wichtig. Ich bekenne ganz persönlich, daß ich dank¬
bar bin , in einer Zeit zu den handelnden Politikern zu
gehören , in der wir über die Entscheidung , die heute
ansteht , miteinander beraten und sie dann zu verab¬
schieden haben . Das ist ein historischer Augenblick
im Leben unseres Volkes.

Ich finde, wir sollten auch unserer Freude darüber
Ausdruck geben , daß wir auf dem Wege zur deut¬
schen Einheit in einem europäischen Einigungspro¬
zeß sind und daß — der Herr Präsident hat schon dar¬
auf hingewiesen — die Mitglieder des Bundesrates
aus Berlin heute zum erstenmal voll stimmberechtigt
sind . Das alles ist Anlaß zu Freude und Dankbar¬
keit

Herr Kollege Rau , Sie haben uns einen Entschlie¬
ßungsantrag vorgelegt Dabei mag man über manches
miteinander streiten ; manches kann man vielleicht
auch akzeptieren . Insgesamt ist dieser Entschlie¬
ßungsantrag für das Bundesland Hessen nicht akzep¬
tabel.

Sie. Herr Kollege Rau. haben soeben gesagt , daß die
Gemeinsamkeiten , die die Bundesregierung gesucht
habe , für Sie nicht ausreichend seien . Sie haben sogar
von einer Mißachtung dieses Bundesrates und der
Länder durch die Bundesregierung gesprochen . Nun.
es ist Ihr gutes Recht, Herr KollegeRau, zu sagen : Wir
halten das nicht für ausreichend . Aber ich muß doch
daran erinnern , daß diese Gemeinsamkeit nicht nur
gesucht worden ist, sondern es hat sie doch gegeben . id>
Herr KollegeSpäth hat recht , wenn er darauf hinweist
— ich will den Faden ein bißchen weiter spinnen — ,
daß wir z. B . zum Fonds . Deutsche Einheit “ ein ein¬
stimmiges Votum abgegeben haben , lieber Hen Kol¬
lege Rau.

(Rau [Nordrhein -Westfalen] : Das stimmt !)
Wenn wir ehrlich sind — jetzt wende ich mich an Sie,
Herr Bundesfinanzminister — . müssen wir zugeben:
Wir haben nach den ursprünglichen Vorschlägen
— damals Artikel 23 — nicht damit gerechnet daß wir
zu einem solchen Ergebnis kommen würden.

' Ich meine also, wenn man schon seinem Unmut und
seiner Unzufriedenheit über die, wie Sie behaupten,
fehlende Kooperation hier Ausdruck verleiht , dann
muß man das . Finde ich, hinzufügen.

Ich finde, zu dem vollständigen Bild gehört dann
auch , lieber Herr Kollege Rau: Natürlich stimmen wir.
darin überein , daß das Jahr 1989/90 kein Jahr , ich
sage , ausschließlich der Deutschen ist Natürlich ist es
ein Jahr der europäischen Erhebungen . Wir alle mit¬
einander das haben wir auch miteinander zum
Ausdruck gebracht — sind doch für das dankbar ge¬
wesen , was in Polen geschehen ist. Ich polemisiere
nicht Man könnte ja , festgemacht an Namen , einiges
anmerken , was in der Vergangenheit geschehen oder,
richtiger gesagt , nicht geschehen ist . Aber wir sind
doch einer Auffassung — das sollten wir in diesem
Augenblick festhalten — , daß ohne das , was in Polen
und in Ungarn geschehen ist vermutlich das , was in
der DDR geschehen ist kaum oder nicht geschehen
wäre.
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iai und der Zonenrandförderung geht . Denn dabei wird

uns zur Sicherung der DDR -Länder viel einfallen . Sie
werden manchen unserer Einfälle nicht gutheißen
und sagen : .Jetzt laßt uns einmal ein bißchen solida¬
risch miteinander reden .

"

Wir bemühen dauernd die berühmten Mütter und
Väter des Grundgesetzes , wenn wir unsere eigenen
Interessen formulieren. Deren Interessen waren viel
ausgeglichener als diejenigen der einzelnen Redner
hier — vielleicht sogar einschließlich derjenigen des
VertretersBaden-Württembergs . Bis hin zu den prak¬
tischen Fragen , die wir lösen müssen , bleibt übrig , daß
hier etwas sehr Vernünftiges gesagt wurde , nämlich
daß die beiden größten Länder auch über die meisten
Stimmen verfügen müßten.

Ich kann darüber unbefangen reden : zu den ganz
großen haben wir nämlich nie gehört Außerdem gab
es in Hohenzollem, wo ich geboren bin , immer auch
ein Stückchen Preußen.. Vorher waren wir österrei¬
chisch . Auch mit Preußen waren wir nie besonders
glücklich. Der Pfarrer in Sigmaringen hat an dem Tag,
an dem Hohenzollem zu Preußen kam . in der Kirche
gesagt : .Heute , liebe Gemeinde , muß ich über zwei
Dinge predigen : erstens , warum wir uns darüber
freuen sollen, daß wir zu Preußen kommen , und zwei¬
tens , warum wir es unserer großen Sünden wegen
nicht besser verdient haben . “

(Heiterkeit)
Der deutsche Südwesten hat eigentlich erst in Ba¬

den-Württembergseine Form gefunden . Deshalb sind
wir auch so stolz . Wir sind der Meinung , daß wir mit

(B| viel pragmatischer Gemeinsamkeit der DDR helfen
müssen . Wer in den nächsten Jahren angesichts der
Probleme, die auf uns alle zukommen ., Prinzipien . rei¬
tet "

, wird nicht viel Erfolg haben.
Zu dem Gefühl für Ausgleich und Gerechtigkeit

gehört für mich, nachdem Artikel 29 mit den Intentio¬
nen der Väter und Mütter des Grundgesetzes nicht
mehr übereinstimmt , daß wir offen sagen : Laßt uns
nicht mehr streiten! Die kleinen Länder gehören ge¬
nausogut dazu , und die drei Stimmen werden nicht
bestritten . Wir müssen aber auch sagen : Jetzt schaut
euch doch einmal das Gefälle an , das inzwischen ent¬
standen ist! Ist es deshalb nicht ehrlicher , entspre¬
chend dem Vorschlag Bayerns und Nordrhein-West¬
falens — ich bin hier gar nicht festgelegt — keine be¬
stimmende Struktur der starken Länder zu schaffen?
Wer das einmal zusammenzählt , der sieht doch genau,
daß damit nicht der Versuch gemacht wird, etwas zu
blockieren.

So sind wir Schwaben und wir Badener halt : Wir
sind Pragmatiker . Jetzt machen wir das , was die An¬
tragsteller vorgeschlagen haben , und dann machen
wir das , was der KollegeWedemeier will , nämlich den
Bestand der kleinen Länder sichern . Wir sorgen dafür,
daß alle gut leben können . Dann verständigen wir uns
auf ein vernünftiges Stimmenverteilungsprinzip . Die
DDR sichen ihre Rechte im Einigungsvertrag , und wir
sichern unsere . Deshalb nennen wir das Ganze
- Staatsvertrag " .

Wenn wir das jetzt beschließen , haben wir in vier
Wochen geregelte Verhältnisse und können uns den
Problemen zuwenden , die dann wichtig sind , wenn

die DDR-Kollegen bei uns sitzen , nämlich : Wie 'Ci
sichern wir als erstes , daß die Menschen in der DDR
den Anschluß an die Lebensverhältnisse in der Bun¬
desrepublik finden , und zwar sowohl im reicher Nor¬
den als auch im armen Süden?

Vizepräsident Engholm : Vielen Dank . Herr Mini¬
sterpräsident!

Das Wort hat Herr Kollege Rau (Nordrhein -Westfa¬
len ).

Dr. h . c. Rau (N'ordrhein -Westfalen ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Bayern und Nordrhein-
Westfalen zusammen als die Nachfolger Preußens:
Ein schönes Bild ; nur stimmt es nicht . Es stimmt sowe¬
nig wie das . was Kollege Momper zur Grundmelodie
seines Diskussionsbeitrages gemacht hat , nämlich der
Satz , die pure Größe sei kein Argument . Das ist rich¬
tig . Übrigens weiß ich aus vielen anderen Beispielen:
Klein zu sein ist auch noch kein Verdienst.

(Heiterkeit)
Aber die — wie sagt man statt „ Unterstellung " et¬

was Freundliches ? — Arbeitshypothese , Herr Kollege
Momper, hier wollten sich die großen Länder die
Mehrheit sichern , ist falsch. Davon ist nie die Rede
gewesen — weder als das Grundgesetz erarbeitet
wurde noch heute . Denn die Väter und die Mütter des
Grundgesetzes waren für ein abgestuftes Stimmen¬
verhältnis . Das , was jetzt ansteht , ist nicht die Frage,
ob die vier bevölkerungsstärksten Länder , in denen
mehr als die Hälfte der Einwohner des gesamten
Deutschlands leben werden , die Mehrheit bekom - ID)
men, sondern ob sie eine Sperrminorität erreichen
können , wenn es um ihre und um des Gesamtstaates
Interessen geht . Das ist die Fragestellung . Darauf
kann man zu unterschiedlichen Antworten kommen.
Aber keine dieser Antworten ist „ unerträglich "

, keine
ist . entlarvend "

, keine ist „ abschottend " .
Wer das so sieht , der muß sich solche Qualifizierun¬

gen zuruckgeben lassen . Das ist keine „ fragwürdige"
Gesetzesinitiative , sondern es ist eine wohlüberlegte
und in vielen , vielen Gesprächen begründete Initia¬
tive . Die Väter und Mütter des Grundgesetzes wollten
einen Ausgleich zwischen dem Bundesstaatsprinzip
und dem Demokratieprinzip . Dem entspricht eine an¬
gemessene Repräsentanz , nicht eine Mehrheitsbil¬
dung im Bundesrat . und zwar für keinen . Deshalb
geht es für die vier bevölkerungsstärksten Länder in
der Tat um die Möglichkeit , bei verfassungsändem-
den Gesetzen so mitzuwirken, daß die Verfassung
nicht zu ihren Lasten geändert werden kann.

Das hat Auswirkungen . Es geht in der Tat auch um
die Größenordnungen eines Landes wte Nordrhein-
Westfalen. Herr Kollege Späth hat soeben die Zahlen
genannt : Herr Kollege Streibl, Sie haben sie auch an¬
geführt . Ohne eine Änderung des Artikels 51 würde
der mit der Abstufung 1949 bei Inkrafttreten des
Grundgesetzes beabsichtigte Interessenausgleich zu
Lasten des Demokratieprinzips gestört . Das ist falsch.
Darumfinde ich es richtig , daß wir jetzt den Artikel 51
Abs . 2 ändern . Es gibt eine Notwendigkeit , die sich
aus dem bevorstehenden Beitritt der Länder in der
DDR ergibt . Ich hoffe , daß wir diese hier herzlich be¬
grüßen , daß wir uns freuen , wenn deren erste Ver-
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:Ai treter nach dem 3 . Oktober kommen , und daß wir

nicht vorher über Möblierungsfragen reden müssen,
sondern sagen : Herzlich willkommen im Bundesrat in
Bonn!

Das ist kein imfreundlicher Akt gegenüber der
DDR . Ich jedenfalls habe die Diskussion um eine an¬
gemessene Regelung der StimmenVerteilung nicht
nur sehr offen geführt , sondern ich habe sie auch in
Gesprächen mit denen geführt , die gegenwärtig in
der DDR — freilich vorläufig — Verantwortung wahr¬
nehmen , also mit Regierungsbevollmächtigten und
mit denen , die sich in den nächsten sieben Wochen
um politische Verantwortung bewerben werden.

Nordrhein -Westfalen hat dem Bundesrat einen ei¬
genen Gesetzentwurf zugeleitet . Dieser Entwurf sieht
ein wenig anders aus als der bayerische . In den Aus¬
schüssen ist darüber beraten worden . Wir sind der
Meinung , auch der bayerische Gesetzentwurf ge¬
währleistet , daß die gewünschte Sperrminorität bei
Abstimmungen über verfassungsändernde Gesetze
zustande kommt , und zwar um der Sache willen . Da
wir wirklich eine ausgewogene Abstufung der Stim¬
menverhältnisse zwischen den kleinen , den mittleren
und den großen Ländern erreichen wollen, sind wir
kompromißbereit . Wir legen W'ert darauf, daß auch im
oberen Bereich , was die Zahl der Einwohner betrifft,
noch den unterschiedlichen Bevölkerungsgrößen
Rechnung getragen wird. Deshalb sind wir für die
Ergänzung des bayerischen Gesetzentwurfs dahin,
daß Ländern mit mehr als zwölf MillionenEinwohnern
acht Stimmen im Bundesrat zugestanden werden . Das
wäre für uns ein tragfähiger Kompromiß . Ich glaube.

|B| daß der Föderalismus in den nächsten Jahren vor ei¬
ner Bewährungsprobe stehen wird . Ich glaube , daß
der Föderalismus nicht von Verfassungsfragen , son¬
dern von der Bedürftigkeit der Lander und der Frage
ausgehölt werden wird , ob wir die Probleme mitein¬
ander lösen werden oder ob der Bund einzelne an den
Tropf nehmen muß . womit der .goldene Zügel " ge¬
genüber den Ländern genutzt wird.

Ich glaube , es war Herr Kollege Späth , der soeben
die Verabredung mit dem Bundesfinanzminister beim
Fonds „Deutsche Einheit“ noch einmal ausdrücklich
gelobt hat . Dieses Lob haben wir miteinander ausge¬
sprochen . Das war ein vernünftiger Kompromiß, der
damit zustande gekommen ist . Ich erinnere aber
daran , wie Herr Kollege Streibl , der Bundesfinanzmi¬
nister und ich dieses Ergebnis vor der Bundespresse¬
konferenz miteinander vorgetragen haben und mit
welcher Freude wir den Satz des Bundesfinanzmini¬
sters gehört haben : . Damit sind die Beiträge der Lan¬
der abschließend geregelt ; weitere Risiken gehen zu
Lasten des Bundes .

“ Sie haben das gesagt , und der
Bundesfinanzminister , dem Sie ja auf besonders sub¬
tile Weise eng verbunden sind.

(Heiterkeit)
hat es bestätigt . Bloß : Wie lange haben diese Sätze
gehalten , soweit das die Bundesregierung angeht?
Wie schnell lagen neue Vorschläge vor? Wie schnell
war der erste Staatsvertrag vergessen?

Wir reden über einen zweiten Staatsvertrag . Ich bin
noch nicht sicher , ob es dazu kommt . Das hängt von
anderen Fragen als von diesen ab . Wir tun so . als hätte
es den ersten nie gegeben , als gäbe es nicht den Arti¬

kel 9 mit einer Nachverhandlungsklausel , die wir
endlich nutzen sollten , als wäre kein Regierungsaus¬
schuß vorgesehen , der bis heute nicht gebildet ist. Ich
frage : Was sind Staatsverträge wert , was sind Worte
wert , wenn wenige Wochen spater die neuen Heraus¬
forderungen in neue Forderungen umgemünzt wer¬
den ? Ich bin für klare Verhältnisse und bitte Sie : Stim¬
men Sie diesem Antrag zu!

Vizepräsident Engholm: Vielen Dank . Herr Kollege
Rau!

Das Wort geht an Sie . Herr Ministerpräsident
Dr . Wagner.

Dr. Wagner (Rheinland-Pfalz) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Die Frage , über die wir
uns unterhalten , ist eine der zahlreichen , die sich im
Zusammenhang mit der deutschen Einheit stellen.
Deswegen gestatten Sie auch mir vorab ein paar kurze
Bemerkungen zu der Tatsache , daß sich dieser müh¬
same und gleichzeitig großartige Prozeß nun dank des
Beschlusses der Volkskammer von vorgestern einem
gewissen Abschluß zu nähern scheint.

( Vorsitz: Präsident Momper)
Die Landesregierung von Rheinland -Pfalz empfin¬

det tiefe Genugtuung über diese Tatsache . Wir haben
auf diesen Tag lange gewartet . Wir haben die Erwar¬
tung . daß wir ihn erleben würden , nie aufgegeben,
wenn wir auch nicht wissen konnten , wann es soweit
sein würde . Jetzt ist ein weiterer , entscheidender
Schritt nach der Wirtschafts- und Währungsunioh be¬
schlossen ; Unklarheiten sind beseitigt . Allein darin id
liegt ein sehr großer Vorteil . Es ist sehr zu hoffen, daß
dieser Schritt das Maß an Vertrauen schafft , welches
bisher offenkundig nicht in vollem Umfang geschaf¬
fen werden konnte und welches erforderlich ist, damit
die wirtschaftlichen und finanziellen Investitionen in
der DDR den Umfang annehmen , den wir und den die
Menschen dort brauchen.

Ich sage ganz klar — ich habe das auch schon vor
einigen Tagen erwähnt — , daß mir ein noch früherer
Beitrittsterminlieber gewesen wäre , und zwar im Hin¬
blick auf die Lage in der DDR. Aber selbstverständlich
muß man Verständnis für das Argument haben , daß es
Bedenken dagegen gab . den Beitritt vor der letzten
Runde der Verhandlungen mit unseren Verbündeten
und mit den Vier Mächten zu vollziehen , zumal aller
Anlaß besteht , unseren Verbündeten und der Sowjet¬
union für die Entwicklung in den letzten Monaten
Dank zu sagen , vorab den Vereinigten Staaten , insbe¬
sondere ihrem Präsidenten , und der Sowjetunion für
den guten Geist Dank zu sagen , in dem diese Gesprä¬
che gefördert wurden , für das Verständnis , das sie für
das elementare Recht und auch den elementaren Wil¬
len unseres Volkes gehabt haben , nun seine Einheit in
Freiheit zu bekommen . Also : 3 . Oktober . Wie gesagt,
schneller wäre noch besser gewesen . Aber zumindest
ist jetzt Klarheit geschaffen.

Dies wird ein bedeutender Tag sein. Wir sollten uns
gemeinsam überlegen , ob er künftig nicht als «Tag
der deutschen Einheit " an die Stelle des 17 . Juni tre¬
ten sollte.

Das bedeutet , daß wir allen Anlaß haben , die Streit¬
fragen und die Zweifelsfragen, die es im Zusammen-
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U oder nicht. Aber ich habe bisher nicht gehört , daß

irgend jemand gesagt hätte : „ Die deutsche Einheit ist
uns zu teuer , und weil sie zuviel kostet , werden wir
davon absehen . " — Übrigens sind wir durch unser
Grundgesetz daran gehindert , eine solche Diskussion
zu führen.

Mit dieser Bemerkung möchte ich deutlich machen:
Der schnelle Weg zur Vollendung der deutschen Ein¬
heit ist derjenige, der weniger Mittel kostet als der
langsamere.

' Deswegen ist das Argument falsch, daß
es zu schnell gehe und deswegen zu teuer werde . Je
langsamer es gegangen wäre , um so teurer wäre es
geworden.

Im übrigen ist das keine Frage von Kosten, sondern
es ist eine Frage von Investitionen in die deutsche
Zukunft. Es werden hohe finanzielle Mittel erforder¬
lich sein ; das ist keine Frage . Da es aber Investitionen
in unsere Zukunft sind und diese Investitionen auch
rasch rentierLich werden - durch den wirtschaftli¬
chen, sozialen und ökologischen Aufbau des beitre¬
tenden Gebiets der fünf künftigen Bundesländer wer¬
den nämlich das wirtschaftliche Wachstum und auch
die Steuereinnahmen in ganz Deutschland nachhaltig
verstärkt — . ist es auch ökonomisch und finanzpoli¬
tisch richtig, diese Finanzierungslasten durch die lei¬
stungsfähigen Kapitalmärkte so weit zu bewältigen,
wie es bisher angelegt ist . Deswegen bleibt die Bun¬
desregierung dabei, daß die finanzielle Bewältigung
der Aufgaben , die uns die Vollendung der deutschen
Einheit stellt, Steuererhöhungen nicht erforderlich
macht. Die Leistungsfähigkeit unserer in guter Ver¬
fassungbefindlichen Wirtschaft wie die Leistungssfä-

,B| higkeit der Kapitalmärkte sind dazu in der Lage. .
Herr Präsident! Meine Damen und Herren ! Ich will

im übrigen im Interesse der Vollendung der deut¬
schen Einheit , die sich über den 3 . Oktober dieses
Jahres hinaus uns allen als dauernde Aufgabe stellen
wird , dafür plädieren , daß wir uns in den Diskussio¬
nen , ob es um Stasi-Akten , Kosten oder soziale Ver¬
änderungen geht , nicht nur unserer Verantwortung
für die 60 Millionen Deutschen hier in der Bundesre¬
publik, sondern auch für die 16 Millionen Deutschen,
die ab dem 3 . Oktober mit uns vereint sein werden,
bewußt sind. Wir brauchen in einer solchen Zeit , in
der große Veränderungen auf Menschen zukommen,
die es in über vier Jahrzehnten nicht gewohnt waren,
durch Eigeninitiative ihr Schicksal ein Stück weit
selbst gestalten zu können , weder Ängste noch Neid,
sondern wir brauchen Zuversicht und Solidarität.

Wenn wir uns alle dieser Verantwortung bewußt
sind, leisten wir .auch insoweit den Beitrag , der unse¬
rer Verantwortung und dem Auftrag unseres Grund¬
gesetzes entspricht, nämlich die Einheit und Freiheit
Deutschlands zu vollenden.

Präsident Momper: Das Wort hat nunmehr der Mi¬
nisterpräsident von Nordrhein -Westfalen . Herr Kol¬
lege Rau. — Bitte schön!

die Zweistaatlichkeit gewöhnt , manche in einem Pro - (C)
zeß , der sie von Überlegungen zur Einheit weg zu
einer Politik brachte , die das Miteinanderleben ange¬
sichts der schwierigen Bedingungen , die den Men¬
schen in der DDR auferlegt waren , erleichterte.

Viele haben gehofft , daß eines Tages der Tag der
Einheit kommen werde ; aber sie haben es angesichts
der Verfestigungen , die in ganz Europa stattgefunden
hatten , nicht mehr glauben können.

Dann hat ein Prozeß begonnen , der kein deutsches
Jahr , sondern ein Jahr europäischer Bürgerrechts¬
und Freiheitsbewegungen eröffnete . Das , was am
9 . November des vergangenen Jahres den aufrechten
Gang der Menschen nicht nur möglich , sondern auf
besondere Weise auch sichtbar gemacht hat , hat vor¬
her in Prag , in Warschau und in Budapest stattgefun¬
den . Das alles wäre ohne die Veränderung der Politik
der Sowjetunion nicht möglich gewesen , die mit dem
Namen Michail Gorbatschow verbunden ist.

. Nun sind noch keine zwölf Monate vergangen , und
wir kennen das Datum der Vereinigung ; wir kennen
das Datum , von dem an wir wieder in einem Staat
miteinander leben werden . Dazu sage ich : Das ist ein
Anlaß zu heller Freude . Ich sage dies auch als jemand,
der Anfang der 50er Jahre selber einmal in die Politik
gekommen ist , weil er ungeduldig war und weil er
nicht wollte, daß wir in zwei deutschen Staaten ne¬
beneinander und gegeneinander leben.

Dieses Gefühl heller Freude istnicht immer so deut¬
lich geworden , auch nicht in den tage - und nächtelan - •
gen Verhandlungen , die wir miteinander geführt ha-

(D)
ben . Ich denke aber , wir dürfen diese Grundstimmung
nicht vergessen und nicht aufgeben.

Daß dies nicht so deutlich geworden ist , hängt damit
zusammen , daß die Probleme, die uns begegnen , sehr
viel größer sind , als jeder von uns vermuten konnte.

Bundesminister Schäuble hat soeben zwei Aussa¬
gen gemacht , die man auch gegeneinander stellen
kann , wenn man will . Er hat gesagt : „Keiner weiß,
was die deutsche Einheit kostet ; keiner kann das zu¬
verlässig rechnen . “ Drei Minuten später hat er erklärt:
„Steuererhöhungen wird es nicht geben .

" — Ich ge¬
höre nicht zu denen , die Steuererhöhungen wün¬
schen. Wer wünschte diese? Aber ich denke , wir müs¬
sen aus einer Diskussionsebene heraus - und von ei¬
nem Diskussionsweg wegkommen , der auf viele Men¬
schen doppelbödig wirken kann.

Wenn die deutsche Einheit nicht zum Nulltarif zu
haben ist — das steht in den gleichen Reden , in denen
Steuererhöhungen bestritten werden — , muß man sa¬
gen, wer sie denn bezahlt Man muß sagen , wie man
denn ein Prinzip zustande bringen will , das nicht mit
Neid zu tun hat , sondern das das Wort „Solidarität “ ,
das Herr Bundesminister Schäuble soeben mit Recht
zitiert hat . in den Begriff „soziale Gerechtigkeit“
übersetzt . Wie kommen wir dazu , daß die starken
Schultern wirklich mehr tragen als die schwachen , die
weniger tragen können ? Das sind Fragen auf dem
Weg zur deutschen Einheit, die uns noch lange Zeit
beschäftigen werden.

Sie beschäftigen denjenigen , der zwar die Ankün¬
digung mit Freude vernimmt, es gebe keine Steuer-

Dr. h. c . Rau : (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damenund Herren ! Die deutsche Einheit
bringt helle Freude. Viele in allen politischen Parteien
hatten sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten an
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(Al erhöhungen . der abe r erfahrt . daB seine Hypotheken¬

zinsen gestiegen sind und das Häuschen, das seine
Lebensplanung über drei Jahrzehnte finanziell be¬
stimmt. wesentlich teurer wird , als er gedacht hat.

Dies ist zumutbar , wenn wir nicht nur bei der hollen
Freude , sondern auch bei der Wahrheit bleiben , wenn
wir sagen , was ist . und wenn wir den Satz, daß Tei¬
lung nur durch Teilen überwunden werden kann,
wirklich ernst nehmen und den Menschen sagen , wo
wir ihren Beitrag zu diesem Teilen erwarten , erbitten
und fordern.

Der zweite Staatsvertrag ist nach langen Gesprä¬
chen und Verhandlungen zustande gekommen . Er hat
inzwischen , so glaube ich , einen Text und atmet einen
Geist, von dem ich sage : Ich kann ihm zusliramen . Ich
gestehe nach der versöhnlichen Rede, die Herr Schäu¬
ble hier soeben gehalten hat , offen : Ich habe das
Klima und die Art und Weise der Verhandlungen
beim zweiten Staatsvertrag als wesentlich besser und
positiver empfunden als beim ersten . Wir hätten das
auch schon beim ersten haben können.

Dennoch : Der Staatsvertrag macht auch deutlich,
wo die Sorgen und die Probleme liegen werden . So
wird es dann , wenn wir ihn verabschiedet haben , hof¬
fentlich keinen Urheberstreit mehr darüber geben,
wer daran mitgewirkt hat . wer etwas zustande ge¬
bracht hat und wo die Verdienste der einzelnen Grup - •
pen liegen . Beim ersten Staatsvertrag war es für den
Fernsehzuschauer gelegentlich kaum zumutbar , zu
sehen , wie man aus Verhandlungen kann und der

(ßj eine Partner sagte : „ Wir kommen aus diesen Ver¬
handlungen und haben die und die positiven Ent¬
wicklungen erreichen können “

, während der andere
Verhandlungspartner sagte : „ Das waren gar keine
Verhandlungen ; das war alles schon vorher so ge¬
klärt .

"

. In diesem Fall ist nachweisbar , ist sichtbar und er¬
kennbar , wo die sozialdemokratisch geführten Länder
und wo die im Bundestag zur Opposition verpflichtete
SPD Veränderungen und Verbesserungen des Staats¬
vertrages zustande gebracht haben.

Das wird ganz deutlich bei der Frage nach der. Ver¬
fügbarkeit von Grund und Boden für Investitionen:
denn das ist nicht nur bei den Menschen drüben in der
DDR , sondern auch bei den potentiellen Investoren
hier das Thema Nummer eins.

W'ir haben nicht alles erreicht , waswir wollten . Aber
wir glauben , die Regelungen helfen mit , daß jetzt die
Zeit der Unsicherheit vorüber sein kann und daß die
Investoren und nicht nur die Gebrauchtwarenhändler
hinübergehen . Es ist nämlich schon bedrückend , was
man in diesen Wochenin der DDR empfindet . Mir hat
ein Bürgermeister einer brandenburgischen Stadt , der
keiner politischen Partei angehört , als ich ihn fragte,
wie er seine Arbeit mache und welche Empfindungen
er dabei habe , gesagt : „ Wir waren 29 Jahre lang
schiffbrüchig ; jetzt sind wir an Land gekommen und
werden von lauter Seeräubern empfangen .

' Er hat
mir erzählt , wer alles kommt und von welchen Gedan¬
ken nach „schnellem Geld " getrieben manche in die
DDR gehen . Wir sollten auch über diese Sorge offen
und öffentlich sprechen.

Ein herzliches Willkommen allen Unternehmern , | C
die es als Herausforderung ansehen . in der DDR und
damit für das gemeinsame Deutschland zu investie¬
ren , aber ein klares Nein zu all den Geschäftema¬
chern , die jetzt alten Leuten drüben Zeitschriften-
Abonnements verkaufen und ihnen dafür einen Ta¬
schenrechner schenken ! Ich denke , das hat auch et¬
was mit der Wirklichkeit der Menschen drüben zu
tun.

Darum noch einmal : Das erste , was jetzt in der DDR
gebraucht wird , ist InvestitionssicherheiL Sie ist er¬
reicht. ■

Das zweite ist der Aufbau der Verwaltung . Das
klingt ein bißchen bürokratisch . Wenn man aber sieht
und erlebt , wie viele Menschen nicht zurechtkom¬
men . weil es keine geordneten Verwaltungen gibt,
wird einem deutlich , wie entscheidend hier Hilfe ist.
N'orörhein-Westfalen hat im Augenblick gut 400 Be¬
amte in Brandenburg und einige davon in Mecklen¬
burg-Vorpommern . Wir lassen uns berichten und er¬
fahren von der Mühsal , die das bedeutet , aber auch
von der Chance und der Herausforderung , die das für
qualifizierte Männer und Frauen darstellt , die dort
mithelfen können und mithelfen dürfen.

Freilich . 2,1 Millionen Menschen im öffentlichen
Dienst, der mit unserem vergleichbar ist: Das kann
nicht funktionieren . Die Personallast der fünf entste¬
henden Länder ist dreimal so hoch wie bei uns in
Nordrhein -Westfalen , das etwas mehr Einwohner hat
als diese fünf Länder in der DDR. Wir haben in unse¬
rem Landeshaushalt einen Personalkostenanteil von
40 % . | D;

Wenn ich mir vorstelle , daß ich Ministerpräsident in.
der DDR.wäre und einen solchen Personalbestand zu
übernehmen und in vielen Fällen nachträglich zu qua¬
lifizieren hätte , so glaube ich , daß das nicht funktio¬
nieren kann.

Ich bin sehr froh darüber , daß es die Clearingstelle
gibt Aber ich sage mit gleicher Offenheit : Mir wäre es
lieber gewesen , die eine Seite , die Bundesregierung,
oder die andere Seite , der Bundesrat . hätten einen
Weg gefunden , ein glaubwürdiges und überzeugen¬
des Konzept zur Lösung dieser Frage zu erarbeiten,
die den öffentlichen Dienst noch eher handlungsfähig
macht und ihn nicht gegenüber anderen Beschäftig¬
ten bevorzugt , die in der DDR ebenfalls Arbeitsplatz¬
sorgen haben . Ich glaube , daß die Gestaltung des öf¬
fentlichen Dienstes ein ganz wichtiges Problem sein
wird , dem wir uns zuwenden sollten.

Wenn ich es richtig übersehe , wird für die Länder
der bisherigen DDR im kommenden Jahr ein Finanz¬
volumen von 140 Milliarden DM zur Verfügung ste¬
hen : 70 Milliarden DM aus dem Zentralhaushalt und
70 Milliarden DM für Länder und Gemeinden aus
dem Foods . Deutsche Einheit " . Diese 140 Milliarden
DM entsprechen etwa dem Haushaltsvolumen , das
wir in Nordrhein -Westfalen im Land und in den Ge¬
meinden — bei den Gemeinden im Vermögens - und
Verwaltungshaushalt — haben.

Wer sich klarmächt , wieviel zusätzliche Infrastruk¬
tur in der DDR geschaffen werden muß . der weiß
auch : Das kann so nicht reichen . Oder der Prozeß wird
so langsam verlaufen , daß sich die erhofften und er-
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•i warteten wirtschaftlichen Erfolge nicht rechtzeitig,
nicht gleichzeitig einstellen.

Deshalb sind wir nicht damit zufrieden , daß wir nur
zu einer solchen Finanzierung haben finden können.
Aber ich gestehe , daß es schwer ist . eine andere vor¬
zuschlagen, vor allem dann , wenn man aus guten
Gründen und nicht aus Gründen des Neides oder des
Behaltenwollenssagt : „Der Anteil der Länder ist nun
wahrlich erfüllt . "

Ich habe es in den letzten Wochen als ein wenig
ungerecht empfunden , daß der Eindruck erweckt .
wurde, die Länder stünden mit „ zugenähten Ta¬
schen " da . Davon ist keine Rede . Wenn ich mir die
Verpflichtungenansehe , die wir im Fonds „Deutsche
Einheit" übernommen haben , wenn ich mir die
3,1 -Milliarden DM -ansehe , die Nordrhein-Westfalen
die Einheit in dieser Wahlperiode kosten wird, und die
1.8 Milliarden DM , die wir aufgrund des Umsatz-
steuerkompromisses zusätzlich hergeben — also
über 5 Milliarden DM bis einschließlich 1994 — , und
dann ab 1995 allein aus dem Fonds „ Deutsche Ein¬
heit " 1,3 MilliardenDMjährlich , dann kann ich dazu
nur sagen : Das ist nicht Sparsamkeit ! Denn wenn ich
die Verantwortung auch gegenüber den Menschen in
Nordrhein-Westfalenwahrnehmen will , die ich zu tra¬
gen habe , und wenn ich soiidansch mit den Landern
in der. DDR sein will , dann ist dies ein solidarischer
Kompromiß. Alles andere würde uns daran hindern,
unsere Aufgaben der Daseinsvorsorge nach dem Prin¬
zip der sozialen Gerechtigkeit zu erfüllen.

Ich habe zwei Punkte aus dem Vertrag aufgegriffen.
31 Ich will längst nicht alle anderen Punkte nennen , die

zu besprechen wären . Lassen Sie mich aber noch auf
ein Feld zu sprechen kommen , das mir wichüg ist.

Wir haben darüber gestritten , und wir haben einen
Kompromiß — er kann Ihnen nicht reichen , Herr
Schäuble , und er kann mir nicht reichen , weil es ein
Kompromiß ist — in der Frage der Weiterentwicklung
des Grundgesetzes erzielt.

Ich finde es nicht gut , wenn man denjenigen , die die .
Vorläufigkeit des jetzigen Grundgesetzes betonen
und die den Weg 'zu einer Volksabstimmung als „ Ge¬
burtsurkunde " des dann einigen Deutschland gehen
wollen, unterstellt , sie hätten kein positives Verhältnis
zum Grundgesetz . Dieses Grundgesetz , mit dem wir
seit vier Jahrzehnten leben , ist ein großes Angebot . Es
ist die freiheitlichste Verfassung , die es je auf deut¬
schem Boden gegeben hat . Aber es ist eine Verfas¬
sung, die in den 40er Jahren von den Vätern und Müt¬
tern unseres Staates entwickelt worden ist, für die es
manche Problemfeldernoch nicht geben konnte , weil
es die Thematik dieser Bereiche nicht gab.

Es gab damals nicht die Probleme des Verhältnisses
von Erster , Zweiter und Dritter Welt zueinander . Sei¬
nerzeit gab es nicht die heutige Dimension des Mit¬
einanders von Mann und Frau in der Gesellschaft . Es
gab nicht das Problem der Umweltvorsorge und des
Schutzes der Schöpfung , der nicht nur etwas mit un¬
seren natürlichen Lebensgrundlagen , sondern mit der
gesamten Schöpfung zu tun hat.

Deshalb fände ich es gut , wenn wir uns in den näch¬
ster. zwei Jahren Zeit zu einem Gespräch über

unsere Verfassung nähmen , in einem kritischen D ; u - iCi
log prülten , ob wir wirklich „ in guter Verfassung
sind "

, und , wo wir es nicht sind, eines Tages zu einem
vom Grundgesetz ausgehenden , dieses aber in eini¬
gen Punkten überschreitenden Grundgesetz kämen,
das in einer Volksabstimmung angenommen werden
könnte.

Ich wünschte mir, die föderalen Aspekte und Ele¬
mente in diesem Grundgesetz wären dann noch stär¬
ker als im gegenwärtigen . Ich wünschte mir, wir wür¬
den das einbeziehen , was wir an Veränderungen im
Verhältnis von Bund, Ländern und Gemeinden und in
der europäischen Dimension unseres Tuns in den
90er Jahren an Erfahrungen gemacht , an Hoffnungen
entwickelt , an Befürchtungen bestätigt gefunden ha-
ben.

Eine solche Diskussion täte uns gut , und sie
brauchte die helle Freude nicht zu übertönen , von der
die nächsten Wochen und Monate hoffentlich be¬
stimmt sind , eine Freude , die uns Antrieb und Auftrieb
geben kann , alle Kräfte zu sammeln und nicht zu ver¬
gessen . daß die deutsche Einheit, die wir feiern , nicht
zuerst unser Werk ist, sondern zuerst das Werk derje¬
nigen , die , zum Teil unter Lebensgefahr — jedenfalls
mit mehr als normaler Zivilcourage — , ein System ab-
geschüttelt haben , das sie entmündigen wollte und
entmündigt hat . Und wir sollten dann ebenso an die¬
jenigen denken , auch wenn sie in der politischen
Wirklichkeit keine große Rolle spielen - jedenfalls
gegenwärtig nicht — . die in manchen Kirchen, in vie¬
len Nischen , in der Zusammenarbeit jüngerer Men¬
schen mit älteren und erfahrenen , zum Teil aus der
Verfolgung im Nationalsozialismus kommend , in der fl»
DDR in einer menschenunwürdigen , unzumutbaren
Weise gelebt haben und die den Prozeß der Einheit
stärker in Gang gebracht haben als wir, die wir ihn
jetzt hoffentlich gerecht gestalten.

Präsident Mompen Schönen Dank!
Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident des

Freistaates Bayern, der Kollege Dr. Streibl . — Bitte
schön, Herr Kollege!

Dr. h. c. Streibl (Bayern) : Herr Präsident ! Herr Bun¬
desminister ! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die nach dem Krieg gewaltsam herbeigeführte Tei¬
lung Deutschlands geht zu Ende.

Herr Kollege Rau , ich habe eines als angenehm ver¬
merkt . Sie haben hier ganz offen davon gesprochen,
viele hätten nicht mehr daran glauben können , daß es
zu einer Vereinigung der beiden Teile Deutschlands
kommen könnte , und hätten deshalb versucht, auf
allen möglichen Wegen drüben zu helfen . 40 Jahre
Sozialismushaben unermeßliches Leid über die Deut¬
schen drüben gebracht . Mauer , Stacheldraht und
Schießbefehl waren seine Markenzeichen . Totale Be¬
spitzelung und Überwachung haben sein Überleben
40 Jahre lang gesichert . Daher ist es verständlich,
wenn manche sagten : „ Der Zustand ist kaum mehr
änderbar ; wir wollen anderweitig menschlich hel¬
fen.

"

Jetzt haben sich die Deutschen in der DDR zu dem
freiheitlichen Staat , dem freiheitlichsten auf deut¬
schem Boden , bekannt . Der Beitritt zum Grundgesetz
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Mauer einfach mit großer Wucht auf eine Losung unri
damit die Einheit Deutschlands drängten.

Deswegen sage ich auch in dieser Stunde : Mir ist
bei allenAufgaben, bei der Größeder Verantwortung,
die wir haben , weder nach Erschöpfung noch nach
Bangenzumute, sondern mein Sinn steht nach Freude
und Dankbarkeit . Ich denke , daß wir Freude und
Dankbarkeit brauchen , um daraus die Zuversicht zu
schöpfen, die wiederum notwendig ist . um die Auf¬
gabe zu meistern.

Wenn wir in diesem Sinne nicht nur den Einigungs¬
vertrag verabschieden , meine Damen und Herren,
sondern uns zum 3 . Oktober und ab dem 3 . Oktober
an die Vollendungder Einheit in Frieden und Freiheit
machen, werden wir eine gute Zukunft für unser deut¬
sches Vaterland gewinnen.

Vizepräsident Engholm : Vielen Dank . Herr
Dr. Schäuble!

Das Wort hat der Ministerpräsident Nordrhein-
Westfalens. Herr Kollege Rau.

Dr. h . c . Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren - Ich lasse einmal weg . Herr
Bundesminister, wo die Bundesregierung die Bundes¬
regierung lobt . Ich tue das in Düsseldorf auch im¬
mer.

( Heiterkeit)
Dort tue ich es mit Bezug auf die Landesregierung . Ich
lasse weg. was an erfolgreicher Steuerpolitik be¬
schrieben worden ist. Sie wissen, das sind Felder , auf
denen wir unterschiedlicher Meinung sind . Hier steht
das eine Konzept gegen das andere . Wir werden in
den nächster. Monaten viel Gelegenheit haben , diese
beiden Konzepte miteinander zu vergleichen und
Menschen entscheiden zu lassen, welchen Weg für
die deutsche Politik sie insgesamt und tendenziell für
den vorzugswürdigsten und für den richtigen hal¬
ten.

Ich bin mir auch nicht sicher , ob wir das aurnefimen
sollten, was Sie über die Bedenken gesagt haben , die
Sie bei der Diskussion über die Kosten haben . Das ist
einer der Punkte, mit denen wir uns seit langem be¬
schäftigen . Ich will ihn nicht in den Mittelpunkt stel¬
len. Aber das Problem ist . daß man nicht in einer Rede
sagen darf , es werde keinem Menscher, schlechter,
sondern allen besser ergehen , und im gleichen Satz,
die deutsche Einheit gebe es nicht zum Nulltarif. Denn
wenn ein Tarif vorhanden ist . muß man darüber spre¬
chen . wer diesen Tarif bezahlt.

Dabei kommt es nun sehr darauf an — aas hat dann
auch mit Steuerpolitik und mit Finanzpolitik zu tun — .
ob starke Schultern mehr tragen als schwache oder ob
die schwachen Schultern , nur weil es zahlenmäßig
mehr sind, die Last aufgebürdet bekommen . Darum
ist eine Diskussion über die Kosten der Einheit sinn¬
voll . Denn wir haben längst gemerkt und gespürt : Es
ist ein riesigesFeld, auch ein riesiges finanzielles Feld,
mit dem wir es zu tun haben.

Aber ich will von einem anderen Thema sprechen,
davon , daß wir nach meiner Überzeugung in den
nächsten Monaten und Jahren erkennen werden , daß

das , was an Gemeinsamem entsteht , nicht die bloß«

Fortsetzung unserer bundesrepublikanischen Ge¬
schichte ist. Wir sind zwar den Weg über den Arti¬
kel 23 gegangen : aber das sagt noch nichts über ries,
was die Menschen in Brandenburg , ir. Mecklenburg-
Vorpommern, in Sachsen , in Thüringen , in Sachsen-
Anhalt an anderen Erfahrungen in unser gemeinsa¬
mes Leben einbringen . Sie lernen uns neu kennen
wir lernen sie neu kennen . Ich denke , der schnelle
Einigungsprozeß hat oft überdeckt , daß vieles als
neue Gemeinsamkeit erst noch entstehen muß Da>
was sich mit dem 3 . Oktober vollzieht , betrifft beide
bisherigen Teile Deutschlands und ist schon Anlaß
über dieses Deutschland noch einmal nachzuden -
ken.

Ich kann mich gut an die. Zeit erinnern , ais vor
21 Jahren Gustav Hei ne man n hier im Bundeshaus
seine Antrittsrede hielt . Er hat damals gesagt:

Es gibt schwienge Vaterländer . Eins davon ist
Deutschland . Aber es ist unser Vaterland. Hier
leben und arbeiten wir. Darum wollen wir unse¬
ren Beitrag für die eine Menschheit mit diesem
und durch dieses Land leisten.

Ich denke , meine Damen und Herren , dieses schwie¬
rige Deutschland , die Schwierigkeit unseres Vaterlan¬
des hat auch den Einigungsprozeß geprägt . Darum
hat es ein hartes politisches Ringen um die Gestalt uni.
der Schritte zur Einheit gegeben.

Im Gegensatz zum ersten Staats vertrag hat sich
beim zweiten noch rechtzeitig die Erkenntnis dun h-
geselzt . daß wir den Weg zur Einheit nur gemeinsam
gehen können . Ich bin froh darüber , daß ich darie
Herrn Bundesminister Schäuble ausdrücklich zustim¬
men kann . Die Kooperation zwischen Bundesregie¬
rung und Bundesrat . auch zwischen den Parteien in
der Frage des zweiten Staatsvertrages ist gut gewe¬
sen. Wir haben miteinander etwas erreicht , und wir
können darüber reden , wer welchen Teil des Erreich¬
ten für sich zu verbuchen hat . Diese Gemeinsamkeit
hat sich bewährt . Wir haben eine zufriedenstellende
Einigung über die Fragen erzielt , die noch offen wa¬
ren.

Ganz leicht ist das nicht gewesen . Ich weiß nicht . ol>
es Ihnen auch so erging wie mir : Ich mochte ir. den
vergangenen Wochen manchmal keine Zeitung mehr
lesen , wenn ichz . B . las. wie man über Übergangsgeld
für Abgeordnete stritt , wenn ich las . was wir Wochen
und Monate über Wahltermine und Wahlbedingun¬
gen , über den Zusammenhang zwischen der Lösung
dieser Frage und dem Abstimmungsverhalten erörtert
haben . Ich fand , das war ein Spiel mit dem Feuer, und
ich bin froh , daß das ausgeräumt ist.

Für mich sind einige Ergebnisse der letzten Ver¬
handlungsrunde besonders wichtig : zum einen , daß
wir zu einer sachgerechten Festlegung beim Umgang
mit den Stasi-Akten gekommen sind , zum zweiten,
daß die Aufnahme der Anliegen von Opfern des Na¬
tionalsozialismus , die bisher nicht oder nur geringfü¬
gig entschädigt worden waren , geregelt worden ist.

Ich bm froh darüber , daß es eine grundsätzliche
Fortgeltung von DDR-Vorschritten über die straf¬
rechtliche Rehabilitierung gibt . Ich .denke , die Über¬
gangsvorschriften im Bildungs- und im Polizeibe-
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1 -i reich liegen int rechlsstaatlichen Interesse . Dali eine

Reihe von Verordnungen über die Festsetzung von
Natur - und Landschaftsschutzgebieten in der DDR
veitergelten , finde ich richtig.

Dennoch , so gut das alles ist. wir müssen uns klar-
machen : Der Einigungsvertrag ist in vielen Teilen
unvollkommen ; er muß es sein . Er ist weniger das
Ergebnis als ein neuer Auftrag : der neue Auftrag,neue Gemeinsamkeiten zu entwickeln.

Ich selbst verstehe den Artikel 5 als Auftrag , das
Grundgesetz zur gesamtdeutschen Verfassung fort-
zuentwickein . Hier gibt es Meinungsunterschiede
z wischen den politischen Parteien. Es gibt keine Mei-
nungsunterschiede darüber , daß das Grundgesetzeine erprobte freiheitliche Grundordnung ist . ein
„ großes Angebot "

, wie Gustav Heinemann es ge¬nannt hat . Es gibt keine Meinungsverschiedenheit , so
hoffe ich , darüber , daß wir gemeinsam mit den Men¬
scher . in dem beigetreienen Gebiet auf dieser Grund¬
lage eine gesamtdeutsche Verfassung brauchen . Die
Unterschiede beginnen dort , wo wir darüber reden,
v/ie das denn geschehen soll. Ich bin davon über¬
zeugt : Wir brauchen am Ende eine Volksabstimmungder Menschen in Deutschland als „ Geburtsurkunde"

neuen Staates.
Am 7 . September habe ich hier gesagt , die bevor-

Vt-hende Einheit Deutschlands erfülle mich mit heller
. Pieude . Das bleibt so . und das wird sich hoffentlich

in den Veranstaltungen ausdrücken , die überall im
Lande in den Städten und Gemeinden und am 3 . Ok¬
tober in Berlin stattfinden . Aber man drängt die helle

i Freude nicht zurück , wenn man sagt : Es wäre ver¬
hängnisvoll . und es wäre für unsere politische Kultur
und unser Geschichtsverständnis schlecht, wenn wir
eien unbequemen und schmerzlichen Tatsachen unse¬
rer jüngeren Geschichte auswichen . Wir müssen

—Garan auch am 3 . Oktober erinnern.
ln der Präambel zum Einigungsvertrag ist ein Be¬

kenntnis zur „ Kontinuität deutscher Geschichte ' aus¬
gesprochen . Es gibt dann die Formulierung von „der
sich aus unserer Vergangenheit ergebenden beson¬
deren Verantwortung für eine demokratische Ent¬
wicklung in .Deutschland , die der Achtung der Men¬
schenrechte und dem Frieden verpflichtet bleibt " .

Meine Damen und Herren , ich habe diese Formu-
i .erung als eine Verklausulierung empfunden . Ich
hatte mir gewünscht , wir hätten ein klareres Wort
dazu gesagt . Ich kenne viele der Gründe , die dagegen
gesprochen haben.

Vor 14 Tagen hatte ich Gelegenheit , in Israel mit
v .« len Menschen zu sprechen . Ich habe mich darüber
gefreut und auch ein bißchen gewundert , mit welcher
Unbefangenheit gerade in Israel die deutsche Einheit

. rnitempfunden wird. Aber ich habe auch gespürt , daß
dieser Text für viele , die aus Deutschland stammen,
noch nicht beschreibt , was sie empfinden , wenn sie
uns diesen Schritt zur deutschen Einheit gehen se¬
hen.

Ich finde es gut , daß nach dem Einigungsvertrag
diejenigen Ansprüche auf Rückerstattung oder Ent¬
schädigung haben , die Vermögen verloren haben . Ich
freue mich darüber , daß die Frist zur Anmeldung sol¬
cher Ansprüche verlängert wird ; denn viele wissen

gar nicht, was dabei aui sie zukommen könnte und
worauf sie zugehen . Ich bedanke mich bei der Bun¬
desregierung für die Bereitschaft zu Vereinbarungen
über die Fondslösung für Härteleistungen an bisher
nicht oder nur geringfügig berücksichtigte Opfer.

Ich glaube , zu der besonderen Verantwortung , von
der die Präambel spricht, gehört , daß 'wir aktive Frie¬
denspolitik betreiben . Das ist sicherlich eine gemein¬
same Grundüberzeugung . Für mich ergibt sich dar¬
aus , daß als eine der ersten Aufgaben des vereinten
Deutschlands der Abschluß völkerrechtlich verbindli¬
cher Regelungen über die Unverletzlichkeit der ge¬
genwärtigen Grenzen in Europa zustande kommt.

Zu dieser besonderen Verantwortung , die in der
Präambel steht , gehört auch der vernünftige Umgangmit den schrecklichen Hinterlassenschaften des
Staatssicherheitsdienstes . Ich kann den Wunsch der
Bürger in der bisherigen DDR verstehen , daß wir ih¬
nen die Aufarbeitung der menschenverachtender.
Machenschaft überlassen . Darum freue ich mich über
die von den Vertragsparteien niedergelegte Erwar¬
tung . daß der gesamtdeutsche Gesetzgeber die
Grundsätze aus dem Volkskammergesetz vom
24 . August 1990 umfassend berücksichtigt.

Ich denke , es ist gut, wenn wir von der Verantwor¬
tung sprechen , die in der Präambel zitiert wird, daß
wir auch an die Deutschen denken , die ihre Heimat
verloren haben und für die es eine bittere Stunde war,
als wir die deutsch -polnische Grenze völkerrechtlich
so festgelegt haben , wie es nötig war . Das sind Men¬
schen . die das demokratische Deutschland auch mit
aufgebaut haben . Ich denke , daß wir ihren Schmerz iDi
über die in der Vergangenheit erlittenen Verluste zur
Kenntnis nehmen und verstehen sollten.

Wir sollten ihnen sagen : Ein friedliches Europa be¬
kommen wir nur durch den Blick nach vorn. Wir kön¬
nen vor den Konsequenzen deutscher Geschichte
nicht ausweichen . Wennman das sagt , kann man den¬
noch Verständnis für empfundenen Schmerz haben,
wie er mir in vielen Briefen in diesen Wochen begeg¬
net ist.

Ich denke , daß es auch zu den Konsequenzen der
deutschen Geschichte gehört , daß es Eigentumsverlü-
ste gibt, die nach der Regelung im Einigungsvertrag
nicht mehr rückgängig gemacht werden können.
Wenn wir schnell gleiche Lebensverhältnisse wollen,
dann können wir 45 Jahre getrennter deutscher Ge¬
schichte nicht völlig neu aufrollen.

Freilich hätte ich mir zu Beginn dieses Kapitels eine
umfassende Amnestieregelung gewünscht , freilich
eine Amnestie nicht nur und nicht in erster Linie für
DDR-Spione — das war nie das entscheidende
Thema — , aber eine Amnestie für alle, die auch als
Opfer des deutsch -deutschen Gegensatzes leichte
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten begangen
oder gegen Dienstvorschriften verstoßen haben . Das
gilt für viele Menschen in der DDR; es gilt auch hier
für Friedensdemonstranten , die an Sitzblockaden teil¬
genommen haben.

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt , der
Einigungsvertrag sei weniger Ergebnis als Auftrag.
Wir alle spuren — die Besuche und die täglichen
Briefe machen es uns deutlich — : Viele Bürger in der
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beunruhigt. Die Stimmungslage bei Bürgern in der
Bundesrepublik ist ähnlich

Der Einigungsvertrag nimmt die Besorgnis nicht
weg : aber unsere Aufgabe besteht darin , der Besorg¬
nis den Boden zu entziehen . Die Schnelligkeit des
Einigungsprozesses hat die Aufgabe größer werden
lassen, als viele angenommen naben . Ich glaube , er ist
eine Grundlage dafür , daß wir Deutschen diese Auf¬
gabe gemeinsam bewältigen können.

Darum sage ich ja zu diesem Vertrag . Es erfüllt mich
mit heller Freude, daß der 3 . Oktober em besonderer
Tag sein wird und daß unsere Verantwortung danach
noch größer ist — nicht unsere Macht, sondern unsere
Verantwortung! Wir wollen sie nach Kräften und im
Wettstreit wahrnehmen.

Vizepräsident Engholm: VielenDank . Herr Kollege
Rau!

Das Wort erteile ich Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Wallmann (Hessen ) .

Dr. Wallmann iHessen ) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Henen ! ich möchte genau wie Herr Kollege
Rau die Frage nach den Kosten der Einheit in dieser
Stunde nicht in den Mittelpunkt meiner Ausführun¬
gen stellen . Ich glaube , wir sollten uns bewußt sein,
daß dies die abschließende Beratung des Einigungs¬
vertrages ist und daß wir Gelegenheit gehabt haben,
nicht nur im Bundestag und in der Volkskammer,
nicht nur in den Plenarsitzungen und in den Aus-

IB ) Schüssen des Bundesrates darüber miteinander zu
diskutieren , sondern auch in vielen Gesprächen , die
wir. die Regierungschefs , miteinander und auch
mit der Bundesregierung , Herr Bundesinnenminister
Schäuble , geführt haben.

Ich will allerdings — weil Sie einige grundsätzliche
Anmerkungen zu dem Thema der öffentlichen Bela¬
stungen gemacht haben , Herr Kollege Rau — darauf
hinweisen . -daß ich Herrn Bundesinnenminister
Schäuble ausdrücklich zustimme , wenn er darauf auf¬
merksam gemacht hat . daß es eine wechselseitige
Abhängigkeit, eine Interdependenz zwischen öffent¬
lichen Abgaben und Höhe der Steuern auf der einen
Seite sowie Produktivität und Wachstum auf der an¬
deren Seite gibt.

Ich sage das grundsätzlich , meine Damen und Her¬
ren. weil keiner von uns die Zukunft kennt . Auch die¬
ses sollten wir in aller Offenheit bekennen . Aber wenn
ich gesagt habe , daß Produktivität und Wachstum vor.
der Höhe der öffentlichen Abgaben und Steuern ab¬
hängig sind , ist das ja keine spekulative Aussage , son¬
dern dann ist das durch gründliche Untersuchungen
von Weltbank und OECD erhärtet . Wir haben das
auch selbst hier bei uns in der Bundesrepublik
Deutschland nach der Steuerreform erfahren . Sie ha¬
ben darauf zu Recht . Herr Bundesinnenminister , hin¬
gewiesen . Es hat alle möglichen Horrorgemälde gege¬ben. daß öffentlicheHände ihre Aufgaben nach dieser
Steuerreformnicht mehr würden erfüllen können . Das
Gegenteil davon ist eingetreten . — Nur soviel , meine
Damen und Herren, zu diesem Thema!

Diese heutige Sitzung gehört zu den herausragend-
ster, in der Geschichte des Bundesrates . Nachdem

gestern der Deutsche Bundestag und die VolksKcti '.
mer mit großer Mehrheit dem Einigungsvertrag zwi¬
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DL .-R
zugestimmt haben , befinden wir nun heute im Buu-
desrat über dieses historische Dokument . Zusammen
mit den Verträgen von Moskau, die in der letzten
Woche unterzeichnet wurden , bildet dieser Emi
gungsvertrag die Grundlage für ein geregeltes 7u-
sammenwachsen der beiden Teile Deutschlands
einem Staat.

Heute , in diesen Tagen der Freude und der Dank¬
barkeit , müssen wir auch der Opfer gedenken , die ehe
Teilung unseres Landes gefordert hat . Heute müssen
wir auch an all die Frauen und Männer denken , (he
nach dem Ende des lurchtbaren nationalsozialisri
sehen Schreckensregimes in Konzentrationslagern
urakamen und deren Leichen erst jetzt in versteckten
Massengräbern gefunden wurden . Wir haben an die¬
jenigen zu denken , die zu jahrelangem Zuchthai;
verurteilt oder zu Zwangsarbeit verschleppt wurden.
Wir haben an die vielen Menschen zu denken , die
bespitzelt und drangsaliert wurden . Und wir haben
um die über 200 Menschen zu trauern , die an der
unser Land durchtrennenden Grenze ihr Leben verlo¬
ren. nur weil sie von dem einen Teil Deutschlands in
den anderen wollten , weil sie in Freiheit leben woll¬
ten.

Erst jetzt zeigt sich in vollem Umfang , daß das tota¬
litäre sozialistische Regime noch verwerflicher war.
als es viele von uns für möglichgehalten haben Selbs*
vor der Zusammenarbeit mit Mördern und Terror:s ' ->n
hat es mcht zurückgeschreckt . (]

Aber in einer friedlichen Revolution — eine Lei¬
stung , meine Damen und Herren , die unsere Lands¬
leute im anderen Teil unseres Vaterlandes nicht nur
für sich , sondern für uns alle erbracht haben — . in
einer friedlichen Revolution, von der heute noch gar
nicht abzusehen ist , was sie für das geistig -moralische
Selbstverständnis der Deutschen in Zukunft bedeutet,
haben unsere Landsleute in der DDR dieses System
zum Einsturz gebracht . Und in dieser Stunde , in riet
wir zum letztenmal hier im Bundesrat über den Eini¬
gungsvertrag beraten und ihn verabschieden werden,
haben unser Dank und unsere Bewunderung -vor al¬
lem ihnen , unseren Landsleuten , ihrem Mut und ihrer
Freiheitsliebe zu gelten.

Aber wir bedenken auch , meine Damen und Her¬
ren : Zu den schwierigsten Aufgaben , vor denen wir
jetzt stehen , gehört die Überwindung der schwerwie¬
genden Folgen , die vier Jahrzehnte kommunistische'
Diktatur im geistigen Leben in der DDR hinterlassen
haben.

Wir , die wir das Glück hatten , auf der Sonnenseite
zu stehen , dürfen uns nicht als die Besseren begreifen.
Wohlverhalten , Anpassung an die herrschende Ideo¬
logie, Selbstverleugnung und die Angst , durch unbe¬
dachte Äußerungen die persönliche und berufliche
Zukunft zu gefährden — dies alles , meine Damen u : ’ri
Herren , sind schreckliche Erfahrungen , die die Man¬
schen dort jahrzehntelang machen mußten.

Jetzt ist der geistige Klammergriff der kommunisti
sehen Ideologie endlich beseitigt . Aber die verhö¬
renden Schäden , die diese Ideologie gerade im « <>> <; •
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es , eine neue deutsch -polnische Freundschaft zu be¬
gründen , so wie Deutsche und Franzosen seit den 60er
Jahren eine deutsch- französische Freundschaft be¬
gründet haben. Ich meine , ein reiner Grenzvertrag ist
nichtgenug , sondern ein deutsch -polnischer Freund¬
schaftsvertragsollte an dessen Stelle treten oder dazu
ausgebaut werden. Gerade die Jugend beider Länder
muß einander begegnen . Ein deutsch -polnisches Ju¬
gendwerk kann helfen , indem es von den Erfahrun¬
gen des Deutsch-Französischen Jugendwerkes aus¬
geht

Meine Damen und Herren , mit den fünf neuen Lan¬
dern ist die Bundesrepublik Deutschland ziemlich ge¬
wachsen : Sie hat nun 44 % mehr Räche und 26%
mehr Einwohner. Mit etwa ?8 Millionen Einwohnern
ist das vereinte Deutschland jetzt nach der Sowjet¬
union der bevölkerungsreichste Staat in Europa.

Manche sehen die Ursachezweier Kriegedarin , daß
mit Bismarcks Deutschland in der Mitte Europas ein
zu großer Nationalstaat gebildet wurde . Ich teile diese
Auffassung nicht. Entscheidend ist nicht die Größe
oder die Lage eines Landes auf seinem Kontinent , son¬
dern die Art und Weise, in der es von seiner Größe und
von seiner Lage Gebrauch macht . Entscheidend ist die
Einbettung eines Landes in die europäischen und in¬
ternationalen Zusammenhänge . Wir sollten gemein¬
sam dazu beitragen , daß in der Zukunft die Größe
Deutschlands seinen Nachbarn nicht noch einmal
zum Schaden, sondern stets zum Nutzen gereicht.
Auch große Nachbarn können gule Nachbarn sein.
Ich denke , Deutschland sollte das beweisen.

| B) Meine Damen und Herren , mit dem vorliegenden
Vertragswerk wird der Auftrag erfüllt, die deutsche
Einheit im Einklang mit unseren Nachbarn und den
Siegermächten zu vollziehen. Der Vertrag berück¬
sichtigt die Sicherheitsinteressen Europas und garan¬
tiert die bestehenden Grenzen . Der Vertrag ist ' auch
ein Meisterwerk der Diplomatie , der deutschen Di¬
plomatie, an dem der Herr Bundesminister des Aus¬
wärtigen einen ganz hohen persönlichen Anteil hat.
Dafür möchte ich Herrn Minister Genscher den
Dank Berlins aussprechen.

Meine Damen und Herren , mit dem Vertrag endet
die bisherige Nachkriegsordnung Europas. Es endet
die Zeit der Ost-West-Konfrontation. Wir stehen am
Beginn einer neuen Epoche der Zusammenarbeit der
Völker in Europa, die die Chance eröffnet, an die glo¬
balen Probleme des Hungers , der Umweltzerstörung
und der Unterentwicklung gemeinsam heranzuge¬
hen . Diese Chance sollten wir alle gemeinsam nutzen.
— Danke schön.

Amtierender Präsident Schröder : Das Wort hat jetzt
der Ministerpräsident des Landes Nordrhein -Westfa¬
len . Herr Kollege Rau.

Dr. h . c. Rau (Nordrhein-Westfalen ) : Herr ' Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Vor einigen Sitzun¬
gen habe ich hier von der Vorfreude darauf gespro¬
chen , daß eines Tages die Vertreter der neuen Länder
mit uns hier im Bundesrat in Bonn sein würden.

( Vorsitz: Präsident Momper) .

Es ist schon schön , aut der nordrhein -westfälischen (C)
Bank den Landessprecher Brandenburgs , Jochen
Wolf, neben sich zu wissen, der gleich zu uns spre¬
chen wird , und es ist schön , ein Stückchen von der
Veränderung der Wirklichkeit mitzubekommen , die
so rasant und so schnell ist, daß man aus dem Staunen
nicht mehr herauskommt.

Der Zwei-plus-Vier-Vertrag wird sicherlich hier
nicht mit unterschiedlichen Meinungen gewertet . Es
mag Akzentverschiebungen geben ; aber es ist schön,
daß alle 16 Länder diesen Vertrag begrüßen und daß
sie in diesem Vertrag einen wichtigen Schritt in der
deutschen Geschichte sehen . Der Vertrag drückt aus.
daß die ehemaligen Siegermächte jetzt Partner sind
und daß beide deutschen Staaten jetzt ein Staat sein
können . Er ist ein Zeichen für das Vertrauen unserer
Nachbarn in unsere Friedenspolitik und in die in den
letzten Jahrzehnten gewachsene Demokratie.

Das vereinte Deutschland verpflichtet sich nach Ar¬
tikel 2 dieses Vertrages dazu, daß von deutschem Bo¬
den nur Frieden ausgehen wird. Wie oft haben wir
dieses Wort gesprochen , wie oft haben wir dieses Wort
als Hoffnung bekundet ! Jetzt ist es die Basis unseres
staatlichen Handelns . Wir sprechen davon , daß Hand¬
lungen , die geeignet sind und in der Absicht vorge¬
nommen werden , das friedliche Zusammenleben der
Völker zu stören , insbesondere die Führung eines An¬
griffskrieges vorzubereiten , verfassungswidrig und
strafbar sind . Das spricht sich leicht . Aber wer unsere
Wirklichkeit — auch die der letzten Jahre — ansieht,
der wird darüber reden müssen , was wir denn noch
tun , damit das erkennbar wird . Eine solche Bereit¬
schaft verpflichtet ja alle Deutschen , imabhängig von
ihrer Parteizugehörigkeit , und es handelt sichum eine
gemeinsame Aufgabe , der wir uns nicht entziehen
dürfen.

Ich zitiere diesen Text, weil es erschreckende Infor¬
mationen über Waffenfieferungen gewissenloser
deutscher .Unternehmer gibt ; ich nenne die Stich¬
worte Libyen und Irak . Ich denke , wir haben allen
Grund , darüber zu sprechen , daß das Geschäft mit
dem Tod aufhört , daß wir die Gesetze verschärfen , die
dieses Geschäft mit dem Tod offenbar immer noch ein
Stück weit möglich gemacht haben . Denn wir haben
versprochen , daß wir das friedliche Zusammenleben
der Völker nicht mehr stören wollen . Ich glaube , daß
wir miteinander ernsthafte Anstrengungen unterneh¬
men müssen , um den Waffenhandel zu unterbinden,
der nicht nur Unternehmen aus Deutschland , sondern
der Deutschland nicht nur um seinen Ruf, sondern
auch um seine Handlungsmöglichkeiten bringt

Ob wir das leisten , das wird ein Prüfstein unserer
Friedenspolitik sein . Es ist nicht hinnehmbar , daß be¬
freundete Staaten uns auf Geschäfte von Unterneh¬
men in Deutschland hinweisen müssen . Wir müssen
selber nach dem Rechten sehen , wir brauchen schär¬
fere Kontrollen , und wir brauchen harte Strafen für
illegalen Waffenhandel.

Ich begrüße es sehr , daß im Vertrag die erneute
Bekräftigung des Verzichts — ich zitiere — . auf Her¬
stellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt
über atomare , biologische und chemische Waffen*
steht . Ich glaube , dieser Verzicht auf ABC -Waffen ist
ein ganz entscheidender Schritt nach vom . Nach mei-
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ner Überzeugung gehört er in eine künftige deutsche
Verfassung.

Daß die Reduzierung der Streitkräfte des vereinten
Deutschlands auf 370 000 Mann , möglich wird, ent¬
spricht der Abrüstungspolitik , die wir Sozialdemokra¬
ten immer betrieben und später gefordert haben . Un¬
sere Streitkräfte sind nur zur Verteidigung da ; sie
bedürfen nicht der Angriffsfähigkeit . Ich hoffe, daß in
den kommenden Jahren weitere Verringerungen
möglich sind , nicht nur , um unsere Budgetprobleme
zu lösen , sondern ich glaube , daß wir die eingesparten
Mittel nicht zuletzt in der Dritten Welt verwenden
müssen . Denn jetzt , nachdem Deutschland größer ge¬
worden ist, muß sich unser Blick verändern.

Am 15 . August habe ich in der Regierungserklä¬
rung in Düsseldorf gesagt ; Wir wissen, der Kampf
gegen Hunger , Elend und Ausbeutung , die Bereit¬
schaft zu humanitärer Hilfe , zu wirtschaftlicher und
technischer Unterstützung sind unverzichtbar , wenn
es darum geht , den Frieden sicherer und die Sicher¬
heit friedlicher zu gestalten . Wir müssen den Völkern
im Süden durch unser Handeln zeigen , daß wir kein
Europa wollen , das auf sich selbst und bestenfalls auf
einen innereuropäischen Ausgleich beschränkt
bleibt.

Wir dürfen nicht hinnehmen , so meine ich , meine
Damen und Herren , daß der Ost-West-Konflikt, der zu
Ende ist , jetzt durch immer neue , immer schärfere
Nord -Süd -Konflikte abgelöst wird . Darum finde ich
es gut , daß im Vertrag steht : Das vereinte Deutschland
und die Republik Polenbestätigen die zwischen ihnen
bestehende Grenze in einem völkerrechtlich verbind¬
lichen Vertrag . Das vereinte Deutschland hat keiner¬
lei Gebietsansprüche gegen andere Staaten und wird
solche auch nicht in Zukunft erheben.

Wir haben in unserer letzten Landtagssitzung eine
bewegende Rede des Vizepräsidenten Dr. Hans-Ul¬
rich Klose gehört , der uns berichtet hat , wie er mit
seiner Frau , die von jenseits der Oder stammt, dort an
der Oder steht , und wie sie davon träumen , daß diese
. verlorene Gebiete " — so sage ich es nun in Anfüh¬
rungszeichen — eines Tages durch Grenzen mitein¬
ander verbunden sind, die nicht mehr trennen , son¬
dern zueinander führen . Die offene Grenzfrage im
Osten , besonders gegenüber Polen, ist in der Ge¬
schichte ein Hindernis für die Entwicklung normaler
Beziehungen und ein Grund für Mißtrauen in unsere
Absichten gewesen . Jetzt ist die Grenzfrage nicht
mehr offen . Jetzt müssen die Grenzen offen werden,
und Europa muß alle Länder umfassen , muß allen Bür¬
gerinnen und Bürgern den freien Umgang miteinan¬
der bieten . Dazu gehört auch , daß wir unser Denken
über Europa verändern , daß wir bewußter machen,
was wir oft sagen , daß dieses Europa nicht an der
Oder -Neiße -Grenze aufhört.

Ich bedaure es , daß das vereinigte Deutschland für
Polen mit der Einführung des Sichtvermerkzwanges
an der östlichen Grenze beginnt , und ich bitte die
Bundesregierung , über die Zwischenlösung für polni¬
sche Studenten und Gastarbeiter hinaus gemeinsam
mit Polen nach einer Lösung im Kleinen Grenzverkehr
zu suchen . Ich habe diese Eindrücke und den Anlaßzu
dieser Bitte auch aus Besuchen an der deutsch-polni¬

schen Grenze am vergangenen Wochenende gewon- IQ
nen.

Wir werden unseren Blick jetzt stärker auf ost - und
südosteuropäische Länder richten müssen . Wir haben
den Reformkräften in der Sowjetunion und Michail
Gorbatschow insbesondere , aber auch den Re¬
formkräften in Mittel- und Südosteuropa die deutsche
Einheit zu verdanken . Da das so ist , darum müssen wir
diesen Landern jetzt durch verstärkte Anstrengungen
helfen , ihre Probleme zu lösen . Da ist Hilfe bei dem
wirtschaftlichen Strukturwandel nötig , da muß es das
Ziel sein , Demokratie zu stärken und wirtschaftliche
Verhältnisse zu schaffen , die die Menschen nicht
mehr zum Verlassen ihrer Heimat zwingen , bloß da¬
mit ihre Kinder eine sichere Zukunft haben können.
Wir brauchen eine neue FlüchtUngspolitik , und diese
Flüchtlingspolitik kann nicht nur in der Regelung von
Aufnahmezahlen , sondern sie muß in der Hilfe vor Ort
bestehen . Hier kann es zu einer gemeinsamen Bemü¬
hung der Bundesregierung , der Länder und der Euro¬
päischen Gemeinschaft kommen . Ich halte sie für not¬
wendig.

Der Vertrag ist ein Auftrag , ein Aufruf an die
Adresse des vereinten Deutschlands , sich engagiert
für Frieden und Sicherheit , für Menschenrechte und
für menschenwürdiges Leben in ganz Europa und in
der Welt einzusetzen . Diese friedlichen Aufgaben
müssen unser Wollen und Tun jetzt erkennbar bestim¬
men . Ich denke , die Länder wollen und werden daran
nach Kräften- mitwirken.

Präsident Momper. Schönen Dank . Herr Minister- (D)
Präsident!

Das Wort hat nunmehr der Landesbevollmächtigte
Wolf (Land Brandenburg ) . — Bitteschön , Herr Kollege
Wolf!

Wolf, Landesbevollmächtigter . Brandenburg : Herr
Präsident !

’Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Für die Vertreter der fünf neuen Bundesländer in
Deutschland ist der heutige Tag ein weiteres Beispiel
für die nicht abreißende Kette von Momenten , die aus
unserer Sicht den Ausdruck .historisch* zu verdienen
scheinen . Noch liegt der Tag der deutschen Einheit
keine volle Wochezurück , da erhalten die vorläufigen
Vertreter dieser fünf neuen Bundesländer erstmalig
Gelegenheit , ihre Stimme in diesem Hohen Hause zu
erheben . Da ich weiß , daß nur aus zwei dieser neuen
Bundesländer Vertreter hier sind, füge ich hinzu, daß
wir beiden Chemnitzer diese fünf neuen Länder heute
hier hoffentlich würdig vertreten.

Der Anlaß für diese Wortmeldung eines Vertreters
der fünf neuen Bundesländerist schonfür sich genom-
men historisch , betrifft er doch das Gesetz zu dem
Vertrag über die abschließende Regelung in bezug
aufDeutschland . Dasheißt nicht mehr und nicht weni¬
ger als ; Der Gegenstand dieser Beratung ist die Wie¬
dererlangung der völligen Souveränität Deutsch¬
lands in Übereinstimmung mit allen seinen Nachbarn
und den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges.

Alle Redner zum Tag der deutschen .Einheit , deren
Reden ich Gelegenheit hatte zuhören oder nachzule¬
sen , haben auf die besonderen Beziehungen des ge-
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A) Bundesregierungbereitist, unsere Anliegenzuunter¬

stützen — , allen europäischen Regierungen , klar sein,
daß eine politische Akte und ein politischer Verfas¬

sungsentwurf in der Bundesrepublik Deutschland der

Ratifizierung auch durch die Länderkammer be¬
darf.

Werwill , daß die Regionen Sire Kraftin das Konzept
Europas einbringen , der darf ikeinen Weg gehen , bei
dem diese durch Ausschluß bei entscheidenden Ver¬
handlungen und Festlegungen in eine Art Abwehrpo¬
sition gegenüber dem europäischen Einigungsprozeß
gedrängt werden.

Wir wollen die europäische Verankerung der re¬
gionalen Ebene , die Gestültang der reg ionalen
Strukturen im nationalen Rahnen und die Zusam¬
menarbeit der Regionen über die Grenzen hinweg in
einem Europa der Regionen erreichen . Dieses Ziel ist
ehrgeizig . Ich stelle mir vor, daß es eines Tages — wie
etwa zwischen den Badenern und den Elsässern —
auch hier eine grenzüberschreitende Zusammenar¬
beit geben könnte. So , wie niemand mehr die Grenze
zwischen Frankreich und Deutschland wahmimmt
wäre eines Tages etwa zwischen Sachsen , und Schle¬
sien an der Oder-Neiße -Grenze eine überregionale
und interregionale Zusammenarbeit vorstellbar , bei
der auch die Grenze zwischen Polen und Deutschland
nicht mehr wahrgenommen würde . Eist dann hätten
wir das erreicht, was wir uns als friedliches Europa der
offenen Grenzen vorstellen . Diese offenen Grenzen
müssen es ermöglichen , regionale Interessen — auch
dann , wenn sie grenzüberschreitend sind — zusam¬
menzufassen.

^ Ich glaube,,es ist wichtig , daß wir in den nächsten
Monaten diesen Prozeß der politischen Verhandlun¬
gen über Europa von hier aus begleiten . Denn noch
einmal Es hüjü nicht , wenn wir unsere Position in der
Verfassung d$r Bundesrepublik Deutschland und die
Regionaleberie in der europäischen Verfassung eine
mehr oder weniger unverbindliche Position einneh¬
men.

Jeder muß wissen , daß die deutschen Bundesländer
— vielleicht mit Ausnahme Belgiens — die einzige
Ebene sind, von deren Zustimmung die Mö glichkeit
des Vollzugs der Einigung über solche europäischen
Akte abhängt

Deshalb meine ich , wir sollten unsere Möglichkei¬
ten jetzt mahnend , warnend begleiten , aber auch un¬
ter dem Aspekt weiteibetreiben : Wir wellen das ei - .
rüge Europa auf allen drei Ebenen , auf der großen
europäische * Ebene und der nationalen Ebene . Aber
auch die regionale Ebene muß in der verfassungsmä¬
ßigen Form beteiligt sein , die rieh in der Bundesrepu¬
blik Deutschland bewährt hat

PrWdaht Dr. Voecherair Vielen Dank , Herr Kol¬
lege Späth!

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau (Nord¬
rhein-Westfalen).

J

Dr. h. c. Rau (Nordrhein -Westfalen ) : HerrPräsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Der dienst-
älteste Ministerpräsident hat das Thema so umlassend
behandelt daß es nicht einmal die Möglichkeit der
Ergänzung zu geben scheint Die Tatsache , daß Rh

seine Ausführungen unterstreichen will , rechtfertigt (Q
es noch nicht daß ich mich als Zweitberufener eben¬
falls äußere . Aber mir geht es darum , deutlich zu ma¬
chen , daß Europa und der föderale Aufbau Europas
nicht Sache nur einer politischen Seite sind . Die Ent¬
schließung macht deutlich : Wir wollen gemeinsam ei¬
nen Weg gehen , von dem wir glauben , daß er für
unser Land und für Europa richtig ist

Ich finde es gut , daß wir am 9 . November darüber
sprechen , an dem Tag , an den der Präsident erinnert
hat dem Tag , der heute vor einem Jahr den Menschen
die Freiheit gegeben hat und an einem Tag , an dem
wir eines Jahres mit lauter großen , wichtigen und hi¬
storischen Ereignissen gedenken.

Es könnte für manchen der Eindruck entstehen , wir
seien voll mit uns selber beschäftigt , wir hätten so viel
Deutsch -Deutsches zu tim , daß wir die europäische
Dimension aus dem Blick verlieren . Dies wäre nach
meiner Überzeugung verhängnisvoll Es ist gut wenn
wir darauf hinweisen , daß das Europa , das wir uns
vorstellen , ein föderales Europa sein soll

Lippenbekenntnisse zum Föderalismus , formel¬
hafte Lobgesänge auf die Vorteile der bundesstaatli¬
chen Ordnung hat es immer gegeben . Der politische
Alltag sah und rieht nicht selten anders aus . Aber das
Voranschreiten der europäischen Einigung und der
deutsche Einigungsprozeß können einerseits Zentra-
lirienmgstendenze * und andererseits separatistische
Tendenzen hervorbringen . Beidem sollten wir wider¬
stehen und widersprechen.

Wer den Zentralismus nicht will und den Separate - ^
mus für verhängnisvoll hält der muß den Föderalis¬
mus «Hrfcw». Diese Einsicht bricht sich immer mehr
Bahn . Der Föderalismus hat politische Schubkraft be¬
kommen.

Erfahrungen mit dem Zentralismus und drohende
Aushöhlung des Föderalismus führen zu erstaunli¬
chen Entwicklungen . In anderen Ländern Europas
sind Rpgton aHrierangsbe mähangea im Gange . Die
Menschen in der ehemaligen DDR stellten auf der
Suche nach politischer Identität die alten Lander wie-
der her . Die Länder der Bundesrepublik kämpfen mit
großem politische * .Einsatz darum, hei der Gestaltung
Europas

’ein kräftiges Wortmitzureden.

Die Länder der Bundesrepublik , der alten Bundes¬
republik, haben sich zusammen gerauft rundem deut¬
schen EinigungsprazEß einen kräftigen föderativen
Stempel aufzudrücken . Die Zentralisienmgstenden-
zen haben auch etwas Gutes : Sie lassen uns nämlich
die Vorteile einer föderativen Ordnung klarer und
deutlicher erkwnnm - Starke -Regionen , starke Länder
führen zu blühenden Provinzen . Erst ein starker Zen¬
tralstaat « zeugt das, was man gemeinhin unter Pro-
vinziahsmus und Pnrrinzialitit versteht

Die vertikale Gewatteateflaag . die Chance * zum
poUüacheu Experiment sind nach wir vor merkbare
Vorzüge ein « föder ativen Ordnung . Starke Länder
im Bundesstaat sind der beste Schutz gegen national-
staatliche Verspätungen.

Die Gefahren fürkräftige föderative Entwicklungen
in Deutschland und Europa sind vielgestaltig ; Kollege
Späth hat sie dargestellt Das immer wiederkehrende
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(A ) kurzschlüssi ge Argument , die heutige Mobilität der
Menschen müsse ständig weitere zentralstaatliche
Kompetenzen nach sich ziehen , halte ich für falsch.

Ich halte dieses Argument für falsch. Wir sind «ns
der Gefahren bewußt , durch undurchschaubare Wil-
lensbildungs - und Entscheidungsprozesse eine wei¬
tere Zentralisierung gewissermaßen schleichend hin-
zunehmen.

In einer gemeinsamen Kraftanstrengung haty>n die
Länder für sich eine angemessene Beteiligung an den
Verhandlungen znm Einigungsvertrag erreicht Auf
den zähen Einsatz der Länder in diesen Verhandlun¬
gen ist es zurückzuführen , daß im Einigungsvertragin
letzter Minute einige Sicherungen gegen eine weitere
Schwächung der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland festgeschrieben wurden.

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf den Artikel 5
des Einigungsvertrages lenken . In dieser Vorschrift

' wird den gesetzgebenden Körperschaften des verein¬
ten Deutschlands empfohlen , sich innerhalb von zwei
Jahren mit den im deutschen Einigungsprozeß aufge¬
worfenen Fragen zur Änderung oder Ergänzung des
Grundgesetzes zu befassen . Unter anderem geht es
dabei um die von den Ministerpräsidenten beschlos¬
senen Eckpunkte der Länder für die bundesstaatliche
Ordnung im vereinten Deutschland.

Drei Fragenkreise stehen im Vordergrund : Die H-
nanzhezfehungeu zwischen Bund und Ländern und
zwischen den Ländern im vereinten Deutschland be¬
dürfen einer grundlegenden Überprüfung . Bis zum

ßj 31 . Dezertiber l994 müssen in der Frage einer ausrei¬
chenden Finanzausstattung der Länder Lösungen ge¬
funden werden . Die Frage einer eigenen Geteizge-
btxngskoßipetenz der Länder über Steuern , deren Er¬
träge den Ländern zufließen , wird dabei sicherlich
eine Roll4 spielen . Die Länder halten es für unerläß¬
lich , den Sund mehr als bisher bei der Inanspruch¬
nahme sfiner konkurrierenden Gesetzgebungszu-
stündigkdit zu beschränken.

Und schließlich beanspruchen die Länder mehr
MltspracherechteIntBereich derIntenMtfoaalenBe¬
ziehungen . Das gilt für die ÜbertragungvonHoheits-
rechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen, für
Mitwirkungsrechte beim Abschluß und bei der Um¬
setzung völkerrechtlicher Verträge . Es ist gut, wenn
wir darüber sprechen , bevor die Konferenz in Rom
stattfindet Es ist gut, wenn die Länder auf der Einhal¬
tung des verabredeten Fahrplanes bestehen und
wenn sie auf der europäischen Ebene mitreden.

Der ameriiraniixh e Soziologe Bell bat darauf hin¬
gewiesen , daß die Nationalstaaten für die großen Fra¬
gen zu Vtein und für die konkreten Fragen za groß
seien . Daraus erwächst die Chance der Regionen. Wir
sollten sie wahmehmen . Wir sollten das Sshrirtlsr l-
tftsprinzlp in den europäischen Einlguogiftoreß
etnbrtngem. Wir sollten alles tun, um die Vielfalt der
Länder unedle Vielfalt der Regionen zu einerpoliti¬
schen Möglichkeit zu machen , die die Menschen in
unserem Land reicher , fähiger macht , den Heraasfor¬
derungen zu begegnen , vor denen sie stehen. Wir soll¬
ten uw im europäischen Prozeß nicht wie Ttappisten
verhalten , sondern unser Wort sagen und unsere
Chancen wahmehmen.

Präsident Dr. Voscherau : Vielen Dank , Herr Kol- (C
lege Raul

Das Wort hat Herr Kollege Wagner (Rheinland-
Pfalz).

Dr. Wagner (Rheinland -Pfalz) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Das vereinte Deutschland
macht sich nicht isoliert auf den Weg in die nächsten
Jahre und Jahrzehnte , auf den Weg etwa zu einer iso¬
lierten Großmacht , sondern es begibt sich in die Zu¬
kunft im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft,
fest eingefügt in diese Gemeinschaft und von dem
Wüllen getragen , alles zu tun, um zum weiteren Aus¬
bau und zur weiteren Festigung dieser Gemeinschaft
entscheidend beizutragen.

Die gewachsene Bedeutung und Handlungsfähig¬
keit unseres Landes führen dazu , daß wir mit noch
mehr Gewicht und hoffentlich dann auch mit noch
mehr Erfolg zum Ausbau dieser Europäischen Ge¬
meinschaft , ziun Ausbau hin zur Wirtschaft»- und
Währungsnnion , zum Ausbau hin zur Politischen
Union und — wie ich 'meine — auch zur Verteidl-
guoguudon beitragen können . Zahlreiche Fragen
stellen steh. Alle sind von großer Wichtigkeit ; alle
sind , wie ich glaube , lösbar.

Eine der wichtigen Fragen ist , wie dieses Europa,
welches wir vor uns sehen , in seiner inneren Struktur
beschaffen sein solL Hier lautet unsere Aussage : Eu*
ropa soll, wird und kann in seinem Aufbau nicht an¬
ders als föderalistisch sein. Das ist eine Erkenntnis,
die sich in Europa weitgehend Geltung verschafft hat
Für uns Deutsche ist sie selbstverständlich ; denn wir (jjj
haben in der Bundesrepublik gute , hervorragende Er¬
fahrungen mit dem bundesstaatlichen Hrinzip ge¬
macht Wir gehen davon aus , daß sich diese guten
Erfahrungen zum Nutzen aller auch auf das vereinte
Europa übertragen lassen . I

Die I.ander wollen mit ihrer Initiative d*ber heute
erreichen , daß die politische Grundstruktur des künf¬
tigen Europas von vornherein in die richtigen , födera¬
listischen Bahnen gelenkt wird. Dazu gehört selbst¬
verständlich eine föderalistische , nicht zentralistische
Verfassungdes künftigenEuropa», derkünftigenEu¬
ropäischen Gemeinschaft

Es ist klar, daß dieses Europa nicht weniger , son¬
dern im Gegenteil sehr viel mehr föderalistisch sein
wird als etwa heute eia Land wie die Bundesrepublik:
Deutschland oder andere föderalistische Staaten , die
wir in der Welt kwnen. Anders ausgedrückt ; Die Mit-
gttedrfastea werden ein weit größeresEigengewicht
etwa als unsere I .ander heute in Deutschland ha¬
ben.

Das bedeutet auch , meine Damen und Herren
— um auf eine in der politischen Debatte dieser Wo¬
chen ’ verkommende Frage kurz mit einzugehen — ,
daß die Nationalstaaten selbstverständlich ihre Be-
destaag behaUan . Se werden in Europa, in der Euro¬
päischen Gemeinschaft , nicht verschwinden , nicht in
ihr aufgehen . Deswegen ist auch die Annahme falsch,
der 7mnmr»i«m«rhTnB Deutschlands zur nationalen
Einheit würde nur zu einem relativ rasch vorüberge¬
henden Zustand nationaler Einheit führen, weil eine
Aufhebung dieses Zustandes in der Europäischen Ge¬
meinschaft stattfinden würde . So wird es nicht sein.
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(A ) fehlung würdigen , jedoch seine Verfassungsaufgaben
wahrenund seinen Sitz selbst festlegen . Die Entschei¬

dung des Bundestages hat Fragen beantwortet , aber
ihrerseits auch Fragen aufgeworfen.

Der Bundesrat, auch der Präsident und der Direktor,
sind dadurch in der Situation , sich auf die nicht in

jeder Hinsicht absehbare Entwicklung der kommen¬
denJahre ganz praktisch einzustellen und sich darauf
vorbereitenzumüssen . Deshalb müssen wir dem Bun¬
desrat Optionen erhalten , Vorbereitungen treffen
und für die Zukunft ein gewisses Maß an Flexibilität
bewahren . Wir sollten uns bei unserer Entscheidung
bewußt bleiben, daß Arbeitsfähigkeit und Gewicht
des Bundesrates im Interesse des Föderalismus unse¬
res ganzen Staates ebenso wie die Belange unserer
Mitarbeiterund der Region hier gewahrt werden müs¬
sen. Die bundesstaatliche Ordnung , die traditionelle
Vielfaltder Zentren in Deutschland und unser Weg zu
einem dezentralen Europa der Regionen müssen aus
meiner Sicht erhalten bleiben.

Lassen Sie mich jetzt zu den Wortmeldungen kom¬
men. Als erster Redner hat Herr Ministerpräsident
Dr . Rau (Nordrhein-Westfalen) das Wort.

Dr . h . c . Johannes Rau {Nordrhein -Westfalen ) : Herr
Präsident! Meine Damen und Herren ! Sie , Herr Präsi¬
dent . haben schon darauf hingewiesen , daß der Bun¬

destag am 20 . Juni eine tiefgreifende Entscheidung •

getroffen hat . Wir haben alle miteinander an den öf¬
fentlichen und parlamentarischen Diskussionen über
dieses Thema teilgenommen . Ich denke , es machte

(Bi keinen Sinn, jetzt , 15 Tage nach der Entscheidung des

Bundestages, noch einmal die Argumente auszutau¬
schen , die die einzelnen Sprecher damals bewegt ha¬
ben . Die Entscheidung ist getroffen worden.

Ich selber habe in der Diskussion des Bundestages
an alle appelliert , die zu treffende Entscheidung dann-
auch wirklich zu respektieren und nicht „nachzukar¬
ten“ . Das habe ich getan , als ich noch vermutete , der
Bundestag würde sinnvöllerweise zugunsten von
Bonn entscheiden . Das muß aber dann natürlich auch
gelten , nachdem der Bundestag anders entschieden
hat . Heute geht es also nicht um die Revision einer
getroffenen Entscheidung , sondern es geht jetzt
darum — darauf hat der Präsident hingewiesen — ,
daß der Bundesrat in eigener Verantwortung über sei¬
nen Sitz entscheidet.

Interessant war in den Beratungen des Bundesta¬
ges , daß eine Fülle von Sprechern auf Entschließun¬
gen deutscher Landtage hingewiesen und dies zu ei¬
nem gewichtigen Argument erklärt haben . Ich habe
darauf erwidert : Das , was die Landtage entschieden
haben , steht an , wenn der Bundesrat über seinen Sitz
entscheidet . Und das ist heute der Fall.

Trotz darf nicht unser Ratgeber sein , sondern es ist
die Frage zu stellen : Wie sieht das föderale Deutsch¬
land aus , und in welchen Phasen wird es sich wie ent¬
wickeln?

Der gemeinsame Antrag der Länder Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz , Saarland , Schleswig-Hol¬
stein und Bremen , dem sich weitere Länder ange¬
schlossen haben , hat als wesentlichen Inhalt die Aus¬
sage , daß BonnSitz des Bundesrates bleiben soll . Das

hindert nicht , daß wir die Planungen und Überlegun¬
gen im Blick auf die neue Hauptstadt beobachten,
Schlüsse daraus ziehen und zum gegebenen Zeit¬

punkt die Entscheidung überprüfen , die wir getroffen
haben . Niemand will lind wird den Direktor des Bun¬
desrates und seine Mitarbeiter daran hindern , sich
solchen Überlegungen zuzuwenden . Das ist auch nö¬

tig; denn bisher gibt es keine Erfahrungen mit der
räumlichen Trennung.

Darum ist es vernünftig , wenn der Bundesrat seine

Entscheidung im Lichte der noch zu gewinnenden
Erfahrungen in späteren Jahren überprüft.

Ich denke , daß wir unseren Blick auch nicht nur auf
Bonnund mmauf Berlinverengen dürfen , sondern wir

hatten uns eigentlich vorgenommen , und zwar unab¬

hängig davon , ob wir für Bonn oder für Berlin votiert
haben , daß es zu einer ausgeglichenen Verteilung
von Bundeseinrichtungen in allen 16 Ländern kommt
und daß die fünf neuen Länder besonders berücksich¬

tigt werden . Dem haben wir . außer durch öffentliche

Erklärungen , bisher nicht Rechnung getragen.

Ich glaube also , daß es gut wäre , wenn der Präsident
des Bundesrates Gespräche mit der Präsidentin des

Bundestages mit dem Ziel suchte , eine gemeinsame
Föderalismuskommission einzurichten , die jetzt prüft
und dann entscheidet , was sich aus dem ergibt , was
der 20 . Juni gebracht hat.

Es wäre im Interesse der Länder , wenn die Bundes¬

regierung bis Ende des Jahres darlegen könnte , wie
und bis wann sie den Beschluß des Bundestages vom
20. Juni umsetzen will und wie sie die daraus resultie¬
renden Kosten , auch die Folgelasten finanzieren
will.

Der Bundesrat ist ein Symbol des Föderalismus.
Der Bundesrat in Bonn ist ein Symbol dafür , daß der
Föderalismus auch im vereinigen Deutschland eine
zentrale Rolle spielt. Denn einige haben offenbar ver¬

gessen oder sind in der Gefahr zu vergessen , daß die
Bundesrepublik Deutschland , die Bundesrepublik
des Grundgesetzes , die Bonner Republik , eine Grün¬
dung der Länder ist und die Länder nicht die Filialen
des Bundes , des Zentralstaates , sind. Das muß weiter¬
wirken . Ich denke , daß die Verfassungsdiskussion , die
wiruns auch im Bundesrat vorgenommen haben , dazu
wichtige Argumente liefern kann.

Heute vor einem Jahr haben die Ministerpräsiden¬
ten Eckpunkte der Länder für die bundesstaatliche
Ordnung im vereinten Deutschland beschlossen.
Diese Eckpunkte sind in die verfassungspolitische
Diskussion oder gar in die verfassungspolitischen Er¬

gebnisse dessen , was wir jetzt erörtern , längst nichl
umgesetzt . Sie gehören in das Zentrum der Debatte.

Bonn als Sitz des Bundesrates darf in der Tat nicht
bedeuten , daß mm der Bundesrat gewissermaßen dei
Rest ist , der in der alten Bundeshauptstadt verbleibt
Aber wenn das nicht so sein soll, dann müssen wir die
Bundesregierung fragen , wie sie den Beschluß de:
Bundestages auslegt , was denn Kembereiche sein sol
len , die nach Berlin gehen , was außerhalb des Kern:
ist und wie eine Verwaltungsstadt Bonn denn ausse
hen soll.
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IA) Es ist merkwürdig : Ich habe bisher nur Leute gefun¬
den , die sich zum Kembereich rechnen , soweit sie im
öffentlichen Dienst beschäftigt sind . Ich denke , wir
werden im einzelnen dem nachgehen müssen , was
sich aus dem im Beschluß des Bundestages angeleg¬
ten Dualismus ergibt . Noch wichtiger aber ist es , daß
wir darüber reden , was denn mit der Region , mit der
Rheinschiene , mit Bonn und mit Köln geschieht . Ich
lese darüber vieles . Ich lese von der Wissenschafts¬
stadt , von der Kulturstadt , von europäischen Zentren.
Nahezu täglich bekommt man irgendeine große Ein¬

richtung genannt , die eines Tages hier in Bonn ihren
Sitz haben soll.

Was ist aber mit den Organen des Bundes und der
Länder , die schon in Bonn sind ? Was ist mit der Bund-
Länder -Kommission, was ist mit der Kultusminister¬
konferenz , was ist mit dem Wissenschaftsrat , wie geht
es weiter mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft,
mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst,
mit der Alexander -von-Humboldt -Stiftung , mit der

Arbeitsgemeinschaft der Forschungseinrichtungen?
Wäre das nicht ein Nukleus für dieses Wissenschafts¬
zentrum am Rhein?

Der Bundestag — darauf hat der Präsident hinge¬
wiesen — hat empfohlen , daß der Bundesrat in Bonn
bleibt . Ich habe dieser Empfehlung , was den Absen¬
der angeht , auch im Bundestag widersprochen . Es
kann nicht Sache des Bundestages sein , seinerseits zu
entscheiden : «Wir gehen , andere bleiben “

, sondern
w i r haben die Entscheidung zu treffen , wo w i r unse¬
ren Sit2 haben wollen. Natürlich haben wir dabei die
Situation zu bedenken , die eines Tages entsteht,
wenn die sogenannten Kembereiche der Bundesre¬

gierung und das Parlament in Berlin sind . •

Übrigens : Die Zeitschienen , die uns dafür in den

Gesprächen genannt werden , werden ständig länger.
Die Zeitschienen , die ich heute morgen gehört habe,
sind wesentlich länger als diejenigen , über die am
20. Juni im Bundestag diskutiert worden ist Dennoch
warne ich sehr davor, an die Gewöhnung zu appellie¬
ren und zu glauben , die Menschen würden es schon
hinnehmen , wenn sich das ganze eines Tages so oder

so entwickelt.
Diese Entwicklung muß gesteuert werden ; wir

müssen sie steuern . Wir können das tun durch eine

eigene Entscheidung . Ich bitte Sie herzlich , für Bonn

als den Sitz des Bundesrates zu stimmen.

Ich weise die nachfolgenden Redner darauf hin , daß

es schwer ist , in dieser Atmosphäre zwischen Transpi -

ration und Inspiration
(Heiterkeit)

überhaupt einen sinnvollen Satz zu formulieren.

(Erneute Heiterkeit)

Aber wenn es Ihnen dann gelingt , rate ich Ihnen , die

Entscheidung für Bonn so deutlich auszusprecher,
daß auch die Menschen in dieser Region merken und

spüren , daß hier nicht irgend etwas mit Rechenschie¬
bern hin und her manipuliert wird , sondern daß wir

uns um die Infrastruktur in diesem neu und größer
gewordenen Deutschland sorgen und daß die Bedeu¬

tung Bonns, der Stadt des Grundgesetzes , daß die

Bedeutung des Bundesrates — nein , nicht der zweiten

Kammer , sondern der anderen Kammer — nicht ge - (Ci
schmälert werden soll , und daß wir miteinander ein
Zeichen dafür setzen , daß Föderalismus nicht in un¬
sere Sonntagsreden gehört , sondern in unsere A11-

tagsarbeit — Herzlichen Dank.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank,
Herr Kollege Rau!

DasWort hat nun Herr Ministerpräsident Dr . Streibl

(Bayern) .

Dr. h . c . Max Streibl (Bayern) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Der Deutsche Bundestag
hat am 20. Juni einen Beschlußvon historischer Trag¬
weite gefaßt - Wir wollen diesen Beschluß nicht kriti¬
sieren , wir wollen nicht rechten . Er ist knapp ausge¬
fallen . Wir sind Demokraten ; wir respektieren ihn.

Es widerspräche auch dem Geist des Föderalismus,
anders zu verfahren . Die Staatsorgane haben sich ge¬
genseitig keine Zensuren und keine Ratschläge für
ihre inneren Angelegenheiten zu erteilen.

Ich glaube , es wäre gut gewesen , wenn der Bundes¬

tag diesen Grundsatz beherzigt und darauf verzichtet
hätte , seinerseits Vorstellungen über den künftigen
Sitz des Bundesrates von sich zu geben . Damit hätte er

• vielleicht sogar die Beratungen hier wesentlich er¬
leichtert.
. Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Der Bun¬

destag hat meines Erachtens die ihm gezogenen
Grenzen weiter überschritten , als es dem bloßen
Wortlaut nach zunächst scheinen mag . Mit seiner

»Empfehlung ' hat er nämlich den Bundesrat als Dis- 1

Positionsmasse in seinen eigenen Überlegungen in

der Hauptstadtfrage eingesetzt . Dies können und dür¬

fen wir nicht hinnehmen.
Ich danke Herrn Präsidenten Voscherau dafür , daß

er diesen Übergriff des Bundestages sofort mit han¬

seatischer Höflichkeit , aber in unmißverständlicher
Klarheit zurückgewiesen hat.

Der Bundestag hat mit seinem Beschluß, den Sitz

des Bundestages und der Bundesregierung nach Ber¬

lin zu verlegen , die entscheidende Vorgabe geschaf¬
fen , von der wir heute einfach ausgehen müssen.

Nicht ohne Grund heißt es heute in der Tagesordnung
nicht «Sitz des Bundesrates “

, sondern «Sitzvon Parla¬

ment und Regierung " .
Die Entscheidung , die wir heute zu treffen haben,

hat nicht nur geographische Bedeutung , wenngleich
ich verstehe , daß Bonn und Nordrhein -Westfalen jetzt
natürlich um einen Ausgleich kämpfen . Ich unter¬

stütze das,- ich werde dazu gleich noch einige Anre¬

gungen geben.
Aber, meine Damen und Herren , es geht nicht nur

um diese Bedeutung , sondern es ist auch die Frage zu

beantworten , auf welche Artund Weise der Bundesrat

auf Dauer tätig sein solL Dazu gehört auch die Frage,
von wo aus regiert werden soll. Sie wissen , daß wir

Bayern aus guten Gründen — meistens unter Rück¬

sichtnahme auf die psychologischen Bedenken unse¬

rer westlichen Nachbarn — Bonn den Vorzug gege¬
ben hätten . Aber auch die Gesichtspunkte , die letzt¬

lich den Ausschlag für. den -Bundestag gegeben
haben , nach Berlin zu gehen , wiegen sehr schwer.
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Dr. h. c. Max Streibl (Bayern)
■M Das wäre ein Antrag, den alle tragen könnten.

Aber man will jetzt keine Vorfestlegung , daß das
letzten Endes alles zusammenkommt Meine Damen
und Herren, ich kann dazu nur eines sagen : Ich
glaube nicht, daß es gut wäre — damit hat auch mein
Vorrednergeendet , und das hat auch Herr Scharping
gesagt — , jetzt nur mit einem Zeichen — mehr ist
nicht gesagt worden — der Solidarität und der Hoff¬
nung für die BonnerBevölkerung zu arbeiten . Ich bin
der Meinung, die Entscheidung ist klar gefallen , und
deshalb sollte man jetzt nicht versuchen , ein Trost-
pflästerchen zu finden , das dann letztendlich doch
nicht hält.

Ich bin auch der festen Überzeugung , daß wir , bis es
soweitist, bis der Bundestag umzieht , bis die Bundes¬
regierung umzieht, bis dann der Bundesrat umzieht,
entsprechende Ausgleichsmaßnahmen schaffen kön¬
nen. Dahin sollten wir die Hoffnung lenken . Aber wir
sollten hier — das wäre einfach nicht ehrlich — nicht
den Eindruck erwecken , als würde am Ende die Ent¬
scheidung doch so fallen können , daß der Bundesrat
immer hier seinen Sitz hat . getrennt von Bundestag
und Bundesregierung.

Das bitte ich noch einmal zu bedenken , wenn wir
jetzt zur Abstimmung kommen . Mehr kann ich leider
nicht tun . Ich habe verschiedene Vorschläge gemacht.
Ich glaube aber , Wahrheit ist in der Politikimmer noch
das beste . Es geht auch um Glaubwürdigkeit hier im
Bundesrat.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank,
j !

Herr Kollege Streibl!
Das Wort hat Herr Ministerpräsident Johannes Rau

(Nordrhein-Westfalen) .

Dr. h . c. Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr
-Präsident! Meine Damen und Herren ! Ich möchte
mich bei allen Kollegen bedanken , die in vielfachen
Gesprächen während der Reden versucht haben , eine
Kompromißformulierungzu finden . Ich weiß, wie mü¬
hevoll das ist; denn ich habe zu denen gehört , die das
in der Nacht vom 20 . Juni versucht und die dies nicht
zustande gebracht haben.

Ich willnun nicht mehr in der Sache argumentieren.
Ich will jetzt nicht den Voscherau -Plan gegen Ham¬
burg vertreten , sondern ich will zu dem . was Herr
Streibl gesagt hat — Herr Kollege Biedenkopf hat so¬
eben einen ähnlichen Vorschlag ins Gespräch ge¬
bracht — , ganz bündig sagen — bitte nehmen Sie mir
das nicht übel! — : Hier gibt es zwei verschiedene
Positionen , und zwischen diesen müssen wir jetzt ent¬
scheiden . Die eine Position ist: Ja zu Bonn und Über¬
prüfung in einigen Jahren ; die andere Position ist:
Jetzt Bonn , dann Berlin , und Überprüfung macht nur
Sinn, wenn sie nach Berlin führt.

Das sind die beiden Gegenpositionen . Wer will, daß
der Bundesrat in Bonn ist und daß dann in einer spä¬
teren Überprüfung die Argumente noch einmal ge¬
wichtet werden — aber mit offenem Ergebnis — , den
bitte ich , dem Antrag Nordrhein-Westfalens zuzu¬
stimmen. Wer jedoch wie Herr Kollege Streibl , wie
Herr Kollege Eichel und einige andere der Meinung
ist , es laufe sowieso auf Berlinzu , und wir müßten uns
jetzt nur so verhalten , daß das nicht zu schmerzhaft

wird , der muß für den bayerischen Antrag stimmen . (Ci
Das sind die wirklichen Alternativen . Ich finde , es
gehört auch zur Glaubwürdigkeit , daß wir diese Al¬
ternativen deutlich weiden lassen . Sonst können wir
beschließen : Wenn ja , dann nein , sonst eben nicht.

(Heiterkeit)
Aber das wäre , jedenfalls in meinem Wahlkreis , nur
schwer zu vermitteln , und ich möchte dort gern sagen
können : Es bleibt beim Bundesrat in Bonn. Wenn sich
neue Gesichtspunkte ergeben , werden wir das über¬
prüfen und werden daraus Konsequenzen ziehen.

Wer aber jetzt sagt : Es geht sowieso nach Berlin, der
darf nach meiner Meinung dem nordrhein -westfäli¬
schen Antrag nicht zustimmen, sondern dann sollte
man offen sein . Ich habe mich darüber gefreut , daß die
Ministerpräsidenten von Berlin und Brandenburg
— noch sind es ja zwei Personen — gesagt haben , das
fänden sie vernünftig und richtig . Das gleiche von
Sachsen -Anhalt zu hören , hat mich gefreut . Ich hatte
gehofft , auch Sachsen würde sich dazu bereitfinden
können . Aber das werden wir gleich alles sehen und
zählen . Ich bin davon überzeugt , es gibt eine vernünf¬
tige Mehrheit und eine Mehrheit der Vernunft.

Präsident Dr. Henning Voscherau : Vielen Dank , lie¬
ber Herr Kollege Rau ! — Ich darf zunächst feststellen,
daß mir weitere Wortmeldungen jetzt nicht vorliegen.
Weiter weise ich darauf hin, daß Herr Ministerpräsi¬
dent Dr. Gomolka (Mecklenburg -Vorpommern ) eine
Erklärung zu Protokoll ‘

) gegeben hat.
Da die Rednerliste erschöpft ist , kommen wir jetzt <D)

zur Abstimmung . Zunächst möchte ich feststellen, daß
uns die Drucksachen 421/91 und 422/91 — diese in
einer neuen Fassung — vorliegen . Ich gehe davon
aus , daß diese beiden Drucksachen auch Ihnen allen
vorliegen , an Sie verteilt worden sind.

Darf ich zur Sicherheit jetzt doch noch einmal fra¬
gen , ob uns ein gestellter Antragverborgen geblieben
ist . — Das scheint auch nach den Ausführungen des
Kollegen Streibl nicht der Fall zu sein.

Ich beginne in der Abstimmung mit dem Antrag der
Länder Nordrhein -Westfalen, Bremen , Rheinland-
Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein in Drucksa¬
che 422/91 (neu ) und bitte diejenigen Kolleginnen
und Kollegen , die diesem Antrag zustimmen wollen,
um ihr Handzeichen . — Dasistmit 38 Stimmen, sofern
wir alle gleichermaßen richtig gezählt haben , die
Mehrheit . Der Antrag isl angenommen.

Damit ist der Antrag Bayernsund Niedersachsens in
Drucksache 421/91 erledigt.

Bonn bleibt also nach Maßgabe dieser Entschei¬
dung bis auf weiteres Sitz des Bundesrates.

Meine Damen und Herren , darf ich trotzdem Ihre
Geduld noch ein wenig in Anspruch nehmen und
diese Entscheidung als Präsident mit zwei Bemerkun¬
gen verbinden.

Erstens . Dies ist eine Entscheidung , die dem Bun¬
desrat — genauer : dem jeweiligen Präsidenten des
Bundesrates . Herr Kollege Gomolka — gleichwohl

* 1 Anlage 1
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Dr. b . c. Max Strelbl (Bayern)
(A ) In diesen staatlichen Rahmen fügt sich zudem die

unmittelbare grenzüberschreitende Zusammenarbeit
in Nordostbayem , dem sächsischen Vogtland und
dem Egerland — „Euregio -Egrensis “ als Stichwort —
oder zwischen dem Bayerischen Wald und Böhmer¬
wald bestens ein.

Zugleich sehe ich mit Genugtuung , mit welchem
Elan die Sudetendeutschen selbst an diese neue
Aufgabe herangehen . Ich sehe , wie viele Heimat¬
kreise in der alten Heimat tätig sind . Ein reger
kultureller und wissenschaftlicher Austausch hat ein¬
gesetzt Dies alles sind erstaunliche Bekundungen
von Heimatliebe , aber auch Bekundungen des Wil¬
lens, unter veränderten Bedingungen Nachbarschaft
Partnerschaft und Verständigung zu suchen.

Weil wir die Verständigung mit den Tschechen
wollen, verwahre ich mich entschieden gegen Äuße¬
rungen , daß das Nein Bayerns zu diesem Vertrag eine
«Kriegserklärung " sei . Es ist das Nein zu diesem
Vertrag , so wie er hier vorliegt Es ist das Nein zu
diesem Motivenbericht , der in der Bundestagsdebatte
leider überhaupt nicht zur Sprache gekommen ist . Es
ist kein Nein zu Verständigung mit unserem östlichen
Nachbarn und mit seinen Menschen.

Das Ende unseres Jahrhunderts bietet Deutschen
und Tschechen die Chance , mit dem erinnernden
Blick auf die Geschichte Nachbarschaft in echt euro¬
päischem Geist aufzubauen . Der Freistaat Bayern als
Nachbarland Böhmens und als Schirmland der Sude¬
tendeutschen stellt sich dieser großen Aufgabe im
Bewußtsein seiner historischen , deutschen und euro-
päischen Verantwortung.

Vizepräsident Dr. Henning Voscherau: Vielen Dank,
Herr Ministerpräsident Streibl!

_
' Das Wort hat nun Ministerpräsident Rau (Nord¬
rhein -Westfalen) .

Dr. h. c . Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Das Wort . hi¬
storisch " ist in den letzten Jahren so oft benutzt
worden , daß es wie eine abgegriffene Münze wirkt
Dennoch habe ich den Eindruck , daß das , worüber wir
hier miteinander beraten , historische Dimensionen
hat.

Der Bundestag hat diesem Vertrag mit einer ganz
breiten Mehrheit zugestimmt . Ich bin davon über¬
zeugt , daß diese breite Mehrheit der Zustimmug auch
uns gut anstünde.

Richtig ist , man darf die Wahrheit nicht verschwei¬
gen. Richtig ist. man darf auch nicht verschweigen,
daß es schreckliche Vertreibungen gegeben hat . Ich
bin dankbar dafür , daß der Präsident der Tschechoslo¬
wakischen Republik , Havel , das mehrfach deutlich
ausgesprochen hat . Im vergangenen Jahr ist ihm der
»Karlspreis" für seine Bemühungen um Europa ver¬
liehen worden.

Aber wer die Wahrheit in bezug auf die Vertreibung
nicht verschweigt und wer , Herr Kollege Streibl,
darauf insistiert, daß sie angesprochen werden muß,
der darf , wenn er das im Namen der Wahrheit tut.
nicht der selektiven Wahrheit das Wort reden , sondern
muß der ganzen Breite des Geschehens und des

Prozesses zwischen Deutschen sowie Tschechen und (C;
Slowaken Rechnung tragen.

Dabei ist das freilich eine beide Völker in vielem
miteinander verschränkende und in vielem gegensei¬
tig verletzende Geschichte . Sie hat nicht mit der
Vertreibung angefangen , sondern dem ist eine jahr¬
hundertealte Geschichte vorausgegangen , auch eine
jahrhundertealte Geschichte gegenseitigen Freiheits¬
entzugs und gegenseitiger Unterdrückung.

Das hat es im kommunistischen Gewand vier Jahr¬
zehnte lang gegeben . Viele haben es gespürt , viele
haben es durchlitten . Aber das hat es in anderen
Gewändern Jahrzehnte und Jahrhunderte vorher
auch gegeben . Wer von der Wahrheit spricht , muß die
ganze Wahrheit aussprechen.

Auch in Nordrhein -Westfalen leben sudetendeut¬
sche Bürger , nicht so viele wie imFreistaat Bayern. Bei
uns leben mehr Menschen aus anderen östlichen
Ländern . Wir sprechen mit diesen sudetendeutschen
Bürgern . Manche von ihnen haben auch nicht verges¬
sen , daß mein Vorgänger im Amt des Ministerpräsi¬
denten , der das Amt zwölf Jahre innegehabt hat , vor
über 50 Jahren seine Freiheit nur retten konnte,
indem er politisches Asyl in Prag bekam . Das war in
der Zeit des Nationalsozialismus.

Mich bewegt eine solche Erinnerung , so wie mich
die Erinnerung an den Abend bewegt , den der eine
oder andere von uns mit dem Bildschirm verbindet
und nicht mehr vergißt : Wie in der Deutschen Bot¬
schaft in Prag Tausende von Menschen , die aus den (Döstlichen Bundesländern kamen , die Nachricht entge-
gennahmen — es war abends um elf, halb zwölf Uhr
am 30. September 1989 — : « Ihr dürft ausreisen ! "

Diese Ausreise hatten Menschen bewirkt , die damit
etwas riskiert haben , etwa der damalige Außenmini¬
ster Horn , ein Mann , den man in sölchen Jahren
einen „Refonnkommunisten " genannt hätte —
jemand , der heute in den Städten des westlichen
Bündnisses großen Respekt und hohe Anerkennung
findet , aber auch jemand , der in seinem Leben mit der
Geschichte seines Volkes und mit der Geschichte
unserer Völker verstrickt gewesen ist.

Ich stimme diesem Vertrag gern zu . Gern heißt nicht
«leichtfüßig *

, heißt nicht , das vergessen machen , was
geschehen ist , heißt nicht , ausklammem , was noch zu
besprechen , zu regeln und zu erörtern ist — bis hin zu
Vermögensfragen , die der Vertrag ausdrücklich nicht
behandelt.

Ich hätte ihm noch lieber zugestrnimt , wenn wir ihn
ein paar Monate eher miteinander hätten besprechen
können . Ich kann das Drängen vieler in Deutschland
und in der Tschechoslowakei verstehen , die gesagt
haben : „Bringt das nicht in Wahlkämpfe hinein ! “

Wer sich den jetzigen kommunistischen Stimmen¬
anteil der Wahl Anfang dieses Monats ansieht , und
wer sich ansieht , mit welcher Propaganda dieser
Stimmenanteil erreicht worden ist , der weiß: Er hat
etwas mit dem Datum der . Verhandlungen und mit
dem Datum des Abschlusses dieser Verhandlunqenzu
tun.
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Br . h. c. Johannes Rau (Nordrhein-Westfalen)
(A) Es wäre besser gewesen , wir hätten unser Herz im

vergangenen Jahr und nicht im Februar dieses Jahres
über die Hürde geworfen.

Ich bedauere diesen Zeitpunkt auch deshalb , weil
sich die Tschechoslowakei — die Zeitungen berichten
uns täglich davon — in einer Situation befindet , in der
wir gar nicht wissen , ob es den Vertragspartner so
noch gibt , wenn wir dem Vertrag zugestimmt haben.
Wann wird die Slowakei ihre eigene Souveränität
erklären ? Wie wird der Status des Staatspräsidenten
sein ? Wird das eine Föderation , eine Konföderation,
oder wird das ein Nebeneinander oder ein Gegenein¬
ander zweier souveräner Staaten?

Die Situation in den Nachbarländern macht uns
deutlich : Wir haben einen Beitrag zu dieser Diskus¬
sion zu leisten — nicht als Belehrende , nicht als

- Herablassende . Wir wissen nicht , wie sich das , was
nach den Wahlen in der CSFR an politischen Struktu¬
ren zusammengekommen ist , in politischen Organisa¬
tionen , in Staaten oder Staatenbünden finden wird.

Aber gerade die Situation in Jugoslawien sollte uns
ermutigen , daran zu erinnern , daß wir Strukturen in
Europa brauchen , die den Regionen Substanz geben,
damit es kein Gegeneinander gibt , daß wir Föderalis¬
mus brauchen , damit es nicht Separatismus geben
muß.

Ich gehöre zu denen , die das Auseinanderfallen der
Tschechoslowakei aus vielerlei Gründen sehr bekla¬
gen würden , nicht nur wegen der mangelnden Fähig¬
keit der Slowakei , ohne Dauerhilfen von anderen ihre
wirtschaftliche Substanz auf Existenzniveau zu brin-
gen . sondern auch deshalb , weil ich glaube , daß die
allzu große Vielgestaltigkeit staatlicher Strukturen
das Zusammenwachsen in Europa erschwert.

Dieses Zusammenwachsen in Europa ist das eigent¬
liche Thema . Das Thema ist nicht Verzicht , sondern
das Thema ist Einsicht —Einsicht auch in alle Dimen¬
sionen von Wahrheit und Wahrhaftigkeit , die nicht
nur fragt , wer mit welchen Mitteln vertrieben worden

. ist, sondern : Wie ist die Vertreibung zustande gekom¬
men ? Wer hat den Haß aufgebaut ? Wie sind Haß und
Gegenhaß eskaliert ? Die Antwort wird sein , daß wir
ein neues Europabild finden , zu dem das ganz alte
Prag gehört , die Stadt mit der großen Karlsuniversität,
aber eben auch die Stadt , in der religiöse und weltan¬
schauliche Konflikte jahrhundertelang das innere
Leben geprägt haben . Die Geschichte der Hussiten
und der Böhmischen Brüder ist nur ein Akzent , die
Entwicklung des Volkskatholizismus in der Slowakei
ist ein anderer Akzent.

Wir werden lernen müssen — die Entspannungs¬
politik hat uns die Chance dazu gegeben , das wider
alle Erwartungen lernen zu können — , daß Europa
sein Bild verändert , daß Budapest . Prag und Warschau
— große alte europäische Städte — zu einem westli¬
chen Europa finden , das nicht westlich bleibt und das
nicht so bleiben kann , wie es ist , das sein Selbstver¬
ständnis ändern muß , auch indem es neue Dimensio¬
nen seiner eigenen Geschichte zuiückgewinnt . Dazu
gehört die Vertreibung . Aber wer nur sie nennt , hat
schon wieder „verzeichnet * .

Ich glaube , daß wir mit diesem Vertrag , mit dem,
was nach diesem Vertrag fortgesetzt und verstärkt

werden kann , eine große Chance haben . Wenn ich in (Q
Böhmen bin oder im mährischen Teil des Landes und
die Bilder sehe , dann denke ich an Regionen Westeu¬
ropas . des Ruhrgebiets , Elsaß-Lothringens oder Bel¬
giens vor40 Jahren . Das war die Industriekulisse nach
dem Zweiten Weltkrieg in Westeuropa , so wie sie dort
jetzt ist.

Dann denke ich : Welch eine Chance für uns, für
Unternehmer und für Arbeitnehmer , für ökologisch
Engagierte , für ökonomisch Phantasievolle , mitzuhel¬
fen , daß auf lange Sicht — niemand sollte dabei
kurzatmig sein — dort Landschaften Wiedererstehen,
wie wir sie in den letzten vier Jahrzehnten mit
mancherlei Hilfe haben zustande bringen können.

Wer das will, der muß den Daumen von der Waag¬
schale der Vorurteile wegnehmen . Wer das will , darf
nicht die eine Wahrheit aussprechen und die andere
verschweigen . Aber wir müssen das wollen , weil es für
unser eigenes Überleben keine Chance gibt , wenn es
uns nicht gelingt , diesem größer gewordenen Europa
ein menschliches Antlitz zu geben.

Ich denke , dieser Vertrag ist dazu eine große
Chance . Darum sollten wir , bei allem Zittern und bei
allem Zagen darüber , daß Menschen diesen Vertrag
anders interpretieren , anders verstehen , daß er sie
selber wegen ihrer eigenen Lebensgeschichte
schmerzhaft trifft, diesem Vertrag nicht halbherzig
zustimmen , sondern ein klares Ja sagen.

Vizepräsident Dr. Henning Voscherau :Vielen Dank,
Herr Rau!

Das Wort hat Herr Minister Kaesler (Sachsen-
Anhalt ).

Hans-Jürgen Kaesler (Sachsen -Anhalt ) : Herr Präsi¬
dent ! Meine Damen und Herren ! Heute fragen sich
einige — Herr Ministerpräsident Rau, Sie haben es
angesprochen — , welche Bedeutung das angekün¬
digte Auseinandergehen der CSFR für den zu ratifi¬
zierenden Nachbarschaftsvertrag mit Deutschland
und für den weiteren europäischen Entwicklungspro¬
zeß haben wird.

Sicherlich ist es verfrüht , rechtliche Erwägungen
darüber anzustellen , welche Rechtsfolge für den mit
Deutschland ratifizierten Vertrag eintreten würde,
falls wir es künftig mit zwei Staaten , nämlich der
Tschechei und der Slowakei , zu tun hätten.

Wir sollten hier in Ruhe die weitere Entwicklung
abwarten und nicht jetzt schon über hypothetische
völkerrechtliche Fragen diskutieren . Vor allem müs¬
sen wir uns vor Augen führen , daß die gegenwärtige
Diskussion derTschechen und der Slowaken über ihre
staatsrechtliche Trennung keineswegs mit einer
Abwendung von Europa oder gar mit einer neuen
Form nationalistischen Denkens gleichzusetzen ist

Meine Damen und Herren , die im Jahre 1989
vollzogene Hinwendung des tschechischen und slo¬
wakischen Volkes zum freiheitlichen Europa ist
unumkehrbar . Alle Bevölkenmgsteile der Tschecho¬
slowakei wünschen den Nachbarschaftsvertrag mit
Deutschland . Sie wollen mit uns Deutschen ein neues
Kapitel in der Geschichte äufschlagen . Sie wollen mit
dem europäischen Einigungsprozeß Schritt halten.

18 Bundesrat — 651 . Sitzung — 14 . Januar 1993

(A) Anlage
Erklärung

von Ministerpräsident Dr. h . c. Johannes Rau
(Nordrhein -Westfalen)

zu Punkt 2 der Tagesordnung

Nachdem der Bundesrat keine Stellungnahme zu
Art. 5 des Gesetzentwurfs beschlossen hat , legt die
Landesregierung Nordrhein -Westfalen Wert auf die
Feststellung , daß sie die Regelung zur Harmonisie¬
rung von Naturschntzrecht und Baurecht im Gesetz¬
entwurf der Bundesregierung nicht akzeptiert . Die
Landesregierung hält weiterhin im Grundsatz eine,
flächendeckende Anwendung der Eingriffsregelung
für erforderlich.

(C

(B) C
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676 . Sitzung

Bonn , den 4 . November 1994

Beginn : 9.31 Uhr

Präsident Dr. h . c . Johannes Rau: Meine sehr
geehrten Damen und Herren , ich eröffne die 676. Sit¬
zung des Bundesrates.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten , habe ich
gemäß § 23 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung Verän¬
derungen in der Mitgliedschaft bekanntzugeben:

AusderBayerischen Staatsregierang und damit aus
dem Bundesrat sind am 21 . Oktober Herr Staatssekre¬
tär Johann Böhm und am 27 . Oktober 1994 Herr
StaatsministerDr. Gebhard Glück sowie Frau Staats¬
sekretärin Chrisü Schweder ausgeschieden . Die
Staatsregierung hat am 31 . Oktober 1994 Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr. Edmund Stoiber , Frau Staatsrai-
nisterin Professor Ursula Männle und die Herren
Staatsminister Hans Zehe tmaier , Dr. Georg Frei¬
herr von Waldenfels , Dr . Otto Wiesheu und
Erwin Huber zu Mitgliedern und die übrigen Mit¬
glieder der Staatsregierung zu stellvertretenden Mit¬
gliedern des Bundesrates bestellt.

Ausder Regierung des Landes Rheinland -Pfalz und
damit aus dem Bundesrat sind am 26 . Oktober Herr
Ministerpräsident Rudolf Scharping , Frau Staats¬
ministerin Jeanette Rott und die Herren Staatsmini¬
ster Ullrich Galle undKarlSchneider ausgeschie¬den . Die Landesregierung hat Herrn Ministerpräsi¬
dent Kurt Beck am selben Tage zum Mitglied des
Bundesrates bestellt.

Den ausgeschiedenen Mitgliedern danke ich für
ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und im Plenum des
Bundesrates.

Besonders danke ich Herrn Ministerpräsidentena . D . RudolfScharping , der dem Bundesrat seit 1991
angehört hat und der im neuen Deutschen Bundestag
künftig eine herausgehobene Rolle wahmehmen
wird.

Den neuen Mitgliedern wünsche ich mit uns allen
hier im Hause eine gute und vertrauensvolle Zusam¬
menarbeit

Ich wende mich jetzt der Tagesordnung zu . Sie liegtIhnen in vorläufiger Form mit 35 Punkten vor.
Punkt 4 wird von der Tagesordnung abgesetzt . Die

Tagesordnungspunkte 30 und 34 werden ebenfalls

abgesetzt , sollen aber in der kommenden Sitzung des
Bundesrates am 25 . November beraten werden.

Es ist angekündigt worden, daß der Behandlung des
Punktes 35 gemäß § 23 Abs. 4 der Geschäftsordnung
des Bundesrates widersprochen werde . Ich frage des¬
halb , ob Fristeinrede erhoben wird.

(Dr. Amo Walter (Saarland ] : Es wird Fristein¬
rede erhoben , Herr Präsident , und zwar vom.
Saarland , von Sachsen-Anhalt und von

Schleswig-Holstein !)
— Dann wird auch dieser Punkt von der Tagesord¬
nung abgesetzL

Zur Reihenfolge der Tagesordnung weise ich darauf
hin , daß die Punkte 5 und 6 miteinander verbunden
werden . Tagesordnungspunkt 22 wird nach Punkt 11
aufgerufen . Im übrigen bleibt es bei der ausgedruck¬
ten Tagesordnung.

Gibt es noch Wortmeldungen zur Tagesordnung ? —
Das ist nicht der Fall . Dann ist sie so festgesteDt.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Ansprache des Präsidenten

Meine Damen und Herren , Sie haben mich in der
letzten Plenarsitzung , am 14 . Oktober , tumusgemäß
für ein Jahr zum Präsidenten des Bundesrates
gewählt . Dafür möchte ich Ihnen noch einmal recht
herzlich danken.

Im Namen des ganzen Hauses danke ich meinem
Vorgänger , Herrn Kollegen Wedemeier , für seine
Arbeit im zurückliegenden Jahr . Mit seiner umsichti¬
gen Art , das Amt zu führen , hat er mitgeholfen , daß
sich die jahreszeitlich bedingten politischen Wogen
im Bundesrat nie überschlagen haben.

Das Amt des Bundesratspräsidenten ist ein Amt
eigener Art : Man kann sich darum , nicht bewerben,
sondern es kommt auf einen zu . Seit Dienstag dieser
Woche darf ich es nun zum zweitenmal wahrneh¬
men.

Die Tatsache einer zweiten Amtsperiode verbindet
mich mit sechs Kollegen, die' seit Gründung unserer
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Präsident Dr. b. c. Johannes Rau
(A) Bundesrepublik das Amt des Bundesratspräsidenten

ebenfalls zweimal wahrgenommen haben : Hans
Erhard und Georg August Zinn . Peter Altmeier
und Franz -Josef Röder und nicht zuletzt Hans

• Koschnick , dem ich ira Namen des ganzen Hauses
alles erdenklich Gute für seine wichtige , oft gefährli¬
che , unverzichtbare Arbeit in Mostar wünsche, beider
die Länder ihn auch in Zukunft hoffentlich nicht nur,
aber auch mit Polizisten unterstützen wollen.

Der Kollege Dr . Bemhard Vogel warinden Jahren
1976/77 und 1987/88 Präsident des Bundesrates . Weil
er inzwischen das Land gewechselt hat , kann er sogar
auf eine dritte Amtsperiode hoffen . Thüringen ist
nämlich im Jahre 2004 wieder an der Reihe.

(Heiterkeit)
Freilich , meine Damen und Herren : Zwei Amtspe¬

rioden werden in Zukunft seltener Vorkommen. Das
hängt damit zusammen , daß es mit der Einheit ItJLän-
der geworden sind und daß nun ein Regierungschef
nur alle 16 Jahre Bundesratspräsident wird . Es hängt
aber auch damit zusammen — so habe ich festge¬
stellt —, daß die politischen Verhältnisse vielerorts
nicht mehr so stabil sind , wie sie es in den ersten
Jahrzehnten gewesen sind.

Bei meiner Antrittsrede 1982 habe ich vom „ Föde¬
ralismus und Sozialstaat “ gesprochen . Das ist ein
Thema , das an Aktualität nichts verloren 'hat Wir
leben aber heute in einer anderen Welt ln fünf Tagen
wird es fünf Jahre her sein , daß das Symbol für
Unfreiheit und deutsche Täflun g , die Berliner Mauer,

_ . gefallen ist . Dieser Tag —'Sie werden sicherinnern—
B und die Tage danach waren Tage unbeschreiblicher

Freude . Ich wünschte mir. daß es uns stärker gelänge,
die Erinnerung an diese Freude nicht nur an einem
Feiertag , sondern auch im Alltag wachzuhalten.

Als ich vor zwölf Jahren zum erstenmal Präsident
des Bundesrates war , gab es elf Länder: jetzt sind es
schon seit vier Jahren 16. Die Zusammenarbeit mit
den Kolleginnen und Kollegen aus Brandenburg und
Mecklenburg -Vorpommern , aus Sachsen,- Sachsen-
Anhalt und Thüringen ist uns sehr schnell zur Selbst¬
verständlichkeit geworden.

Gegen manche Prognosen haben sich die Länder in
den vergangenen vier Jahren nicht nur jedes für sich,
sondern auch gemeinsam als handlungsfähig erwie¬
sen . Die staatliche Einheit hat nicht die von manchen
befürchtete Schwächung des Föderalismus gebracht.
Gemeinsam ist es den Ländern in den vergangenen
Jahren gelungen , die föderale Ordnung zu stärken
und sie an veränderte Bedingungen anzupassen.

Am 16 . Oktober haben die Wählerinnen und Wähler
in allen 16 Ländern zum zweitenmal gemeirisam über
die Zusammensetzung des deutschen Bundestages
entschieden . Mit Thüringen und Mecklenburg -Vor¬
pommern haben nun alle fünf neuen Länder zum
zweitenmal in demokratischer Wahl die Zusammen¬
setzung ihrer Parlamente bestimmt.

Damit sind die politischen Gewichte auf Bundes¬
und auf Länderebene jxen verteilt . Wie weit der Weg
noch ist , bevor wir das Ziel erreicht haben , daß die
Bundesrepublik Deutschland nicht nur staatlich , son¬
dern auch kulturell , auch sozial und wirtschaftlich

vereint ist, das zeigen übrigens auch die unterschied - (Q
liehen Wahlergebnisse in den alten und in den neuen
Ländern.

Ich finde unterschiedliche Wahlergebnisse aber
auch noch unter einem anderen Gesichtspunkt inter¬
essant : In Thüringen , in Mecklenburg-Vorpommern
und im Saarland fanden am 16. Oktober auch Land-
tagswahleri statt , in Nordrhein -WestfalenKommunal¬
wahlen . Diese Wahlen hatten ganz unterschiedliche
Ergebnisse . Die Bürgerinnen und Bürger haben sich
sehr bewußt entschieden , weil sie offenbar Unter¬
schiede gesehen haben , je nachdem , ob es um die
Bundespolitik , um die Landespolitik oder um die
Kommunalpolitik gegangen ist.

Das gilt sicherlich nicht für die Mehrheit der Wäh¬
lerinnen und Wähler , aber doch für eine beachtliche
Minderheit Ich halte das für ein besonders bemer¬
kenswertes und für ein besonders erfreuliches Ergeb¬
nis des Wahlsonntags vom 16. Oktober. Es zeigt daß
sich im Laufe der Jahre der föderale Aufbau unserer
Bundesrepublik Deutschland , der immer auch die
Chance für pin Stück Machlvertellung und Macht-
begrenzung bietet , fest im Bewußtsein und im politi¬
schen Urteil der Menschen verankert hat.

Trh empfinde das als politische Stärkung für die
Länder und für die Gemeinden , und ich sehe darin
den Auftrag an uns alle , die Interessen unserer jewei¬
ligen Länder und die Interessen der Länder insgesamt
gegenüber Bundestag und Bundesregierung selbst¬
bewußt und unüberhörbar zum Ausdruck zu brin¬
gen. PI

Meipe Damen und Herren , die finanzielle Hand¬
lungsfähigkeit der Länder und Kommunen ist eine .
Grundbedingung für einen funktionierenden und
leistungsfähigen Föderalismus . Deshalb ist es wich¬
tig , daß die Länder und der Bund im vergangenen Jahr
der Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und den
Ländern und zwischen den Ländern neu geregelt
haben.

Der neue LänderSnanzausgleich , der in wenigen
Wochen in Kraft treten wird, schafft den Ländern eine
verläßliche finanzielle Grundlage für Ihre Aufbauar¬
beit Er ist ein Beispiel für kooperativen Föderalis¬
mus.

Ich sehe allerdings mit Sorge, daß das Finanzge¬
bäude , das wir mit dem Solidarpakt errichtet haben,
schon Risse zeigt Nach den Solidarpaktverhandlun-
gen hatten die Länder gehofft, daß die Finanzbezie¬
hungen zwischen Bund und Ländern für lange 21eit
nicht mehr auf der Tagesordnung des Bundesrates zu
stehen brauchen . Diese Hoffnung hat sich leider nicht
erfüllt.

Wir hatten seither mehrfach Anlaß, uns damit zu
beschäftigen . Ich denke an die finanziellenFolgen des
Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz , an die
InsolvenzrechtsTeform und an die Unternehmensteu-
errefonn . Das waren jeweils politische Vorhaben , mit
denen nicht nur bestimmte politische Ziele verfolgt
werden , sondern mit denen auch bestimmte Folgen
für die Länder verbunden sind.

Schon heute ist absehbar , daß wir uns in den
kommenden Jahren mit weiteren wichtigen Fragen
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werden auch über die Verteilung der Finanzen zwi¬
schen Bund und Ländern bestimmen.

Denken Sie an die steuerliche Freistellung des
Existenzminimums, die das Bundesverfassungsge¬
richt bis zum 1 . Januar 1996 verlangt hat . Denken Sie
an die Neuordnung des Familienlaslenausgleichs , an
die steuerliche Förderung zukunflsorlentierter Inve¬
stitionen oder an die künftige Finanzierung der
Europäischen Union.

Das sind einzelne Beispiele , die für ein grundsätzli¬
ches Problem stehen : Wir müssen nach Wegen
suchen , wie die politische Entscheidung einerseits
und die Verantwortung für Kosten und Lasten ande¬
rerseits näher zusammengebracht werden können.

Es war kein heutiger und auch kein ehemaliger
Ministerpräsident, sondern es war der Bundespräsi¬
dent , der erst vor kurzem festgestellt hat , daß es viele
Bereiche in unserem Bundesstaat gibt, in denen der
Bund anschaffen und die Länder und Kommunen
zahlen müßten. Die Gesetzgebung des Bundes — so
der Bundespräsident — müsse sich wieder mehr von
dem Grundsatz leiten lassen , daß , wer die Ursachen
bestimme , auch deren Wirkungen in vollem Umfang
zu verantworten habe . Der B undespräsident hat d as in
plastische Worte gefaßt : „ Wer zahlt, schafft an , und
wer anschaffen will, soll gefälligst zahlen .

“

Meine Damen und Herren , was für die Steuer - und
Finanzpolitik gilt, das gilt auch für viele andere
Bereiche . Fast alle Entscheidungen , die auf der Bun-

I5) desebene getroffenwerden , haben Auswirkungen auf
die Länder . Entweder sind sie es, die praktisch umset-
zen müssen , was politisch beschlossen worden ist,
oder sie müssen für die Folgen dessen aufkommen,
was politisch gewollt ist.

Lassen Sie mich auch dafür wenige Beispiele nen -.
nen : Stärkere Anstrengungen und neue , „ intelligen¬
tere * Instrumente zur Bekämpfung der Arbeitslosig¬
keit sind dringend nötig , wenn wir uns nicht damit
abfinden wollen, daß der Sockel an Arbeitslosigkeit
nach jeder wirtschaftlichen Rezession höher wird.

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist die wich¬
tigste gesellschaftspolitische Aufgabe , weilArbeitslo¬
sigkeit nicht nur für die betroffenen Frauen und
Männer schlimm ist, sondern auch zu einer Bedro¬
hung für die Stabilität unserer Demokratie werden
kann.

DieLänder und die Gemeinden haben aber noch ein
zusätzliches Interesse daran , daß mehr dafür getan
wird, Menschen die Möglichkeit zu geben , von der
eigenen Arbeit zu leben . Es sind nämli ch die Gemein¬
den und die Länder , die für eine fehlende oder nicht
ausreichende Arbeilsmarktpolitik bezahlen müssen.
Wir werden uns mit diesem The ma spätestens im
Zusammenhang mit dem Haushaltsentwurf der Bun¬
desregierung noch eingehend beschäftigen müssen
und , wie ichhohe , auf eine gemeinsame Linieverstän¬
digen.

Die Modernisierung der öflentlichen Verwaltungist ein weiteres Beispiel dafür , wie sehr die Länderund
Gemeinden in ihrem alltäglichen Handeln durch

Entscheidungen gebunden und bestimmt werden , die (Q
auf Bundesebene getroffen werden.

Wenn wir aus Gründen der Verwaltungsvereinfa¬
chung , aus Kostengründen und zur Stärkung des
Wirtschaftsstandorts auf Vorschriften , Reglementie¬
rungen , Standards verzichten wollen , dann müssen *
Bund und Länder an einem Strang ziehen . Dabei
besteht nicht nur im öffentlichen Dienstrecht ein
enormer Reformstau.

Meine Damen und Herren , ich könnte jetzt noch
viele andere wichtige Aufgaben nennen , denen allen
gemeinsam ist, daß Bundestag und Bundesrat glei¬
chermaßen gefordert sind , ihre Verantwortung wahr¬
zunehmen und ihr gerecht zu werden . Daran werden
wir gemessen , gleich , welche Funktion wir ’ausüben
und gleich , welche politische Übeizeugung wir
haben.

In den vergangenen Monaten ist immer wieder der
Eindruck entstanden und auch verbreitet worden , daß
die wichtigen Zukunftsaufgaben durch Nebenthemen
und Ablenkungsmanöver von der politischen Tages¬
ordnung verdrängt werden.

Es muß unser gemeinsames Interesse sein , daß
dieser Eindruck keine neue Nahrung findet Das setzt
voraus , daß wir uns um die wirklichen Aufgaben
kümmern und daß wir die Auseinandersetzung in der
Sache so hart wie nötig führen , im persönlichen
Umgang aber so fair wie nur möglich.

Es käme der politischen Kultur in unserem Land
auch zugute , wenn wir auf Scheingefechte soweit wie
möglich und auch darauf verzichten könnten , p)
bestimmte Fragen fast ausschließlich unter dem
Gesichtspunkt zu behandeln , wer davon kurzfristig
einen Vorteil hätte . Wenn in der Öffentlichkeit bei¬
spielsweise der Eindruck entsteht , die Darstellung
und die Bewertung der wirtschaftlichen Lage und
ihrer voraussichtlichen Entwicklung beruhten weni¬
ger auf Fakten als auf bestimmten politischen Stichta¬
gen , dann trägt das weder zu einer vernünftigen
Diskussion über die wirtschaftlichen Stärken und
Schwächen der Bundesrepublik Deutschland bei,
noch stärkt es die Glaubwürdigkeit der Politik.

Meine Damen und Herren , die Bundesregierung
verfügt im Deutschen Bundestag über eine knappe
parlamentarische Mehrheit Bundestag und Bundes¬
rat haben unterschiedliche politische Mehrheiten.

Wiralle kennen die politische Kontroverse darüber,
ob sich die jeweilige Mehrheit im Bundesrat als
verlängerter Arm der parlamentarischen Opposition
versteht und ob sich umgekehrt die jeweilige Minder¬
heit im Bundesrat der Bundesregierung und den
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag ver¬
pflichtet glaubt.

Das sind abstrakte Debatten . Die politische Wirk¬
lichkeit ist differenzierter . Wir haben in der Vergan-
genheitimmerwieder festgestellt , und wirwerdendas
auch in Zukunft feststellen , daß einfache politische
Gleichungen nicht aufgehen . Dafür sind die Probleme
zu vielschichtig und die Interessenlagen in vielen
Fällen zu unterschiedlich.

Wir sollten bei unserer Arbeit auch nicht vergessen,
. daß sich der Bundesrat nicht darauf beschränken darf,
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Gesetzgebung einzubringen . Häufig wird übersehen,
daß es die Länder waren , die die Bundesrepublik
Deutschland gegründet haben — nicht etwa umge¬
kehrt.

Bei den Beratungen zur Verfassungsreform hat sich
gezeigt , daß der Bundesrat über , parteipolitische
Grenzen hinweg imstande ist . gemeinsame Interessen

(Bl der Länder gegenüber dem Bund zu formulieren und,
wenn auch noch unzureichend , durchzusetzen.

Die Bereitschaft und die Fähigkeit zur Zusammen¬
arbeit und zu gemeinsam getragenen Lösungen wer¬
den in Zukunft — davon bin ich überzeugt — noch
wichtiger . Darin werden die unterschiedlichen Inter¬
essenlagen und unterschiedliche politische Bewer¬
tungen zum Ausdruck kommen . Es wäre ein großer
politischer Gewinn , wenn uns diese konfliktbereite
und konfliktfähige , aber auch konsensorientierte
Zusammenarbeit gelänge.

Ich möchte in dem Amt, das Sie mir übertragen
haben , meinen Teil dazu beitragen , und ich bitte Sie
um Ihre Unterstützung . — Herzlichen Dank.

(Beifall)
Das Wort zur Widerlegung hat Herr Staatsminister

Pfeifer vom Bundeskanzleramt.
(Heiterkeit)

Anton Pfeifer, Staatsminister beim Bundeskanzler:
Herr Präsident , meine Damen und Herren.1 Im Namen
des Bundeskanzlers und der gesamten Bundesregie¬
rung darf ich Ihnen , Herr Ministerpräsident Rau, zur
Wahl zum Präsidenten des Bundesrates gratulieren
und Ihnen für dieses Amt die besten Wünsche über¬
mitteln . Sie übernehmen dieses hohe Amtheute zum
zweitenmal.

Bei Ihrer Amtsübernahme im Jahre 1982 hat der
damalige Vertreter der Bundesregierung erklärt , er
betrachte es als seine Aufgabe , alles in seinen Kräften
Stehende zu tun , damit die Bereitschaft der Bundes¬

regierung zu einer konstruktiven , Partnerschaft !!- (Q
chen Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern in
die Tat umgesetzt werden kann . Diese Haltung der
Bundesregierung hat sich nicht verändert . Sie soll und
wird auch für Ihre zweite Amtszeit gelten.

\

Ihnen , Herr Präsident Wedemeier , möchte ichfür
die insgesamt gute Zusammenarbeit im vergangenen
Jahr danken , und ich schließe in diesen Dank die
Zusammenarbeit mit dem Ständigen Betrat ein . Ihre
Amtszeit wurde von der zu Ende gehenden Legisla¬
turperiode des 12. Deutschen Bundestages geprägt.
Das letzte Jahr einer Legislaturperiode war immer ein
Jahr besonders intensiver Gesetzgebungsarbeit . Dies
bedeutete für uns aile im vergangenen Jahr auch
deshalb eine besondere Herausforderung , weil in
diesem letzten Jahr der ersten Legislaturperiode des
wiedervereinig ten Deutschlands einige außerge¬
wöhnlich bedeutsame , aber von der Gesetzesmaterie
her gesehen auch imgewöhnlich schwierige Geset¬
zesvorhaben zu beraten waren.

Hinzu kamen die unterschiedlichen politischen
Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und Bundesrat,
die es mit sich brachten , daß bei vielen dieser Geset-
zesvorhaben die Mehrheit des Bundesrates von einem
anderen politischen Gestaltungswillen geprägt war,
als er in den Gesetzesbeschlüssen des Bundestages
zum Ausdruck kam . Ichhalte deshalb die in der Arbeit
des Vermittlungsausschusses im vergangenen Jahr
zum Ausdruck gekommene Fähigkeit zum guten
Kompromiß für besonders bemerkenswert.

Die Kunst des Kompromisses, meine Damen und P)
Herren , der praktische Sinn für das Machbare , sind
konstituierende Elemente unserer Demokratie . Im
Bundesrat und noch mehr im Vermiitlungsausschuß
wird dies in besonderer Weise greifbar . Im Brücken¬
schlag , der hier zwischen unterschiedlichen Auffas¬
sungen stattfindet , im ständigen Zusammenführen
und Zusammenfügen manifestiert sich, so denke ich,
auch ein Stück unserer politischen Kultur.

Dies hat bewirkt , daß in den letzten zwölf Monaten
eine ganze Reihe bedeutender Gesetze zustande
gekommen ist , wie beispielsweise das Pflege-Versi-
cherungsgesetz , das Gentechnikgesetz , das Verbre-
chensb ekämpfu ngsgesetz sowie für die innere Einheit
fundamentale Gesetze wie das Entschädigungs - und
Ausgleichsleistungsgesetz , das Zweite SED-Un-
rechlsbereinigungsgesetz und das Gesetzgebungs¬
werk , in dem der im Frühjahr 1993 geschlossene
Solidaipakt und die darin enthaltene Einbeziehung
der neuen Länder in die Neuregelung des bundes¬
staatlichen Finanzausgleichs umgesetzt wurde.

Ich möchte , Herr Präsident , an dieser Stelle nichtauf
die kritischen Bemerkungen cingehen , die Sie zu den
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern
gemacht haben . Die bevorstehenden Haushaltsbera-
tungen werden in der Tat Gelegenheit geben , dieses
Thema eingehend zu erörtern . Wir stehen hier alle in
einer gesamtstaatlichen Verantwortung . Dies bedeu¬
tet — das möchte ich allerdings sagen —, daß die
Bundesregierung bei ihren Entscheidungen selbst¬
verständlich auch die Finanzsituation der Länder und
Kommunen im Auge bat.

Nach der Kompetenzordnung unseres Grundgeset¬
zes muß der Bundesrat im Rahmen der ihm übertra¬
genen gesamtstaatlichen Mitverantwortung bundes¬
politische Interessen wahrnehmen . Der Bundesrat
kann deshalb weder Vollzugsorgan der Bundesregie¬
rung noch Instrument der Opposition im Deutschen
Bundestag sein . Der Bundesrat muß politische Gestal¬
tungskraft für die Entwicklung des vereinten Deutsch¬
lands sein. Daraus erwächst ihm besondere Verant¬
wortung . Daraus erwachsen aber auch legitime
Rechte . Die Pflicht zum bundesfreundlichen Verhal - . .. .
ten , die das Grundgesetz vorsieht , gilt für beide , für
die Länder und den Bund . Mit diesem Grundsatz ist
eine Finanzpolitik des Bundes unvereinbar , die Kon¬
solidierung betreibt , indem sie finanzielle Lasten auf
Länder und Gemeinden verlagert

Allein das vergangene Jahr bietet viele Beispiele
dafür , daß die Länder bereit sind , ihrer Verantwortung
gerecht zu werden . Ich erinnere an die nach schwie¬
rigen Verhandlungen gelungene soziale Absiche¬
rung des Risikos der Pflegebedürfügkeit . Icherinnere
an den Asylkompromiß , an die Bahnrefonn und an
die Postreform II.
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678 . Sitzung

Bonn, den 16. Dezember 1994

Beginn: 9.31 Uhr

Präsident Dr . h . c. Johannes Rau: Meine Damen
und Herren , auf der Besuchertribüne des Bundesrates
begrüße ich heute Vertreterinnen und Vertreter der
deutschen Sinti und Roma, an ihrer Spitze den Vorsit¬
zenden des Zentralrates , Roniani R o s e . Ich bin dank¬
bar daFür, daß auch Vertreter der Kirchen und Reli¬
gionsgemeinschaften heute hier sind . Ich begrüße
Herrn Bischof Dr. Löwe und Herrn Paul Spiegel,den stellvertretenden Vorsitzenden des Zentralrats
der Juden in Deutschland.

Gemeinsam wollen wir eines Tages gedenken , der
in der Geschichte der Sinti und Roma tiefe Wunden

1®! hinterlassen faaL
Vor 52 Jahren , am 16. Dezember 1942 , verfügte

. der Roichsführer SS “ Himmler den sogenannten
Auschwitz-Befehl. Nach diesem Befehl wurden alle
Sinti und Roma nach Auschwitz verschleppt , deren die
SS habhaft werden konnte.

Die meisten von ihnen , Frauen und Männer , ganzAlte und ganz Junge , haben das sogenannte Zigeu¬ner -Familienlager Birkenau nicht überlebt . Sie wur¬
den vernichtet und ermordet : durch Hunger und
Seuchen , durch Zwangsarbeit , durch grauenhafte
Menschenversuche und durch Gas . Für sie wurde
. der Tod ein Meister aus Deutschland “ , wie Paul
Celan in seiner Todesfuge gesagt hat.

Auch für die Sinti und Roma ist Auschwitz . ein
Gipfelpunkt in der Kolonie des Grauens , die die
Namen vieler Orte kennt : Majdanek , Belzec, Chelmo,
Treblinka , Soblbor , Buchenwald , Sachsenhausen,
Ravensbrück , Bergen -Belsen . Es wären noch viele
Orte zu nennen , an denen Sinti und Romagequält und
ermordet worden sind.

Die Namen dieser Orte stehen für einen Völker¬
mord ohnegleichen , für ein unfaßbares Grauen , das
sich den Maßsläbcn unseres Denkens und Empfin¬dens widerselzt . Für uns wird es wohl immer unbe¬
greiflich bleiben , was in Auschwitz und an den ande¬
ren Orten der Vernichtung geschah.

So empfanden es auch die Überlebenden . . Uns
wurde bewußt “

, schreibt der ehemalige Auschwitz-
• Häftling und jüdisch - italienische Schriftsteller Primo
Levi, . daß unserer Sprache die Worte fehlen , um diese

Beleidigung , diese Zerstörung des Menschen zu
beschreiben ” .

Ich frage mich : Zeigt sich unsere Sprachlosigkeit
nicht auch darin , daß wir angesichts des namenlosen
Leidens ganz allgemein vor den . Opfern des Natio¬
nalsozialismus " sprechen ? Geräl da nicht die Verges¬
senheit , daß es Menschen waren , die getötet wurden
— Menschen , mit ihren eigenen Schicksalen , mit
Hoffnungen und Träumen , die in den Vernichtungs¬
lagern ausgelöscht wurden ? Wir müssen wohl schon
genauer hinsehen , wenn wir erkennen 'wollen , daß
diese Menschen verfolgt, gequält , ermordet wurden,
weil sie Sinti und Roma waren , weil sie Juden waren,
weil sie Minderheiten angehörten.

I lier nicht zu unterscheiden , hieße auch , den Tätern
einen späten Triumph zu bereiten . Sie haben diesen
Menschen ihren Nanien , ihr Gesicht und ihre Her¬
kunft genommen und sie so zu anonymen Opfern
gemacht . Wir dürfen nicht zulassen , daß diese Schick¬
sale der vielen einzelnen in den unendlichen Opferli¬
sten der Todesfabriken verlorengehen.

Wenigstens in unserer Erinnerung müssen wir die¬
sen Opfern das Antliz des Menschen bewahren , ihnen
ihren Namen , ihre Herkunft und ihre ganze Identität
zurückgeben . Darum bin idi froh darüber , daß es in
Berlin zu einer Verständigung gekommen ist, auch
der emiodeten Sinti und Roma mit einem Mahnmal zu
gedenken.

In unserer Erinnerung müssen wir aber auch das
Böse und dessen oft unaussprechliche Banalität fest-
halten . Die Täter und ihr Tun müssen beim Namen
genannt werden.

An dem Völkermord und dem , was zu ihm führte,
haben viele mitgewirkt , die meisten aus freien Stük-
ken und nicht wenige aus Gründen des beruflichen,
des privaten oder des politischen Fortkommens . Wir
wissen heute : Nur eine verschwindende Minderheit
hat den Anstand bewahrt , den Unterdrückten und
Verfolgten zu helfen , ln einem Klima allgemeiner
Gleichgültigkeit gegenüber ihrem Schicksal gediehder Rassenwahn.

Als die Sinti und Roma zu den Sonderzügen nach
Auschwitz gebracht wurden,

"wandten sich die mei-
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auch zu . Wir sehen daran : Die nationalsozialistische
Verfolgung der Sinti und Roma baute auf einem
Sockel von Vorurteilen und rechtlichen Diskriminie¬
rungen auf , der in den Jahrhunderten zuvor errichtet
worden war.

Seit mehr als 600 Jahren leben und arbeiten Sinti
und Roma auch in unserem Land . Deutschland ist ihre
Heimat . I lier sind sie seit Jahrhunderten zu Hause . Im
Laufe dieser Geschichte gab es viele Beispiele ganz
unkomplizierten Zusammenlebens . Dennoch ist die
Geschichte der Sinti und Roma vor allem eine
Geschichte der Ausgrenzung und der Verfolgung.
Die Jahre der Nazi -Herrschaft brachten dann uner¬
meßliches Leid über die Sinti und Roma. Sie wurden
ausgesondert , deportiert und vernichtet.

Die Sinti und Roma, die heute in unserer Mitte
leben , tragen an der schweren Last der Vergangen¬
heit . Viele von ihnen [üblen sich auch in der Bundes¬
republik Deutschland mehr geduldet als respektiert.
Auch heute gibt es in unserer Gesellschaft Vorurteile
gegenüber Sinti und Roma. Wir wissen viel zuwenig
über ihre Geschichte, über ihre Sprache und über ihre
Kultur.

Unwissenheit und Vorurteile , meine Damen und
Herren — das ist eine gefährliche Mischung . Darum
müssen wir uns die Vorurteile bewußt machen , und
darum müssen wir der Unwissenheit durch Aufklä¬
rung begegnen . Wir brauchen Zeichen des Miteinan¬
ders , und ich hoffe sehr , daß unser gemeinsames
Gedenken heule ein solches Zeichen selzt.

Pf Wir alle müssen zusammenstehen ; denn uns mah¬
nen nicht nur die Verbrechen und das Unrecht eines .
nationalsozialistischen Gestern . Wir haben auch die
Opfer des Fremdenhasses heute zu beklagen . Seil
drei Jahren müssen wir erleben , daß Menschen in
unserem Land angegriffen und an Körper und Seele
verletzt werden , nur weil sie anderer Herkunft öder
anderer Hautfarbe sind . Wir müssen denen konse :
quent und couragiert eine Abfuhr erteilen, die die
Vergangenheit in die Gegenwart verlängern wol¬
len.

Wie wir mit Menschen Zusammenleben , die bei uns
fremd sind , oder sich —wie die Sinti und Roma— nicht
aufgenommen fühlen , weil sie eine Minderheit sind,
das bleibt die Probe darauf , ob wir die Lehren der
Vergangenheit begriffen haben . Hier entscheidet
sich , inwieweit unsere Geschichte zu einem kulturel¬
len Boden geworden ist, der in einer humanen und

1 demokratischen Weise Früchte trägt.
Heute werden wieder diejenigen weniger , deren

. Kompaß auf Auschwitz gerichtet bleibt* wie das
Ralph Giordano einmal von sich selber gesagt hat . Die
Generation der Opfer und die Generation der Täler
sterben aus . Das führt zu einem Verlust an unmittel¬
barer Erinnerung . Daher ist es verständlich , daß die
Angehörigen und Freunde der Opfer fürchten , den
Deutschen könne die Erinnerung an das Vergangene
verkümmern und damit auch die daraus erwachsende
Verantwortung gegenüber unserer Geschichte.

Ich teile diese Sorge . Heule mehren sich auch bei
uns Stimmer», die einen Schlußstrich unter die beson¬
dere Verantwortung ziehen wollen , die wir Deutsche

gegenüber unserer Geschichte haben . Es gibt für uns (Q
keine erinneTungsferne , gleichsam fugendichle Nor¬
malität — auch und gerade nicht nach der Einheit.

Der Schatten von Anschwitz liegt auch über den
nachgeborenen Generationen , die keine pcrsöntichc
Schuld tragen . Wer heute aus diesem Schatten her¬
austreten will , der setzt die Grundlagen für eine
moralisch sensible , politische Gesittung aufs Spiel , die
nach der Katastrophe des Nationalsozialismus bei uns
gewachsen sind.

Wir Deutsche müssen die Erinnerung an unsere
Vergangenheit wachhalten . Unser Gewissen darf
nicht abstumpfen . Wir dürfen uns nicht gewöluien,
weder an vergangenes noch an gegenwärtiges Leid.
Sich zu gewöimen , das wäTe eine andere , nicht
weniger schlimme Art der Verdrängung.

Natürlich gibt es auch die Gefahr , daß Gedenken zu
Ritualen und zum Reflex verkommen , in bloßen For¬
men und inhaltslosen Formation erstarren kann . Für
mich ist das in manchem von dem deutlich geworden,
was in der DDR . antifaschistische Lrinnerungsarbeil"
hieß . Um so mehr kommt es darauf an . daß wir für
unser Gedenken neue Wege finden — vor allem zu
Jungen Menschen . Für sie wird Auschwitz immer
mehr zu etwas Verangenem , zu etwas Fremdem.

Brauchen wir deshalb nicht neue Formen des Erin-
nems , die gerade bei den jungen Menschen aus dem
Wissen über die Geschichte Mitleid und Anteilnahme
für die Opfer wecken , und die ihre Wachsamkeit und
Zivilcourage stärken ? Anders können Menschen¬
rechte und Demokratie nicht gesichert werden . Müs- ^
sen wir nicht auch ihre manchmal unbefangene Neu¬
gier auf Geschichte wichtiger nehmen als unsere
häufig allzu fertigen Antworten?

Auf diese Fragen habe ich keine leichten Antwor¬
ten . Aber wir müssen uns ihnen stetlcn . damit Geden¬
ken eine Verpflichtung wird, die die nachgeborene
Generation mit innerer Überzeugung übernehmen
kann . An wen sollten wir denn das Vermächtnis der
Opfer des Holocaust weitorgeben . wenn nicht an die
junge Generation ? Wenn uns das nicht gelingt , dann
versteinert die Trauer , dann macht sich das Vergessen
breit und die Mörder hätten doch noch gesiegt —über
die Massengräber hinweg.

DieSehnsuchl nach Vergessen ist allzu menschlich.
Aber es ist und bleibt eine fundamentale Herausfor¬
derung , sich dem Vergessen -Wollen cntgegcnzuslel-
len.

Diezwölf Jahre der nationalsozialistischen Barbarei
sind eine Vergangenheit , die nicht vergehen will . Sin
sind mit nichts anderem in der Geschichte vergleich¬
bar . Sie können die schlimmen Verbrechen anderer
ebensowenig relativieren , wie aus dem Aufrechnen
von Unrecht gegen Unrecht Recht entsteht . Diese
Vergangenheit läßt sich nicht bewältigen . . Das Höch¬
ste , was man erreichen kann * , so hat Hannah Arendt
einmal gesagt , . isl zu wissen und auszuhalten , daß es
so und nicht anders gewesen isl “

. Ich füge hinzu:
damit es so, wie es war, niemals wieder wird.

Tage wie der heutige sollten Anstoß geben,
Geschichte zu erarbeiten unrizu verarbeiten , nicht
. Schwamm drüber * zu -sagen , sondern sich dem zu
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(A) stellen , was gewesen ist . Wir müssen das tun . weil es

eine trügerische Annahme wäre , daß das Böse dann
verdorrt, wenn keiner mehr davon weiß. Wir werden
Heilung nicht im Vergessen finden . Verdrängen hält
die Versöhnung auf , sich efinnern bringt sie uns
näher.

Wirerinnernuns heute an die Sinti und Roma, die in
Auschwitz-Birkenau umgebracht wurden .

'Ihre Na¬
men finden wir auf den Seiten des Gedenkbuchs , das
die Forschungsstelle „Auschwitz" und der Zentralrat
Deutscher Sinti und Roma herausgegeben haben.
Dort stehen auch die Namen der vielen ermordeten
Neugeborenen , der Kinder und Jugendlichen von
Sinti und Roma. Sie haben in ihrem kurzen Leben nur
Stacheldraht , Hunger , Krankheit und das Warten auf
den Tod kennengelernt .

'Wir erinnern uns heute an die
Hunderttausende Sinti und Roma , die zwischen 1933
und 1945 verfolgt und ermordet wurden ; in den
Konzentrations- und Vernichtungslagern , von SS-
Einsatzgruppen in Ost - und Südosteuropa und als
Zwangsarbeiter in deutschen Rüstungsuntemeh-
men.

Ihrer allerwollen wir uns erinnern und uns vor ihnen
in Ehrfurcht verneigen . .

Zum ehrenden Gedenken an alle Menschen , an
jede einzelne und an jeden einzelnen , die dem Ras¬
senwahn , der Gewalt und der Willkür der National¬
sozialisten zum Opfer gefallen sind, bitte ich Sie , sich
von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)
(B) Ich danke Ihnen.

Damit ist die 678. Sitzung des Bundesrates eröff¬
net

Ich darf noch herzlich Herrn Prälat Boeklet begrü¬ßen . Die noch getrennten Brüder habe ich schon
begrüßt , Herr PrälaL

Bevorwir jetzt in die Tagesordnung eintreten , habe
ich gemäß § 23 Abs . 1 unserer Geschäftsordnung
Veränderungen ln der Mitgliedschaft bekanntzuge¬ben:

Aus der Regierung des Landes Berlin und damit aus
dem Bundesrat ist am 9. November 1994 Herr Senator
Thomas Krüger ausgcschieden.

Aus der Regierung des Landes Sachsen -Anhalt und
damit aus dem Bundesrat isl am 26 . November 1994
Herr Minister Professor Dr. Jürgen Gramke ausge¬schieden.

Aus der Regierung des Freistaates Thüringen und
damit aus dem Bundesrat sind am 30. November 1994
die Herren Minister Dr . Jürgen Bohn , Dr . Frank-
Michael Pielzsch '

, Hartmut Sieckmann,Dr. Klaus Zeh , Dr . Hans -Joachim Jentsch und
Dr. Ulrich Fi ekel ausgeschieden.

Die Landesregierung hat am 13 . Dezember 1994
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Bernhard Vogel,Herrn MinisterDr. GerdSchuchardt , FrauMiniste-
rin Christine Lieberknecht und Herrn Minister
Otto Kretschmer zu Mitgliedern und die übrigen
Mitglieder der Landesregierung zu stellvertretenden
Mitgliedern des Bundesrates bestellt.

Aus der Regierung des Landes Mecklenburg -Vor - (Q
pommern und damit aus dem Bundesrat sind am
9. Dezember 1994 die Herrn Minister Dr . Klaus
Gollert . Herbert Helmrich , .Conrad -Michael
Lehment , FriederJelen und Frau Ministerin Stef-
üeSchnoor ausgeschieden.

Die Landesregierung hat am selben Tag Herrn
Ministerpräsidenten Dr. Berndl Seite , Herrn Mi¬
nister Dr. Harald Ringstorff und Herrn Minister
Rudolf Geil zu Mitgliedern und die übrigen Mitglie¬
der der Landesregierung zu stellvertretenden Mitglie¬
dern des Bundesrates bestellt.

Ich danke den ausgeschiedenen Mitgliedern für
ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und im Plenum des
Bundesrates . Den neuen Mitgliedern wünsche ich mit
uns .allen hier im Hause eine gute und vertrauensvolle
Zusammenarbeit und eine lange Verweildauer.

(Heiterkeit)
— Es war alles ziemlich viel, was sich dort geändert
hat.

Ich wende mich nun der Tagesordnung zu . Sie liegt
Ihnen in vorläufiger Formmit 81 Punkten vor. Wir sind
übereingekommen , die Tagesordnung um die Druck¬
sachen 702/94 (neu ) und 1095/94 zu ergänzen . Die
Punkte 6 , 7 und 72 werden von der Tagesordnung
abgesetzt.

Zur Reihenfolge der Tagesordnung weiseich darauf
hin , daß Punkt 71 nach Punkt 1 aufgerufen wird. Die
Punkte 4 und 5 werden gemeinsam aufgerufen . Auch
die Punkte 9 und 10 werden miteinander verbunden .

'
Die Tagesordnungspunkte 74 und 75 werden nach
Punkt 20 beraten , Tagesordnungspunkt 52 nach '
Punkt 24 . — Das kann , man nicht verstehen ; das muß
man sich merken.

(Heiterkeit)
Gibt es noch Wortmeldungen zurTagesordnung ? —

Damit ist sie so festgeslellL

• Punkt 1:
Wahl von Vorsitzenden der Ausschüsse
(Drucksache 1100/94)

Nach Anhörung der betroffenen Ausschüsse wird
vorgeschlagen , für das laufende Geschäftsjahr Frau
Ministerin Marianne Granz (Saarland ) zu Vorsitzen¬
den des Gesundheitsausschusses lind Herrn Minister
Dr . Gerd Schuchardt (Thüringen ) zum Vorsitzen¬
den des Ausschusses für Kulturfragen zu wählen.

Wer stimmt diesen Vorschlägen zu? —
Es ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 71 auf:
Bilanz des Bundesministers des Auswärtigen
zur deutschen Präsidentschaft in der Europäi¬
schen Union

Das Wort hat der Bundesminister des Auswärtigen,
Herr Dr. Kinkel . Auf ihn folgen sechs Redner.

Dr. Klaus Kinkel. Bundesminister des Auswärtigen:
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Ich freue
mich, daß ich heule vor dcmBundesral die Bilanzdes
deutschen Ratsvorsitzes in der Europäischen Union
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A) Insgesamt — das können wir in die öffentliche

Diskussion einbringen ; damit können wir uns sehen
lassen — handelt es sich also nicht um weitere
Vergünstigungen für Beamte , sondern um Einspa-
rungsmaßnahmen in unseren Haushalten in Richtung
eines . schlanken " Staats.

Tch bitte Sie deshalb , die Einbringung unseres
Gesetzesantrages beim Deutschen Bundestag in der
Fassung der Ausschußempfehlungen mit klarer
Mehrheit zu beschließen . — Danke schön.

Präsident Dr. h. c .Johannes Rau: VielenDank. Herr
Senator)

Herr Staatssekretär Dr. Waffenschmidt, bitte.

Dr. Horst Waffenschmidt , Pari . Staatssekretär beim
Bundesminister des Innern : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren I Die Initiative von
Berlin muß man meines Erachtens in zwei . Abteilun¬
gen" einteilen.

Ich' will , Herr Senator , mit dem beginnen , was ich
ausdrücklich begrüße , nämlich mit den Initiativen für
mehr Teilzeitarbeit , mit den Aktivitäten für mehr
Flexibilität und auch den Initiativen , die Sie im Blick
auf die Umschulungsmaßnahmen geschildert haben.
Ein Teil dieser Maßnahmen ist bereits in dem Per-
speklivbericht enthalten , den die Bundesregierung
für den öffentlichen Dienst vorgelegt hat . Die ersten
Beratungen mit den Ländern darüber haben begon¬
nen . Dabei kommen wir gemeinsam sicherlich zu
guten Ergebnissen . Aso ein klares Jaza den Möglich-

5)
keilen für mehr Teilzeitarbeit und Flexibilisierung!

.Abteilung " zwei : Es bestehen große Bedenken im
Hinblick auf eine generelle Öffnung des Vorruhe¬
standes schon ab 55 Jahren . Meine Damen und
Herren , wir haben oft darüber gesprochen und wer¬
den weiter darüber sprechen , in welchem Umfang die
Versorgungslasten ansteigend Das ist ein Thema , das
uns sehr bewegen wird . Ich muß hier für die Bundes¬
regierung sagen : Wir sind äußerst skeptisch und
lehnen den Weg ab , noch mehr Möglichkeiten zu
eröffnen, vorzeitiger als bisher in den Ruhestand zu
gehen.

Zusamm engefaßt sage ich zu den vonmir angespro¬chenen Aktivitäten für mehr Beweglichkeit im öffent¬
lichen Dienstrecht ein klares Ja , zu der generellen
Erweiterung des Vorruhestandes ein kristallklares
Nein. — Herzlichen Dank.

Präsident Dr. hx . Johannes Rau: Vielen Dank!
Zur Abstimmung liegen vor : die Empfehlungen der

Ausschüsse in Drucksache 942/1/94 und Zu -Drucksa-
chc 942/1/94 . Der Antrag von Baden -Württemberg in
Drucksache 942/2/94 ist zurückgezogen.

Ich rufe zunächst aus den Ausschußempfehlungendie Ziffern auf, zu denen eine Einzelabstimmung
gewünscht wurde:

Ziffer 5 ! 1 iandzeichen bitte ! — Das ist die Mehr¬
heit.

Jetzt Ziffer 81 — Das ist die Mehrheit.
Nun die noch nicht erledigten Ziffernder Ausschuß-

empfehlungcn ! Wer stimmt zu ? — Das ist die Mehr¬heit.

Wir kommen zur Schlußabslimmung . Wer den (C)
Gesetzentwurf nach Maßgabe der soeben angenom¬
menen Änderungen beim Deutschen Bundestag ein-
bringen möchte , den bitte ich um das 1 Iandzeichen . —
Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.
Meine Damen und Herren , ich möchte Ihre Auf¬

merksamkeit auf die Ehrentribüne lenken . Dort hat
der Marschall des Senats der Republik Polen , Seine
Exzellenz Adam Struzik , mit einer Delegation Platz
genommen.

(Beifall)
Exzellenz ! Nachdem Herr Kollege Wedemeier und

ich und einige andere in den vergangenen Tagen
Gelegenheit zu einem Meinungsaustausch mit Ihnen
gehabt haben, ' darf ich Sie jetzt im Plenarsaal des
Bundesrates sehr herzlich begrüßen.

Ihr Besuch setzt eine Reihe von politischen Kontak¬
ten zwischen dem polnischen Senat und dem Bundes¬
rat in den letzten Jahren fort. Der Bundesrat pflegt
wohl mit keinem anderen Parlament einen so dichten
Besuchsaustausch wie mit dem Senat der Republik
Polen . Daran läßt sich ermessen , wie eng und wie
freundschaftlich die Kontakte zwischen der Republik
Polen und der Bundesrepublik Deutschland mittler¬
weile sind.

In wenigen Wochen jährt sich das Ende des Zweiten
Weltkriegs und die Befreiung Deutschlands vom
Nationalsozialismus , zum 50. Mal . Gerade in dieser
Zeit gedenkt man in Deutschland und auch in Polen
der vielen Millionen Menschen , die dem sclireckli- P)
chcn Tun von damals zum Opfer gefallen sind. Wir
haben nicht vergessen , daß Polen nicht nur das erste.
Opfer der deutschen Aggression im Zweiten Welt¬
krieg gewesen ist, sondern daß es auch entsetzlich
unter der nationalsozialistischen Barbarei gelitten hat.
Wir haben aus der Geschichte gelernt.

Mit dem Abschluß des Nachbarschaftsvertrages vor
drei Jahren haben Deutschland und Polen die Grund¬
lage zu einer Partnerschaft gelegt , die großartige
Chancen für beide Länder mit sich bringt , wie das
Beispiel der deutsch -französischen Freundschaft
zeigt . Sie eröffnet ein weites Feld der Zusammenar¬
beit in verschiedensten Bereichen des staatlichen
Lebens . Sie fördert das gegenseitige Verständnis der
Kultur und der Geschichte des Nachbarn . Das ist
Voraussetzung für ein freundschaftliches Miteinander
der Menschen in Polen und in Deutschland.

Diesem partnerschaftlichen Verhältnis entsprichtes , daß die Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich
den Wunsch Polens nach Aufnahme in die Europäi¬sche Union unterstützt . Nach den beachtlichen Erfol¬
gen auf dem Weg zur Marktwirtschaft hat geradePolen sehr gute Chancen , bei der Ostintegration der
Union mit voranzugehen.

Sie. Herr Marschall , haben in zahlreichen Gesprä¬chen in Dresden und in Bonn einen Eindruck von der
Entwicklung des vereinten Deutschlands gewinnenkönnen . Ich hoffe sehr , daß Sie zugleich einen Ein¬
druck davon gewonnen haben , wie emsthaft wir
Deutschen die Partnerschaft zwischen unseren beiden
Ländern voran treiben wollen . Ich hoffe sclir , daß
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[A) dieser Besuch zu einer weiteren Vertiefung der guten
Beziehungen zwischen beiden Staaten beiträgt.

Exzellenz , ich wünsche Ihnen noch ein paar ange¬
nehme Stunden in Bonn — also nach der Sitzung —

(Heiterkeit)
und heute nachmittag eine gute Heimkehr nach
Warschau . Noch einmal herzlich , willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Punkt 8 auf:
Entschließung des Bundesrates zur Neurege¬
lung der steuerlichen Wohneigenturasförde-
rung und zur Verbesserung der Bausparförde-
rtrng — Antrag des Landes Baden-Württem¬
berg . Antrag der Länder Baden -Württemberg
und Hamburg gemäß § 23 Abs. 3 i. V. m . § 15
Abs . 1 GO BR — (Drucksache 85/95)

Jetzt hören wir Herrn Ministerpräsidenten Teufel
(Baden -Württemberg ) . — Ihm folgt Herr Staatsmi¬
nister Mittler (Rheinland -Pfalz) .

Frau Staatsministerin Professor Männle (Bayern)
gibt eine Erklärung zu Protokoll *).

Bitte , Herr Kollege.

ErwinTeufel (Baden -Württemberg ): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Dem Bun¬
desrat liegt heute eine Entschließung Baden -Würt¬
tembergs zur Neuregelung der steuerlichen Wohn-
eigentumsförderung und zur Verbesserung der Bau-

jgj Sparförderung vor. Der Finanzausschuß des Bundes¬
rates hat hierzu — einstimmig — eine Beschlußemp¬
fehlung gefaßt , die inhaltlich zwar sehr offen formu¬
liert ist , die aber die drei wichtigsten Kemanliegen
unseres ursprünglichen Entschließungsantrages auf¬

greift Lassen Sie mich deshalb vorab einige Worte zu
dem Anliegen Baden -Württembergs sagen!

Wer im Land herumkommt und mit den Menschen
redet , der braucht überhaupt keine Statistiken , um
festzustellen , daß Familien mit Kindern auf dem
Wohnnngsmarkl benachteiligt sind . Betroffen sind
vor allem j unge Familien mit mittleren und niedrigen
Einkommen . Die Schaffung und die Bereitstellung
von bezahlbarem Wohnraum , gerade auch für junge
Familien mit Kindern , muß uns allen deshalb ein
wichtiges Anliegen sein . Es gilt aus Sicht des Staates
dazu die richtigen Rahmenbedingungen zu setzen.
Die beiden wichtigsten Instrumente staatlicher Förde¬

rung , die steuerliche Wohneigentumsförderung und
die Bausparförderung , sind dringend reformbedürf¬
tig .

■

Die Entwicklung der Wohneigenturosbildung der
letzten Jahre führt deutlich vor Augen , daß sich hier

gravierende Rückstände und Mängel aufgebaut
haben.

Mit einer Wohneigentumsquole von 41 % lag
Deutschland schon vor der Wiedervereinigung am
Ende der Skala aller EU-Mitglledstaalen . Wir sind
auch heute und erst ' recht nach der Wiedervereini¬

gung an der letzten , wirklich an der allerletzten Stelle
innerhalb der Europäischen Union . In Irland oder

' ) Anlage 2

Spanien leben 80 % der Haushalte in den eigenen vier (Q
Wänden . Vergleichbare Industriestaaten wie Italien
und Frankreich liegen mit 67 % Wohneigentum weit
vor uns . Wir haben also in diesem Bereich, verglichen
mit allen europäischen Ländern , einen großen Nach¬
holbedarf.

Aber nicht nur der Vergleich im internationalen
Bezug fällt wenig positiv aus . Auch bei der Zahl der

jährlich fertiggestellten Wohnungen ist der Anteil des
Wohneigentums rapide zurückgegangen . Waren im
Jahr 1980 in den alten Ländern noch ca . 68 % der

neugebauten Wohnungen selbstgenutzt , so waren es
1994 gerade noch 40 % .

Diese Entwicklung ist famüienpolitisch und sozial¬

politisch fatal . Heute gilt es , dieser Schieflage von
staatlicher Seite aus gegenzusteuem . .̂ Wir müssen
Anreize zur Eigenkapltalbildung schaffen , und wir
müssen den Eigenfumserwerb erleichtern.

Wir leisten damit auch einen wichtigen Beitrag zur
Vermögensbildung der Bürger . Mit selbstgenutztem
Wohnraum wird sowohl eine wirksame Eigenvor¬
sorge für das Alter geleistet als auch der Wohnungs-
markt insgesamt entlastet Je mehr eigene Wohnun¬

gen gebaut werden , desto mehr Mietwohnungen
werden frei für sozial schwächere Gruppen.

Eine Ursache für den stetig sinkenden Anteil von
Wohneigentum sehe ich in der Tatsache , daß Bauen
bei uns in Deutschland besonders teuer geworden ist
Viele Familien müssen bei der Realisierung ihres
Wunsches nach den eigenen vier Wänden an die
Grenze ihrer finanziellen Belastbarkeit gehen . Die

Schwierigkeiten , die junge Familien auf dem Woh- 'D*

nungsmarkt haben , können abgemildert werden . Für
sie muß die Förderung von Wohneigentum so verbes¬
sert werden , daß sie eine echte Chance haben , eine
eigene Wohnung oder ein eigenes Heim zu bauen
oder zu erwerben . Gerade unter diesem Aspekt müs¬
sen wir sowohl die steuerliche Wohneigentumsförde¬
rung als auch die Bausparförderung wieder attrakti¬
ver . effizienter , vor allem zielgenauer ausgestalten.

Die von Baden -Württemberg eingebrachle Ent¬
schließung hat deshalb zwei Anknüpfungspunkte:

Die steuerliche Wohneigentumsförderung wird

künftig sozial gerechter , familienfreundlicher und

zugleich erheblich einfacher.
Die für den Wohneigentumserwerb unerläßliche

Eigenkapitalbildung wird durch eine Verbesserung
der Bausparlörderung erleichtert.

Die bisherige steuerliche Wohneigentumsförde¬
rung ist viel zu kompliziert Der Präsident des Bun¬
desfinanzhofs hat vor kurzem die Vermutung geäu¬
ßert daß es nur noch zehn Fachleute in Deutschland

gebe , die die geltende Regelung des § lOe des
Einkommensteuergesetzes verstünden . Diese Aus¬

sage , meine Damen und Herren , ist kein Grund zum
Schmunzeln . Sie zeigt daß ein Gesetz , das zur Förde¬

rung des Wohneigentums der Bürger geschaffen
wurde , nicht mehr hilft und nicht mehr verstanden
wird.

Ich begrüße deshalb ausdrücklich die Entscheidung
der Bundesregierung , eine Novellierung jetzt nicht in
das Steuerpaket aufzunehmen . Ich stelle mir vielmehr
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682 . Sitzung

Bonn , den 31 . März 1995

Beginn : 9 .33 Uhr

Präsident Dr. h. c . Johannes Rau: Meine sehr
geehrten Damen und Herren , ich eröffne die 682. Sit¬
zung des Bundesrates.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Form
mit 60 Punkten vor . Die Punkte 6 und 7 werden
miteinander verbunden . Außerdem wird Tagesord¬
nungspunkt 57 bereits nach Punkt 7 aufgerufen.
Tagesordnungspunkt 59 folgt auf Punkt 13.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? — Das
ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgeslellt

<B) Ich rufe Punkt 1 auf:
Ansprache des Präsidenten des Europäischen
Parlaments -

Sehr verehrter Herr Präsident Dr. Hänsch, ich freue
mich sehr darüber . Sie hier im Bundesrat der Bundes¬
republik Deutschland begrüßen zu können . Ich heiße
Sie und Ihre Begleitung im Namen des gesamten
Hauses besonders herzlich willkommen.
. Mit Ihnen besucht zum zweitenmal seit Bestehen
des Europäischen Parlaments ein Präsident dieses
Hohen Hauses das föderative Organ der Bundesrepu¬blik : Fast auf den Tag genau vor 15 Jahren hatte der
Bundesrat die Ehre , Ihre Amtsvorgängerin Simone
Ve il alsPräsidentin des zu diesem Zeitpunkt erstmals
direkt gewählten Europäischen Parlaments willkom¬
men heißen zu dürfen.

Seitdem ist Europa nicht nur größer geworden,
sondern mit dem vollständigen Umbruch der weltpo¬litischen Lage und mit der Vereinigung Deutschlands
hat sich die europäische Situation insgesamt gravie¬rend und dramatisch verändert . Zugleich eröffnen
sich dem europäischen Kontinent Chancen , die vor
15 Jahren niemand für möglich gehalten hätte . Die
weitere Integration der Europäischen Union und die
Forderung nach ihrer Erweiterung gehören zu den
damit verbundenen Herausforderungen . Das Euro¬
päische Parlament hat an diesem Vereinigungsprozeß
maßgeblichen Anteil gehabt . Der Bundesrat ist immer
dafür eingetreten , daß seine Stellung im Zusammen¬
hang mit den übrigen europäischen Institutionen
weiter gestärkt wird . Daran werden wir auch künftigfesthalten.

Der Bundesrat hat den europäischen Einigungspro¬
zeß von Anfang an mit großer Aufmerksamkeit ver¬
folgt und gerade in den letzten Jahren im Rahmen
seiner Möglichkeiten zu fördern versucht . Nach
Maastricht stehen wir nun vor der Regierungskonfe¬
renz zur Oberarbeitung des Vertrages über die Euro¬
päische Union im kommenden Jahr , über deren Vor¬
bereitung wirheute beraten werden . Ich glaube sagen
zu dürfen : Der Bundesrat nimmt als föderatives Organ
Deutschlands seine europäische Verantwortung sehr
ernst

Bevor ich nun die Ehre habe . Sie, IIcrr Präsident , im
Namen des Hauses zu bitten , zu uns zu sprechen , will
ich doch einen kleinen Hinweis auf Ihre Biographie
geben : Sie haben einen wichtigen Lebensabschnitt als PI
Pressereferent des Ministers für Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein -Westfalen, der
Johannes Rau hieß , verbracht.

(Heiterkeit)
Von daher sind wir einander keine Unbekannten , und
ich denke , aus mir wird auch noch was.

(Erneute Heiterkeit)
Jetzt hören wir Sie. Herr Präsident , lieber Klaus

Hänsch , herzlich willkommen!

Dr. Kiaus Hänsch , Präsident des Europäischen Par¬
laments (mit Beifall begrüßt ): Herr Präsident , meine
Damen und Herren I Ihre Einladung , heule zu Ihnen zu
sprechen , ist mir als Präsident des Europäischen
Parlaments eine Ehre und als Deutscher eine Freude.
Ich danke Ihnen herzlich dafür.

Als Präsident des Europäischen Parlaments wie als
Deutscher bin ich mir durchaus bewußt , vor einem
Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland
zu sprechen , in dem Bundesländer vertreten sind , die
nach ihrem ökonomischen Gewicht und von ihrer
Bevölkerungszahl her größer sind als mancher Mit¬
gliedstaat der Europäischen Union und deren staatli¬
che Geschichte weiter zurückreicht als die vieler
Mitgliedstaaten der Europäischen Union . Der Bun¬
desrat ist nicht nur , wie er manchmal von außen
gesehen wird , eine Regionalkammer . Sie haben sich
— das wissen wir — von Anfang an intensiv mit der
europäischen Politik beschäftigt , und Sie haben ver-
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(A)

686 . Sitzung

Bonn , den 23. Jurri 1995

Beginn : 9.31 Uhr

Präsident Dr. h. c. Johannes Rau: Meine sehr ge¬
ehrten Damen und Herren , ich eröffne die
685. Sitzung des Bundesrates.

Die Tagesordnung liegt Ihnen in vorläufiger Form
mit 42 Punkten vor. Wir and übereingekommen.
die Tagesordnung um das Gesetz zur Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu ergänzen , das
heute im Bundestag beschlossen werden soll. Das
Gesetz wird als Tagesordnungspunkt 43 aufgeru¬
fen. Die Drucksache wird im Laufe der Sitzung ver¬
teilt

i®) Die Tagesordnungspunkte 41 und 42 werden nach
Punkt 13 aufgerufen . Im übrigen bleibt es bei der
Reihenfolge der ausgedruckten Tagesordnung.

Gibt es dazu Wortmeldungen ? - Das ist nicht der
Fall. Dann ist dieTagesordnung so lestgestellt

Meine Damen und Herren , bevor leih Tagesord¬
nungspunkt 1 aufrufe , darf ich Ihre Aufmerksamkeit
auf die Ehrentribüne lenken . Dort hat der PrSsIdent
des Senats der Italienischen Republik, Herr Profes¬
sor Dr. Carlo Scognamiglio , in Begleitung einer
Delegation des Senats Platz genommen.

Exzellenz! Nachdem einige von uns in den vergan¬
genen Tagen Gelegenheit zu pinem Meinungsaus¬
tausch mit Ihnen gehabt haben - wir werden einan¬
der heute mittag noch sehen - , darf ich Sie und Ihre
Begleitung jetzt im Plenarsaal des Bundesrates sehr

. herzlich begrüßen.
Ihr Besuch setzt eine Reihe von politischen Kontak¬

ten zwischen dem Senat der Italienischen Republik
und dem Bundesrat fort . Der letzte Besuch eines Ih¬
rer Amtsvorgänger , des Herrn Senatspräsidenten
Spadolini , fand 1988, ein Jahr vor dem Umbruch
im Osten Deutschlands , statt.

Seither hat sich in beiden Staaten viel verändert.
Die Republik Italien erlebt einen beispiellosen Er¬
neuerungsprozeß in Staat und Gesellschaft, der viel¬
fältige Chancen mit sich bringt Wie jeder Aufbruch
birgt er natürlich auch Schwierigkeiten in sich . Wir
verfolgen diese Entwicklung mit großem Interesse

nrid mit viel Sympathie . In Deutschland haben Sie es
nun mit 16 Ländern zu tun . Unsere Hauptaufgabe
bleibt nach Vollendung der staatlichen Einheit wei¬
ter an der inneren Einheit unseres Volkes zu arbei¬
ten. Soviel dabei auch erreicht worden ist - es liegt
noch ein gutes Stück Wegesvor uns.

Ihr Besuch , Herr Präsident ist für uns ein Zeichen
freundschaftlicher Verbundenheit und der ausge¬
zeichneten Beziehungen zwischen Italien und
Deutschland . Die deutsch-italienische Partnerschaft
bleibt eines der Fundamente des neuen europä¬
ischen Hauses . Diesem Europa sind beide Staaten
seit langem besonders eng verbunden.

Sie haben in dieser Woche Gelegenheit zum Erfab-
rungs - und Meinungsaustausch mit führenden Ver¬
treterinnen und Vertretern der deutschen Politik ge¬
habt Ich denke , daß Sie in Ihren Gesprächen in
Frankfurt und Mainz , in Heidelberg , Berlin und Pots¬
dam ebenso wie hier in Bonn über viele Aspekte der
Beziehungen zwischen unseren beiden Staaten ha¬
ben sprechen können . Ich hoffe , daß Sie sich bei uns
ebenso gut aufgenommen gefühlt haben wie ich
selbst mich anläßlich eines schon länger zurücklie¬
genden Besuchs beim früheren Senatspräsidenten
Cossiga.

Exzellenz , wir weiden nachher noch ausführlich
miteinander sprechen können . Da sich Ihr Besuch
schon seinem Ende zuneigt wünsche ich Omen be¬
reits jetzt im Namen des Bundesrates noch einige an¬
genehme Stunden in Bonn und heute nachmittag
eine gute Heimreise . Es führen viele Wege nach
Rom.

(Beifall)

Meine Damen und Herren , jetzt rufe ich Punkt 1
der Tagesordnung auf:

Jahressteuergesetz 1996 (Drucksache 304/95,
zu Drucksache 304/95, zu Drucksache 304/95
[2])

Das Wort hat als erster Herr Ministerpräsident Teu¬
fel (Baden -Württemberg ) . - Ihm folgt Herr Minister¬
präsident Dr. Vogel (Thüringen ) .

(Zuruf)



Bundesrat - 689 . Sitzung - 13 . Oktober 1995 453

(A) (C)

, 689. Sitzung

Bonn , den 13. Oktober 1995

Beginn : 9.31 Uhr
I

Präsident Dr. h. c. Johannes Rau: Meine Damen
und Herren, ich eröffne die 689. Sitzung des Bundes¬
rates und sage : Guten Morgen ! Aus Anlaß meiner
Abwahl sind viele Fernsehteams hier ; diese dürfen
aber jetzt gehen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten , habe ich
gemäß § 23 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung eine
Veränderung in der Mitgliedschaft bekanntzuge¬
ben:

Aus der Regierung des Landes Hessen und damit
aus dem Bundesrat ist mit Ablauf des 19. September
1995 Frau Staatsministerin Iris B laul ausgeschieden.
Ich danke ihr für ihre Milarbeit in den Ausschüssen
des Bundesrates und hier im Plenum.

Jetzt wende ich mich der Tagesordnung zu . Sie
liegt Ihnen in vorläufiger Form mit 59 Punkten vor.
Die Tagesordnungspunkte 57 un$l 59 werden nach
Punkt 14 aufgerufen , Tagesordnungspunkt 58 nach
Punkt 13 . Im übrigen bleibt es bei der Reihenfolge
der ausgedruckten Tagesordnung.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung ? - Das
ist nicht der Fall. Dann ist sie so festgestellt.

Meine Damen und Herren , es gehört zur Tradition
unseres Hauses, daß der amtierende Präsident vor
der Wahl seines Nachfolgers einen kurzen Rückblick
anf die Arbeit des Bundesrates lm vergangenen Jahr
gibt.

Zunächst eine nüchterne Bilanz der Zahlen . Sie ist
nicht nur für Statistiker interessant , sondern sie ist
Ausdruck unserer gemeinsamen Arbeit und der be¬
sonderen Anforderungen , die an das Verfassungsor¬
gan Bundesrat im Laufe des letzten Jahres gestellt
waren.

Wir haben bis zu dieser Stunde 80 Gesetzentwürfe
der Bundesregierung und 136 Vorlagen der Euro¬
päischen Union beraten . Außerdem haben wir be¬
handelt : 54 Gesetzentwürfe des Bundesrates aus An¬
trägen der Länder, 39 Gesetzesbeschlüsse des Bun¬
destages im zweiten Durchgang , 146 Verordnungenund rund 150 sonstige Vorlagen.

Das ist ein stattliches Pensum , das wir in 40 Si-
zungsstunden mit rund 700 Tagesordnungspunkten
bewältigt haben . Wenn man das umrechnete , dann
hätten wir im Durchschnitt nur etwas mehr als drei¬
einhalb Minuten für jeden Tagesordnungspunkt ge¬
braucht Daraus könnten manche den Schluß ziehen,
der Bundesrat segne nur ab , was andere längst ent¬
schieden hätten , oder er nehme sich nicht genug
Zeit, die Vorlagen sorgfältig zu prüfen und ausführ¬
lich zu beraten . Das ist gewiß nicht sol

Wer unsere Arbeit kennt , weiß : Beratung und Be¬
schlußfassung im Plenum stehen am Ende eines Pro¬
zesses , in dem ein Ausgleich zwischen den Ländern
untereinander auf der einen Seite und zwischen
Bund und Ländern auf der anderen Seite gefunden P)
werden muß . Das ist eine schwierige Aufgabe , die
nur gelingen kann , wenn bei allen die Bereitschaft
vorhanden ist , aufeinander zuzugehen und einander
zuzuhören . Nur dann läßt sich ein Weg finden , an
dessen Ende eine Entscheidung steht die alle mittra¬
gen können . .

Wenn es richtig ist, daß eine Demokratie ohne die
Knnst des Kompromisses sicht lebensfähig ist dann
gilt diese Einsicht in besonderem Maße für uns , für
den Bundesrat Auch im vergangenen Jahr hat der
Bundesrat gezeigt daß er in schwierigen Fragen
tragfähige Lösungen finden konnte . Ich nenne nur
die Stichworte » Schwangeren - und Familienhilfege¬
setz“, „ Ozongesetz “ , „BAföG-Noveüe * und schließ¬
lich - noch druckfrisch - .Jahressteuergesetz “ .

Was wir in diesem Geschäftsjahr an Arbeit gelei¬
stet haben , kann rieh sehen lassen . Es ist ein gutes
Beispiel für die sachgerechte Mitwirkung der Län¬
der bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bun¬
des und in den Angelegenheiten der Europäischen
Union.

Dafür möchte ich allen Mitgliedern des Bundesra¬
tes , den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den
Ländern und nicht zuletzt allen Mitstreiterinnen und
Mitstreitern aus dem Sekretariat des Bundesrates
danken . Sie haben dafür gesorgt , daß der föderale
Gedanke in unserem Land mit Leben erfüllt wurde
und die Länder ihrer Verantwortung für den Ge¬
samtstaat gerecht werden konnten.
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Präsiden ! Dr. h. c. Johannes Rau

(A) Es bat in den vergangenen zwölf Monaten auch
Stimmen gegeben , die aus den unterschiedlichen po¬litischen Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat
den Schluß gezogen haben , der Bundesrat werde
zum verlängerten Arm der Opposition im Parlament.
In meiner Antrittsrede vor einem Jahr babe .ich schon
davor gewarnt , aus den bestehenden Mehrheitsver¬
hältnissen falsche Schlüsse zu ziehen.

Der Bundesrat ist weder Vollzugsorgan der Bun¬
desregierung noch Instrument der Opposition Im
Deuts chen Bundestag . Nach unserem Grundgesetzist er das Verfassungsorgan , in dem die Interessen
aller Länder und die Interessen der Länder Insge¬
samt gegenüber Bundestag und Bundesregierung
wahrgenommen werden.

Ich glaube , ich kann mit Ihrer aller Zustimmung sa¬
gen , daß wir diese Interessen in den vergangenen
zwölf Monaten selbstbewußt und unüberhörbar zum

•Ausdruck gebracht haben , ohne dabei die gesamt¬
staatliche Mitverantwortung aus dem Blickzu verlie¬
ren.

Der Bundesrat ist nach der Kompetenzordnung un¬
serer Verfassung auch zur Wahrnehmung bundespo-
Utischer Interessen verpflichtet . So hatte es die
Mehrheit im Parlamentarischen Rat gesehen . Sie
wollte kein starres System von Bundesstaat und
Gliedstaaten , sondern pine hnndtmctaatiiV hp Ord¬
nung , die auf die Kooperation von Bund und Ländern
angewiesen ist.

Ich möchte daran erinnern , daß allein acht Länder
in diesem und im nächsten Jahr ihr 50 . Grün-

(B) dungsjublläum nach dem Zweiten Weltkrieg feiern
können . In diesem Jahr sind das Bayern, Hessen , Ba¬
den -Württemberg und Bremen , und im kommenden
Jahr werden es Hamburg , Niedersachsen , Schles¬
wig -Holstein und Nordrhein -Westfalen sein.

Nach der staatlichen FinVipit ist d 'p T -änriprfamnio
größer geworden . Fünf neue Länder sind hinzuge¬
kommen , und morgen , auf den Tag genau vor fünf
Jahren , am 14 . Oktober 1990, haben die Menschen in"
den sogenannten neuen Ländern , die älter als die
westlichen sind , zum erstenmal ihre Länderparla¬
mente frei wählen können.

Wie sehr in unserem Land der Föderalismus ein le¬
bendiges , in der Bevölkerung verankertes und weit¬
hin bejahtes Prinzip ist, hat gerade die Entwicklung
seit dem 9. November 1989 gezeigt Nachdem die
Mauer gefallen war und sich in der DDR das Ende
der SED-Herrschaft abzeichnete , regte sich rasch der
Wunsch nach Wiederherstellung der alten Länder.
Die alten sächsischen Landesfarheri weiß-grün bei '
den Leipziger Montagsdemonstrationen , handge¬
schriebene Plakate , wie «Thüringen begrüßt seine
Gäste "

, und übermalte Schilder , auf denen « Land
Mecklenburg -Vorpommern" statt « Bezirk Rostock"
zu lesen stand : AU das zeigt uns , welche Kraft lands-
mannschaflllche Zusammengehörigkeit und regio¬
nales Selbstbewußtsein als Grundlagen des födera¬
len Gedankens in Deutschland haben.

Vor zehn Tagen haben wir zum fünftemnal mit gro¬
ßer Freude den Tag der staatlichen Einheit gefeiert.
Der Tag der Einheit in Düsseldorf wäiäüch ein Tag

des Nachdenkens und der Rückschau auf rfaq schon (C)
Geleistete , an dem deutlich geworden ist, daß nach
den Tagen des Jubelns und des Staunens im Herbst
1989 im andauernden deutschen Vereinigungspro¬
zeß der Alltag eingekehrt ist Wir erleben , daß in den
letzten 40 Jahren manch Hemmendes gewachsen ist
und daß noch viel zu tun bleibt , bis wir die Innere
Einheit Deutschlands verwirklicht haben.

Mit der staatlichen Einheit ist den Deutschen in
Ost und West ein neuer Anfang geschenkt worden.
Wir haben diese Chance für einen gemeinsamen
Neubeginn bekommen , weU bei unseren Nachbarn
die Überzeugung gereift war, daß nicht das geteüte
Deutschland das bessere Deutschland sei, sondern
daß von diesem Land keine Gefahr mehr für seine
Nachbarn ausgehe . Aus den schrecklichen Erfah¬
rungen , die wir Deutsche mit uns selber und die
unsere Nachbarn mit uns gemacht haben , erwächst
auch eine besondere politische Verantwortung der
Bundesrepublik Deutschland für ein Europa der
friedlichen Partnerschaft und der gegenseitigen
Hilfe.

Ich sehe es als unsere wichtigste Aufgabe am Ende
des Jahrhunderts , daß wir Deutschen die treibende
.Kraft im europäischen Einigungsprozeß bleiben.

Ich bin davon überzeugt , daß selbstbewußte Län¬
der , die ihren Ansphich auf Mitgestaltung vernehm¬
bar deutlich machen , auch beim Zusammenwachsen
Europas eine wichtige Rolle spielen können und
sollten. Die Länder wollen mit ihren Stärken zu ei¬
nem starken Europa beitragen . Wir wollen anderen
helfen , daß sie eigene Stärken entwickeln und aus- (D)
bauen können . Das ist in unser aller Interesse , und
das kann Hoffnung für ein friedlicheres Zusammen¬
leben in Europa stiften.

Diese Herausforderung werden Bund und Länder
in den kommenden Jahren nur gemeinsam meistern
könnpn . Ich bin mir sicher, daß unter der weiß-
blauen Amtsführung meines Nachfolgers im Amt des
Bundesratspräsidenten auch künftig für die notwen¬
dige Interessenvertretung der Länder gesorgt ist Ich
wünsche ihm für den Fall, daß er im ersten Wahlgang
gewählt wird,

(Heiterkeit!
bei dieser Aufgabe Glück und Erfolg.

Aristide Briand bat einmal gesagt : «Ein Kompro¬
miß ist erst dann vollkommen , wenn alle unzufrieden
sind . " Nach meiner Erfahrung ist das zwar nicht al¬
les , aber doch das Wichtigste, was man Ober die
Freude und über die Bürde sagen kann , die auf Sie,
Herr Kollege Stoiber, in Ihrem neuen Amt zukom¬
men.

Jetzt wollen wir uns der mit Spannung erwarteten
Wahl zuzuwenden . - Herzlichen Dank.

(Beifall)

Jetzt rufe ich Punkt 1 der Tagesordnung auf:
"Wahl des Präsidiums
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Dr. Henning Scherf (Bremen)
(A) hingen ist . Das war der Versuch , ein Stück Rücksicht

zu nehmen , ein Stück zu balancieren . Hoffentlich
akzeptieren das diejenigen , die in Bonn diese so
schmerzhafte Entscheidung ertragen . - Ich sehe die
Oberbürgenneisterin unter uns . Ich hoffe, daß ich
auch in Zukunft in dieser Sache freundschaftlich und
umsichtig mit ihr umgehen kann . Ich bin hier gerne
gewesen und will auch in Zukunft gerne hier sein.

Warummuß der Bundesrat nach Berlin? - Wir müs¬
sen die zweite Kammer, die Länder , den Föderalis¬
mus in unmittelbarer Nähe zu den Entscheidungen
der Bundesregierung und des Bundestages halten.
Wir können uns nicht nur auf die Plenarberatung
konzentrieren, sondern wir müssen auf alles das , was
vor den Plenarentscheidungen so wichtig ist, unser
Augenmerk richten. Es kommt entscheidend darauf
an, daß wir den informellen Teil nutzen , der für eine
politische Verständigung sehr wichtig ist Wenn wir
das heute nicht hinbekämen , hätte ich die Sorge , daß
wir in wachsendem Maße in eine Distanz geraten,
die dem Föderalismus nicht guttun kann , die auch
unserer Rolle als Länder beim zukünftigen Mitgestal¬
ten und beim Einflußnehmen auf Entscheidungen
des Bundes Abbruch tun würde . Wir müssen um des
Föderalismus willen, um eines lebendigen , auch
machtbewußten Entscheiden und Mitentscheidens
der Länder bei der zukünftigen Arbeit der Bundesre¬
gierung und des Bundestages willen diese für die
Nordrhein-Westfalen und die Rheinland -Pfälzer
schmerzlicheEntscheidung treffen.

Ich denke , wir werden , wenn wir gut sind , auch
weiterhin ein europäisches Vorbild bleiben . Wir

(B) werden , wenn wir es schaffen , diesen Umzug so zu
organisieren , daß wir hier keine übermäßigen Wun¬
den aufreißen, diese Balance , die die Bundesregie¬
rung hinbekommen muß , hinbekommen.

Wir werden , lieber Bruder Johannes Rau, im Sinne
dieses Predigertextes unsere Zeit nicht verpassen,
sondern im Sinne der verabredeten Stunde , in der
wir diese Entscheidung zu treffen haben , umsichtig
mit den hier eingeschlossenen Interessen umgehen.

Ich möchte in Nordrhem -Westfalen weiterhin ein
Gemgesehener sein . Ich habe keine Sorge , daß es
Rachegelüste bei den Nordrhein -Westfalen gibt . Ich
kann mir Johannes Rau gar nicht rachedurstig vor¬
stellen . Ich glaube, wir bekommen es trotz der heute
zu treffenden Entscheidung hin , uns auch in Zukunft
hier in Bonn brüderlich und schwesterlich und als
Gäste einer liebgewonnenen Gastgeberrolle wohl zu
fühlen . Ich hoffe , daß wir bei dieser Entscheidung
beieinanderbleiben . —Vielen Dank.

Präsident Dr. Edmund Stoiber : Nächste Wortmel¬
dung : Ministerpräsident Rau (Nordrhein -Westfalen) !

Dr. h. c. Johannes Rau {Nordrhein -Westfalen) :
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Es läge
nahe , Bibelworte an den Beginn zu stellen . Das hat
Herr Scherf mir vorweggenommen . Mir würden ei¬
nige eInfallen - nicht nur das Wort aus Prediger 3,
wobei man Harm auch die anschließenden Verse zi¬
tieren muß , was nämlich seine Zeit hat : Lachen hat

seine Zeit, Weinen hat seine Zeit, Klagen und Trau- (C)
em haben ihre Zeit

Es gibt viele Bibelworte , die einem einfallen , auch
solche, in denen von Glaubwürdigkeit die Rede ist,
davon , ob unsere Rede eigentlich «ja , ja ; nein , nein"
sein muß oder ob es beliebig ist, was wir miteinander
tun und miteinander verabreden.

Damit Sie, Herr Kollege Scherf, . schutzbedürftig “ ,
wie Sie sind,

(Heiterkeit)

nicht den Eindruck bekommen , ich sei rachsüchtig,
sage ich Ihnen : Ich werde es auch künftig nicht sein.
Aber ich bin schon ein wenig betroffen , wenn ich mir
jenen Tag in Erinnerung rufe, an dem wir im Bundes¬
tag die Entscheidung über den Sitz von Bundestag
und Bundesregierung , Teilen der Bundesregierung,
wie es im Beschluß heißt , getroffen haben.

Ich habe damals gegen diesen Beschluß gekämpft
und gestritten . Ich habe in meiner damaligen Rede
gesagt : Was immer heute hier entschieden wird , ich
werde es mittragen . - Das habe ich gesagt , als ich
glaubte , die Entscheidung würde für Bonn fallen . Da¬
nach ist es schwierig gewesen , durcftzuhalten , auch
hier in der Region durchzuhalten und zu sagen:
« Nein, die Entscheidung ist für Berlin gefallen . Wir
tragen sie mit . "

Diejenigen , die damals für den Text gestimmt ha¬
ben , Willy Brandt , Wolfgang Schäuble , Hans-
Dietrich Genscher , Jochen Vogel - wen könnte
ich sonst noch nennen ? haben in namentlicher Ab- (D)
Stimmung unter Ziffer 9 beschlossen : «Der Bundes¬
tag empfiehlt dem Bundesrat , aus Gründen des Prin¬
zips des Föderalismus seinen Sitz in Bonn zu behal¬
ten . " - Das steht im Beschluß des Bundestages . Da¬
nach hat der Bundesrat hier eine Entscheidung ge¬
troffen, daß er im Lichte von Erfahrungen seine Ent¬
scheidung für Bonn prüfen wolle.

Nim ist das « Licht von Erfahrungen “ offenbar nicht
mehr gefragt , sondern jetzt geht es um andere
Gründe . Ergebnisse der damaligen Entscheidung
des Umzugsprozesses liegen noch nicht vor. Der Um¬
zug hat noch nicht stattgefunden - er hat faktisch
noch nicht begonnen - , ein Umzug, zu dem ich stehe,
ein Umzug , gegen den viele Menschen hier in der
Region bittere Vorbehalte haben . Aber ich bin dank¬
bar dafür , daß der Regierende Bürgermeister von
Berlin und die Oberbürgermeisterin von Bonn in
den letzten Wochen und Monaten offenbar eine Ge¬
sprächsbasis gefunden haben , die dafür sorgen
kann , daß hier zwar Narben bleiben , aber keine
Wunden.

Wer will , daß keine Wunden bleiben , der darf das
einmal gegebene Wort nun nicht einfach wegwerfen,
als wäre es nicht gesprochen . Wir haben hier am
5 . Juli 1991 entschieden . Damals haben wir eine Ent¬
scheidung zum Verfahren getroffen . Am 24 . Mai die¬
ses Jahres lagen uns zwei Anträge vor. Dann haben
wir uns vor Beginn der damaligen Sitzung darauf
verständigt , die Diskussion über den künftigen Sitz
des Bundesrates auf heute zu vertagen.
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Dr. h. c.Johannes Ran (Nordrhein-Westfalen)
(A) Heute haben wir es nun mit zwei Anträgen zu tun,

einem von mehreren Ländern unterstützten Antrag,
heute für Berlin zu entscheiden , wie es Herr Kollege
Scherf soeben vorgetragen hat , indem er alle Gründe
für Bonn- nannte , und einem Antrag der Länder
Nordrhein -Westfalen und Rheinland -Pfalz , die dafür
eintreten , daß der Bundesrat bei dem am 5 . Juli 1991
verabredeten Verfahren bleibt.

Meine Damen und Herren , ich möchte gegen allen
Augenschein noch einmal für diesen Antrag werben.
Ich möchte Thnen gern noch einmal erläutern, warum
ich es für falsch halten würde , wenn wir heute eine
endgültige Entscheidung träfen . Ich habe auf die De¬
batte vom 20 , Juni 1991 hingewiesen . Ich ärgere
mich darüber , wie die Diskussion über den richtigen
Sitz für Bundestag , Bundesregierung und jetzt auch
für den Bundesrat teilweise geführt wird. Mich ärgert
das nicht erst heute , sondern seit Beginn dieser Dis¬
kussion.

Erlauben Sie mir, daß ich ausnahmsweise einmal
mich selber zitiere. .Ic.h.habe am 15 . August 1990”vor
dom Landtag Nordrhein -Westfalen eine Regierungs¬
erklärung abgegeben und dabei gesagt:

Ich widerspreche jenen , die in der aktuellen De¬
batte falsche Argumente gegen Berlin Vorbrin¬
gen . Weder ist Berlin ein Hort preußisch-deut-

' scher Reaktion, noch macht der dort angebliche
Druck der Straße freie demokratische Entschei¬
dungen unmöglich . . . . . .
Falsche Argumente und falsche Töne gibt es aber
auch gegen Bonn . Deshalb sage ich: Berlin ist

(B) nicht Babylon,‘üncTBoiin ist nicht Krähwinkel.

Damals , am 20. Juni , hatten wir eine Arbeitstei¬
lung zwischen Berlin und Bonn beschlossen. .Unser
Kollege Manfred Stolpe hat das mit dem Bild einer
Ellipse beschrieben , die zwei Brennpunkte hat Ber¬
lin und Bonn.

Ich bin überzeugt davon , meine Damen und Her¬
ren - heute mehr als damals - , für eine andere Lö¬
sung , etwa diejenige , daß sich der Bund vollständig
aus Bonn nach Berlin verabschiedet , hatte es im
Deutschen Bundestag damals keine Mehrheit gege¬
ben . Der Beschluß, der dann gefaßt worden ist, bein¬
haltet die Ziffer 9 , die ich noch einmal zitiere:

Der Deutsche Bundestag empfiehlt dem Bundes¬
rat , in Wahrnehmung seiner föderalen Tradition
seinen Sitzin Bonn zu belassen.

Man wird doch nicht nur fragen dürfen , sondern man
wird fragen müssen , warum das heute falschsein solL

Wir haben uns am 5 . Juli hier damit beschäftigt,
weiche Schlußfolgerungen der Bundesrat aus der
Entscheidung des Bundestages ziehen soll . Damals
haben wir uns mit Mehrheit dafür_entschieden , in
Bonn zu bleiben , und zugleich , wie ich finde, außer¬
ordentlich hellsichtig beschlossen , daß sich der Bun¬
desrat - ich zitiere - .

eine Überprüfung der Entscheidung im Lichte
der noch zu gewinnenden Erfahrungen sowie der
tatsächlichen Entwicklung der föderativen Struk¬
tur in späteren Jahren vorbehält.

Mindestens genauso wichtig wie die Entscheidung (C)
in der Sache war für mich, daß sich der Bundesrat da¬
mals auf ein Verfahren verständigt hatte , wie diese
Entscheidung später überprüft werden soll Die Ver¬
ständigung über das Verfahren sollte für alle gelten,
ganz unabhängig davon , welche Auffassung die efn-

. ... zeinen Länder zur Frage des endgültigen Sitzes des
Bundesrates haben.

Nun sage ich : Trotz Ihres Bemühens , Herr Kollege
Scherf, gelingt es auch dem neu eingebrachten An¬
trag verschiedener Länder nicht , überzeugend dar¬
zulegen , daß es heute schon Erfahrungen mit einem
Zustand gibt, den wir noch gar nicht erreicht haben.
Man kann es drehen und wenden , wie man wüh Der
Logik des Beschlusses vom 5. Juli 1991 entspricht es,
Hann endgültig über den Sitz des Bundesrates zu
entscheiden Lwenn Bundestag und Teile der Bundes-

■regierung ihre Arbeit in Berlinaufgenommen haben.
hi Hp-m Antrag , den Sie soeben begründet haben,

heißt es:
Die begonnenen Maßnahmen und die gewonne¬
nen Erkenntnisse in den vergangenen Jahren zei-

- gen , daß es für ein effizientes Zusammenwirken
der Verfasstmgsorgnae sowie für die Entwick¬
lung der föderalen Struktur förderlich ist, die in
Bonn biwährte Nähe zum Bundestag und zur
Bundesregierung für den Buhdesrat auch in Zu¬
kunft beizubehalten.

- Dem muß ich widersprechen . Tatsächlich ist es doch
so, daß es ganz unterschiedliche Prognosen darüber
gibt , ob und wie das Zusammenwirken der Verfas¬
sungsorgane funktioniert , wenn sie an unterschiedli - (D)
chen Orten oder an einem Ort ihren Sitz haben.
Weil wir das heute nicht wissen können , darum hat
der Bundesrat gesagt : »Wir verlassen uns nicht auf
Prognosen, wir verlassen uns nicht auf Vermutungen
und Spekulationen . Wir wollen die endgültige Ent¬
scheidung über den künftigen Sitz auf der Grund¬
lage praktischer Erfahrungen treffen . *

Meine Damen .und Herren , vielleicht ist das ein
bißdien altmodisch ; aber ich finde , daß es nach wie
vor vernünftig ist; auf Erfahrungen statt auf Progno¬
sen zu setzen . Wären wir nicht auf vielen anderen
Feldern der Politik glücklich, wenn wir statt auf der
Grundlage

’voii Prognosen aus Erfahrungen klug ent¬
scheiden könnten?
- Mich irritiert in den letzten Monaten zunehmend,
HaR der Eindruck erweckt wird , mit der Entschei¬
dung des Bundestages vom 20 . Juni 1991 sei im
Grunde genommen auch die Entscheidung für den

' Bundesrat schon vorweggenommen worden . Welch
ein Selbstverständnis , meine Damen und Herren,
nein , welch e« grandioses Mißverständnis über die
unterschiedlichen Aufgaben und über die Machtver¬
teilung in einem föderal aufgebauten Staat wie un¬
serer Bundesrepublik Deutschland!
- B_ei der .Sitzfrage .geht es im Kern nicht um Berlin

_ oder Bomii .es geht .darum , welches Selbstverständ¬
nis und welches Verständnis von seinen Aufgaben
der Bundesrat hat . Wer freilich im Bundesrat mehr

“ das Begleitörchester für den „ersten Geiger “ Btindes-
tag sieht, der wird es logisch finden , wenn beide am
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Dr. h. c. JohannesRau (Nordrhein-Westfalen)
(A) gleichen Platz sind . Wenn es aber darum geht , die In¬

teressen der Länder im bundesstaatlichen Gefüge
und gegenüber der Europäischen Union einzubrin¬
gen und durchzusetzen, dann ist das eine Aufgabe,
die an verschiedenen Orten sehr gut , vielleicht sogar
besser wahrgenommen werden kann.

In Zeiten wie diesen achtet die Öffentlichkeit be¬
sonders darauf , ob wir als politisch Verantwortliche
in unseren Entscheidungen verläßlich und bere¬
chenbar sind . Der Bundesrat sollte keinen Beitrag
dazu leisten , die Glaubwürdigkeit der Politik zu be¬
schädigen. Es darf nicht der Eindruck entstehen , daß
heute so und morgen so entschieden wird, obwohl
sich an der sachlichen Entscheidungsgrundlage
nichts geändert hat

Ich habe zu Beginn gesagt , daß ich die Entschei¬
dung des Bundestages respektiere und mittrage . Ich
habe auch gesagt, daß der Beschluß in allen seinen
Teilen erfüllt werden müsse . Die Grundlagen dafür
sind das Bonn/Bertin-Gesetz , dem der Bundesrat am
18. März 1994 zugestimmt hat . Dort ist eine faire Ar¬
beitsteilung zwischen Berlin und Bonn festgelegt.
Mit diesem Gesetz und mit dem Ausgleichsvertrag
vom Sommer 1994 hat die Region Bonn die notwen¬
dige Sicherheit bekommen , die die wichtigste Vor¬
aussetzung dafür ist, daß sie den Strukturwandel in
den komm enden Jahren erfolgreich bewältigen
kann , dessen Schwierigkeiten , aber auch dessen
Chancenniemand unterschätzen sollte.

Diese Entscheidungen , meine Damen und Herren,
haben auch mitgeholfen, daß der Ruf nach Revision
des Bundestagsbeschlusses vom 20. Juni auch in der^ Region Bonn keine ernsthafte Resonanz mehr findet.
Wenn das so bleiben soll, dann müssen sich alle Sei¬
ten ein getroffene Vereinbarungen und an geltende
Beschlüssehalten . Es darf nicht der Eindruck entste¬
hen, die Entscheidungen für Berlin seien Entschei¬
dungen erster Ordnung , und die Entscheidungen für
Bonn seien Entscheidungen zweiter Ordnung mit ge¬
ringerer Bindewirkung . Wie anders aber wäre es zu
verstehen, wenn sich der Bundesrat jetzt über die
von ihm selber aufgestellten Verfahrensgrundsätze
für die endgültige Entscheidung über seinen Sitz
hinwegsetzte!

Meine Damen und Herren , seit dem 5 . Juli 1991,
seit wir so beschlossen haben , hat sich nur eines dra¬
matisch verändert die Finanzsituation der öffentli¬
chen Haushalte . Wie müßte das auf die Bürgerinnenund Bürger wirken, wenn wir gerade jetzt ohne Not
eine Entscheidung träfen , die nicht nur politischen
Schaden anrichten , sondern auch viel Geld kosten
würde. Herr Kollege Dr . Stoiber, Herr Präsident , Sie
haben im Januar 1996 in einem Brief geschrieben —
ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis - :

Die Entscheidung über die Verlagerung eines
obersten Bundesorganes bedarf einer langfristi¬
gen Vorbereitung , in der selbstverständlich auch
die Interessen der betroffenen Regionen berück¬
sichtigt werden müssen.

So weit unser Präsident.
Ich stimme dem ausdrücklich zu ; aber ich stelle

fest: Die Entscheidung , die Sie heute treffen wollen,

ist in der Sache weder langfristig noch kurzfristig (C)
vorbereitet Ich kann und ich will nicht verstehen,
daß wir heute entscheiden sollen, ohne die Kosten zu
kennen und ohne zu wissen , welcher zeitliche Rah¬
men realistich wäre . Ich will, daß der Bundesrat die
endgültige Entscheidung über seinen Sitz auf gesi¬
cherter Grundlage und durch ein Gesetz trifft , und
zwar dann , wenn die Zeit dafür gekommen ist.
Darum haben wir unter Ziffer 2 unseres Antrages for¬
muliert:

Der Bundesrat beauftragt den Direktor des Bun¬
desrates , bereits jetzt einen Kriterienkatalog zu
entwickeln , wie diese Entscheidung des Bundes¬
rates für Bonn entsprechend dem Beschluß vom
5. Juli 1991 im Lichte der noch zu gewinnenden
Erfahrungen sowie der tatsächlichen Entwick¬
lung der föderativen Struktur in späteren Jahren
überprüf l werden soll.

Wir bleiben damit in der Logik unserer bisherigen
Beschlußlage. Wir entwickeln sie fort mit dem Ziel,
die endgültige Entscheidung solide vorzubereiten
und sie auf der Grundlage praktischer Erfahrungen
zu treffen.

Meine Damen und Herren , manchmal redet man
nicht nur in den Wind, sondern auch gegen den
Wind . Manchmal hat man das Gefühl , man hat Rük-
kenwind von den Parteien und Fraktionen des eige¬
nen Landes . Das ist bei uns so . Alle in Nordrhein-
Westfalendenken so. Alle in Nordrhein -Westfalen le¬
sen mit großem Interesse nicht nur Prediger 3 , son¬
dern auch die » Frankfurter Allgemeine ' von heute,
die auf Seite 1 meldet : »Bayern gegen Umzug der
Wehrdienstsenate nach Leipzig,

(Heiterkeit)
weil der Regierung Stoiber ' - so heißt es dort -
„nicht gefällt, daß bei einem Umzug Kosten verur¬
sacht würden , die bei der angespannten Haushalts¬
lage besser zu vermeiden wären . " Dabei geht es um
sieben Richter, zwölf Beamte und neun Angestellte.

(Erneute Heiterkeit)
Meine Damen und Herren , muß man noch mehr

kommentieren , was hier geschieht ? Dabei geht es um
einen Beschluß der Föderalismuskommission , den
wir alle gemeinsam gefaßt haben . Aber dazu ver¬
weist die Regierung Stoiber darauf , daß Bayern oh¬
nehin mit Bundeseinrichtungen unteipropoitional
versehen sei . Da für die Betroffenen, von denen ich
soeben gesprochen habe , ein Umzug unzumutbar
sei, würde ihnen bei einer Verlegung nur der Weg in
die Arbeitslosigkeit bleiben.

(Heiterkeit)
Meine Damen und Herren , man muß Bibel und

Zeitung lesen.
(Große Heiterkeit)

Man muß die Bibel lesen , damit man die Zeitung
versteht.

(Erneute Heiterkeit)
Die Zeitung verwirrt einen , wenn - man das Men¬
schenbild und die Zukunftsperspektive der Bibel aus
dem Blick verliert . Dann wird man nämlich , wie der
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Dr . h . c. Johannes Kau (Nordrheln -Westialen)
(A) Apostel Paulus sagt , „hin- und hergetrieben vom

Winde der Meinungen “ . Das sollte dem Bundesrat
nicht geschehen.

Ich bitte Sie : Stimmen Sie dem von Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz vorgelegten Antrag
zu ! Lassen Sie im<; Erfahrungen machen - vielleicht
können wir alle dabei lernen - und dann eine Ent¬
scheidung treffen - eine richtige ! wenn , Herr Kol¬
lege Scherf , alles seine Zeit hat!

Präsident Dr. Edmund Stoiber : Nächste Wortmel¬
dung : KollegeBeck (Rheinland -Pfalz) .

Kurt Beck (Rheinland -Pfalz) : Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Dem, was
zur Begründung unseres gemeinsamen Antrages
Herr Kollege Rau soeben ausgeführt hat , ist ver¬
ständlicherweise aus meiner Sicht nicht sehr viel hin¬
zuzufügen . Allerdings möchte ich den einen oder an¬
deren Gesichtspunkt unterstreichen und noch einmal
hervorheben.

Es kommt mir zunächst darauf an , den Menschen
in Berlin und Ihnen , Herr Kollege Diepgen , noch ein¬
mal sehr deutlich zu sagen : Wir empfinden unseren
Antrag nicht als gegen Berlin gerichtet Wir sind uns
auch am heutigen Tage dessen bewußt , welch ein
niüricrfa» es für Deutschland ist , daß wir überhaupt
die Chan n=>haben , über solche Fragen im Lichte einer
neuen Entwicklung eines gemeinsamen Deutsch¬
land miteinander zu debattieren . Daran kann es kei¬
nen Zweifel geben , damit auch bei der heutigen De-

(Bj batte nicht der Bück für den Wald verlorengeht , in
dem wir nur noch einzelne Bäume erkennen.

Dennoch bitte ich Sie, nicht zu unterschätzen,
welch großes Vertrauen in die Entscheidung dieses
Hauses vom 5 . Juli 1991 von den Menschen In Rhein¬
land -Pfalz, in Nordrhein -Westfalen und sicherlich
auch in vielen Fällen darüber hinaus gesetzt worden
ist . Ich bitte Sie , zu sehen , daß es in der Tat darum
geht , Vertrauensschutz zu reklamieren und unter Be¬
weis zu stellen . Denn ich vermag es nicht, für die
Menschen im Bereich von Rheinland -Pfalz, die zum
Einzugsbereich Bonns zählen , zu begründen , warum
«m heutigen Tage eine endgültige Entscheidung
über diese Frage getroffen werden solL Ich finde
nämlich kein Argument , das für den Berlin -Umzug
spricht , das nicht bereits zum Zeitpunkt Sommer
1991 auf dem Usch gelegen hat - kein Argument!

Ich muß nicht das wiederholen , was der Kollege
Rau dazu gesagt bat Allerdings möchte ich deutlich
marhsn , Hafl die finanzpolitischen Fragen , die auch
damals gesehen worden sind , heute eher stärker auf
der Waagschale des Beibehaltens der bisherigen Be¬
schlußlage wiegen , als sie damals gewogen haben.
Wir sind uns nämlich bewußt geworden , daß- inzwi¬
schen jede Mark nicht nur zweimal , sondern dreimal
umgedreht werden muß.

Ich finde es in der Tat auch unter diesem Gesichts¬
punkt bemerkenswert , mit welch geschätzte )- Band¬
breite der Kosten eines solchen Umzugs des Bun¬
desrates wir uns offensichtlich heute mehrheitlich
abzufinden gewillt sind . Diese liegt mehrere hundert

Millionen Mark auseinander . Da wird argumentiert , (Q
im lichte dessen , was die Kosten des Umzugs von
Bundesregierung oder von wesentlichen Teilen der
Rnndpsrpginmng - so muß man wohl korrekt formu¬
lieren - und des Bundestages ausmach len, sei dies
nur ein relativ bescheidener Betrag . Vielleicht sind
die Dimensionen in Rheinland-Pfalz noch andere . Ich
finde , einige hundert Millionen Mark in der ge¬
schätzten Kostenbandbreite sind nicht zu vernachläs¬
sigende Größenordnungen , sondern solche, die man
sich in Erinnerung rufen sollte , zu denen man verläß¬
lichere Grundlagen braucht, als sie derzeit gegeben
sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , bei edler
Anerk ennun g der Bemühungen , die der Kollege
Scherf deutlich gemacht hat, auch für Bonn, für diese
Region Mitverantwortung zu empfinden und das in
die Argumentation miteinzubeziehen , sollten wir
dennoch sehen , welche Bedeutung Bonn für die Ent¬
wicklung der Bundesrepublik Deutschland , die aus
den Ländern entstanden ist, gehabt hat.

Wenn wir die Dimension Europa hinzufügen - sie
muß an dieser Stelle eingefügt werden dann , finde
ich, gibt es erneut gewichtige Argumente , die für die
Entscheidung mit der bisherigen Regelung , die 1991
getroffen worden ist, sprechen . Die Bundesländer
haben nach Artikel 23 Grundgesetz zusätzliche Ver¬
antwortung für die europäische Entwicklung über¬
nommen . Sie haben Verantwortung dafür übernom¬
men , rfaR Ha«; Zusammenwirken der deutschen Län¬
der mit den Regionen Europas als Teil der Gesamt¬
entwicklung hin zu einem gemeinsamen Europa ein¬
geleitet wurde und sich aus dieser Einleitung dann (D)
auch entwickeln konnte . '

Ich linde , Bonn ist auch unter diesem Gesichts¬
punkt ein Standort , der nicht nur den Gedanken auf¬
nehmen sollte, mit dem in Aussicht gestellt wird, daß
möglicherweise der Ausschuß der europäischen Re¬
gionen oder auch Ausschüsse des Bundesrates , die
sich vielleicht auch mit solchen Fragen befassen , hier
tagen könnten . Ich glaube , daß diese Perspektive,
die immer stärker den Nationalstaat in den Hinter¬
grund rückt und das Zusammenwirken auf euro¬
päischer Ebene , unterfüttert durch die regionale Zu¬
sammenarbeit auf europäischer Ebene , beinhaltet,
Bedeutung hat . Insoweit sollten diese Argumente
auch bei der heutigen Debatte sehr ernsthaft in die
Überlegungen miteinbezogen werden.

Sie wissen auch , meine sehr geehrten Damen und
Herren , daß es durchaus auch Bedenken rechtlicher
Art hinsichtlich der gewählten Vorgehensweisen gibt.
Wir haben ein entsprechendes Rechtsgutachten aus
der Sicht des Landes Rheinland-Pfalz erstellen las¬
sen . Es gibt eine Reihe weiterer Stellungn ahmen
beachtlicher Art aus der Verfassungsrechtsbeglei¬
tung . Ich will aber heute dieses Argument bewußt
nicht in den Mittelpunkt stellen, weil es um eine poli¬
tische Entscheidung geht - ganz ohne Frage - und
der gewählte Weg allenfalls von sekundärer Bedeu¬
tung ist. Dennoch darf bei einer solchen Debatte
nicht unausgesprochen -bleiben , daß es das Beden¬
ken gibt , den Umzug allein aufgrund politischer Ent¬
scheidungen einzuleiten und damit eben das Eigen-
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(A) zunächst von Initiativen im Rahmen des parlamenta¬
rischen Verfahrens zum Bundeshaushalt 1997 ab.
Sie fordern die Bundesregierung jedoch auf, cie not¬
wendigen Verhandlungen mit den Kohleländem
über die Koblehilfen bis 2005 umgehend aufzuneh¬
men.

Die Landesregierungen weisen schon jetzt darauf
hin, daß sie für den Pianungszeitraum des Bundes¬
haushaltes 1997 auf der Bewilligung der artikelge-
setzlich festgelegten Finanzplafonds sowie auf der
Erfüllungder Zusage der Bundesregierung zur Flan¬
kierung des Hüttenvertrages bis Ende 2000 bestehen
werden. Denn die Haushaltsbeschlüsse der Bundes¬
regierung würden jede Perspektive für den deut¬
schen Steinkohlenbergbau zerstören und damit kurz¬
fristig zu unbeherrschbaren Strukturbrüchen in den
Revieren führen.

Anlage 11

Erklärung

von Ministerpräsident Dr. h .c. Johannes Rau
(Nordrhein -Westfalen)

ZU Punkt 2ä) und b} der Tagesordnung

I.

(B) Wir haben heute im ersten Durchgang Wort und
Widerwort zum Haushaltsentwurf der Bundesregie¬
rung für das Jahr 1997 und zum Finanzplan 1996—
2000 gehört.

Dabei sind unterschiedliche politische Wertungen,
unterschiedliche Prioritäten und unterschiedliche
vrirtschaftspolitische, sozialpolitische und gesell¬
schaftspolitischeVorstellungen deutlich geworden.

Der Streit um die besseren Entwürfe gehört auch
zwischen Bund und Ländern zu unserer föderalen
Demokratie. Ich möchte zusätzlich nur einen Punkt
ansprechen , und dieser hat wieder - wie bei meinem
ersten Beitrag heute - mit der Glaubwürdigkeit und
der Verläßlichkeitder Politik zu tun.

Ich spreche über die Kohlepolitik und ihre finan¬
zielle Grundlage im Bundeshaushalt und im Finanz¬
plan.

Ich kann die Bundesregierung nicht dazu zwängen,
etwas zu tun, was sie nicht wüL Aber ich erwarte
zweierlei:
- Erstens. Wer will, daß der deutsche Steinkohlen¬
bergbau zum Auslaufmodell oder zum Museum wird,
der soll das klar sagen.
— Zweitens. Ich erwarte , daß sich der Bund an Ge¬
setze und an Vereinbarungen hält, die er mit dem
Bergbau , mit der Industriegewerkschaft Bergbauund Energie und mit den betroffenen Ländern getrof¬
fen hat.

n . (C)

Die Haushaltsansätze der Bundesregierung sind
für 1997 nur schwer und für die mittelfristige Finanz-
planung bis zum Jahr 2000 überhaupt nicht mit den
Verpflichtungen in Übereinstimmung zu bringen , die
die Bundesregierung eingegangen ist.

Diese Feststellung kann auch nicht dadurch relati¬
viert werden , daß die Bundesregierung selber unter
Teilziffer 4. 1 ihres Finanzplans schreibt:

Die Finanzplanansätze ab 1998 für Koks, Kohle
und Verstromung sind kein Präjudiz für die noch
festzulegenden Kohleplafonds ab 1993.

Im Artikelgesetz von 1994 ist die Höhe der Verstro-
mungsplafonds für die Jahre 1999 und 2000 mit je
7 Milliarden Mark festgelegt.

Grundlage des Hüttenvertrages ist die Zusage der
Bundesregierung , ihn mit der Kokskohlenbeihilfe bis
Ende 2000 zu flankieren . In Ihrem Energiegesamt¬
konzept hat die Bundesregierung eine Anschlußre¬
gelung zum Hüttenvertrag bis zum Jahr 2005 zuge¬
sagt.

Im Finanzplan der Bundesregierung findet sich all
das nicht . Ab 1998 stehen keine Mittel mehr für die
Kokskohlenbeihilfe zur Verfügung . Im Jahr 2000 sol¬
len statt der verabredeten 7 Milliarden Mark für die
Verstromung 5,95 Milliarden Mark zur Verfügung

Das ist gegen alle Verabredungen ; das muß das
Vertrauen nicht nur der Bergleute und ihrer Familien
in politische Aussagen und Zusagen tief erschüttern , pj

In den Energiekonsens -Gesprächen am 16 . März
1995 ist einvemehmlich festgestellt worden , daß es
gut wäre , möglichst schnell eine Verständigung über
die Finanzierung der Kohleverstromung bis ein¬
schließlich 2005 zu finden.

Nach Ansicht des Bundes sollten dabei auch die
Jahre 1999 und 2000 in die Überlegungen einbezo¬
gen werden , mit dem Ziel, die Hilfen für die Kohle¬
verstromung früher zu verringern.

Die Bundesregierung hat damals aber zugesagt,
die Zuwendungsbescheide für die Jahre 1999 und
2000 spätestens Ende des Jahres 1995 auszustellen,
wenn bis dahin keine Vereinbarung über die Degres¬
sion der Verstromungshilfen bis 2005 getroffen wer¬
den kann.

Diese Frist wurde mit unserem Einverständnis bis
zum Frühjahr 1996 verlängert . Inzwischen haben wir
Ende September 1996 , und die Zuwendungsbe¬
scheide liegen noch immer nicht vor.

So etwas hat es nach meiner Erinnerung noch bei
keiner Bundesregierung zuvor gegeben.

m.
Dieses Verhalten . der Bundesregierung ist um so

unbegreiflicher , als der Bergbau und die IGBE ein
Modell vorgelegt haben , das zu einschneidenden
Veränderungen im Steinkohlenbergbau führte:
- Die Zahl der Bergleute würde halbiert,
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(A) - die Fördermenge um ein Drittel , auf 34 Millionen
Tonnen , jährlich verringert.

- Von 19 Zechenstandorten würden 7 geschlossen.
— Die Kohlehilfen würden von heute 10,1 auf 7 .Mil¬

liarden im Jahr2005 verringert.
Diese Zahlen zeigen : Es kann keine Rede davon

sein , daß der Bergbau am Status quo festhalte und
nicht bereit sei , veränderte Rahmenbedingrungen zur
Kenntnis zu nehmen.

Tm deutschen Steinkohlenbergbau wurden seit
1957 mehr als 520 000 Arbeitsplätze abgebaut.

Von 1987 bis 1993 ist im Steinkohlenbergbau die
Zahl der Arbeitsplätze auf 108 000 zurückgegangen.
Das entspricht einem Abbau von 32 % , mehr als in
jedem anderen Industriezweig in den alten Ländern.

Von Ende 1993 bis August 1996 sind noch einmal
20 000 Arbeitsplätze , also noch einmal 20 % , abge¬
baut worden.

IV.
Das vom Bergbau und der IGBE vorgelegte Kon¬

zept ist der Beweis dafür , daß sich der deutsche
Steinkohlenbergbau dem unvermeidbaren Struktur¬
wandel nicht verweigert.

Wer die Einschnitte noch tiefer und noch schneller
will, der zerstört den bisher weltweit einmaligen und
erfolgreichen Anpassungsprozeß in den Unterneh¬
men und in den Regionen.

Das kann niemand wollen , ganz gleichgültig , wie
(B) er zur heimischen Kohle steht.

Seit Monaten lese ich in der Presse über bevorste¬
hende Gespräche mit dem Bergbau und den Kohle-
ländem . Mit »ns ist bisher nicht gesprochen worden.
Ich fordere die Bundesregierung auf , sich an Recht
und Gesetz zu halten und bestehende Vereinbarun¬
gen zu respektieren.

Das Vertrauen in die Politik darf nicht noch in ei¬
nem weiteren Bereich beschädigt werden.

Anlage 12

Erklärung

von Staatsminister Erwin Huber (Bayern)
zu Punkt 2 a) und b) der Tagesordnung

Wir haben bisher in der Nachkriegsgeschichte
nicht dagewesene finanzpolitische Herausforderun¬
gen zu meistern:
- Die deutsche Einheit fordert hohen Einsatz,
- die wirtschaftliche Abschwächung beansprucht

unser Soziales Netz und damit insbesondere den
Bundeshaushalt aufs äußerste.

- Das „Made in Gennany “ muß sich im Wettbewerb
um Preise und Qualität neu bewähren.

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung (C)
einerseits ein Programm für mehr Wachstum und Be¬
schäftigung und andererseits einen ausgesproche¬
nen Sparhaushalt für 1997 vorgelegt . Im Finanzaus¬
schuß des Bundesrates haben die CDU/CSU-regier-
ten Länder die Politik des Bundesfinanzministers un¬
terstützt.

Nun haben Sie, meine Damen und Herren von der
SPD , im Haushaltsentwurf 1997 des Bundes eine
ganze Reihe von Risiken ausgemacht , die sich auf
eine Summe von fast 20 Milliarden DM summieren
sollen . Zugleich aber war von Ihnen zu den vorge¬
schlagenen Sparmaßnahmen des Bundes stets nur
Ablehnung zu hören . Auch zu weitergehenden Maß¬
nahmen auf Länderebene , die auf der Fachebene be¬
reits einvemehmlich abgeklärt waren , haben Sie die
Hand verweigert . Ich erinnere insoweit an die Fi-
nanzministerkonferenz vom 6 . und 7 . Juni des Jahres
und die Ministerpräsidentenkonferenz von Anfang
Juli.

Fi» solches Verhalten kann nicht überzeugen . Ich
denke , auch in Ihren eigenen Reihen sind manche
Zweifel vorhanden , zumal gerade in den SPD -ge-
führten Ländern die Finanzen , soweit das Auge
reicht , nicht zum besten stehen . So weist die Finanz-
planung Niedersachsens für 1996 eine Neuverschul¬
dung .von knapp 3,7 Milliarden DM bzw . über 9%
des Haushaltsvolumens aus.

Das Saarland kann <rirh nur dank großzügiger Sa¬
nierungshilfen des Bundes über Wasser halten . Die
Folgen der hohen Verschuldung schlagen in Form
immer einschnürenderer Zinslasten durch . Nieder¬
sachsen muß heute jede zehnte Mark nur für Zinsen
ausgeben . Trotz einer sehr restriktiv anmutenden Fi¬
nanzplanung wird der Zinsendienst im Jahr 2000
mindestens 11,8 % der Ausgaben des niedersächsi¬
schen Landeshaushalts ausmachen . Auch wenn Sie
es schon einmal gehört haben sollten , es bleibt inter¬
essant : Die bayerische Zins-Ausgaben -Quote liegt im
Vergleich aktuell bei rund 3,8 % und wird auch bis
zum Jahr 2000 nicht wesentlich über die 4 % -Grenze
steigen.

Eine weitergehende Srhnlrienfinanzierung —
gleich , ob beim Bund oder beim Land — kann nie¬
mand verantworten.

Andere bequeme Wege zur Haushaitsentlastung
gibt es ebensowenig . Fi» Drehen an der Steuer- und
Abgabenschraube kann nur dazu führen , daß
Deutschland im internationalen Vergleich zuruckfällt
und der Unmut unserer ohnehin schon hochbelaste¬
ten Bürger in eine Verweigeiungshaltung umschlägt.

Für eine verantwortungsbewußte Finanzpolitik
gibt es also nur Sparen als Alternative . Gespart wer¬
den m" ft überall . Wer den Sozialbereich für tabu
hält , muß sich fragen lassen, woher er denn die nöti¬
gen Sparbeträge in zweistelliger Milliardenhöhe
nehmen wilL Wer einerseits den Abbau von Subven¬
tionen fordert , zugleich aber die schützende Hand
über die strukturkonservierenden Kohlehilfen hält,
wirkt auch nicht sonderlich glaubwürdig.

Insofern k*»n ich Herrn Ministerpräsidenten Rau
nicht folgen . Was spricht denn dagegen , bei den
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GustavWabro (Baden-Württemberg)
(A) Jahre 1999 und nicht erst ab dem Jahre 2001 spürbar

und stufenweisezu verringern.
Meine Damen und Herren , zum Abbau der Sub¬

ventionierung des Steinkohlenbergbaus stehen
wichtige Gespräche und Entscheidungen bevor.

Im Jahreswirtschaftsbericht 1997 , der in dieser
Woche der Öffentlichkeit vorgestellt worden ist , wird
unter anderem ausgeführt , daß - wie alle anderen
Bereiche - auch die deutsche Steinkohle von Einspa¬
rungen nicht ausgenommen werden könne . Die
Steinkohlenhillen würden weiter zurückgeführt . Die
Bundesregierung gehe fest davon aus, daß sich
Nordihein -Westfalen und das Saarland in höherem
Umfang als bisher an den Kohlehilfen beteiligten,
um einen gesamtwirtschaftlich tragbaren und le¬
bensfähigen Bergbau in Deutschland zu ermögli¬
chen . Deshalb kommt unser Antrag zum jetzigen
Zeitpunkt und mit der Bitte um sofortige Sachent¬
scheidung und Zustimmung gerade richtig.

Die Regierungen von Baden -Württemberg und
Bayern treten scbon seit langem für eine vorzeitige
Senkung der Steinkohlesubventionen ein. Die bishe¬
rige Kohleprotektion ist haushalts - und ordnongs-
politisch , Struktur- und energiepolitisch sowie um¬
weltpolitisch nicht mehr vertretbar.

Auch die Bundesregierung stellt in ihrem Finanz¬
plan 1996bis 2000 fest, daß die finanzielle Flankie¬
rung des Einsatzesheimischer Steinkohle im bisheri¬
gen Umfang der öffentlichen Hand angesichts der
engeren finanzpolitischen Spielräume nicht länger
möglich seL Sie sei aber auch zur Sicherung der

(B) Energieversorgung in diesem Umfang nicht mehr er¬
forderlich und könne daher in den nächsten Jahren
deutlich zurückgefühlt werden.

Das alte Argument, meine Damen und Herren , aus
Gründen der Versorgungssicherbeit sei die heimi¬
sche Steinkohle zu fördern , greift nicht mehr. Kohle
ist weltweit vorhanden und kostet mit etwa 70 DM
pro Tonne nur einen Bruchteil dessen , was die deut¬
sche Steinkohlekostet , deren Preis bei etwa 280 DM
pro Tonneliegt

Wir sollten die Augen nicht davor verschließen:
Die Nachfrage nach heimischer Kohle ist ständig zu¬
rückgegangen . Ihr Anteil am Primärenergiever¬
brauch ist von 70 % auf 15 % gesunken . Die vielfälti¬
gen und umfangreichen staatlichen Schutzmaßnah¬
men seit den 50er Jahren konnten dies nicht vorhin,
dem . Im Jahre 1957 wurden etwa 150 Millionen Ton¬
nen gefördert; im Jahre 1995 waren es nur noch etwa
52 Millionen Tonnen.

Der wirkliche Grund für die Aufrechterhaltung der
Steinkohlenförderung ist also nicht die Versorgungs¬
sicherheit und auch nicht die Befriedigung einer
Nachfrage , sondern die Erhaltung von etwa 85 000
Arbeitsplätzen in den Bergbauregionen . Erhaltungs-
Subventionen für ein Produkt , das auf lange Sicht
niemand mehr haben will und braucht , sind aber
nicht länger vertretbar.

Meine Damen und Herren , auch zukunftsorien¬
tierte Wirtschaftszweige sind von Konjunktur- und
Strukturproblemen stark betroffen . So wurden z . B.

allein in Baden-Württemberg im Zeitraum von Sep- [Q
tember 1991 bis Dezember 1994 in den Sektoren
Elektrotechnik , Maschinenbau und Straßenfahr¬
zeuge insgesamt etwa 155 000 Arbeitsplätze abge¬
baut . In Bayern sind die Verhältnisse ähnlich . Hier
gingen in diesen Branchen im gleichen Zeitraum
über 110 000 Arbeitsplätze verloren . Um noch einmal
auf Baden-Württemberg zurückzukommen : In den
Jahren 1991 bis 1995 sind im produzierenden Ge¬
werbe insgesamt 252 000 Arbeitsplätze weggefallen.

Für die Bereiche in Bayern und Baden -Württem¬
berg , die ich soeben genannt habe , gab es keine Ab¬
satzhilfen. Dagegen stiegen diese Hilfen für den
Steinkohlenbergbau inzwischen auf jährlich über
110 000 DM pro Beschäftigten bei einer Bruttolohn-
und -gehaltssumme je Beschäftigten von 60 000 DM.

Meine Damen und Herren , das soziale , regional-
politische und volkswirtschaftliche Gleichgewicht ist
dadurch erheblich gestört . Sinnvollerweise müssen
deshalb die in die Steinkohlenförderung fehlgeleite¬
ten Mittel reduziert und für die Förderung von zu¬
kunftssicheren Arbeitsplätzen verwendet werden.

Wir verstehen den Wunsch des Steinkohlenberg¬
baus und der Steinkohleländer Nordrhein -Westfalen
und Saarland nach Planungssicherheit . Deshalb fol¬
gen wir in unserem Entschließungsantrag nicht der
Empfehlung des Sachverständigenrates . Wir wollen
die Kohlesubventionen nicht, wie dort vorgeschla¬
gen , spätestens bis zum Jahr 2006 auf Null reduzie¬
ren . Die Entschließung weicht zugunsten der Stein¬
kohleländer von dieser Empfehlung ab und berück¬
sichtigt damit die historische Entwicklung in den Re-
vierländem sowie die bisherigen Leistungen bei der
Umstrukturierung und dem Abbau der Zahl der Be¬
schäftigten.

Wir schlagen die stufenweise Degression der Koh¬
lesubventionen auf einen Sockelbetrag von 2 Mil¬
liarden DM Im Jahre 2006 vor. Dies sichert den Un¬
ternehmen des Steinkohlenbergbaus und den Re-
vierländem über einen längeren Zeitraum hinweg
angemessene Rahmenbedingungen für die geord¬
nete Rückführung der Steinkohlenförderung und die
Stillegung von Zechen.

Ich bitte Sie darum , den Entschließungsantrag zu
unterstützen , und danke Ihnen für Ihre Aufmerksam¬
keit.

Präsident Erwin Teufel: Vielen Dank!
Das Wort hat Herr Ministerpräsident Rau {Nord¬

rhein-Westfalen) .

Dr. h. c , Johannes Rau (Nordrhein -Westfalen) :
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Wie wir
soeben gehört haben , wollen Bayern und Baden-
Württemberg mit ihrer Initiative erreichen , daß der
Bund seine Absatzhilfen für den heimischen Stein¬
kohlenbergbau drastisch senkt und zugleich für die
Hilfen eine Obergrenze pro Tonne einführt . Wer die
Situation des deutschen Bergbaus kennt , der weiß,
daß diese Vorschläge das schnelle und abrupte Ende
der heimischen Steinkohle bedeuten würden.
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Dr. h. c. Johannes Bau (Nordrhein-Westfalen)
(A ) Ich halte diese Position für politisch nicht verant¬

wortbar , ganz unabhängig davon , wie man zur hei¬
mischen Kohle steht . Daß ich als Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen den Entschlie¬
ßungsantrag ablehne , wird niemanden überraschen.
Ich bin aber sicher, daß er auch für die anderen Län¬
der nicht akzeptabel sein kann.

Den Antragstellern geht es in erster Linie darum,
die Bundeshilfen für den Steinkohlenbergbau abzu¬
schaffen . Zugleich wollen sie die Kohleländer zusätz¬
lich belasten.

Tatsächlich zahlt Nordrhein -Westfalen pro Jahr
rund 1,2 Milliarden DM für die heimische Stein¬
kohle . Im Ergebnis ist das ein Beitrag des Landes für
die sichere Energieversorgung der Bundesrepublik
Deutschland-

Sie erwägen nicht, Herr Kollege Wabro, daß die
Bundesrepublik immer mehr von Energieimporten
abhängig wird . Das gilt übrigens auch für die Euro¬
päische Union.

Die Antragsteller übersehen die großen Vorteile,
die der deutschen Wirtschaft entstehen , solange sie
sich auf die sichere heimische Kohle mit ihren hohen
Qualitäten verlassen kann . Die heimische Steinkohle
läßt sich nicht mit einem Federstrich durch andere
Energieträger oder durch Importkohle ersetzen.

Tatsächlich steht die Entschließung der Länder Ba¬
den -Württemberg und Bayern in Widerspruch zur
Politik des Bundeskanzlers und geht auch der deut-

(Bj sehen Wirtschaft viel zu weit . Das können Sie etwa
einer Erklärung des Bundesverbandes der Deut¬
schen Industrie vom 15. Januar dieses Jahres entneh¬
men . Er behandelt die heimische Steinkohle aus¬
drücklich als Teil eines energiepolitischen Konzepts
für die Bundesrepublik Deutschland und erwartet
von der Politik, daß sie das gewährleistet.

Gerade die Wirtschaft sieht in dem weltweit stei¬
genden Kohleverbrauch eine wichtige Aufgabe und
eine große Chance für die heimische Kohle und für
die Energiewirtschaft Denn Bergbau in der Bundes¬
republik Deutschland ist Hochtechnologie . Das gilt
für die Förder- und Gewinnungstechnik . Es gilt auch
für die Kraftwerkstechnologie zur Kohleverstromtmg.
Wenn wir als hochindustrialisiertes Land daran mit-
wirken , daß auch in anderen Staaten moderne Tech¬
nologien zum Einsatz kommen , leisten wir zugleich
einen wesentlichen Beitrag zum Schutz der Umwelt
Auch dafür brauchen wir einen lebensfähigen heimi¬
schen Steinkohlenbergbau.

Die Länder Baden-Württemberg und Bayern wol¬
len mit ihrer Entschließung , wie wir soeben gehört
haben , die Bundeshilfen für die heimische Stein¬
kohle senken . Bei genauem Lesen ihres Antrags wird
aber deutlich , daß sie zumindest Teile dieser Bundes¬
hilfen für sich selber beanspruchen wollen ; ich ge¬
stehe , von Subventionen verstehen sie etwas . Es ist
sicher nicht falsch, wenn ich davon ausgehe , daß die
antragstellenden Länder dabei in besonderem Maße
an Subventionen für die Landwirtschaft oder für die
Luft- und Raumfahrtindnstrie denken.

Herr Kollege Wabro hat eindrucksvolle Zahlen (C)
über den Arbeltsplaizabbau in Baden -Württemberg
und in Bayern im Bereich des produzierenden Ge¬
werbes genannt . Ich will die für Nordrhein-
Westfalen hinzufügen : Pro Jahr gehen im produzie¬
renden Gewerbe in Nordrhein-Westfalen 100 000 Ar¬
beitsplätze verloren . Das ist also keine baden -würt¬
tembergische und auch keine bayerische Spezialität,
sondern es ist die Folge einer Arbeitsmarktpolitik
und einer Wirtschaftspolitik, die falsch justiert sind.
Dies spüren wir in allen Ländern.

In einem Punkt ist der Entschließungsantrag aller¬
dings in dankenswerter Weise eindeutig : Es wird
nicht der Versuch gemacht , irgendeinen Zusammen¬
hang zwischen der Kohlepolitik und der Entsorgung
der Kernkraftwerke herzustellen . Es gibt einen sol¬
chen aber auch nicht.

Baden -Württemberg und Bayern wenden sich ge¬
wissermaßen ohne Wenn und Aber gegen die heimi¬
sche Steinkohle . Ich finde , sie setzen mit ihrer Ent¬
schließung hier im Bundesrat neue Akzente im Um¬
gang miteinander . Sie unterstützen Teile der Bonner
Koalition, die dabei sind , die Verantwortung des
Bundes für die heimische Steinkohle und damit für
einen zentralen Bereich der Energiepolitik aufzuge¬
ben . Damit belasten sie zugleich die beiden Kohle¬
länder und andere öffentliche Kassen . Ich kann nur
eindringlich davor warnen . Wenn das Schule
machte , müßten auch die antragstellenden Länder'
damit rechnen , daß es sie selber als nächste treffen
könnte.

Zu Recht fordern Baden-Württemberg und Bayern (D)
Planungssicherheit für den Steinkohlenbergbau und
für die Kohlereviere. Die Antragsteller sagen aber
nicht , daß die Verfallzeitder kohlepolitischen Verein¬
barungen und Gesetze immer kürzer wird . Sie selber
tragen mit ihrem Enlschließungsantrag zusätzliche
Unsicherheit in die Kohlereviere.

Ln März 1995 hat die Bundesregierung mit allen
Teilnehmern der damaligen Energie -Konsensge¬
spräche festgelegt , wie die kohlepolitischen Teüe des
Energie -Aitikelgesetzes umgesetzt werden sollen.
Herr Kollege Stoiber hat sich aktiv daran beteiligt.
Die Absprache , die dort getroffen wurde , wurde
gleichwohl schon wenige Monate später in Frage ge¬
stellt, genauso wie die kohlepolitische Entscheidung,
die wir am 11 . November 1991 per Handschlag mit
dem Bundeskanzler getroffen hatten , durch das Arti¬
kelgesetz außer Kraftgesetzt wurde.

Seit Ende 1995 wissen die Bergleute , daß der Bund
die getroffenen Vereinbarungen , die im Gesetz ste¬
hen , nicht einitalten will. Aber bis heute ist offen,
wozu sich die Politik letztlich durchringen wird.

Wir befassen uns heute mit einer Entschließung , in
der die Verfasser nicht einmal erwähnen , daß sie gel¬
tende Zusagen verletzten wollen . Das muß das Ver¬
trauen nicht nur der Bergleute und ihrer Familien in
politische Aussagen und Zusagen tief erschüttern.
Ich habe die große Sorge , daß die Politik ihre Über¬
zeugungskraft verspielt, wenn das gegebene Wort
beliebig zur Dispositiongestellt wird.
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Dr. h . c. JohannesEau (Nordrhein-Westfalen)
V) Die Landesregierung Nordrhein -Westfalen hat von

Anfang an den nötigen Strukturwandel in den Koh¬
lerevieren unterstützt , wie dies auch die Bergleute
tun, unter anderem seit Jahren durch Lohnverzicht.
Sie haben die Zahl genannt , Herr Kollege Wabro:
Heute sind 88 000 Menschen im deutschen Steinkoh¬
lenbergbau beschäftigt . 1990 waren es noch über
130 000 , 1980 waren es 187 000 und 1970 rund
.250 000.

Wir werden den Strukturwandel auch in den kom¬
menden Jahren aktiv mitgestalten . Dafür brauchen
wir eine Entscheidung über die künftigen Kohlehil¬
fen , die sowohl die Rolle der Kohle in der Energie¬
politik als auch die Haushaltsbelastungen sieht und
ihnen Rechnung trägt.

Der Bergbau und die IGBE haben dazu Vorschläge
gemacht , die schmerzliche Einschnitte bedeuten
werden . Nach ihrem Modell würden sich die Zahl
der Bergleute bis zum Jahr 2005 halbieren , die Stein-
koblenförderung um ein Drittel verringern und die
öffentlichenHilfen auf unter 7 Milliarden DM sinken.
Jetzt muß der Bund endlich die nötigen Entscheidun¬
gen herbeiführen.

Wir helfen nicht nur den Kohlerevieren, sondern
wir dienen auch den Interessen aller Länder , wenn
der Bundesrat dazu beitragen kann , die von der Poli¬
tik ausgehende Ungewißheit über die Zukunft der
heimischen Steinkohle zu beenden . Die Entschlie¬
ßung der Länder Baden-Württemberg und Bayern
zur Kohlesubventionierung dient diesem Ziel nicht.
Daher bitte ich darum , sie abzulehnen.

ipi
Präsident Erwin Teufel : Vielen Dank!
Das Wort hat Herr Staatsminister Wiesheu (Bay¬

ern ) .

Dr. Otto Wiesheu (Bayern) : Herr Präsident ! Hohes
Haus ! Der Antrag der Länder Baden-Württemberg
und Bayern kommt nicht zufällig. Es ist nicht so , daß
von uns eine neue Diskussion vom Zaun gebrochen
würde . Tatsache ist, daß man sich in den nächsten
Wochen innerhalb der Bundesregierung und auch
mit den Kohleländem über die weitere Entwicklung
der Kohlesubventionen unterhalten will. Es ist natür¬
lich auch notwendig und sinnvoll, wenn die Länder
und der Bundesrat hier ein Wortmitreden.

Mit dem von den Ländern Baden-Württemberg
und Bayern gemeinsam eingebrachten Entschlie¬
ßungsantrag zur Steinkohlesubventionierung wollen
wir mit Blick auf die anstehenden Entscheidungen
erneut deutlich machen , daß die Steinkohlesubven¬
tionen spätestens ab 1999 und nicht erst ab 2001 stu¬
fenweise spürbar reduziert werden müssen . Die
Möglichkeit, ab 1999 mit der Reduzierung zu begin¬
nen , ist auch bei den seinerzeitigen Konsensgesprä¬
chen offengehalten worden . Wir werfen keine Ver¬
einbarungen über den Haufen ; wir nutzen vielmehr
die Möglichkeiten, die seinerzeit vereinbart worden
sind.

Nicht nur Bayern und Baden -Württemberg treten
wegen einer völlig veränderten energie - , wirtschaits-
und finanzpolitischenSituation nachdrücklich für zu-

kunftsorientieite Änderungen ein . Es ist zu simpel zu (C)
behaupten , man wende sich pauschal gegen die
Steinkohle . Es ist ebenfalls zu simpel zu sagen , das
sei ein Affront gegen Nordrhein -Westfalen oder ge¬
gen das Saarland . Das ist nicht der Fall. Ich glaube,
man mnR vielmehr auf die Sachargumentation hin-
weisen.

Auch von der Energiepolitik muß ein Beitrag zur
Wettbewerbsfähigkeit und zur Attraktivität des Wirt¬
schaftsstandorts geleistet werden . Diesem Anspruch
wird die Subventionspolitik , die wir in bezug auf dfe
Steinkohle betreiben , nicht mehr gerecht . Sie ist
haushaltspolitisch nicht mehr vertretbar ; sie ist ord¬
nungspolitisch falsch; sie ist auch Struktur- und
energiepolitisch problematisch und umweltpolittsch
verfehlt

Ich beziehe micht hierbei auf den Sachverständi¬
genrat , der dies in seinem Jahresgutachten 1995/96
erneut deutlich gemacht hat . Er stellt fest : Die Steu - ■
erzahler werden über Gebühr belastet . Die Konsoli¬
dierung der Haushalte wird erschwert . Der Struktur¬
wandel in den Revierländern wird behindert . Kapital
und qualifizierte Arbeitskräfte werden fehlgeleitet.
Umweltpolitische Bemühungen werden konterka¬
riert . - Das sind Feststellungen des Sachverständi¬
genrates . Ich glaube , es ist ein Gebot der politischen
Vernunft , auch die Konsequenzen daraus zu ziehen.

Wir verlangen aber nicht das , was der Sachverstän¬
digenrat fordert, nämlich die Kohlesubventionie¬
rung völlig abzubauen . Denn wir erkennen die regio¬
nalen Auswirkungen und berücksichtigen die Zu¬
kunft der Bergbaumaschinenindustrie . Ich gebe Ih-
nen , Herr Ministerpräsident , darin recht , daß es sich
hierbei »im eine High-Tech-Industrie handelt und es
dabei auch um die Erhaltung der Exportfähigkeit.
dieses Industriezweigs geht.

Deswegen sind wir auch nicht für einen totalen
Abbau der Kohlesubventionen bis zum Jahre 2006.
Wir sind auch nicht, wie fälschlich behauptet wird,
für ein schnelles und abruptes Ende des Kohlenberg¬
baus . Wir sind vielmehr dafür , die Förderung degres¬
siv bis auf eine Sockelförderung fn Höhe von 2 Mil¬
liarden DM abzubauen . Das bedeutet die Erhaltung
des Kembestandes im Bergbau . Es bedeutet auch,
daß Hilfen zur Bewältigung des Strukturwandels mit
vorzusehen sind. Wir gehen dabei sogar bis an die
Grenze des volkswirtschaftlichVertretbaren.

Sie haben dargelegt , was Nordrhein -Westfalensel¬
ber für den Kohlenbergbau tue . Mir wird in der Dis¬
kussion manchmal die Frage vorgehalten , warum
man sich in Bayern über die Kohlesubventionen auf¬
rege : Man müsse doch einmal gegenrechnen , was
für das Land Bayern in den letzten 20, 30 Jahren im
Rahmen des Länderünanzausgleichs gezahlt worden
sei . Das sind immer sehr schöne Argumentationen.
Nur , man muß sich einmal die Zahlen anschauen.

Nordrhein -Westfalen hat als Ausgleichsabgabe in
den Ausgleichsfonds nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz bisher 22,6 Milliarden DM gezahlt. Bay¬
ern hat 10,8 Milliarden DM dafür bezahlt . Nordrhein-
Westfalen hat aus dem Ausgleichsfonds 35,8 Milliar¬
den DM an Zuschüssen bekommen . Die bayerische
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